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Quo vadis december?

Bei den vielen überlieferten Mühen, dem laufenden Jahr eine zahlbare
Ordnung zu verleihen, war der Monat "december" der zehnte jenes
römischen Jahres, das laut Duden bis ins zweite vorchristliche
Jahrhundert seine festgeschriebene Praxis hatte.

Aus dem Nebel des vorangehenden Novembers trat er heraus, um im
wesentlichen die letzten Schlachten des folgenden zumeist harten und
kalten Winters für die Welt zu schlagen, damit er schließlich durch
die Türen und Tore des Januars die Aussichten auf wärmere und
nahrungsträchtigere Zeiten gewinnen und erobern konnte.

Mit dem Anwachsen besserer Möglichkeiten und Technologien wie der
gleichzeitigen Zunahme ziviler Vereinnahmung und Gefangenschaft des
gesellschaftlich gefesselten Menschen haben auch die Ordnung und das
systemische Zählen nebst ihrer komplexen und differenzierten
Wirklichkeit zum Zwecke der angemessenen Verwaltung zugenommen.
Schritt für Schritt hat sich dieses Verfahren bis in die Gegenwart des
adäquaten Zugriffs auf den Stand fortschreitender Entwicklung dieses
Prozesses zu bringen gewußt.

Wie sollte der Mensch dann auch etwas anderes erwarten, als daß sich
mit dem nächsten System dieser Art, zum Beispiel jener alles
übergreifenden Digitalisierung der zukünftigen Technik und Industrie
sowie ihrer Produktivität und ihres Konsums, der Weg in die nächste
Moderne, jedoch auch in eine engere, stickigere und unfreiere Welt
öffnen wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


30. November 2018
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KOHLEALARM/535: Klimakampf und Kohlefront - Eile geboten ... (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 3. Dezember 2018

Greenpeace-Schwarzbuch sieht Vattenfall noch wenige Monate in der
Haftung 

Sachsen und Brandenburg können Vattenfall noch für Milliardenrisiko der
Braunkohlesparte haften lassen



Berlin, 3.12.2018 - Wenige Monate bleiben den Landesregierungen von Sachsen
und Brandenburg, um die Steuerzahler vor zusätzlichen Braunkohlekosten in
Milliardenhöhe zu schützen.

Nur noch im Jahr 2019 kann der schwedische Energiekonzern Vattenfall für
die Renaturierungskosten seiner ehemaligen Braunkohlesparte haftbar gemacht
werden. Das geht aus einem vertraulichen Dokument der schwedischen
Regierung hervor, das Greenpeace heute zusammen mit anderen bisher geheimen
Details rund um den Verkauf der Tagebaue im Schwarzbuch "Vattenfall-Leaks"
veröffentlicht. Bislang war davon ausgegangen worden, dass alleine der neue
Betreiber LEAG für die Folgekosten einstehen muss. "Die Lausitz darf beim
anstehende Strukturwandel nicht von Altlasten der Braunkohle gebremst
werden", sagt Greenpeace-Energieexperte Karsten
Smid. "Vattenfall hat viele Jahre gut an der Braunkohle verdient, jetzt
müssen die Landesregierungen alles dafür tun, nicht auf den Folgekosten der
Tagebaue sitzen zu bleiben." Das Greenpeace Schwarzbuch "Vattenfall-Leaks"
und eine beglaubigte Übersetzung des Dokuments finden Sie online: 

https://act.gp/2znM4bz

Vattenfall nennt in dem bislang vertraulichen Regierungsdokument als eine
zentrale Bedingung des Kaufvertrages die "Übernahme sämtlicher Betriebs-
und Umweltrisiken (...) durch den Käufer, keine Verpflichtung des
Verkäufers zur Entschädigung für derartige Risiken". Zwei Absätze später
wird deutlich, dass das deutsche Gesellschaftsrecht Vattenfall keineswegs
aus der Haftung entlässt: "Auf Grund von Strukturveränderungen, die vor der
Transaktion vorgenommen wurden, haftet der Verkäufer nach deutschem Recht
(Umwandlungsgesetz) während eines Zeitraums von fünf Jahren
gesamtschuldnerisch für die Verbindlichkeiten der Zielgesellschaften
(einschließlich der Umwelthaftung für die zehn stillgelegten Anlagen)." Die
genannte Fünfjahresfrist endet 2019. "Der einzige sichere Weg, nicht
Steuerzahler für die Kosten von Konzernen zahlen zu lassen, ist die LEAG
und Vattenfall jetzt gemeinsam in die Pflicht zu nehmen", so Smid. "Die
Landesregierungen müssen die fünfjährige Haftungsklausel nutzen, bevor sie
verjährt."

Wirtschaftsausschuss diskutiert Mittwoch in Potsdam über Rückstellungen


Diesen Mittwoch diskutiert der Ausschuss für Wirtschaft und Energie der
brandenburgischen Landesregierung in Potsdam darüber, wie die
Verpflichtungen der LEAG von mindestens drei Milliarden Euro für die
Renaturierung sichergestellt werden können. Bislang plant die
Landesregierung dies über noch einzurichtende Zweckgesellschaften. Diese
sind nach Einschätzung von Greenpeace jedoch im Falle einer Insolvenz nicht
sicher. "Im Bergrecht gilt das Verursacherprinzip", so Smid.
"Es ist ein Grundsatz des Umweltschutzes, wonach Kosten zur Behebung der
Bergbauschäden demjenigen angelastet werden, der sie zu verantworten hat.
Dies muss auch für die Schäden gelten, die durch die Ausbeutung der
Braunkohle entstanden sind und noch entstehen werden."


Vattenfall-Leaks

Das Schwarzbuch geht der Frage nach, ob die von der LEAG gebildeten
Rückstellungen ausreichen, um für die Bergbaufolgeschäden und
Sanierungspflichten in der Lausitz
aufzukommen.

https://www.greenpeace.de/presse/publikationen/vattenfall-leaks

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 03.12.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2018 
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KOHLEALARM/534: Klimakampf und Kohlefront - mitgefangen, mitgehangen ... (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 2. Dezember 2018

Auch deutscher Klimaschützerin droht monatelange Haft

Zwölf Greenpeace-Aktivisten nach friedlichem Kohle-Protest in Slowakei
in Haft



Berlin, 2.12.2018 -Ein slowakisches Gericht hat heute untersagt, dass zwölf
festgenommene Greenpeace-Aktivisten auf Kaution freikommen.

Die Klimaschützer aus Deutschland, der Slowakei, der Tschechischen
Republik, Finnland und Belgien hatten in der vergangenen Woche friedlich
mit Bannern auf einem Förderturm eines slowakischen Kohlekonzerns
demonstriert. Sie sollen nun bis zu einer Gerichtsverhandlung in Haft
bleiben, was Monate dauern kann. Sie werden unbegründet krimineller
Aktivitäten beschuldigt, durch die ihnen bis zu fünf Jahre Haft drohen. Die
Aktivisten hatten im Vorfeld der UN-Klimakonferenz für einen raschen
Ausstieg aus der Kohle und für den Ausbau erneuerbarer Energien
demonstriert. Die Anwälte der Aktivisten gehen juristisch gegen die
Entscheidung vor.

"Die Klimakrise stellt uns vor unsere größte Herausforderung, und die
Menschen erwarten von ihren Regierungen bei der Weltklimakonferenz
entschlossenes Handeln", sagt Stefan Krug, Leiter der politischen
Vertretung. "Diese zwölf Aktivisten haben friedlich gegen Kohle, den
schmutzigsten aller Energieträger, demonstriert. Nicht sie sind eine
Bedrohung, sondern Konzerne, die unser Klima zerstören. Wir fordern
die slowakische Regierung auf, die Aktivisten umgehend freizulassen."

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 02.12.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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KOHLEALARM/533: Klimakampf und Kohlefront - Industrie bevorzugt ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2018

++ Kampf um Kohle wird die Klimakonferenz im polnischen Kattowitz
bestimmen ++



Berlin: Am Sonntag hat die 24. Weltklimakonferenz im polnischen Kattowitz,
im Herzen der Kohleförderregion Polens, begonnen. Das Ziel der Konferenz
ist die Verabschiedung eines Regelbuchs zur Umsetzung des Pariser
Abkommens. Außerdem sind alle Länder aufgefordert, ihre schwachen
Klimaschutzpläne mit den Pariser Klimazielen in Einklang zu bringen. Die
Konferenz wird nur dann als Erfolg gewertet werden können, wenn Länder mit
hohen Emissionen zusagen, ihre schwachen Klimaschutzpläne im Lauf des
nächsten Jahres entscheidend zu verbessern. Ein Ausstieg aus fossilen
Energien darf jedoch nicht zu einem Wiedereinstieg in die lebensgefährliche
und nicht beherrschbare Atomkraft führen, wie die polnische Regierung
angekündigt hat.

"Es ist beschämend, dass die Bundesregierung als früherer Motor des
Klimaschutzes wegen der von ihr mitverursachten Verzögerung der Arbeit der
Kohlekommission mit fast leeren Händen nach Polen fährt. Wenn nichts
Entscheidendes geschieht, wird die Bundesregierung die von ihr
beschlossenen Klimaziele krachend verfehlen, und das zum Schaden nicht nur
für Deutschland, sondern für die ganze Welt", erklärt Hubert Weiger,
Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND).

"Es ist unverständlich, dass ein technologisch so hochstehendes und
wirtschaftlich starkes Land wie Deutschland, mit einer erfolgreichen
Förderung von erneuerbaren Energien, nicht imstande und willens ist, seine
ältesten und dreckigsten Kohlekraftwerke in den nächsten Jahren zu
schließen und einen schnellen Ausstieg aus der Kohle zu vollziehen", so
Weiger. Zu denken gäbe auch die Ankündigung von inzwischen allein zehn
Ländern der EU, bis spätestens 2030 aus der Kohleverstromung austeigen zu
wollen. "Ich bin mir sicher, dass sich immer mehr Länder zu einem raschen
Kohleausstieg verpflichten werden. Bleibt es bei der Verweigerungshaltung,
wird Deutschland zum Außenseiter."

Der BUND-Vorsitzende betont weiterhin: "Entscheidend für die Zukunft des
Klimaschutzes ist es anzuerkennen, dass nicht alle Länder die gleiche
Verantwortung für den Ausbruch der Krise tragen." Es müssten zwar alle
Länder ihre Klimaziele und Maßnahmen verbessern, aber die mit den höchsten
Emissionen und diejenigen, welche als Industrieländer die Klimakrise zu
verantworten haben, seien in der Pflicht voranzugehen und mehr zu machen.

"Die Verabschiedung des Pariser Klimaabkommens ist jetzt drei Jahre her.
Wir wissen, dass die Erde sich nur um 1,5 Grad erhitzen darf - mehr ist für
uns alle zu viel. Wir steuern jedoch sehenden Auges auf drei Grad zu.
Jetzt, in Kattowitz, müssen die stärksten Verursacher der Klimakrise
verbindliche Zusagen machen, ihre Emissionen in den nächsten zehn Jahren zu
halbieren", sagt Weiger.

Weiterhin sei die Zivilgesellschaft eine wichtige Säule in der Gestaltung
der Klimapolitik. Doch stehe diese in vielen Ländern zunehmend unter Druck -
 etwa auch im Gastgeberland der COP 24. Weiger weiter: "Mit Besorgnis sehen
wir die Partizipation der Zivilgesellschaft in Polen. So wurde zum Beispiel
extra ein Gesetz erlassen, welches die Versammlungsfreiheit während der
Klimaverhandlungen in Kattowitz einschränkt." Doch auch in Deutschland
bekomme die Zivilgesellschaft Gegenwind, wie der unverhältnismäßige
Polizeieinsatz zur Räumung des Hambacher Waldes zeige. "Die Bedeutung der
Zivilgesellschaft für einen effektiven Klimaschutz ist wichtiger denn je -
in Deutschland, in Europa und weltweit. Nur mit einer lebendigen und
vielfältigen Zivilgesellschaft können offensichtlich ambitionierte
Klimaziele formuliert und auch gegen wirtschaftliche Einzelinteressen
umgesetzt werden", betont Hubert Weiger.




Weitere Informationen unter:

www.bund.net/klimawandel/un-konferenzen/

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/532: Klimakampf und Kohlefront - neue Fronten ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 1. Dezember 2018

Warum erneut Zehntausende Menschen für den Kohleausstieg demonstriert
haben 



Kurz vor Beginn des Weltklimagipfels (COP24) im polnischen Kattowitz haben
erneut Zehntausende Menschen bei den Klima-Kohle-Demos für mehr Tempo beim
Kohleausstieg und Klimaschutz demonstriert.

In Berlin machten 16.000 und in Köln über 20.000 Demonstrant*innen mit
unzähligen Bannern, selbst angefertigten Schildern, Kostümen, Sprechchören
und langen Demonstrationszügen durch die Innenstädte deutlich, wie
enttäuscht sie mittlerweile über die Untätigkeit der Politik sind.

"Seit 30 Jahren wissen wir Bescheid: Bis zum Ende dieses Jahrhunderts
 droht eine globale Erderwärmung um drei Grad. Die Umweltzerstörung
 eskaliert. Aber die Politik verbleibt in einer niedergehenden Epoche,
 die das wirtschaftliche Wachstum wie ein Goldenes Kalb verehrt. Das
 Schneller, Höher und Weiter birgt den Keim der Vernichtung in
 sich."

 Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands und
 Auftaktredner in Berlin



Auch Deutschland ist längst vom Vorreiter zum Bremser im Klimaschutz
geworden. Die Bundesregierung hat nicht nur ihr Klimaziel für das Jahr 2020
aufgegeben (minus 40 Prozent Treibhausgase im Vergleich zum Jahr 1990).
Aktuell steht Deutschland bei etwa minus 32 Prozent. Auch die eigentlich
für Dezember angekündigten Empfehlungen der Kohlekommission zum
Kohleausstieg Deutschlands wurden auf das kommende Jahr verschoben.

"Die Verschiebung des Abschlussberichtes ist ein übles Foul auf Druck
 der Kohle-Lobby, lanciert von ein paar Ministerpräsidenten ohne Rückgrat.
 Das ist peinlich, und mehr als das: Es ist unverantwortlich."

 Maritta Strasser, Bundesgeschäftsführerin der NaturFreunde Deutschlands
 sowie Demoleiterin und Auftaktrednerin in Köln



So muss die deutsche Delegation nun mit leeren Händen zur Klimakonferenz
nach Kattowitz fahren, wo das Pariser Klimaziel - die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad zu begrenzen - eigentlich durch konkrete nationale
Maßnahmen unterfüttert werden soll. "Dort wird sich entscheiden, ob die
Politik es ernst meint, die globale Erwärmung bei 1,5 Grad zu begrenzen",
sagte Michael Müller in seiner Auftaktrede in Berlin.

Viele Demonstrant*innen zeigten sich geradezu entsetzt darüber, dass den
Interessen der fossilen Wirtschaft immer wieder Vorrang vor der
Menschheitsaufgabe Klimaschutz eingeräumt wird. "Wir sind im Endspiel um
unsere Zukunft und die unserer Kinder und Enkel", kritisierte das
Demobündnis, in dem die NaturFreunde Deutschlands wieder eine tragende
Rolle übernahmen.

"Wir lassen es uns nicht länger bieten, dass unsere Gesundheit, unsere
 Heimat und unsere Zukunft der Kohle-Lobby geopfert werden. Wenn die
 Bundesregierung nicht aus eigener Einsicht handelt, dann zwingen wir sie
 dazu. Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte
 ist." 

 Maritta Strasser, Auftaktrednerin in Köln



Wir sind hier, weil der vom Menschen verursachte Klimawandel alles
verändert, die Politik aber offenkundig nicht. Wir warnen vor allem CDU und
CSU davor, die Schuld für ihr Versagen bei den Umweltverbänden zu suchen.
Wir warnen davor, der Deutschen Umwelthilfe die Gemeinnützigkeit zu
entziehen, weil sie den Dieselskandal aufgedeckt hat. Wir warnen davor,
Hausdurchsuchungen bei Greenpeace und dem BUND zu machen. Das trifft auf
den geschlossenen Widerstand der Umweltbewegung.

 * 

Klima-Kohle-Demos: Auftaktreden von Michael Müller und Maritta
Strasser

Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands, sowie
Bundesgeschäftsführerin Maritta Strasser sind Auftaktredner*innen der 
Klima-Kohle-Demos in Köln und Berlin. Beide Reden finden Sie unten.

Die NaturFreunde Deutschlands sind Mitglied des Trägerkreises des
Demobündnisses, Anmelder für beide Demoorte und haben auch beide
Demoleitungen inne.


Rede von Michael Müller (Berlin):

"Wir bieten den Gewerkschaften an, gemeinsam für die sozialökologische
Modernisierung unseres Landes zu kämpfen"

Seit 30 Jahren wissen wir Bescheid: Bis zum Ende dieses Jahrhunderts droht
eine globale Erderwärmung um drei Grad. Die Umweltzerstörung eskaliert.
Aber die Politik verbleibt in einer niedergehenden Epoche, die das
wirtschaftliche Wachstum wie ein Goldenes Kalb verehrt. Das Schneller,
Höher und Weiter birgt den Keim der Vernichtung in sich. Der Widerspruch
zwischen Wissen und Handeln wird immer größer.

Wir sind hier, weil der vom Menschen verursachte Klimawandel alles
verändert, die Politik aber offenkundig nicht. Wir warnen vor allem CDU und
CSU davor, die Schuld für ihr Versagen bei den Umweltverbänden zu suchen.
Wir warnen davor, der Deutschen Umwelthilfe die Gemeinnützigkeit zu
entziehen, weil sie den Dieselskandal aufgedeckt hat. Wir warnen davor,
Hausdurchsuchungen bei Greenpeace und dem BUND zu machen. Das trifft auf
den geschlossenen Widerstand der Umweltbewegung.

Morgen beginnt in Kattowitz die UN-Klimakonferenz COP24. Dort wird sich
entscheiden, ob die Politik es ernst meint, die globale Erwärmung bei 1,5
Grad zu begrenzen. Möglich ist das. Und deshalb sind wir hier. Wir wollen
die organisierte Verantwortungslosigkeit beenden. Profitgier und Egoismus
dürfen nicht wichtiger sein als die Naturgesetze.

In diesem Jahr wurde der Welterschöpfungstag bereits am 1. August erreicht.
Wir verbrauchen die Bio-Produktion, als hätten wir 1,7 Erden. Mit diesem
ökologischen Kolonialismus muss Schluss sein.

In vier von neun lebenswichtigen Dimensionen überschreitet die Menschheit
bereits lebenswichtige planetarische Grenzen. Mit dieser Selbstzerstörung
muss Schluss sein.

Von den Folgen der Naturzerstörung sind in erster Linie die Armen, die
Länder des Südens und künftige Generationen betroffen. Mit dieser
Ausbeutung der Zukunft muss Schluss sein.

Im Kern geht es darum, die ökologische Selbstvernichtung der Menschheit zu
verhindern. Deshalb wollen wir das fossile Zeitalter beenden, deshalb
wollen wir den Ausstieg aus der Kohle bis spätestens zum Jahr 2030. Das ist
keine Willkür, denn die Kohle hat besonders hohe Kohlendioxid-Emissionen
und stellt die größten Einzelfeuer.

Aber: Mit dem Ausstieg aus der Kohle ist das Klimaproblem noch nicht
gelöst. Wir brauchen auch den Ausstieg aus dem Öl, wir brauchen eine
Verkehrswende, das Ende der Agrarindustrie und einen Umbau der chemischen
Wirtschaft. Das heißt heute Verantwortung. Deshalb sind wir hier. Und wir
werden weitermachen.

Und wir sind auch hier, weil wir nicht Ökologie gegen Arbeit und Soziales
ausspielen lassen. Wir fordern ein Zehn-Milliarden-Programm für den
regionalen Strukturwandel, ein Programm für Arbeit und Umwelt. Es gibt kein
besseres Zukunftsprogramm mit hohen Beschäftigungseffekten als die
sozialökologische Modernisierung unseres Landes. Wir bieten den
Gewerkschaften an, mit uns gemeinsam für dieses Ziel zu kämpfen.


Rede von Maritta Strasser (Köln):

"Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte ist"

Was haben Donald Trump und unsere Bundesregierung gemeinsam? Je stärker die
Klimakrise spürbar wird, desto tiefer stecken sie ihren Kopf in den Sand!
Man könnte sagen: Wenigstens leugnet unsere Regierung den menschengemachten
Klimawandel nicht. Immerhin, da ist sie etwas besser als Trump.

Aber nicht viel. Denn sie zieht keine Konsequenzen aus ihrer Einsicht - und
das ist ein Skandal! Die Bundesregierung hat bisher sämtliche selbst
gesetzten Klimaziele gerissen. Und der Ausstoß an Klimagasen erreicht
dieses Jahr sogar noch einen Rekord!

Das Zeitalter der Braunkohle ist vorbei. Um die Klimaziele für 2020 noch zu
erreichen, muss die Bundesregierung jetzt die dreckigsten Meiler vom Netz
nehmen. Statt weiter Dörfer abzubaggern und Wald zu roden, muss es heißen:
Ende Gelände, tschüss RWE, aus, vorbei!

Wir rufen Herrn Schmitz von RWE zu: Willst Du weiter Strom verkaufen, dann
erzeuge ihn erneuerbar! Das ist die Zukunft, und wenn Du die verpasst, dann
wird die Zukunft auf Dich verzichten können!

Aber Angela Merkel und ihre Große Koalition sind nicht viel besser. Sie
verschieben erst das heiße Thema Kohleausstieg zu einer Kommission, der
Kohle-Kommission. Und als die Kohle-Kommission dann tatsächlich arbeitet,
als sie mit konkreten Ergebnissen droht, da wird plötzlich der
Abschlussbericht verschoben. Ein übles Foul auf Druck der Kohle-Lobby,
lanciert von ein paar Ministerpräsidenten ohne Rückgrat. Das ist peinlich,
und mehr als das: Es ist unverantwortlich. Denn jetzt fährt die
Bundesregierung mit leeren Händen zur Klimakonferenz nach Kattowitz - und
gibt ein schlechtes Beispiel ab für all die anderen Länder am
Verhandlungstisch.

Wir sind heute hier, um der Bundesregierung zu zeigen, dass es so nicht
weiter geht. Drei Viertel der Menschen in diesem Land sind für einen
schnellen Kohleausstieg, und sie werden langsam sehr ungeduldig.

Wir lassen es uns nicht länger bieten, dass unsere Gesundheit, unsere
Heimat und unsere Zukunft der Kohle-Lobby geopfert werden. Wenn die
Bundesregierung nicht aus eigener Einsicht handelt, dann zwingen wir sie
dazu. Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte ist.

 * 

Quelle:

Mitteilng vom 01.12.2018

https://www.naturfreunde.de/warum-erneut-zehntausende-menschen-fuer-den-kohleausstieg-demonstriert-haben

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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KOHLEALARM/531: Klimakampf und Kohlefront - den Druck der Straße verstärken ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Gemeinsame Pressemitteilung vom 30. November 2018

++ Mitglieder der Kohle-Kommission: Bundesregierung setzt Kohleausstieg
aufs Spiel ++



Berlin: Unter dem Motto "Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!" finden am
kommenden Samstag, den 01. Dezember 2018, in Berlin und Köln zeitgleich
zwei Demonstrationen statt. Die drei Vertreter der Umweltverbände in der
Kohle-Kommission, Hubert Weiger, Vorsitzender vom Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), Kai Niebert, Präsident des
Umweltdachverbands Deutscher Naturschutzring (DNR), und Martin Kaiser,
Geschäftsführer von Greenpeace Deutschland, rufen die Bürgerinnen und
Bürger auf, Druck zu machen und von der Bundesregierung Tempo beim
Kohleausstieg einzufordern. "Uns ist klar, dass die Bunderegierung nicht
bereit ist, rasch und konsequent zu handeln. Deshalb ist die Teilnahme an
den Kundgebungen so wichtig", betonen die drei Mitglieder der
Kohle-Kommission.

Die in dieser Woche nach Intervention der Ministerpräsidenten Brandenburgs,
Sachsens und Sachsen-Anhalts bei der Bundesregierung verlangte Verschiebung
des Abschlussberichts der Kohle-Kommission in das nächste Jahr, hat der
Kommission einen dicken Knüppel zwischen die Beine geworfen. Trotz
schwieriger Ausgangslage war die Kommission bereit, ihren Abschlussbericht
wie gefordert zur UN-Klimakonferenz Anfang Dezember vorzulegen.

"Wenn die Bundesregierung die Verantwortung für den Kohleausstieg an eine
Kommission delegiert, dann muss sie deren Arbeit stützen, nicht blockieren.
Stattdessen haben Bundesregierung und Landesregierungen offenbart, dass sie
ihre Hausaufgaben noch nicht ausreichend gemacht haben. Während die
Braunkohle-Länder im Osten kein Konzept für den Strukturwandel haben, hinkt
die Bundesregierung mit der nötigen Finanzierung eines geordneten
Kohleausstiegs hinterher. Durch diese Untätigkeit riskieren sie den Erfolg
der Kommission", erklärt Hubert Weiger.

"Brennende Wälder, Niedrigwasserständen in den Flüssen und das Dürrejahr
2018 machen klar, dass die derzeitige Agonie im Klimaschutz der Regierung
Merkel unverantwortlich ist. Die Zeit für wirksamen Klimaschutz ist jetzt
und darf von der Bundesregierung nicht als Hypothek an unsere Kinder und
Enkel weiter gegeben werden", sagt Martin Kaiser. "Jedes Jahr blasen die
Kohlekraftwerke ungebremst weiter CO2 in die Atmosphäre. Das akzeptieren
die Menschen nicht mehr! Die Auseinandersetzungen um den alten Hambacher
Wald haben gezeigt, dass Millionen von Menschen einen Kohleausstieg bis
2030 und eine sozialverträgliche Transformation in erneuerbare Energien
unterstützen."

Kai Niebert ergänzt: "Durch die Blutgrätsche der ostdeutschen
Ministerpräsidenten und Kanzlerin Merkel in die Kohle-Kommission hinein,
wird Deutschland mit leeren Händen zur Weltklimakonferenz fahren. Diese
Verzögerung ist unverantwortlich für die Beschäftigten, die endlich wissen
wollen, wie es mit ihnen weitergeht. Es ist unverantwortlich für die
Anwohner von Tagebauen, die wissen wollen, ob sie noch zwangsumgesiedelt
werden ? und es ist unverantwortlich fürs Klima, da nun auch in 2019
unnötige Millionen Tonnen CO2 die Atmosphäre anheizen werden."



Weitere Informationen zur Doppel-Demonstration "Kohle stoppen - Klimaschutz
jetzt!" finden Sie unter: 

www.klima-kohle-demo.de

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/530: Klimakampf und Kohlefront - alle müssen es erfahren ... (Ende Gelände Leipzig)


Ende Gelände Leipzig - Pressemitteilung von 29. November 2018

Demonstration für einen schnellen Kohleausstieg und Klimagerechtigkeit
am 01.12.2018 in Leipzig



Nicht zuletzt durch den Hitzesommer in diesem Jahr wurde klar, was der
Klimawandel für uns alle bedeuten kann und dass alles dafür getan werden
muss, um ihn aufzuhalten. Anlässlich der bevorstehenden Klimakonferenz der
vereinten Nationen sowie der Entscheidung der Kohlekommission ihren
Abschlussbericht erst Anfang 2019 vorzulegen ruft Ende Gelände Leipzig am
01.12.2018 zur Demonstration "Kohle stoppen. Klimagerechtigkeit jetzt" auf.

Neben Demonstrationen in Berlin und Köln wird es nun auch im unmittelbaren
Umfeld des mitteldeutschen Braunkohlereviers eine Demonstration geben. Am
Samstag, dem 1. Dezember 2018, startet die Demonstration mit einer
Kundgebung ab 12 Uhr an der S-Bahn Station Wilhelm-Leuschner-Platz (Ausgang
Schillerstraße/Innenstadt). Unter dem Motto "Für Klimagerechtigkeit und
gegen Kohle" werden verschiedene Vereine und Initiativen auf die
ernstzunehmenden Folgen des Klimawandels hinweisen.

Die Demonstration wird sich über die Karl-Liebknecht-Straße Richtung Süden
bewegen. Über die Kurt-Eisner-Straße und die Straße des 18. Oktobers geht
es dann zurück zum Wilhelm-Leuschner-Platz, wo die Abschlusskundgebung
stattfinden wird.

Maximilian Becker, Mitglied bei Ende Gelände Leipzig erklärt dazu: "Die
Kohlekommission verkommt zur Farce, Deutschland verfehlt alle Klimaziele
krachend. Wir wollen ein Zeichen gegen dieses klimapolitische Trauerspiel
setzen und den Kampf für Kohleausstieg und Klimagerechtigkeit bunt und laut
auf die Straße tragen. Nach überaus erfolgreichen Ende Gelände Aktionen im
rheinischen Revier möchten wir auch am Rande des mitteldeutschen
Braunkohlereviers deutlich machen, dass die Zeit für ein Ende der Kohle
reif ist. Wir rufen die verantwortlichen Politiker*innen und
Entscheidungsträger*innen dazu auf, einen zeitnahen und sozialverträglichen
Kohleausstieg unverzüglich einzuleiten".

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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MELDUNG/187: Kulturerbe erhalten - per Forschung und Hightech (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 03.12.2018

Kulturerbe erhalten - per Forschung und Hightech



Wie lässt sich Kulturerbe schützen und bewahren? Im Vorstandsprojekt
Kulturerbe entwickeln Forscherinnen und Forscher aus 16
Fraunhofer-Instituten die dazu nötigen Technologien.

Historische Tempel, antike Statuen, Gemälde großer Meister: Kulturerbe
gilt es zu bewahren. Für den Erhalt historischer Kunstschätze sind jedoch
nicht nur Restauratoren zuständig, auch Forschung und daraus resultierende
Hightech-Lösungen sind vonnöten. Wirft man einen Blick in Fraunhofer-Labore,
trifft man auf viele Forscherinnen und Forscher, die an
entsprechenden Lösungen tüfteln. Am Forschungsprojekt Kulturerbe
beteiligen sich insgesamt 16 Fraunhofer-Institute zusammen mit ihren
Partnern, den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden und der Sächsischen
Landesbibliothek - Staats- und Universitätsbibliothek Dresden. Der
Fraunhofer-Vorstand fördert das Projekt mit 1,5 Mio Euro. »Damit ist es
eines der größten deutschen Forschungsprojekte auf dem Gebiet des
Kulturerbes«, freut sich Dr. Johanna Leissner, Koordinatorin des
Vorstandsprojekts und Sprecherin der Forschungsallianz Kulturerbe in
Brüssel. Auf der Abschlussveranstaltung in Dresden im September dieses
Jahres wurden die Projektergebnisse präsentiert - ein Beitrag der
Fraunhofer-Gesellschaft zum Europäischen Jahr des Kulturerbes.

3D-Digitalisierung am Fließband

Einer der Wege, unser Kulturerbe für die Nachwelt zu retten, ist die
Digitalisierung der Kunstobjekte in 3D. Auf diese Weise lassen sie sich
jederzeit nutzen, und das parallel: Während Forschungsteams einen
digitalisierten Tempel online untersuchen, können zur selben Zeit
Museumsbesucher auf aller Welt virtuell durch das antike Bauwerk
schlendern.
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CultLab3D: Die mit dem Kulturerbe/Europa Nostra Award 2018
ausgezeichnete Scanstraße digitalisiert vollautomatisch Objekte.

Foto: © Fraunhofer IGD



Bisher war diese Digitalisierung in 3D zeitaufwändig. »Mit unserer
automatisierten Scanstraße namens CultLab3D ist es nun erstmalig möglich,
ganze Museumssammlungen in die digitale Welt zu übertragen«, erläutert
Pedro Santos, Abteilungsleiter am Fraunhofer-Institut für Graphische
Datenverarbeitung IGD in Darmstadt. Einfach den QR-Code des Objekts
einlesen, den Gegenstand auf ein Tablett legen - alles Weitere läuft von
selbst. Heraus kommt eine dreidimensionale digitale Kopie. Und zwar mit
einer hohen Geschwindigkeit: Alle fünf Minuten lässt sich ein neues Objekt
digitalisieren. Neun Kameras nehmen den Gegenstand von mehreren Seiten
auf. Eine Software erstellt aus diesen Aufnahmen die dreidimensionale
digitale Rekonstruktion. Die Methode funktioniert auch mit großen Statuen,
dann allerdings nicht automatisiert, sondern per Hand. So digitalisierten
die Fraunhofer IGD-Forscher den Pergamonaltar - mit einem leichten
Laserscanner. Nun gehen die Forscherteams noch einen Schritt weiter: »Wir
stellen künftig nicht nur die Geometrie, Textur und optischen
Materialeigenschaften, kurz das Äußere eines Objekts dar, sondern
berücksichtigen auch das Innere«, sagt Constanze Fuhrmann,
Wissenschaftlerin und Koordinatorin des Teilprojekts »Neuartige digitale
3D-Material- und Schadensanalyse« am Fraunhofer IGD. »Die von
verschiedenen Technologien gewonnenen Daten zum Inneren und Äußeren des
Objekts werden in einem 3D-Modell einheitlich zusammengeführt und
dreidimensional vor dem Bildschirm im Raum visualisiert.« Die erstmalige
Zusammenführung digitaler Fraunhofer-Verfahren ermöglicht völlig neue
Schadens- und Materialanalysen in 3D, siehe Kasten »Digitale Material- und
Schadensanalyse in 3D«.

3D-Digitalisierung trifft Ultraschall

So haben die Experten den Ansatz von CultLab3D um eine
Ultraschall-Untersuchung erweitert. »Die Restauratoren können also in der
digitalen Darstellung in das Innere des Objekts hineinzoomen und erkennen
somit sofort, ob sich dort Instabilitäten, Korrosion und Löcher
verbergen«, sagt Peter-Karl Weber, Gruppenleiter am Fraunhofer-Institut
für Biomedizinische Technik IBMT. Das Besondere: Solche Untersuchungen
sind nun innerhalb weniger Sekunden abgeschlossen.

Möglich macht es ein elastischer Gurt, der an dem Objekt befestigt wird.
»An ihm ist jeweils ein Ultraschallwandler angebracht. Über eine spezielle
Elektronik können die Wandler zwischen Sender und Empfänger umschalten.
Statt die Ultraschallwandler ständig neu positionieren zu müssen, reicht
es nun, dem Kunstobjekt den Gurt umzulegen. Eine Kamera erkennt über
QR-Codes auf den Wandlern, an welcher Stelle das Ultraschall-Tomogramm
aufgenommen wurde, eine Software fügt die Ultraschallbilder in den
digitalen Scan ein.

Bei Ultraschalluntersuchungen tragen Mediziner ein Gel auf die Haut der
Patienten auf, um den Ultraschall in den Körper zu leiten. Bei
Kunstgegenständen würde das Gel die Objekte beschädigen. Forscherinnen und
Forscher des Fraunhofer-Instituts für Angewandte Polymerforschung IAP
entwickeln daher ein Material, mit dem sich der Ultraschall trocken
einkoppeln lässt. Dieses Material hat die gleichen Eigenschaften wie das
Gel und lässt sich rückstandsfrei entfernen.

Goldemail im Grünen Gewölbe

Eines der berühmtesten Museen Sachsens ist das Grüne Gewölbe im Dresdner
Schloss. Darin befinden sich auch die filigranen Goldemail-Preziosen vom
Hofjuwelier Dinglinger, die den Hofstaat des indischen Großmoguls
darstellen. Diese waren mehrere Jahrzehnte in Vitrinen ausgestellt, die
unbekannterweise viele Schadstoffe ausgasten. Die Folge: Die kunstvolle
Emaillierung platzte Stück für Stück ab. Zwar wurden die Splitter
akribisch gesammelt. Doch wie lassen sie sich wieder fixieren? Die
Anforderungen an ein geeignetes Konservierungsmaterial sind extrem hoch:
Es muss transparent sein, eine sehr lange Haltbarkeit besitzen, ähnliche
Eigenschaften aufweisen wie Glas und darüber hinaus Email und Metall fest
miteinander verbinden.

»Das passende Material - das Email-ORMOCER® - haben wir am
Fraunhofer-Institut für Silicatforschung ISC in Würzburg bereits vor
zwanzig Jahren entwickelt«, erklärt Dr. Gerhard Schottner, der dortige
Abteilungsleiter. Dieser Werkstoff eignet sich nicht nur zur nachhaltigen
Konservierung von Email-Preziosen, sondern, wie sich in der
Restaurierungswerkstatt der Staatlichen Kunstsammlungen Dresden
herausgestellt hat, zum dauerhaften Kleben von Elfenbein und Bergkristall.
Leider waren im Laufe der Jahre die von der Industrie gelieferten
Ausgangsstoffe nicht mehr in der benötigten Qualität erhältlich. Denn
kleinste Unreinheiten können bei der Synthese dieser Silizium-organischen
Verbindungen bereits große Unterschiede bewirken. Was also tun? »Wir
brauchen für den Erhalt von Kulturerbe das beste Material. Die benötigten
Mengen sind aber extrem klein«, erklärt Schottner. Daher sind
Materialentwicklung und Vertrieb unrentabel für ein wirtschaftlich
denkendes Unternehmen. Das Vorstandsprojekt und eine Finanzierung der
Deutschen Bundesstiftung Umwelt boten einen Ausweg. Das ISC-Team
analysierte die Ausgangstoffe sowie Einzelschritte der Herstellung bis ins
kleinste Detail, wie Feuchtigkeit und Temperatur, und untersuchte den
Einfluss der verschiedenen Lösungsmittel auf das Endprodukt. Nun ist fast
geschafft: Das Material ist in der Endphase des Testens, der
verantwortliche Restaurator Rainer Richter von den Staatlichen
Kunstsammlungen Dresden ist höchst zufrieden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, 03.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENGLISCH/948: Questions to Mrs Gobbledygook (212) - what about St Nicholas (SB)








Dear Mrs Gobbledygook,

Since some Christmas traditions in Great Britain are completely
different, I'm wondering if there will be a St Nicholas Day in England
on December 6? And how is it celebrated in your country?

Yours

Manon B. (Paris, France)



[image: Raute]


Dear Ms B.,

Saint Nicholas' Day is celebrated on the 6th of December every year.
But I'm afraid that for most children in Britain this means nothing
more than eating another piece of chocolate from their Advent
calendar.

I do know, of course, that there are many traditions and festivities
in continental Europe to mark this special date. By the way, some
legends which entwine themselves around Saint Nicholas would fit
better into a thriller or horror novel today than into the cosy
Christmas season.

One legend has it that three young children got lost. They became cold
and hungry and were found by an evil butcher. The butcher then killed
the children and preserved them in salt. Saint Nicholas is said to
have found the children and brought them back to life. He then
returned them to their families and is now known as the patron saint
of children.

The most famous story about Saint Nicholas concerns a poor man with
three daughters but no money for their dowries, so they couldn't be
married. One night Nicholas dropped a purse of coins down the chimney
into the house so that the eldest daughter would have enough money to
get married. The purse fell into a stocking, put by the fire to dry.
Saint Nicholas did this again, so that the second daughter could marry
as well. When the third daughter was of marriageable age, the father
wanted to find out who the friendly donor was and kept watch by the
fireplace night after night until Saint Nicholas actually returned
with his present for the youngest child. It is said that Nicholas
begged the father not to tell anyone because he did not want his good
deeds to be known. However, the story soon got out and from then on,
whenever anyone received a mystery gift, it was said to be from Saint
Nicholas.

So if you have ever wondered why people in Britain hang stockings up
by the fireplace on Christmas Eve to get Father Christmas (alias Santa
Claus also known as Saint Nicholas) to fill them with gifts and
goodies. That's why.

In Britain nowadays, children will learn about the story of Saint
Nicholas in school and may learn songs or poems. Children will usually
receive chocolate or sweets and sometimes small presents. But there is
no special tradition like in Holland, where children leave clogs and
shoes out on the 5th December, in the hope they will be filled
overnight with chocolates from Saint Nicholas.

So, in fact we do not have any traditional celebrations on the
anniversary of Saint Nicholas' death in Britain. And although some of
the traditions and rituals of Christmas, such as leaving out a shoe or
stocking to be filled, are similar to the traditions of Saint Nicholas
Day, in my opinion also Saint Nicks' Day should definitely become a
much bigger event in the UK!

Yours

Miranda Gobbledygook



4. Dezember 2018
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AUSSTELLUNG/4450: Bamberg - Wie Herzog Max in Bamberg die Zither entdeckte, bis 3.2.2019


Pressemitteilung von: Museen der Stadt Bamberg

Der gute Stern oder Wie Herzog Max in Bamberg die Zither entdeckte

Ausstellungsdauer: 27.11.2018 - 3.2.2019



Von Musikgelehrten lange als "Bauern- und Lumpeninstrument"
verschmäht, wurde die Zither im 19. Jahrhundert das bevorzugte
Instrument des Bürgertums.

Zu verdanken ist das Herzog Max in Bayern (1808-1888). Als der
Wittelsbacher im Jahre 1837 in seiner Geburtsstadt Bamberg den Wiener
Zithervirtuosen Johann Petzmayer hörte, begann eine lebenslange
Passion. Er holte ihn als Hofmusiker nach München und machte ihn zu
seinem Lehrmeister. Auch seine Tochter Sisi, spätere Kaiserin von
Österreich, erlernte bei Petzmayer das Zitherspiel. Die Ausstellung
spannt den Bogen von der Entwicklung der Zither zum abenteuerreichen
Leben des komponierenden, dichtenden und musizierenden Herzogs.

Ausgewählte Exponate und Musikstücke zeigen die Anfänge des
Instruments mit Monochord und Scheitholt über die Kratzzither bis hin
zur modernen Konzertzither. Ihre kulturelle Bedeutung in Bayern,
Europa und der ganzen Welt wird anhand verschiedener
Themenschwerpunkte aufgezeigt. Illustrierte Notenbücher und Graphiken
aus dem 19. Jahrhundert verdeutlichen, dass die bis heute lebendige
Alpenfolklore, die der Zither anhaftet, mit dem Wirken von Herzog Max
eng in Verbindung steht. Ungewöhnliche Exponate aus der
ethnographischen Sammlung der Museen der Stadt Bamberg demonstrieren
die unglaubliche Klang- und Formenvielfalt der Zither weltweit. Die
spezielle Rolle der Volksmusik in Deutschland bei der nationalen
Identitätsbildung wird am Beispiel der Zither gezeigt. Auch von den
Auswanderern, die die Zither mit in ihre neue Heimat brachten und vom
Missbrauch der Zithermusik im Nationalsozialismus zur Gleichschaltung
der Gesellschaft ist die Rede. Ein Höhepunkt der Ausstellung ist das
Zitherfestival am 11.1. und 12.1. 2019 in der Stadtgalerie Bamberg -
Villa Dessauer.

Begleitprogramm

Die musikalische Bandbreite der Zither lässt sich am besten live
erleben. Daher werden im Rahmen eines Begleitprogramms zur Ausstellung
moderne Zithervirtuosen aus Deutschland, Tschechien und Österreich
ihre vielfältigen Künste unter Beweis stellen.

Sonntag, 9.12.2018, 14 Uhr, Historisches Museum

Konzert "Regnitztaler Saitenmusik"

Das Erlanger Ensemble, bestehend aus Gertrude Heldmann - Zither, Rolf
Stock - Zither, Christa Papesch - Gitarre, Konrad Grasser -
Kontrabass, widmet sich hauptsächlich der Volksmusik und des deutschen
Volksliedgutes. Auch Stücke Alter Meister des 16. bis 18. Jahrhunderts
gehören zum Repertoire. Eintritt: 4 EUR, ermäßigt 3 EUR

Zitherfestival 11. 1. und 12. 1. 2019

Stadtgalerie Bamberg - Villa Dessauer, Hainstr. 4 a, Bamberg

Freitag, 11.1.2019, 19 Uhr

Konzert "Klingende Zithergeschichte"

Der Schauspieler Josef Ludwig Pfitzer und die Zitherspieler/in Petra
Hamberger, Gerhard Wunderlich und Jonathan Fiegl nehmen die Zuhörer
mit auf eine Reise durch die Zeit, angefangen mit dem Klang des
mittelalterlichen Scheitholts. Bild-Projektionen, schauspielerische
Szenen, originale Texte aus der jeweiligen Epoche und passende
Kostümen machen das Konzert zu einem Erlebnis. Eintritt: 15 EUR,
ermäßigt 10 EUR

Samstag, 12.1.2019, 13 - 16 Uhr

Zitherschnuppertag mit Workshop

"Zither spielen - lernen" mit fränkischen Zitherlehrern (Gerhard
Wunderlich, Frank Bluhm, Ruth Vogelbacher). Probespielen,
Kurzkonzerte, Instrumentenausstellung.

Voranmeldung: museum@stadt.bamberg.de / 0951 87-1142, Eintritt frei

Samstag, 12.1.2019, 19 Uhr

e-Zither-Nacht

Vier Meister der Zither zeigen ihre Kunstfertigkeit an elektronischen
Instrumenten. Mit dabei der Zither-Manä (Manfred Zick), der schon in
den 1980er Jahren mit seinem legendären Zither-Rock auf sich
aufmerksam machte. Der Stil von Michal Müller aus Tschechien ist
geprägt von Blues und Folk. Steffen Hempel aus Thüringen hat sich auf
Balladen der Pop-Rock-Musik spezialisiert. Der Tiroler Martin Mallaun
steht mit seinen elektronischen Klanginstallationen für experimentelle
Musik. Eintritt: 15 EUR, ermäßigt 10 EUR

Sonntag, 27.1.2019, 14 Uhr, Historisches Museum Bamberg

Frank Bluhm Trio

Frank Bluhm (Zither), Iris Bluhm (Gitarre) und Gerd Semle (Kontrabass)
sind über die Grenzen Frankens bekannt für ihre Interpretationen
verschiedener Jazz-Standards u. a. von George Gershwin, Frank
Churchill, Glenn Miller, Duke Ellington und Django Reinhardt.
Eintritt: 4 EUR, ermäßigt 3 EUR

Sonntag, 3.2.2019, 11 Uhr, Historisches Museum Bamberg

Wildenberg Saitenmusik

Auf Zither, Hackbrett und Gitarre spielt die Wildenberg Saitenmusik
(Gerhard Wunderlich, Edith Dumler, Gerhard Rettenmeier, Helmut
Reichel) alpenländische Volksmusik. Eintritt: 4 EUR, ermäßigt 3EUR

Kartenvorverkauf für Begleitveranstaltungen an den Museumskassen
Sammlung Ludwig / Historisches Museum oder unter
museum@stadt.bamberg.de bzw. Tel. 0951 87-1142

MUSEEN DER STADT BAMBERG

Historisches Museum Bamberg

Alte Hofhaltung, Domplatz 7, 96049 Bamberg

Tel. +49 (0)951.51 90 746 (Kasse)

Tel. +49 (0)951.87 1142 (Verwaltung)

www.museum.bamberg.de - museum@stadt.bamberg.de

Öffnungszeiten der Winterausstellung:

27.11. 2018 - 3.2.2019 | Di-So und feiertags 10-17 Uhr

bis 13.1.2019 täglich 10-17 Uhr

24.12.2018 11-16 Uhr | 1.1.2019 13-17 Uhr

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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KURSUS/5007: Mönchengladbach - VHS-Programm vom 17. bis 20. Dezember


Stadt Mönchengladbach

VHS-Programm vom 17. bis 20. Dezember



Auch in der letzten Woche vor den Ferien bietet die Volkshochschule
noch Seminare, Workshops und Vorträge an. Einen Überblick erhalten Sie
hier. Weitere Informationen und Anmeldung sind unter www.vhs-mg.de
oder Tel. 02161/25-6400 möglich.

Forum Gesundheit: Langfristig erkankt. - Welche Hilfen gibt es?

In diesem Vortrag werden die Teilnehmer über die Folgen einer
langfristigen Erkrankung informiert. Welche Unterstützung sie erhalten
können und welche Rechte Ihnen zustehen.

17.12.2018, 18:00 - 20:15 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182F2002F

Kosten: keine

Professionelles Webdesign

Die Teilnehmer lernen im dreitägigen Seminar Schritt für Schritt, wie
ein gutes Webdesign konzipiert und technisch einwandfrei umgesetz
werden kann. Der Fokus liegt dabei auf en Möglichkeiten, die HTML5 und
CSS3 mittlerweile zur Verfügung stellen. Dazu erhalten Sie einen
Überblick über die Neuerungen von CSS3 und gestalterische
Möglichkeiten, die ein professionelles Webdesign ausmachen. Im Seminar
wird der Editor von Visual Studio Code verwendet.

bis 20.12.2018, 9:00 - 16:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182B5703T

Kosten: 540 Euro

Bezauberndes Weihnachtsmenü

Die Teilnehmer kochen ein Weihnachtsmenü, dass aus 3 Gängen besteht.
Mit frischen Zutaten und winterlichen Gewürzen stimmen Sie sich auf
Weihnachten ein.

18.12.2018, 18:00 - 21:30 Uhr

Volksverein MG, Geistenbecker Straße 107

Kurs-Nr.: 182F4599F

Kosten: 48 Euro, inkl. 18 Euro für die Zutaten

Sherlock Holmes - Englische Literatur mit Tee und Gebäck

Bei Tee und Gebäck genießen die Teilnehmer Abenteuer von Dr. Watson
und Sherlock Holmes, die auf Englisch und Deutsch gelesen werden.

19.12.2018, 17:00 - 19:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182G1072S

Kosten: 12,50 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Stadt Mönchengladbach - Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/4199: Braunschweig - "Eine Weihnachtsgeschichte" von Charles Dickens, 6.12.2018


Stadt Braunschweig

Andreas Jäger liest aus "Eine Weihnachtsgeschichte" von Charles
Dickens



Braunschweig. In der Reihe "Kultur vor Ort" liest der Schauspieler
Andreas Jäger am Donnerstag, 6. Dezember, um 17 Uhr in der
Pfarrscheune Ölper, Kirchbergstr. 2, aus "Eine Weihnachtsgeschichte"
von Charles Dickens. Veranstalter ist der Fachbereich Kultur und
Wissenschaft der Stadt Braunschweig. Die Geschichte ist für Kinder ab
zehn Jahren geeignet und für Erwachsene Die Lesung dauert etwa 60
Minuten, ohne Pause. Der Eintritt beträgt für Kinder und Erwachsene
fünf Euro; Gruppen ab fünf Personen zahlen vier Euro pro Person.
Informationen und Reservierungen unter Telefon 0531-470 4862.

Die spannende Geschichte wird aus dem Originaltext gelesen. Sie ist
auch ein Plädoyer für die Menschlichkeit. Es geht dabei um den alten
Herrn Scrooge, der nicht nur ein ganz schöner Geizkragen, ist, sondern
auch ein richtiger Miesepeter. Nicht mal das Weihnachtsfest kann sein
kaltes Herz erwärmen. Doch dann bekommt er Besuch von Geistern der
Weihnacht, die ihm sein eigenes Ich in verschiedenen Varianten zeigen
und ihn letztlich bekehren, ein guter und wohltätiger Mensch zu
werden.

Im Dezember 1843 erschien die Erzählung. Sie wurde vielfach verfilmt
und für die Bühne adaptiert. Es gibt Hörspielfassungen, Comics und
sogar eine eigene Braunschweiger Version.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/4198: Lippstadt - Unweihnachten. Eine unterhaltsame Konzertlesung am 08.12.2018


Stadt Lippstadt

Unweihnachten - eine unterhaltsame Konzertlesung mit Heikko Deutschmann

Texte von Harald Martenstein kombiniert mit einer Jazz-Version des Weihnachtsoratoriums



Lippstadt. "Unweihnachten" ist eine originelle Mischung von Musik und
Text, die das unsentimentale Herz rührt, eine Konzertlesung der
besonderen Art, die den Blick auf das Weihnachtsfest sicher prägen
wird - denn die "besinnliche Zeit" wird ordentlich durch den Kakao
gezogen. Wer das erleben möchte, hat am Samstag, 8. Dezember in der
Aula des Evangelischen Gymnasiums dazu die Möglichkeit. Der
preisgekrönte Kolumnist Harald Martenstein definiert in seinen
Weihnachtsgeschichten den Begriff Besinnlichkeit neu. Mit seiner
unverwechselbaren Komik betrachtet er das Familienfest von der
skurrilen Seite. Er seziert mit überraschenden Pointen die
Geborgenheit und den häuslichen Frieden. Weihnachten ist "das
sentimentalste Fest, das wir kennen, befrachtet mit einer Sehnsucht
nach heiler Welt". Diese unweihnachtlichen Weihnachtsgeschichten
leuchten mit viel Sarkasmus durch die Schrille Nacht.

Heikko Deutschmann verleiht mit seiner charismatischen Stimme den
schwarzhumorigen Geschichten die besondere Würze. Der beliebte
Schauspieler, der erfolgreich Kino, Fernsehen und Theater bespielt,
ist einer der gefragtesten Hörbuchsprecher. Er versteht es
vortrefflich, Worte zu Bildern werden zu lassen und die Zuhörer mit
Timing und Timbre zu fesseln. Er ist der perfekte Interpret für den
feinsinnigen Humor von Harald Martenstein. Gemeinsam mit dem Oboisten
und Komponisten Manuel Munzlinger wird aus dem Abend ein konzertantes
Erlebnis. Munzlingers Kompositionen illustrieren die Satiren von
Harald Martenstein musikalisch. Seine ungewöhnlichen Arrangements
changieren zwischen Klassik und Jazz und begeistern Presse sowie
Publikum. An diesem Abend spielt er mit seinem Ensemble oboe in jazz
eine lustige Jazz-Version des Weihnachtsoratoriums von Johann
Sebastian Bach und Werke von Ennio Morricone, Antonio Vivaldi und
Astor Piazzolla.

Musik: Manuel Munzlinger & oboe in jazz (Manuel Munzlinger (Oboe), HD
Lorenz (Bass), Stanley Schätzke (Piano)

Sprecher: Heikko Deutschmann

Stückeinführung um 19.15 Uhr von Linda Keil.

Termin: Samstag, 8. Dezember 2018, 20 Uhr

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums Lippstadt, Beckumer Straße 61,
59555 Lippstadt

Preise: 24,- / 22,- / 19,- Euro / ermäßigt: 12,- / 11,- / 9,50 Euro

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. November 2018

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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TREFF/1286: Magdeburg - Tipps und Termine für eine kulturvolle Adventszeit


Landeshauptstadt Magdeburg

Tipps und Termine für eine kulturvolle Adventszeit

Konzerte, Schauspiel und besondere Museumsveranstaltungen



Nicht nur der Weihnachtsmarkt erstrahlt in bunten Farben und versüßt
mit vielen Leckereien die Vorweihnachtszeit, sondern auch zahlreiche
Kulturveranstaltungen warten auf die Magdeburgerinnen und Magdeburger
sowie die Gäste der Landeshauptstadt. Im Folgenden einige Empfehlungen
des Konservatoriums, des Gesellschaftshauses, des Theaters, des
Kunstmuseums sowie für Märchenfreunde im AMO-Kulturhaus:

Etliche Adventskonzerte mit Solisten und Ensembles des Konservatoriums
"Georg Philipp Telemann" werden die kalte, dunkle Jahreszeit mit
weihnachtlichen Klängen erhellen. So lädt der Magdeburger Knabenchor
zu seinen Adventskonzerten am Sonntag, den 16.12.2018 um 17.00 Uhr in
die Kulturscheune Moritzhof und am Freitag, den 21.12. um 19.15 Uhr in
die Kathedrale St. Sebastian ein. Die Leitung hat Frank Satzky.

Die traditionellen Weihnachtskonzerte des Jugendsinfonieorchesters des
Konservatoriums (Leitung Bernhard Schneyer) und des Großen
Streichorchesters (Leitung Magdalena Engel) unter dem Titel "Tanz zu
den Sternen" finden am Freitag, 14.12.2018, um 19.00 Uhr und am
Samstag, 15.12.2018, um 16.00 Uhr in der Johanniskirche statt. Neben
weihnachtlichen Klängen werden u.a. Werke von Ludwig van Beethoven,
Antonin Dvorak und Filmmusiken erklingen. Tickets zum Preis von 10,00
Euro / 7,00 Euro (zzgl. VVK- und Systemgebühr) sind im Vorverkauf an
allen bekannten Vorverkaufsstellen in Magdeburg erhältlich.

Ein weiteres weihnachtliches Konzert gestalten das Zupforchester des
Konservatoriums und das Zupforchester Dahlenwarsleben e.V. (Leitung:
Torsten Kahler) gemeinsam mit dem Großen Bläserensemble (Leitung:
Günter Schaumberger) am 18.12. um 19.00 Uhr in der Pauluskirche. Die
Zuhörer können sich auf beliebte und bekannte Weihnachtsmelodien
freuen. Der Eintritt ist frei.

Am Mittwoch, 12.12.18 präsentieren Schülerinnen und Schüler des
Fachbereiches Streichinstrumente ihr Können und am Donnerstag,
13.12.18 wird zum Konzert der Tasteninstrumentalisten herzlich
eingeladen. Diese Konzerte beginnen jeweils um 18.00 Uhr im
Konzertsaal des Konservatoriums. Der Eintritt ist auch hierfür frei.

Mit Angeboten für alle Altersstufen startet das Magdeburger
Gesellschaftshaus in den Advent. Für vorweihnachtliche Stimmung sorgt
das Programm "Magdeburg goes to Bethlehem" am Sonnabend, 8.12.18 um
15.00 Uhr. Der aus Film und Fernsehen bekannte Schauspieler Hartmut
Becker liest spannende Geschichten und Gedichte um die Weihnachtszeit
von Matthias Claudius, Jean Anouilh, James Krüss, Marianne-Christine
Scharfenberg, Gasub Sirchan, Joachim Ringelnatz, Hermann Hesse,
Johannes Bobrowski und anderen. Musikalisch begleitet und kommentiert
wird das Programm für Kinder ab 5 Jahren und ihre Familien von dem
international renommierten Jazzpianisten Stefan Schultze.

Das Leipziger Ensemble "enchore leipzig" gestaltet die "Vokalmusik zur
Weihnacht" am Zweiten Weihnachtsfeiertag um 19.30 Uhr. Die sieben
Sängerinnen wurden durch eine jahrelange Gesangsausbildung beim MDR
Kinderchor geprägt und präsentieren in ihrem Weihnachtsprogramm
Kompositionen der Renaissance, Lieder der Romantik und zeitgenössische
Chorliteratur.

"Friede, Freude, Weihnachtskekse" heißt schließlich als heiterer
Rückblick auf die Feiertage das Programm des Film- und
Fernsehschauspielers Götz Schubert und des Musikers Manuel Munzlinger
mit seinem Ensemble "oboe in jazz" am Sonntag, 30.12. 17.00 Uhr, im
Gartensaal des Gesellschaftshauses. Klassiker und neue literarische
Fundstücke ergänzen sich mit überraschend humorvollen Jazzadaptionen.

Das Gesellschaftshaus weist auf sein Mini-Abonnement "Konzerte à la
carte" hin, mit dem in drei Konzertreihen des "Hauses der Musik"
geschnuppert werden kann. Aus den Abonnement-Reihen "Kammermusik",
"Klaviermusik" und "Sonntagsmusik" kann dabei je ein Konzert
ausgewählt und mit dem Gutschein eine Eintrittskarte eingelöst werden.
Das äußerst musikalische Geschenk gibt's für 30 Euro im Volksstimme-
Service-Center Magdeburg, an der Konzertkasse im Gesellschaftshaus
sowie über die Tickethotline 0391/ 540 6777.

Auch das Theater Magdeburg lädt in der doch meist hektischen
Adventszeit herzlich zum Verweilen und Genießen ein und bietet auch im
Dezember ein abwechslungsreiches Programm aus Konzert, Ballett und
Schauspiel.

Der Nussknacker

Ballett in zwei Akten von Gonzalo Galguera nach E.T.A. Hoffmann

Musik von Peter Tschaikowsky

Termine: 1.12., 9.12., 23.12., 29.12.2018

Weihnachtliche Märchenstimmung mit diesem tänzerischen Klassiker

Die Zauberflöte

Deutsche Oper in zwei Akten von Wolfgang Amadeus Mozart

Termine: 2.12., 15.12., 25.12.2018

märchenhaft-moderne und doch ganz mozartsch

Das Mädchen mit den Streichhölzern

von Klim | Ein Monolog im Dunkel der Erinnerung

Termine: 2.12., 8.12., 13.12.2018

Wo ein Schatten ist, da ist auch Licht...

Peterchens Mondfahrt

Weihnachtsmärchen 2018 | Nach dem Märchen von Gerdt von Bassewitz

Termine: 3.12., 4.12., 5.12., 10.12., 11.12., 12.12., 13.12., 17.12.,
27.12., 29.12.2018

Eine Geschichte um Tradition, Hilfsbereitschaft und ein zauberhaftes
Abenteuer

Don Pasquale

Oper von Gaetano Donizetti

Termine: 6.12., 28.12.2018

leichthändig, charmant und lustig

Gräfin Mariza

Operette von Emmerich Kálmán

Termine: 8.12., 16.12., 31.12.2018

bekannte Operettenmelodien verzaubern und entführen in andere Welten

Die schöne Wassilissa und der Feuervogel

Weihnachtsballett der Theaterballettschule Magdeburg e.V.

Termin: 9.12.2018

Weihnachtsstimmung garantiert!

Erste Liebe

Ein musikalischer Abend von Ralph Opferkuch

Termine: 9.12., 23.12.2018

Ein Liederabend über eine Liebe, die an Weihnachten beginnt.

Warten auf Godot

Von Samuel Beckett

Termine: 16.12., 27.12.2018

Skurril-nachdenkliche Anekdote auf das Leben

»Kunst«

von Yasmina Reza

Termine: 11.12., 20.12.2018

geistvoll-brillante Geschichte über Freundschaft

Sinfoniekonzert

Termin: 13.12.2018

Klaviermelodien laden zum Träumen ein

Das Knurren der Milchstraße

von Bonn Park

Termin: 14.12.2018

Wie wichtig es ist, zu beschützen, was uns am Herzen liegt.

Die Präsidentin

Nach dem gleichnamigen Comicbuch von François Durpaire und Farid Boudjella

Termine: 14.12., 15.12.2018

politisches Theater der Sonderklasse

Zeit der Kannibalen

Nach dem gleichnamigen Drehbuch von Stefan Weigl

Termin: 15.12.2018

Über die Gefahren der Globalisierung

Bezahlt wird nicht!

von Dario Fo

Termine: 16.12., 25.12.2018

Hochkomische Kritik am Konsumwahnsinn

Pippi Langstrumpf

Schauspiel nach dem gleichnamigen Roman von Astrid Lindgren

Termine: 20.12., 21.12.2018

Kindheitserinnerungen auf der Bühne.

La Bohème

Oper von Giacomo Puccini

Termine: 22.12., 30.12.2018

Ganz große Gefühle

 Weihnachtskonzert

 Termin: 26.12.2018

Die Ratten

von Gerhart Hauptmann

Termin: 26.12.2018

Das ganze Leben in einer Berliner Tragikomödie.

 Bunbury

 von Oscar Wilde

Termin: 29.12.2018

Herrlich-intelligente Komödie zum Jahresende.

Tickets für alle Veranstaltungen gibt es an der Theaterkasse im
Opernhaus sowie im Onlineshop des Theater unter 

http://shop.theater-magdeburg.de/eventim.webshop/webticket/eventlist.

Im AMO-Kulturhaus wird es rund um den 2. Advent fantastisch
märchenhaft mit der russischen Version der Pinocchio-Erzählung "Das
goldene Schlüsselchen". Das Weihnachtstheater der Schaubühne Magdeburg
e. V. lädt vom 7. bis 10. Dezember kleine und große Märchenfreunde ein
zuzuschauen, wie die kleine Holzpuppe mit der langen Nase wieder zum
Leben erwacht. "Das goldene Schlüsselchen" ist das bekannteste
Kinderbuch des russischen Schriftstellers Leo Tolstoi (1828-1910) und
gehört zur Weltliteratur. Tolstoi veröffentlichte mit dem Werk, das
bis heute immer wieder neu aufgelegt wird, seine Version des
italienischen Kinderbuchklassikers "Pinocchio". Darin erzählt er von
den fantastischen Abenteuern der Holzpuppe Burattino, die nach einigen
turbulenten Ereignissen in den Besitz eines kleinen goldenen
Schlüssels gelangt. Mit seinen Freunden Pierro, Malwina und dem Hund
Artemon versucht das pfiffige Kerlchen, das Geheimnis des goldenen
Schlüsselchens zu lösen. Dabei stört er immer wieder die Pläne des
Puppentheaterdirektors Karabas Barabas.

Die Aufführungen am Freitag, 7. Dezember, und Montag, 10. Dezember
(Beginn jeweils um 9.00 Uhr) sind Schulklassen und Kindertagesstätten
vorbehalten. Weitere Vorstellungen für alle Interessierten gibt es am
Samstag, 8. Dezember, und Sonntag, 9. Dezember, jeweils um 13.30 Uhr
und 15.30 Uhr. Karten für das Weihnachtsmärchen im AMO-Kulturhaus gibt
es an allen bekannten Vorverkaufsstellen. Kinder zahlen 6 Euro
Eintritt, Erwachsene 9 Euro. Bei Gruppen ab zehn Kindern kostet das
Ticket 5 Euro pro Kind, für einen Betreuer ist der Eintritt frei.

Und wer bei all dem Adventstrubel etwas Ruhe sucht, kann zum Beispiel
die Magdeburger Museen ansteuern. So präsentiert das Kunstmuseum
Kloster Unser Lieben Frauen am 12. Dezember um 19.00 Uhr beim
Mittwochabend im Kunstmuseum Schenkungen und Neuerwerbungen für den
Sammlungsbestand. Einen Tag später, am 13. Dezember, wird zum
Studierenden-Tag im Kunstmuseum eingeladen: An diesem Tag in der
Vorweihnachtszeit gibt es im Kunstmuseum kostenlose Führungen für
Studierende um 11.00, 13.00 und 15.00 Uhr. Und für die jüngeren
Magdeburgerinnen und Magdeburger gibt es am pünktlich zum ersten
Ferientag am 19. Dezember ab 15.00 Uhr ein Weihnachtsbasteln im
Kinderatelier des Kunstmuseums! Diese Angebote sind allesamt
kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Landeshauptstadt Magdeburg

Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: http://www.magdeburg.de
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TREFF/649: Norden - Bücherfrühstück in der Stadtbibliothek am 12.12.2018


Stadt Norden

Bücherfrühstück in der Stadtbibliothek

Mittwoch, 12. Dezember um 10 Uhr



Am Mittwoch, den 12. Dezember um 10 Uhr findet in der Norder
Stadtbibliothek das letzte Bücherfrühstück im alten Jahr statt.

Bei einem gemütlichen Frühstück werden den Bürgerinnen und Bürgern der
"Generation 50+" wieder empfehlenswerte neue Bücher vorgestellt. Die
Veranstaltung wird wie immer durchgeführt von Ursula Keunecke und Vera
Wienkämper.

Die Anmeldung ist ab sofort unter der Telefonnummer 04931/ 923 353
möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel. 04931/923-0, Fax 04931/923-456

Internet: http://www.norden.de
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MUMIA/924: Keine Entscheidung bei Verhandlung für Mumia Abu-Jamal (Freiheit für Mumia Abu-Jamal e.V.)


Netzwerk gegen die Todesstrafe - Freiheit für Mumia Abu-Jamal e.V.

Heidelberg-Berlin, 04.12.2018

04.12.2018: Unerwartet: keine Entscheidung bei Verhandlung für den
US-amerikanischen Journalisten Mumia Abu-Jamal - Anwältin Judith Ritter
von Behörde der Staatsawaltschaft geblockt - weiter warten - warten -
warten nach 37 Jahren in Haft - 29 Jahre davon in der Todeszelle



Auch der 8. Verhandlungstag in zwei Jahren brachte heute keine
Entscheidung im Revisionskontrollgericht von Philadelphia, USA. Dabei
geht es für den Langzeitgefangenen Mumia Abu-Jamal um alles: den möglichen
Beginn eines neuen Verfahrens mit der Perspektive seiner Freilassung nach
nunmehr 37 Jahren hinter Stahlbeton und Natostacheldraht.

Im Fokus der Verhandlung: Richter Ronald Castille und seine Rolle im
Fall Abu-Jamal. Castille war Ende der 80er Jahre als Staatsanwalt der
leitende Ankläger im Revisionsverfahren Abu-Jamals, von seiner Schuld
überzeugt und ein entschiedener Befürworter der Todesstrafe, der sich
gern persönlich dafür einsetzte, zum Tode Verurteilte schnell hinrichten
zu lassen. In seiner späteren Rolle als Richter am Supreme Court von
Pennsylvania weigerte er sich mehrfach, bei nachfolgenden Verfahren in
denselben Fällen, die er als Staatsanwalt angeklagt hatte, als befangen
zurückzutreten.

Das Oberste Gericht der USA verurteilte 2016 diesen eindeutigen
Interessenskonflikt bei Castille in einem Fall als verfassungswidrig
und ordnete eine Neuverhandlung an.*

Abu-Jamal klagte daraufhin selbst - insbesondere auf Herausgabe der
Fallnotizen, die persönliche Anmerkungen von Ronald Castille
enthielten, in denen er sich als Staatsanwalt für die Hinrichtung
Abu-Jamals einsetzte. Über ein Jahr lang mauerte die Behörde gegen die
Herausgabe der Akten. Seit der unumgänglichen richterlichen Anordnung,
diese herauszugeben, sind diese bezeugten Anmerkungen nun "nicht
auffindbar".

Abu-Jamals Anwältin Judith Ritter hatte über einen verbrieften Rechtsweg
- "The Right to Know" - die Korrespondenz zwischen dem früheren Senator
Fisher mit dem damaligen Staatsanwalt Castille eingefordert, in der es
genau darum geht. Vergeblich.

Revisionskontrollrichter Tucker, der das Verfahren leitet, gilt als von
politischen Interessen unbeeindruckbarer Jurist, daher besteht erstmals
wirkliche Hoffnung für Abu-Jamal, dass an ihm nicht zum vielfach
wiederholten Mal die "Mumia-Ausnahme" vollstreckt wird, bei der
geltendes Recht gebeugt wird, um dem Druck der extrem rechtslastigen FOP
nachzugeben. Der 1981 angeblich von Abu-Jamal getötete Polizist Daniel
Faulkner war Mitglied dieser größten Polizeibruderschaft der USA, die
seither lautstark Abu-Jamals Tod fordert und auch an diesem
Verhandlungstag - wie an allen anderen vorher - mit massiver physischer
Präsenz versuchte, andere Besucher und das Gericht einzuschüchtern.
Wir sind gespannt.



Hintergrund: Abu-Jamal wurde 1982 für den Mord an dem Polizeibeamten
Daniel Faulkner in Philadelphia verurteilt, hat jedoch von Anfang an
seine Unschuld beteuert. Im Jahr 2000 widmete Amnesty International der
Ungerechtigkeit des Verfahrens einen eigenen Report. Abu-Jamals Buch
"Aus der Todeszelle" und die jahrzehntelange internationale
Unterstützung machten ihn zum Gesicht der Todesstrafe in den USA und zu
einem der bekanntesten Häftlinge weltweit.

Im Lauf der Jahre sind immer mehr Beweise für seine tatsächliche
Unschuld zum Vorschein gekommen, die nun endlich in einem neuen
Verfahren dargelegt werden könnten.


(*) Siehe Terrance 'Butter' Williams

www.supremecourt.gov/opinions/15pdf/15-5040_6537.pdf

 * 

Quelle:

Netzwerk gegen die Todesstrafe - Freiheit für Mumia Abu-Jamal e.V.

Internet: www.freiheit-fuer-mumia.de
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MUMIA/923: Free Mumia - Rundbrief Dezember 2018 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief Dezember 2018



Hallo,

hier kommen aktuelle Informationen über den seit 37 Jahren gefangenen
Journalisten Mumia Abu-Jamal und aus der länderübergreifenden
Solidaritätsbewegung. In wenigen Tagen, am Montag, den 3. Dezember wird
eine gerichtliche Entscheidung von Revisionskontrollrichter Tucker
erwartet, ob Mumia Abu-Jamal nach Jahrzehnten der Haft endlich ein neues
Revisionsverfahren erhält. Sollte Mumia hier erfolgreich sein, wäre der
Weg zu seiner Freiheit realistischerweise offen, auch wenn dieser noch
diverse juristische Prozedere und harte Auseinandersetzungen
beinhaltet. Wir werden am Abend des 3.12. alle bekannten Informationen
auf unserer Webseite ( www.mumia-hoerbuch.de ) veröffentlichen.

Beteiligt euch an den Kundgebungen zu Mumias 37. Haftjahrestag, Sonntag,
dem 9. Dezember 2018 an den Protesten vor den diplomatischen
Einrichtungen der USA in Berlin und Frankfurt Am Main (Details siehe
weiter unten bei den Terminen)!

Wer noch Flyer und/oder Plakate für die Berliner Kundgebung verteilen
möchte, wendet sich bitte per E-Mail an uns: info@mumia-hoerbuch.de

Mumia sprach Ende Oktober auf Prison Radio über die Kämpfe der
Gefangenen gegen die Masseninhaftierung in den USA: "Prison Rebellion
And The Struggle Against Mass Incarceration" (1:46) Mumia Abu-Jamal [1].

Wie schon berichtet, verhängte die Gefängnisbehörde von Pennslyvania als
Reaktion auf den Gefangenenstreik zahlreiche Sanktionen, u.a. in der
Möglichkeit der Gefangenen, mit der Außenwelt per Brief zu
kommunizieren. Dagegen regt sich starker Widerstand. Ein erster
Teilerfolg gelang Gefangenen und Unterstützer*innen Anfang November 2018
gegen die neuen, nach dem Gefangenenstreik im August und Septenber 2018
verhängten Haftverschärfungen in Pennsylvania, dem US Bundestaat, in dem
auch Mumia Abu-Jamal seit knapp 37 (!) Jahren gefangenen gehalten wird.
Buch- und Anwaltspostrestriktionen sind nun etwas entschärft worden:
Protest forces Pennsylvania prisons to back off (November 8, 2018) [2]


Zum weiteren Inhalt:

1. Termine

2. Meldungen aus der Bewegung & Presse

3. Solidarität mit Gefangenen

4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!


1. Termine

Sa. 24. November bis So. 9. Dezember 2018 - Philadelphia, USA

Aktionstage für die Freilassung von Mumia Abu-Jamal

Weitere Informationen

http://www.mumia-hoerbuch.de/mumiaenglisch.htm#yclupbycst

So. 9. Dezember 2018 - Berlin, US Botschaft - 14:00 Uhr

Kundgebung an Mumias 37. (!) Haftjahrestag: FREE MUMIA - Free Them
ALL!

Weitere Informationen:

http://www.mumia-hoerbuch.de/demonstration.htm#Aufrufkundgebung09122018berlin

US Botschaft, Pariser Platz 2/Brandenburger Tor - 10117 Berlin-Mitte - U+S-Brandenburger Tor

So. 9. Dezember 2018 - Frankfurt am Main, US Generalkonsulat - 18:00
Uhr

Mahnwache: Freiheit für Leonard Peltier, Mumia Abu-Jamal und Ana
Belen-Montes!

US-Konsulat, Giessener Str. 30, 60435 Frankfurt am Main - U5-Giessener Str.

Mo. 17. Dezember 2018 - Frankfurt am Main, US Generalkonsulat - 18:00
Uhr

Mahnwache: Freiheit für Leonard Peltier, Mumia Abu-Jamal und Ana
Belen-Montes!

US-Konsulat, Giessener Str. 30, 60435 Frankfurt am Main - U5-Giessener Str.

Sa. 12. Januar 2019 - Berlin, Rosa-Luxmburg-Konferenz - ab 10 Uhr im
Tagungshotel MOA 

u.a. Rede von Mumia Abu-Jamal (ca. 14 Uhr), weitere Informationen

https://www.rosa-luxemburg-konferenz.de/de/

Mercure Hotel MOA, Stephanstraße 41, 10559 Berlin-Moabit, U9-Birkenstrasse


2. Meldungen aus der Bewegung & Presse

(Philadelphia Inquirer) 5,000 inmates with hepatitis C sued Pa. prisons.
Now, they're on their way to getting treatment (November 20, 2018)

http://www2.philly.com/philly/news/hepatitis-c-prison-treatment-pennsylvania-department-corrections-david-rudovsky-settlement-20181119.html

FREE MUMIA Banner in Berlin (15.11.2018)


http://www.freiheit-fuer-mumia.de/#transpisfur091218

(Radio Aktiv Berlin - Veranstaltungsmitschnitt) "50 Jahre 1968 - Black
Power und linker Internationalismus" (14.11.2018)

http://radioaktivberlin.blogsport.de/2018/11/14/sondersendung-50-jahre-1968-black-power-und-linker-internationalismus/


3. Solidarität mit Gefangenen

Leonard Peltier: The War for Survival (November 22, 2018)

https://www.counterpunch.org/2018/11/22/the-war-for-survival/

Update on Kamau Sadiki from New York City Jericho Movement (November 14,
2018)

https://mailchi.mp/jerichony.org/update-on-kamau-sadiki?fbclid=IwAR2FySrF7P47OCuoQz_TC2KkiqfDs-TH8m05WONe_NUOfzpafcCQ43-QZ4g

(Kamau Sadiki) Black Panther Suffering Medical Neglect in GA Prison
(November 12, 2018)

https://www.atlblackcross.org/index.php/2018/11/12/black-panther-suffering-medical-neglect-in-ga-prison/?fbclid=IwAR0RI72OUynBKLSPz1XIku6c-0PHMUWJya6QYo33BY0nLfeb0bcPqOf7Xtg

(GG/BO) Wer ist hier kriminell? (11.11.2018)

https://de.indymedia.org/node/25861

Staatliche Haftverschärfungen in Pennsylvania unter Druck
(10.11.2018)

http://www.mumia-hoerbuch.de/arn.htm#staatlhaftverschPunterDruck

Urgent Call for Political Prisoner Kamau Sadiki (10.11.2018)

http://www.mumia-hoerbuch.de/arn.htm#UrgentCallKamauSadiki

(GG/BO) Massive Repression nach unserem Besuch in der JVA Bützow
(9.11.2018) 

https://de.indymedia.org/node/25804

States of Women's Incarceration: The Global Context 2018

https://www.prisonpolicy.org/global/women/2018.html?fbclid=IwAR2Epn5sj2oy0I0cWTVpP1rLtlYyOPyv8QhTQuSBfpIMo0LBWA8wb5sGrLo


4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

Unmenschliche Details und neues Video aus dem Todestrakt von Florida
(30.11.2018) 

https://wp.me/p2X1th-3lf

(Philadelphia Inquirer) For death row survivors, the fight against
capital punishment starts in Philly | Opinion (November 13, 2018)

http://www2.philly.com/philly/opinion/commentary/death-row-life-incarceration-philadelphia-prison-20181113.html

(Tennessee, USA - Edmund Zagorskis wurde mit dem elektrischen Stuhl
hingerichtet) Grausame menschliche Bestien (2.11.2018)

https://wp.me/p2X1th-3kT



Wir hoffen, gut informiert zu haben. Bitte verbreite diese Meldungen
auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin


Verweise:

[1] https://www.prisonradio.org/media/audio/mumia/prison-rebellion-and-struggle-against-mass-incarceration-146-mumia-abu-jamal

[2] https://www.workers.org/2018/11/08/protest-forces-pennsylvania-prisons-to-back-off/

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief Dezember 2018

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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MELDUNG/164: Menschenrechte gelten auch beim Klimaschutz


Fian - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Menschenrechte gelten auch beim Klimaschutz -

FIAN unterstützt Appell der UN-Menschenrechtskommissarin



Köln, 03.12.2018. Zum Auftakt der 24. Internationalen Klimakonferenz in
Katowice unterstützt FIAN den Appell der Hohen Menschenrechtskommissarin
der Vereinten Nationen, Michelle Bachelet, an die Staaten, ihre Beiträge
zum Klimaschutz zu verstärken und Menschenrechte als verbindliche Kriterien
in die Regeln zur Umsetzung des Klimaschutzabkommens von Paris
aufzunehmen.

In ihrem offenen Brief verweist Michelle Bachelet zum einen auf den
jüngsten Sonderbericht des Weltklimarats über die Folgen einer globalen
Erwärmung um 1,5°C. Darin wird deutlich, dass die Begrenzung der
Erderwärmung auf 1,5°C deutlich weniger schwerwiegende Folgen für
Ernährung, Wasserversorgung, Gesundheit, Sicherheit und die Ökosysteme hat
als eine Erwärmung auf 2°C. Auch die Notwendigkeit für Anpassungsmaßnahmen
fallen geringer aus.

"Die Bundesregierung muss ihren Beitrag zum Klimaschutz verstärken und sich
in Katowice dafür einsetzen, dass die Beachtung der Menschenrechte ein
verbindliches Kriterium für die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens wird",
appelliert Gertrud Falk, Klimareferentin von FIAN Deutschland.
"Deutschland hat mit der Unterzeichnung des "Genfer Versprechen zu den
Menschenrechten" seine Unterstützung dafür erklärt. Diesen Worten müssen
nun Taten folgen."

Die 24. Internationale Klimakonferenz findet vom 3.-14. Dezember in
Katowice, Polen, statt. Auf der Konferenz sollen die Richtlinien zur
Umsetzung des Klimaabkommens von Paris beschlossen werden.


Weitere Informationen:

Offener Brief der Hohen Menschenrechtskommissarin der Vereinten
Nationen:

https://www.ohchr.org/Documents/Issues/ClimateChange/OpenLetterHC21Nov2018.pdf

Sonderbericht des Weltklimarats (IPCC) über die Folgen einer globalen
Erwärmung um 1,5°C:

https://www.de-ipcc.de/256.php

Genfer Versprechen zu den Menschenrechten (Geneva Pledge on Human
Rights):

http://climaterights.org/our-work/unfccc/geneva-pledge/

FIAN-Broschüre "Klimawandel und Menschenrechte":

https://www.fian.de/fileadmin/user_upload/bilder_allgemein/Themen/Klima/FIAN_Klimabroschuere_2018_Web.pdf

Webseite der 24. Internationalen Klimakonferenz in Katowice:

http://cop24.katowice.eu/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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TREFF/294: Münster - Migrantenorganisationen können Förderung für Projekte beantragen, 7.12.2018


Stadt Münster

Migrantenorganisationen können Förderung für Projekte beantragen



Münster (SMS) Mehr als hundert Organisationen und Vereinigungen von
Migranten leisten in Münster wichtige Beiträge zur Integration von
Menschen mit Migrationsvorgeschichte. Welche finanziellen Beiträge
können sie selbst für ihre Projekte in Anspruch nehmen? Das ist Thema
eines Workshops am Mittwoch, 7. Dezember, um 16.30 Uhr im
Lublin-Zimmer des Stadtweinhauses am Prinzipalmarkt. Darin wird an
Beispielen erläutert, welcher Art Projekte gefördert werden und wie
Anträge gestellt werden.

Zu der dreieinhalbstündigen Veranstaltung lädt das Kommunale
Integrationszentrum der Stadt ein. Kooperationspartner ist das
Elternnetzwerk NRW, die landesweit größte Dachorganisation von
Migrantenorganisationen. Die Förderung von Migrantenorganisationen ist
im NRW-Integrationsgesetz verankert. In Kürze wird das Land die neue
Förderphase 2019/2010 ausschreiben. Dann können wieder Anträge
gestellt werden.

Information: Ximena Meza Correa-Flock,

Meza-Correa-Flock@stadt-muenster.de, 02 51/4 92-70 58.

 *

Quelle:

Pressemitteilung: 2.12.18

Herausgeberin: Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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TREFF/293: Leverkusen - "Mein Beruf - Meine Zukunft" für Neuzugewanderte am 12.12.2018


Stadt Leverkusen

"Mein Beruf - Meine Zukunft" - Mit Ausbildung zum Erfolg

Veranstaltung für Neuzugewanderte am 12. Dezember im Forum Leverkusen



Der Fachkräftemangel ist und bleibt ein Dauerthema - auch in
Leverkusener Betrieben und Unternehmen. Gleichzeitig sind viele junge
Zugewanderte auf der Suche nach einer beruflichen Perspektive. Für sie
kann eine duale Ausbildung eine gute Möglichkeit sein, um den
Grundstein für ein erfolgreiches Arbeitsleben in Deutschland zu legen.
Deshalb wurde ein in der Vergangenheit erfolgreiches Format
wiederbelebt - die Informationsveranstaltung "Mein Beruf - Meine
Zukunft" für Neuzugewanderte, die eine Ausbildung ins Visier genommen
haben. Die Veranstaltung besteht aus verschiedenen Workshops und
Beratungsangeboten rund um Ausbildung, Schul- und Berufsabschlüsse
sowie Bewerbungsprozesse.

Vormittags werden zugewanderte Schülerinnen und Schüler der
weiterführenden Schulen ins Forum kommen, nachmittags richtet sich das
Programm an Neuzugewanderte, die sich in Sprach- und
Qualifizierungsmaßnahmen befinden. Vor Ort finden die Teilnehmenden
alle wichtigen Beratungsstellen zum Thema Wege in die Ausbildung,
Abschlüsse nachholen und anerkennen lassen und vieles mehr. Ein
besonderer Programmpunkt ist die Möglichkeit, Bewerbungsfotos von
einer professionellen Fotografin machen zu lassen, um die Chancen bei
einem bevorstehenden Bewerbungsverfahren zu steigern.

Organisiert wird die Veranstaltung durch das Kommunale Bildungsbüro
und die Koordinierungsstelle Übergang Schule - Beruf in enger
Kooperation mit dem Schulamt für die Stadt Leverkusen, der
Bundesagentur für Arbeit, dem Jobcenter und den Kammern. Eröffnet wird
die Veranstaltung im Forum am 12. Dezember um 10.00 Uhr durch
Oberbürgermeister Uwe Richrath.

Da die Plätze für Workshops und Bewerbungsfotos begrenzt sind, wird um
Anmeldung gebeten. Anmeldeformulare gibt es beim Bildungsbüro und
Beratungsstellen wie zum Beispiel Jobcenter, Caritas und Offene
Jugendberufshilfe. Anmeldungen per E-Mail an
janina.blaettler@stadt.leverkusen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Stadt Leverkusen

http://www.leverkusen.de

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de
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REZENSION/026: Inger-Maria Mahlke - Archipel (SB)


Inger-Maria Mahlke

Archipel

von Christiane Baumann



Geschichte unter dem "Okular eines Mikroskops"

Eine Begegnung mit der Buchpreisträgerin Inger-Maria Mahlke und
ihrem Roman "Archipel" in Magdeburg (21.11.2018)

Wie viel Magdeburg steckt im Roman Archipel, wird Inger-Maria
Mahlke im Magdeburger Forum Gestaltung gefragt? Das zielt
weniger auf die Geschichte, die auf der Kanareninsel Teneriffa
angesiedelt ist. Es geht um Schreibkontexte, Inspirationen, denn die
Autorin war 2017, als sie am Roman arbeitete, Stadtschreiberin in der
Elbestadt. Mahlke beginnt von traumhaften Sonnenuntergängen mit
Elb-Blick zu erzählen. Man spürt, dass sie mit Magdeburg eine Zeit
kreativen Arbeitens verbindet. Erst 25 Prozent des Romans waren
fertiggestellt, als sie an die Elbe kam. Am Ende ihres
Magdeburg-Intermezzos lag das Buch vor. Vor kurzem wurde Mahlke für
Archipel nun der Deutsche Buchpreis, die bedeutendste
Auszeichnung, die der deutsche Buchhandel zu vergeben hat, verliehen.
Es ist der vierte Roman der Schriftstellerin, die 1977 in Hamburg
geboren wurde und deren Mutter aus La Laguna auf Teneriffa stammt, wie
sie während der Lesung erzählt. Ihre Wurzeln erklären die Affinität
zur Kanareninsel, auch, dass spanische Worte, Sätze, Motti und Lieder
wie selbstverständlich in den Text eingewoben sind. So entsteht ein
authentischer Sound, wobei das notwendige Nachschlagen im beigefügten
Glossar den Lesefluss und den Sog, in den man bei der Lektüre gerät,
stört. Fast scheint es, als sei das beabsichtigt, denn viele Daten und
Ereignisse aus der spanischen Geschichte wie die "Nacht von Tejero"
oder Details zum Westsahara-Kolonialkrieg, die Mahlke "antippt",
dürfte selbst der politisch interessierte Leser nicht parat haben. So
fordert der Roman während der Lektüre nachdrücklich zur Recherche auf
und durchkreuzt Lesegewohnheiten.




[image: Foto: © 2018 by Christiane Baumann]

Inger-Maria Mahlke präsentiert ihr Buch

Foto: © 2018 by Christiane Baumann



Das trifft auch für die Romankonstruktion zu. Die Geschichte beginnt
in der Gegenwart und arbeitet sich in Zeitschritten in die
Vergangenheit vor, beziehungsweise zurück. Die Vergangenheit wird in
der Gegenwart, im Moment des Erzählens, zum Aktionsraum der Zukunft.
Dabei interessiert weniger die Rekonstruktion des Vergangenen, was die
wie zufällig eingeblendet wirkenden Wirklichkeitsausschnitte
unterstreichen. Das chronologische Vorwärtserzählen, so Mahlke,
stelle die Gegenwart in zwanghaft kausale Zusammenhänge und verdecke
die Fülle an Möglichkeiten, die individualbiographisch und
gesellschaftlich andere Realitäten hervorgebracht hätten. Mahlkes
episodenhaftes Erzählen verfolgt die Charaktere nicht in ihrer
Entwicklung, sondern erhellt ihre "verschiedenen Identitäten", wie sie
es nennt, in einer bestimmten Lebenssituation, schlaglichtartig.
Alternativen werden denkbar, sowohl auf der individualbiographischen
als auch auf der sozialen Ebene. Denn - und das ist das Herausragende
an Mahlkes Buch: Ihr Familienroman, der über vier Generationen
einhundert Jahre spanischer Geschichte aus der Inselperspektive
Teneriffas ausschreitet, lässt in den szenischen Momentaufnahmen aus
den Jahren 1919 bis 2015 ein gesellschaftliches und historisches
Panorama entstehen: von der englischen Präsenz auf der Insel nach dem
Ersten Weltkrieg, über die Etablierung des Faschismus, den Spanischen
Bürgerkrieg, den Zweiten Weltkrieg, den Terror unter Franco bis zu den
blutigen Kämpfen um Westsahara. Alles findet auf der Insel en
miniature seinen Widerhall, muss in seinen Zusammenhängen aber vom
Leser erschlossen werden.

Die Geschichte beginnt 2015 mit einer Ausstellung. Wie in einem Prisma
laufen im Kreis der schönen Künste in Santa Cruz, in der
Kunststudenten und Nachwuchskünstler Werke der Surrealisten "neu" (12)
interpretieren, die Fäden zusammen: Liebe und Familie, Politik und
Geschichte, Kunst. Ana und Felipe sehen sich mit ihrer Tochter Rosa
die Ausstellung "80 Jahre surrealistische Konferenz" an, die an die
Präsentation der Surrealisten, unter anderem Andrè Breton, Benjamin
Péret und Oscar Dominguez, auf Teneriffa im Jahr 1935 erinnert. Die
Szene spiegelt die Brüchigkeit der bürgerlichen Fassade wider. Da ist
zunächst Rosa, bei der sich die Familienstränge der Bernadottes und
Bautes kreuzen. Sie hat ihr Kunststudium in Madrid hingeworfen und
gibt sich dem massenhaften Konsum des Reality-TV-Movies
Survivor hin, einer Art Überlebenstraining für Inselbewohner.
Ihr Vater Felipe Bernadotte, als Historiker gescheitert an seiner in
die franquistische Repression verstrickten aristokratischen Dynastie,
ist Alkoholiker und ohne Job. Ihre Mutter Ana Baute, Staatssekretärin
im Tourismus-Ressort, kämpft mit einem Korruptionsskandal. Gefragt
sind keine politischen Inhalte, sondern geschicktes Taktieren. Sie
trauert nicht um den politischen Weggefährten, sie zieht sich etwas
an, "das nach Trauer aussieht" (77), vor allem etwas Bezahlbares wie
Zara oder Mango, obwohl ihr Chanel lieber wäre. Anas und Felipes Ehe
existiert nur noch auf dem Papier. Man gibt das Bild der intakten
Familie. Der Ausstellungsbesuch ist Pflicht, trifft sich doch dort die
Politprominenz der Insel. Das ist insofern grotesk, weil es die
Surrealisten waren, die nach dem Ende des Ersten Weltkriegs gegen die
saturierte Bürgerlichkeit protestierten, das Establishment ablehnten
und Revolution und Anarchie propagierten. Es ist der Anfang des
Romans, der Nachklänge auf den Surrealismus einfängt. "Sie nennen
es Kunst" (61) - postet Rosa zur Ausstellung. Ihr Kunststudium
beschreibt sie als Verzweiflung: "Alles schon da gewesen, und auch das
bereits bearbeitet, nichts mehr besonders und die Kategorie besonders
sowieso nicht tragfähig" (33). Langsam bewegt sich der Roman auf das
Jahr 1919 zu, in dem sich, noch unter dem Eindruck des Ersten
Weltkriegs, die Surrealisten Breton, Soupault und Aragon in der
Zeitschrift Littérature zusammenfanden, und rollt die
Familiengeschichten der Bernadottes, Bautes und Morales' auf, die
zugleich einen soziologischen Querschnitt der Gesellschaft liefern.

Die Bernadottes repräsentieren die aristokratische Oberschicht, waren
Nutznießer der spanischen Kolonialpolitik und Parteigänger der
faschistischen Falange, die 1937 in der Staatspartei des Diktators
Franco aufging. Felipe zerbricht an dem Versuch, die Geschichte des
spanischen Bürgerkriegs und der Repression auf den Kanarischen Inseln
in privaten Überlieferungen aufzuarbeiten, denn er kann seinem
familiären Erbe nicht entkommen. Anas Familie, die Bautes, gehörten
zur anderen Seite, zu den Opfern der "blauen Periode", die von
Inhaftierungen, Massenerschießungen, Mord und Repressalien des
Franco-Regimes gekennzeichnet war. Ihr Onkel Jorge verschwand in den
Folterkammern des Regimes. Ihr Vater Julio, tätig als linker Kurier,
landete im KZ "Fyffes". Ana, die sich für Politik nie sonderlich
interessierte, schlug sich auf die Seite der Konservativen. Der äußere
Verfall des Hauses von Ana und Felipe wird zum Symbol der Zerrüttung
der Familie und der sozialen Disparitäten. Die Krise der Familie
findet ihr Pendant in allen gesellschaftlichen Bereichen. Profitgier
verhinderte auf der Insel die Entstehung eines Wasserkreislaufs mit
Klär- und Entsalzungsanlagen. Algenverseuchte Strände - eine
Umweltkatastrophe, die vertuscht wird, legen davon Zeugnis ab. Nach
der spanischen Niederlage im Westsahara-Konflikt verlor die Insel als
Warenumschlagplatz ihre Bedeutung, was den wirtschaftlichen Niedergang
einleitete. Eine geplatzte Immobilienblase hat die soziale Schieflage
auf der Insel in der Gegenwart weiter verschärft. Die Folge ist ein
wachsendes Heer von Gestrandeten und Chancenlosen: Arbeitslose,
Prostituierte und Drogendealer, Graffiti-Sprayer und Hausbesetzer,
"Menschen, die aus ihren Häusern geräumt wurden und sich in
leerstehenden niederlassen" (99). Zu diesen sozial Deklassierten
gehören die Morales-Frauen, die seit eh und je bei den Bernadottes als
"Hilfe" arbeiten.

Erzählt wird das alles durch die Figuren. Der Leser taucht an den
Schauplätzen in ihre Gedankenwelt ein. Es gibt keine Kommentare, um,
wie Mahlke betont, jede "Zwangsbeschulung" zu vermeiden. Ihr
photographisch genaues Erzählen lässt an den Sekundenstil
naturalistischer Ästhetik denken, wenn das Tropfen des Wasserhahns
beobachtet oder das Finale der Tour de France Kilometer für Kilometer,
in Minuten und Sekunden verfolgt werden. Das Erzählte und das Erzählen
sind zeitlich fast deckungsgleich. Das Leben wird durch das "Okular
eines Mikroskops" (33) betrachtet. Jede Figur soll "genau so, wie sie
ist" (86), in Szene gesetzt werden. Dieses übergenaue Erzählen erzeugt
eine künstliche, eine verfremdete Realität, man könnte auch sagen eine
"Surrealität", in der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft in der
Momentaufnahme mit Träumen und Gedankenströmen verschwimmen, aber
anders als im surrealistischen Denken, die ästhetische Überlegung
immer präsent ist. Dieses ästhetische Verfahren bestimmt die
Romankonstruktion, das Rückwärtserzählen, und lässt sich bis in die
Motivik und Figurencharakteristik nachzeichnen. San Borondón, das
achte Eiland, an das die Kanaren-Bewohner glauben, ist Mythos und als
Bauprojekt der Zukunft zugleich künstliche Insel mit Hotel und
Themenpark, die in der Gegenwart für Schlagzeilen sorgt. Sind die
Grenzen zwischen Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft fließend, so
verschwimmen auch die zwischen "Normalität" und Wahnsinn, was nicht
zuletzt auf den Surrealismus weist, den "Sohn des Wahnsinns und der
Finsternis" (Louis Aragon Pariser Landleben). Francisca,
Felipes psychisch kranke Mutter, erlebt, wie in ihrem Alltag "alles
verrutscht" (242): Personen, Vorgänge, zeitliche Zusammenhänge. Die
Demenzkranken im Asilo, dem Heim "der barmherzigen Schwestern für in
Not gefallene Alte" (29), in dem der 96-jährige Julio Baute als
Portier seine Pflicht erfüllt, leben gedanklich in der Vergangenheit,
in einer nicht mehr existenten Welt, die für sie gegenwärtig,
erfüllend und tröstlich ist. Und wenn am Schluss des Romans die
Moores, Bautes und Bernadottes Silvester 1919 "auf die Zukunft" (423)
anstoßen, dann erkennt der Leser diese bereits als Krise der
Gegenwart. Es sei die ultrapolarisierte spanische Gesellschaft vor der
Franco-Zeit, die nicht mehr miteinander reden konnte, die auch
gespalten war in zwei Lager, die ihr mit dem Blick auf die Gegenwart
Angst mache, so Mahlke in Magdeburg, vor allem, wenn man sehe, wie
schnell das gekippt sei; niemand hätte 1935 gedacht, dass es überhaupt
kippen würde, fügt sie hinzu.

Am Anfang des Romans steht Rosas künstlerische Krise, wenn sie fragt:
"Was ist noch möglich, wenn alles möglich ist?" (33) Orientierungslos
und auf der Suche nach dem Sinn des Lebens findet sie bei
demenzkranken Menschen Halt, indem sie im Asilo bei der Arbeit hilft.
Erstmals übernimmt Rosa soziale Verantwortung und schöpft aus dieser
Tätigkeit plötzlich Ideen für ihre Installationskunst. In Mahlkes
Archipel ist nichts vordergründig politisch, aber es sind diese
Szenen, in denen sich eine geistige Haltung manifestiert, die die
Frage nach der gesellschaftlichen Verantwortung von Kunst stellt und
damit den Bogen zu den Surrealisten spannt, die sich als Verfechter
einer revolutionären Weltanschauung (Zunächst und immer
Revolution, 1925) verstanden, um den Menschen "die Fragwürdigkeit
ihres Denkens zu demonstrieren, ihnen deutlich zu machen, auf welch
schwankendem Grund, über welchen Höhlen sie ihre anfälligen Häuser
erbaut haben"[1] (133). Der Blick zurück weiß bereits um das Scheitern
dieser Bemühungen und um die Fragilität der Zukunft.
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Die Autorin während der Lesung aus 'Archipel' im Magdeburger
'Forum Gestaltung'

Foto: © 2018 by Christiane Baumann




Anmerkung:

[1] Erklärung des Büros für surrealistische Foschungen, in
Surrealismus in Paris 1919-1939, hg. u. mit einem Essay v.
Karlheiz Barck, Leipzig Reclam 1986, S. 133.
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BERICHT/091: Messe links - gewaltfrei fing es an ... (SB)


Unser Traum von der sozialen Revolution ist zu einem Alptraum
geworden.

Fadwa Suleiman (Syrische Schauspielerin und Aktivistin)



Als gelte es, sich am Vorabend des Armageddon die günstigste
Ausgangsposition für die letzte Schlacht zu verschaffen, tauchten
Groß- und Regionalmächte, islamistische Milizen diverser Couleur,
Baschar al-Assads Regierungstruppen und die Freie Syrische Armee das
Land in Blut und verwandelten es in ein Trümmerfeld, fraktioniert in
rivalisierende Einflußzonen. Der Zivilbevölkerung brachte dieser
Konflikt Tod und Verderben, Millionen Menschen wurden in die Flucht
getrieben. Sich ständig verlagernde Fronten und oftmals wechselnde
Bündnisse sprengten feste Vorstellungen überschaubarer
Konfliktparteien. Wenngleich sich im geostrategischen Rahmen durchaus
die absehbare Lagerbildung herauskristallisierte, zeichneten sich die
Verhältnisse im Detail doch oftmals durch einen Stellvertreterkrieg
unwägbaren Verlaufs aus.

Nach Jahren des mörderischen Waffengangs und zahlloser
Schreckensmeldungen scheint weitgehend in Vergessenheit geraten zu
sein, daß in Syrien wie auch anderswo in der Periode des sogenannten
Arabischen Frühlings anfänglich eine rasch anwachsende
sozialkämpferische Bewegung in Erscheinung trat, die auf der Straße
bessere Lebensverhältnisse einforderte und diese einer repressiven
Staatsführung abzuringen trachtete. Schon vor Ausbruch des Konflikts
hatte eine jahrelange Dürre zu Hungersnot und massenhafter
Binnenflucht geführt, so daß die soziale Lage zahlloser Menschen
verheerend war. Dieser physische und gesellschaftliche Boden gab für
viele nichts mehr an Lebensmöglichkeiten her, was maßgeblich dazu
beigetragen haben dürfte, daß daraus die Entschiedenheit entsprang,
die Stimme zu erheben und gemeinsam für eine grundlegende Veränderung
einzutreten, deren beanspruchte Qualität im Zuge der Protestwelle
weitere Elemente integrierte und an Reichweite zunahm.

Daß sehr bald innere Kräfte und äußere Mächte bestrebt waren, diese
Erhebung zu okkupieren und zu instrumentalisieren, um sie ideologisch
auszubeuten und militärisch zu eskalieren, ist weder mit der
ursprünglichen Bewegung gleichzusetzen noch diskreditiert es ihre
Intentionen, Kampfesformen und Ziele. Die deutsche Linke neigt auch in
dieser Frage dazu, sich zu spalten, wobei oftmals bestimmte Aspekte
der syrischen Gemengelage überbetont und andere ausgeblendet werden,
um ein vermeintlich stringentes und widerspruchsfreies Paket zu
schnüren. Wer hingegen dem Zweifel den Zuschlag gibt, um die eigene
Position zu schärfen und weiterzuentwickeln, wäre gut beraten, sich
auch mit jenen Auffassungen und deren Quellen auseinanderzusetzen, die
so gar nicht ins eigene Konzept zu passen scheinen.
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Gewaltfrei-revolutionäre Bewegungen in Syrien und im Sudan

Im Rahmen der 23. Linken Literaturmesse in Nürnberg stellte Lou Marin
das Buch "Im Kampf gegen die Tyrannei. Gewaltfrei-revolutionäre
Massenbewegungen in arabischen und islamischen Gesellschaften: der
zivile Widerstand in Syrien 2011-2013 und die 'Republikanischen
Brüder' im Sudan 1983-1985" [1] vor, das er gemeinsam mit Guillaume
Gamblin und Pierre Sommermeyer herausgegeben hat. Es ist im Verlag
Graswurzelrevolution erschienen, einer Strömung des gewaltfreien
Anarchismus, die sich der Verbindung von gewaltfreier Aktion und
freiheitlich-anarchistischem Denken widmet. Sie bezieht sich laut
Marin insbesondere auf die Tradition der ghandianischen antikolonialen
Bewegung in Indien und die Bewegung der African Americans in den
1960er Jahren in den Südstaaten der USA. Wir untersuchen die
gewaltfreien Massenbewegungen der südlichen Hemisphäre und versuchen
daraus zu lernen, so der Referent.

Nach seinen Worten waren die arabischen Aufstände und ganz besonders
die gewaltfrei-revolutionäre Massenbewegung in Syrien die bislang
größten gewaltfreien Bewegungen im 21. Jahrhundert weltweit. Daran
solle das Buch erinnern und Mut machen, das für die deutsche Linke
geschrieben sei, die oftmals sehr wenig von der Widerstandsgeschichte
der Länder kenne, mit deren Geflüchteten sie es zu tun hat. Es handelt
sich um ein internationales Projekt. Der Teil zu Syrien, auf den sich
die französische Ausgabe beschränkt, ist im Frühjahr 2018 zeitgleich
in französischer und deutscher Fassung erschienen, wobei zwei der drei
Herausgeber Franzosen sind, von denen auch die Idee stammt. Diese
Zusammenarbeit geht auf lange bestehende Verbindungen zurück. So gab
es in Frankreich von 1964 bis 1974 die Zeitschrift "Anarchisme et
non-violence", die der Graswurzelrevolution vorausging. Seinerzeit kam
es im Zuge des Widerstands gegen den Ausbau des Truppenübungsplatzes
im Larzac zu einem regen Austausch. Marin, der seit 2001 in Marseille
lebt, hat die Texte aus dem Französischen übersetzt. Indessen
entdeckte er aufgrund einer Kommunikationspanne erst nach Drucklegung
des französischen Buches dessen Innenteil mit Wandmalereien aus dem
syrischen gewaltfreien Widerstand, die leider nicht in der deutschen
Ausgabe enthalten sind.

Aus diesem Grund führte er 15 dieser Bilder als Projektionen
kommentarlos zur Einführung vor. Sie zeigen die Verbreitung und Tiefe
des Denkens in gewaltfreien Kampfmethoden und stammen aus
verschiedenen Brennpunkten des syrischen Widerstands. Die Fotos wurden
größtenteils Ende 2013 gemacht, einige auch 2014. Sie dokumentieren,
wie Kunstformen in einem existentiellen Widerstand etwas bewirken
können, zumal sie vor dem Hintergrund völlig zerstörter Gebäude und
Stadtteile entstanden sind.

Die gewaltfreie revolutionäre Massenbewegung 2011/2012 hat eine
Niederlage erfahren. Um so bemerkenswerter sei es, daß eine derartige
Kultur der Gewaltfreiheit auf Trümmern dargeboten wird, während man in
den Medien ausschließlich etwas über Krieg und internationale
Beteiligung erfährt, so daß die Erinnerung an die arabischen Aufstände
im März 2011 und die Zeit der Massenbewegungen danach versiegt ist.
Fadwa Suleiman, die mit einem wichtigen Text aus dem Frauenwiderstand
vertreten ist, hat es einmal so formuliert: "Unser Traum von der
sozialen Revolution ist zu einem Alptraum geworden." Die Texte im
Syrienteil sind fast ausschließlich von Syrerinnen und Syrern
geschrieben und stammen aus Webseiten wie "SyriaUntold" oder "Huriya"
(Freiheit), die sich als unabhängig, basisdemokratisch und
emanzipatorisch verstehen und Stimmen aus dem Widerstand sammeln.

Der zweite Teil enthält nicht zuletzt eine gewaltfreie anarchistische
Koraninterpretation der Bewegung von Mahmud Taha, der es 1985 gelungen
ist, eine islamistische Regierung im Sudan zu stürzen. Das
an-Numairi-Regime war dazu übergangen war, öffentliche Auspeitschungen
und Amputationen im Fernsehen zu übertragen und wurde von einer
Massenbewegung gestürzt. Dies ist als positives Beispiel im zweiten
Teil der deutschen Ausgabe enthalten, um dem Eindruck
entgegenzuwirken, daß eine gewaltfreie Bewegung zwangsläufig scheitern
muß, so der Referent.


Massendemonstrationen und staatliche Repression

Die gewaltfreie Erhebung in Syrien läßt sich in drei zeitliche Phasen
untergliedern. Die erste Phase erstreckt sich von März bis Juli/August
2011, als offene Massendemonstrationen durchgeführt wurden. Sie waren
so neu, daß sie eindrücklich beschrieben werden:

Ein Aktivist erinnert sich noch gut daran, wie er das erste Mal zum
 Demonstrieren auf die Straßen von Damaskus ging. Das war im März
 2011, der Arabische Frühling war voll erblüht. Ein Teil der
 syrischen Bevölkerung hatte sich schon erhoben, um gegen die
 Regierung von Baschar al-Assad und fast 50 Jahre Machtausübung
 seiner Familie und der Baath-Partei zu protestieren. Der Aktivist
 sagt dann: Damals schrie niemand Parolen, weil alle Beteiligten vor
 Freude weinten. Auch für mich war es sehr bewegend. Ich dachte,
 endlich können wir ein neues Syrien aufbauen.



In dem Abschnitt über die erste Phase sind auch viele Texte von
Frauengruppen enthalten. Frauen standen in den ersten Reihen,
Frauenprojekte wurden gegründet, Frauen spielten eine wichtige Rolle
im Widerstand. Fadwa Suleiman, die eine bekannte Schauspielerin in
Theater und Fernsehen war, ist ein Portrait im Buch gewidmet. Sie
hatte eine Vorstellung von einer anderen Form von Kunst und
Widerstand: Die Frauen sind auf die Straße gegangen und haben auf
großen Plätzen etwas auf den Boden gemalt, was dann zu
Auseinandersetzungen geführt hat. Sie wurde verfolgt, mußte ins Exil
gehen und ist 2017 in Paris gestorben. Neben ihr werden mehrere andere
Protagonistinnen namentlich erwähnt, weil sie eine bestimmte
symbolische Form des Massenprotests repräsentieren.

Auf diesen Protest reagierte die Regierung zunächst mit Repression der
Polizei per Knüppel, Tränengas und Pfefferspray. Doch schon nach
wenigen Wochen schoß die Armee in die Menge, es gab Tote und
Verletzte. Dennoch gingen die Demonstrationen zunächst weiter auf die
Straße, bis ab Sommer 2011 eine zweite Phase einsetzte.
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Phantasievolle Aktionen als Ausweichmuster

Als es aufgrund der massiven Angriffe nicht mehr möglich war, in
großer Masse auf der Straße zu demonstrieren, wich die Bewegung auf
phantasievolle gewaltfreie Aktionen aus. Es waren symbolische
Aktionen, die aber die Botschaft transportierten, daß man sich durch
diese brutale Repression nicht einschüchtern lassen dürfe und neue
Kampfformen finden müsse. Diese Phase erstreckte sich von Juli/August
bis November/Dezember 2011.

In einer schwülen Nacht des Oktober 2011 saßen zwei Männer auf dem
 Rand eines Springbrunnens im Zentrum von Damaskus. Es war fast
 Mitternacht. Eine bedrohliche Stille legte sich über die arabische
 Altstadt und ihre engen Gassen. Einer der beiden Männer steckte
 sich eine Zigarette an, der andere griff sanft in seine Tasche und
 zog ein Papiersäckchen hervor, das mit gefärbtem Puder gefüllt war.
 Ohne bemerkt zu werden, leerte er das Säckchen in den
 Springbrunnen. Die beiden Männer standen auf und gingen. In dieser
 Nacht wurde das Wasser aller Springbrunnen in Damaskus nach und
 nach rot. Als die Sonne am Morgen aufging und die Bürgerinnen
 vorbeizugehen begannen, konnten sie die Farbe des Blutes im Wasser
 der Springbrunnen erblicken. Hitzige Diskussionen entstanden.
 Autofahrer filmten auf diskrete Weise beim Vorbeifahren die
 Springbrunnen, bald konnte man die Filme auf YouTube sehen. An
 diesem Morgen schlief Ahmet Zaino, ein 27 Jahre alter Architekt,
 noch etwas länger, nachdem er von seinem nächtlichen Abenteuer erst
 spät nach Hause gekommen war. Als er dann endlich erneut auf die
 Straße ging, stürzten die Leute auf ihn zu: Hast du gesehen, was
 die gemacht haben? Das Wasser aller Springbrunnen ist rot! Alle
 reden davon. Etwas später hörte er, daß alle Soldaten Assads den
 Befehl erhalten hatten, so schnell wie möglich das Wasser der
 Springbrunnen abzudrehen. Es brauchte eine ganze Woche, bis die
 Springbrunnen wieder ihre natürliche Farbe annahmen.



Ahmed Zaino hatte im Freundeskreis eine gewaltfreie Gruppierung
 aufgebaut. Er erzählte mit verschmitztem Grinsen von einer anderen
 Aktion, als ein Freund und er in den unebenen Gassen von Damaskus
 orangefarbene Tischtennisbälle fallenließen, von denen sie eine
 Wagenladung gekauft hatten und auf denen "Huriya" (Freiheit)
 geschrieben stand. Die Männer in Uniform, ob Polizei oder Militär,
 die alle Gewehre trugen, rannten den ständig aufspringenden
 Tischtennisbällen nach, um sie einzufangen. Und Zaino fügte dabei
 hinzu, wenn du nicht mit Waffen sprechen willst, mußt du eine
 andere Sprache benutzen.



In einem leeren Büroraum brachten sie 80 Megaphone zusammen, auf
 denen sie jeweils Verstärker und Lautsprecher befestigten, außerdem
 einen Wecker und ein Radio. Sie versteckten sie dann an
 verschiedenen Orten in ganz Damaskus. In einer dunklen Nacht im
 Dezember 2011 wurden die Bewohnerinnen der Stadt durch laute Musik
 in vielen Straßen aufgeweckt. Es war ein altes Lied, in dem Syrien
 gefeiert wird und das unter dem Assad-Regime verboten war. Und nach
 Abspielen des Lieds hielt Zaino durch die Megaphone eine Rede, in
 der er unter anderem sagte: Wir sind das Volk. Wir müssen
 vermeiden, daß die Leute sterben. Wir müssen damit aufhören, uns
 gegenseitig umzubringen. Die unmittelbare Reaktion waren enorm. Die
 Leute gingen auf die Straße und hatten Tränen in den Augen. Zaino
 lächelte dabei, als er erzählte, wie die Soldaten die Äste von
 mehreren Bäumen absägten, um so schnell wie möglich die Megaphone
 und Lautsprecher abzuschalten.



Von diesen und weiteren Aktionen wird im Buch berichtet, und wie Ahmet
Zainos Rede zeigt, ging es darum, nicht in Kämpfe unter Syrern
abzugleiten. Zu dieser Zeit waren bereits Initiativen in Gang
gekommen, die Freie Syrische Armee aufzubauen.
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"Dignity Strike" - Höhepunkt der gewaltfreien Bewegung

Die gewaltfreie Bewegung erreichte in den letzten beiden
Dezemberwochen 2011 mit dem sogenannten "Dignity Strike" ihren
Höhepunkt. Es hatten sich mehrere Initiativen aus Freundeskreisen
entwickelt, die bei dieser Aktion erstmals zusammenarbeiteten.
"Freedom Days", ein im Oktober 2011 gegründetes Kollektiv, brachte
eine Anzahl gewaltfreier Gruppen zusammen, darunter die Local
Coordination Comitees (LCC), das Syrian non-violence Movement (NVM)
oder "Syrian People know their Way". Der "Dignity Strike" ging vom 14.
bis 30. Dezember 2011 und war konzeptionell in Abschnitte von jeweils
wenigen Tagen mit bestimmten Aktionen untergliedert. Es wurden Straßen
blockiert, dann gingen die Leute von Mittag bis 18 Uhr nicht zur
Arbeit, es folgten Streiks in Warenlager und Geschäften, dann an den
Universitäten, Blockaden der Ausfallstraßen, ein Streik der Beamten
und Angestellten und ab dem 30. Dezember ein unbegrenzter ziviler
Ungehorsam.

Es war der erste Generalstreik in vier Jahrzehnten Herrschaft des
Baath-Regimes und von der Mobilisierung her ein Erfolg. Die LCC
dokumentierten mehr als 600 Arbeitsstätten, die bestreikt wurden, und
diese Streiks erstreckten sich über zehn Gouvernements, große Bereiche
der Wirtschaft waren lahmgelegt. Die Reaktion des Regimes war brutal.
Es kam zu umfassenden Verhaftungen, und Regierungstruppen griffen
Streikende an, brannten Geschäfte nieder und in Aleppo eine ganze
Fabrik. In den folgenden zwei Monaten wurden 187 Fabriken geschlossen
und nach offiziellen Angaben 85.000 Arbeiterinnen und Arbeiter
entlassen.


Entstehung und Dynamik der Freien Syrischen Armee

Diese Repression forcierte die Entstehung der Freien Syrischen Armee,
die auf verschiedene Weise gebildet wurde. Teils schlossen sich Leute,
die bis dahin gewaltfreie Aktionen durchgeführt hatten, der FSA an. Da
es in fast jeder Familie eine Waffe gibt, nahmen viele solche Waffen
zu Demonstrationen mit, nachdem die Armee in die Menge geschossen
hatte. Manche Demonstrationen ließen das zu, andere lehnten es ab. Der
eigentliche Gründungsprozeß der FSA ging jedoch daraus hervor, daß es
der Massenbewegung gelungen war, die Armee zu spalten. Etwa 30 bis 40
Prozent der Generäle wechselten mit ihren Truppen die Seiten.
Wenngleich jede gewaltfreie Bewegung die Armee spalten möchte, bringen
die übergelaufenen Offiziere und Soldaten ein militaristisches
Bewußtsein mit: Ihr habt es vergeblich gewaltfrei versucht, jetzt
kommen wir, in drei Monaten ist Assad gestürzt! In der Folge wurde die
FSA sehr schnell in großen Teilen islamisiert, 2017 marschierte sie an
der Seite der türkischen Armee in Nordsyrien ein, um die Kurdinnen und
Kurden zu bekämpfen.

Die Dynamik der Militarisierung drängte die gewaltfreie Bewegung in
den Hintergrund, und ab 2012 setzte die Massenflucht ein. Teile der
gewaltfreien Gruppierung erwogen, ihren Widerstand fortsetzten, und
trafen Anfang 2013 zu einem Kongreß in der Türkei zusammen. Sie kamen
jedoch zu dem Schluß, daß eine erneute Massenbewegung nicht mehr
möglich sei. Syrien war inzwischen in einen Flickenteppich
verschiedener Milizen wie FSA, al-Nusra-Front und Islamischer Staat
aufgeteilt. Ein flächendeckender Widerstand war nicht mehr möglich, ab
2013 gingen dann auch die prägenden Leute der Bewegung ins Exil. Fadwa
Suleiman, die in den Untergrund gehen mußte, schloß in ihre Kritik
auch die FSA ein:

Aber weil ich Gegnerin jeder bewaffneten Gewalt war, die der
 Opposition mit eingeschlossen, wurde ich zu einem Störfaktor für
 alle bewaffneten Fraktionen, darunter auch für die Salafisten und
 Muslimbrüder.



Sie wurde wahlweise als israelische Agentin, Tochter aus schlechtem
Hause oder Komplizin des Regimes diffamiert. Unter Todesgefahr verließ
sie schließlich über geheimgehaltene Verbindungen das Land und ging
ins Exil nach Paris.
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Rätebewegung und Impulse aus dem Islam

Zwei Personen sind noch zu erwähnen, die in dem Buch sehr ausführlich
dargestellt werden, weil sie bestimmte Aspekte der gewaltfreien
revolutionären Massenbewegung verkörperten. Der säkulare Anarchist
Omar Aziz ist in Syrien aufgewachsen, hat in Frankreich studiert, war
Universitätsprofessor in den USA und kam aus Begeisterung über die
Massenbewegung im März 2011 zurück nach Syrien. Dort legte er ein
Papier zur Bildung lokaler Räte vor, das in allen Oppositionsgruppen
diskutiert wurde und den sozialrevolutionären Charakter dieser
Bewegung ausmacht. Aziz war kein Gewaltfreier, sondern ein von
Kropotkin beeinflußter Anarchist, der größten Wert auf
selbstorganisierte Räte legte. An den Rändern von Damaskus, in
Kleinstädten und auf dem Land war die Verwaltung zusammengebrochen,
worauf sich Räte organisierten und diese Aufgabe übernahmen. Sie
mußten sich jedoch damit auseinandersetzen, daß sich die
Assad-Regierung Stück für Stück wieder regenerierte.

Räte nach dem Modell von Omar Aziz gab es auch in den Gebieten, die
von der FSA freigekämpft worden waren. Dort war das Problem vor allem
die rasch zunehmende Islamisierung der FSA und die Übernahme der Räte
durch dschihadistische Kräfte. Als der freiwillige Zustrom zur FSA
versiegte, ging sie zu Zwangsrekrutierungen über und trieb Gelder für
Waffenkäufe ein. Zudem machte sie den Räten, die sich in diesen
Gebieten frei gebildet hatten, zunehmend Vorschriften und usurpierte
sie letztlich.

Neben diesem säkularen Ansatz gab es aber auch eine gewaltfreie
Tradition aus dem Islam heraus. Ein wichtiger Protagonist dieser
Strömung ist Jawdat Said. In Syrien aufgewachsen, studierte er an der
al-Azhar-Universität in Kairo, und kehrte nach Syrien zurück. Unter
seinen zahlreichen Büchern ist das wichtigste bereits in den 60er
Jahren erschienen: "Die Doktrin des ersten Sohnes Adams oder das
Problem der Gewalt in der islamischen Aktion". Gewaltfreie Aktionen
beriefen sich also nicht nur auf westliche Quellen, es gab vielmehr
auch eine Herkunft aus einer eigenständigen syrischen islamischen
Tradition. Jawdat Said bezog sich in seinem Hauptwerk auf den Konflikt
zwischen Kain und Abel als Ausgangspunkt seiner Philosophie und
begründete gewaltfreie Aktionen aus dem Koran.

Im Teil über den Sudan, der vom Sturz der islamistischen Diktatur
al-Numairis handelt, ist von Mahmud Muhammad Taha die Rede. Auch
dieser geht von einer Interpretation des Korans aus, indem er eine
Umkehrung der Abrogation vornimmt. Bei Abrogation geht es um den
Umgang mit gegensätzlichen Aussagen im Koran. In der Orthodoxie gelten
stets diejenigen Sätze, die der Prophet in Medina verkündet haben
soll, wo er Staatsherr und Kriegsherr war. In Mekka war er Verfolgter
und machte Aussagen, die dieser Erfahrung entsprangen. Alle
autoritären Muster wie die Scharia und der Dschihad sind Sätze aus
Medina. Mahmud Taha nimmt eine umgekehrte Interpretation vor und sagt,
diese staatsförmigen, kriegerischen Aussagen von Medina seien nur für
das 7. Jahrhundert zeitgenössisch geltend gewesen, während die Sätze
von Mekka die Essenz des Islam darstellten. Darüber gelangt er zum
Beharren auf freie Überzeugung, Ablehnung der Scharia und des Dschihad
wie auch einem anderen Verhältnis von Mann und Frau. Diese
Koran-Interpretation war maßgeblich für die Massenbewegung, die den
Sturz des Diktators herbeiführte.


Streit unter deutschen Linken

In der anschließenden Diskussion führte eine kurze, aber heftige
Kontroverse die Spaltung der deutschen Linken in der Syrienfrage noch
einmal drastisch vor Augen. Markus Heizmann, der an anderer Stelle auf
der Linken Literaturmesse das Buch "Syrien - Ein Land im Widerstand"
vorstellte, berichtete von Besuchen in Syrien, das er als ein ganz
anderes als das von Marin beschriebene Land erlebt habe. Diese
Dämonisierung des Präsidenten finde man dort nirgends, die Zustimmung
der Bevölkerung zu Assad betrage laut einer NATO-Studie derzeit über
70 Prozent. Der Referent verwahrte sich daraufhin gegen einen
"stalinistischen Antiimperialismus". Er habe mit Geflüchteten
gesprochen, die ihm versichert hätten, das Volk sei zu 90 Prozent
gegen Assad. Darauf erwiderte Heizmann: Israel ist gegen Assad, die
NATO ist gegen Assad, die Golfstaaten sind gegen Assad, die ganze Welt
ist gegen Assad. Wenn jetzt noch das eigene Volk zu 90 Prozent gegen
ihn ist, könnte er sich keine zwei Tage halten.

Lou Marin führte zu seinen Gunsten ins Feld, daß die freien
Frauengruppen die Angriffe der Regierungstruppen auf die
Demonstrierenden fotografisch dokumentiert hätten. Es existierten
zahlreiche Belege, die über soziale Medien verbreitet wurden. In
dieser Zeit habe das Assad-Regime als Gegenpropaganda Bilder von
leeren Straßen samt der Behauptung verbreitet, diese Bewegung
existiere überhaupt nicht. Darin habe ihn die europäische und deutsche
antiimperialistischen Linke unterstützt: Die USA sind gegen Assad,
also sind wir für ihn. Was da an Repression und Folter in den
Gefängnissen passiere, interessiere nicht weiter. Dem hielt Heizmann
entgegen, Marin stelle Behauptungen auf, für die es keine Beweise
gebe, und verließ demonstrativ den Raum.

Damit war der erbitterte Nachbarschaftsstreit abermals bedient und
eine weitere Gelegenheit versäumt, sich jenseits der ohnehin leidigen
Wahrheitsfrage um eine Aufklärung der Widersprüche zu bemühen.
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Fußnote:


[1] Guillaume Gamblin, Pierre Sommermeyer, Lou Marin (Hg.): Im Kampf
gegen die Tyrannei. Gewaltfrei-revolutionäre Massenbewegungen in
arabischen und islamischen Gesellschaften: der zivile Widerstand in
Syrien 2011-2013 und die "Republikanischen Brüder" im Sudan 1983-1985,
Verlag Graswurzelrevolution, Heidelberg 2018, 144 Seiten, 13,90 Euro,
ISBN: 978-3-939045-34-2
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ADVENT/101: Adventskalender - für den 05. Dezember 2018 (SB)

Adventskalender für Mittwoch, den 5. Dezember
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Daß er es selbst nicht roch,

bevor der Stollen ganz allein,

als feuchter Ballen noch,

den Weg fand in die Röhre rein.


zum 5. Dezember 2018
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AUSSICHTEN/8478: Und morgen, den 5. Dezember 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.12.2018 bis zum 06.12.2018 +++
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Jean muß Blätter fegen,

langsam wird es kälter,

und fort von den Wegen,

sie werden nur älter.
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FRAGEN/006: Grundeinkommen bei den Europawahlen - Ein Interview mit Dániel Fehér (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Grundeinkommen bei den Europawahlen: ein Interview mit Dániel 
Fehér

Von Tony Robinson, 3. Dezember 2018
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Dániel Fehér, Vorsitzender des Netzwerks "Universal Basic Income
Europe"

Bild: © Angel Bravo



In Budapest fand am Freitag, den 23. November, eine öffentliche
Konferenz im Ungarischen Institut für Politikgeschichte statt, die vom
"Ersten Ungarischen Verband für bedingungsloses Grundeinkommen" [1]
zusammen mit der Stiftung "Progressives Ungarn" [2] veranstaltet
wurde.

Dabei trafen sich Mitglieder des Netzwerks "Bedingungsloses
Grundeinkommen Europa" [3]. Im Mittelpunkt der Diskussion stand die
Frage, wie das Grundeinkommen durch die Nutzung der bevorstehenden
Europawahlen im Mai 2019 in die Öffentlichkeit getragen werden kann,
aber ein weiteres wichtiges Thema war die Möglichkeit, eine
Europäische Bürgerinitiative [4] zu organisieren, damit das
Grundeinkommen im Europäischen Parlament berücksichtigt wird.

Zu diesem Anlass kamen Netzwerkpartner aus ganz Europa, und wir
nutzten die Gelegenheit, um mit dem Vorsitzenden des Netzwerks, Dániel
Fehér, zu sprechen.

Video [5] und Fragen von Angel Bravo, zusammengestellt von
Álvaro Orus.

 * 

Hallo, ich bin Dániel Fehér. Ich komme aus Ungarn, lebe aber in Berlin
und bin Vorsitzender des Netzwerks für Bedingungsloses Grundeinkommen
Europa.

Pressenza: Was ist der Hauptzweck des heutigen Treffens?

DF: Wir sind heute nach Budapest gekommen, um zu sehen, wo die Idee
des Grundeinkommens in Europa steht, Diskussionen über Experimente zu
führen, und um zu sehen, welche konkreten politischen Vorschläge wir
auf der Grundlage dieser Idee haben. Desweiteren wollen wir
besprechen, was wir tun müssen, damit diese Ideen in Europa politische
Realität werden können.

Ein großer Teil dieses Treffens ist der Europäischen
Bürgerinitiative zum Thema Grundeinkommen gewidmet. Wurde bereits
beschlossen, die Kampagne zu starten, und welche Art von
Grundeinkommensregelung soll vorgeschlagen werden?

Es ist noch nicht entschieden, deshalb treffen wir uns morgen und
Sonntag hier mit dem Netzwerk, um die Vor- und Nachteile,
Schwierigkeiten und Chancen einer solchen Kampagne zu diskutieren. Wie
du weißt, ist die Europäische Bürgerinitiative, sagen wir mal, ein
zweischneidiges Schwert, sie kann natürlich viele Menschen ansprechen,
aber sie braucht auch viele Ressourcen, organisatorische Kapazitäten
und ist derzeit auch ein sehr schwaches politisches Instrument. Es
zwingt die Europäische Union nicht dazu etwas zu machen, nur weil es
dir gelungen ist, eine Million Unterschriften zu sammeln. Wir müssen
also darüber diskutieren, wie dieses Instrument zu unseren
strategischen Zielen passt, ob es das beste Instrument ist, um das
Grundeinkommen in Europa zu fördern und es der Realität näher zu
bringen, und wenn wir uns dafür entscheiden, dann stellt sich
natürlich auch die Frage, was genau wir fordern werden. Und das ist
auch noch eine offene Frage. Im Moment haben wir verschiedene
Vorschläge. Zunächst wollen wir uns nicht so sehr auf die Vorschläge
konzentrieren, sondern erst einige Kriterien diskutieren. Das ist also
ein guter Vorschlag, eine gute Kampagne, die die Idee erfüllen muss,
aber zum Beispiel worüber wir heute viel über die Idee der
Eurodividends diskutiert haben, ein teilweises europäisches
Grundeinkommen, das alle europäischen Bürger von der EU erhalten
würden. Das könnte z.B. in eine Forderung für diese Kampagne
aufgenommen werden.

Im Jahr 2013 gab es eine Bürgerinitiative zum Grundeinkommen. Warum
würdest du es noch einmal wiederholen, und was hat beim letzten Mal
nicht funktioniert?

Ich würde sagen, die Situation ist heute ganz anders. Ich denke, dass
auch die Diskussion um das Grundeinkommen vorangekommen ist. Viel mehr
Menschen kennen diesen Vorschlag und unterstützen ihn. Wir haben auch
mehr Möglichkeiten, Menschen zu erreichen. Als die erste Europäische
Bürgerinitiative durchgeführt wurde, war es der Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Instruments, und es hatte viele
Startschwierigkeiten. So konnten wir die Unterschriften nicht während
12 Monaten sammeln, da das Online-Tool zur Erfassung von
Unterschriften anfangs nicht funktionierte. So findet auch auf
europäischer Ebene ein Reformprozess statt. In naher Zukunft könnte
das eine Reform der EBI sein, damit es effektiver und weniger
schwerfällig wird, die Unterschriften zu sammeln. All dies müssen wir
bei der Entscheidung, die Kampagne zu starten, berücksichtigen.

Eine Bürgerinitiative verlangt, dass Sie eine Million
Unterschriften in mindestens sieben Ländern der Europäischen Union
sammeln. Kann das Netzwerk auf genügend Aktivisten zählen und mit der
notwendigen Hilfe anderer Organisationen und sozialer Bewegungen
rechnen, um eine solche Aktivität durchzuführen?

Auf jeden Fall. Ich meine, wenn Du sagst, dass eine Million
Unterschriften im Vergleich zu 500 Millionen Europäern vielleicht
nicht so viel sind, dann hast Du höchstwahrscheinlich noch nicht
versucht, so viele Unterschriften zu sammeln. Es ist eine große
Herausforderung. Das wissen wir. Es ist nicht etwas, das unsere
Aktivisten allein schaffen können. Wir brauchen natürlich Verbündete,
und das ist Teil der Herausforderung, die wir diskutieren werden: wie
kann man diese Kampagne planen, wen soll man bitten, sich der Kampagne
anzuschließen, und was könnten die Gründe für andere sein, sich dieser
Kampagne anzuschließen? Also, ja, ich denke, wir brauchen ein großes
Bündnis, aber ich denke, dass es auch gute Chancen gibt. Es gibt viele
Bewegungen, auch politische Parteien und andere Organisationen in ganz
Europa, die ein Interesse daran haben könnten, diese Kampagne für mehr
Solidarität innerhalb Europas, für ein sozialeres Europa
voranzubringen.

Und schließlich, gibt es einen konkreten Grund, warum Budapest als
Gastgeber für diese Veranstaltung gewählt wurde und nicht eine Stadt
in Ländern, in denen das Netzwerk weiter entwickelt ist, wie in
Deutschland, Holland, Frankreich oder Spanien?

Ja, teilweise haben wir es auch aus praktischen Gründen gewählt, weil
wir wussten, dass es hier Organisationen gibt, die daran interessiert
sind, dieses Wochenende zusammen mit uns zu organisieren, und die eine
praktische Hilfe sein können, aber es ist auch ein Zeichen genau für
die Länder, in denen die Bewegung noch nicht so entwickelt ist. Ich
denke, unsere Aufgabe als europäisches Netzwerk ist es daher, mehr
Initiativen in Ländern zu unterstützen, die unsere Hilfe benötigen,
und nicht so sehr bereits starke Netzwerke.


Anmerkungen:

[1] http://alapjovedelem.org/

[2] http://mmaa.hu/

[3] https://www.ubie.org/

[4] https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ische_B%C3%BCrgerinitiative

[5] https://youtu.be/KkYZnY2SkdE


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ITALIEN/250: Verfassungswidriges Sicherheitsdekret durchgepeitscht - 490.000 Migranten droht Abschiebung (Gerhard Feldbauer)


Die rechtsextreme Regierungskoalition Lega-M5S hat im Parlament das
verfassungswidrige Sicherheitsdekret durchgepeitscht

490.000 Migranten droht Abschiebung

von Gerhard Feldbauer, 3. Dezember 2018



Die rechtsextreme Regierungskoalition der rassistischen Lega und der
rechten Fünf Sterne-Bewegung (M5S) hat mit ihrer Mehrheit in der
Abgeordnetenkammer das in weiten Teilen als verfassungswidrig
eingeschätzte Sicherheitsdekret von Vizepremier und Innenminister
Salvini durchgepeitscht. Wie die Nachrichtenagentur ANSA
berichtete, votierten in der mit der Vertrauensfrage verbundenen
Abstimmung 336 von 352 Parlamentariern der Koalition für das Dekret,
das damit - vorbehaltlich der Zustimmung durch den Staatspräsidenten -
Gesetz wird. 14 Abgeordnete aus M5S waren der Abstimmung
ferngeblieben. Auch im Senat hatten vorher mehrere Mitglieder von M5S
das Dekret abgelehnt. Salvini bezeichnete sie geringschätzig als
"einige übriggebliebene linke Veteranen".

Hintergrund ist, dass die Koalition mit der offen rassistischen Lega
an der Sterne-Basis zunehmend abgelehnt wird, was bereits zu ersten
Parteiaustritten geführt hat. Im Senat hatte Salvini befürchtet,
M5S-Gegner könnten das Dekret zu Fall bringen und deshalb gedroht,
dann sei "mit der gemeinsamen Regierung Schluss". Laut ANSA
hatte sich der Lega-Führer bereits mit dem Chef der faschistischen
Forza (FI), Ex-Premier Silvio Berlusconi, getroffen, der anschließend
verkündete, die Regierung sei am Ende und das Land werde mit seiner
Partei "bald eine Mitte-Rechts-Regierung erhalten".

Fürs erste hat die Drohung gewirkt, aber wie die römische La
Repubblica schrieb, dürfte es spätesten nach den EU-Wahlen im Mai
2019 mit der Koalition zu Ende sein. Bis dahin "herrsche ein
Waffenstillstand". Während Meinungsumfragen der Lega, die bei den
Wahlen im März knapp 17,4 Prozent erreichte, eine Verdoppelung der
Stimmen voraussagen, verliert M5S von seinen damals rund 34 Prozent
über fünf. Dazu trägt bei, dass inzwischen "führende Kreise der
Padrone", so das Blatt weiter, für eine von Salvini dominierte
Regierung sind. Von den wachsenden Gegensätzen zeugte auch, dass die
Lega-Parlamentarier das Abstimmungsergebnis mit frenetischem
Beifallsstürmen feierten, während die von M5S in Schweigen verharrten.

Gegen das Dekret stimmten die Parlamentarier der Demokratischen Partei
(PD) und der Linken Freie und Gleiche (LeU), die dazu weiße Masken
aufgesetzt hatten. Nachdem die PD in ihrer Mehrheit jahrelang tatenlos
dem menschenfeindlichen Treiben der Lega zugesehen hatte, enthüllten
deren Redner nun, wie auch die der LeU, an zahlreichen Beispielen,
dass das Dekret verfassungswidrig ist und gegen Grundsätze der EU
verstößt. Der Chef der PD-Fraktion, Graziano Delrio, nannte das Votum
"eine unvorstellbare Wende in der Migrationspolitik". Ein derartiges
Spektakel habe das Parlament noch nie erlebt.

Mit dem Sicherheitsdekret wird das in der Verfassung verbürgte
Asylrecht (humanitäres Bleiberecht für Migranten) de facto beseitigt.
Salvini behauptet, dass sich 490.000 Migranten "illegal" in Italien
aufhalten, die abgeschoben werden sollen. Bisher hatten Bewerber,
welche die Asylbedingungen zwar nicht erfüllten, für die aber eine
Ausweisung aus humanitären Gründen nicht zumutbar erschien, ein
Bleiberecht erhalten. Jetzt werden, so der Leiter des italienischen
Gemeindeverbands, Antonio De Caro, "die einzigen Einrichtungen
abgeschafft, die in der Bevölkerung akzeptiert waren und die soziale
Spannungen verhindern konnten". Bisher bestehende Integrationszentren,
in denen Migranten auch Italienisch-Unterricht erhielten und ihnen bei
der Arbeitssuche geholfen wurde, werden geschlossen. Das betreffe etwa
30.000 von insgesamt 130.000 registrierten Asylbewerbern in vor allem
kommunalen Zentren. Die betreffenden Migranten sollen in große
Abschiebezentren überführt werden. Wegen fehlender Rücknahmeabkommen
mit den meisten Herkunftsländern soll die Aufenthaltsdauer in den
Abschiebezentren von derzeit maximal 90 auf 180 Tage verdoppelt
werden. Migranten würden "im besten Fall" Häuserbesetzer und
Schwarzarbeiter, im "schlechteren Fall würden sie von der
organisierten Kriminalität angeheuert", betont De Caro.

Kritiker des neuen Sicherheitsdekrets warnen, dass die Zahl der
"Illegalen" zunehmen werde. Diejenigen Flüchtlinge, denen die
humanitäre Aufnahme verweigert wird, befänden sich ja schon im Land
und könnten in den meisten Fällen nicht abgeschoben werden. Sie würden
künftig in die Illegalität gedrängt. Laut dem Institut für
Internationale politische Studien (ISPI) werde die Zahl der
"Illegalen" mit der Abschaffung des humanitären Bleiberechts bis zum
Jahr 2020 auf rund 620.000 ansteigen.

Gegen sie soll verstärkt mit repressiven Methoden vorgegangen werden,
um sie zu zwingen, "freiwillig" Italien zu verlassen. Zu "mehr Ruhe
und Ordnung" soll u. a. der Einsatz von Elektroschockgeräten durch die
Polizei, so bei der "unbürokratischen Räumung" besetzter Häuser
beitragen. Der Innenminister will weiter zusätzlich Personal für die
Polizei rekrutieren, was La Repubblica als Aufstellung "einer
irregulären Truppe" zur Migrantenbekämpfung bezeichnete. Das Dekret
verschärft das Strafrecht. Die Organisation bzw. Unterstützung von
Wohnungsbesetzungen soll mit 2 bis 4 Jahren Haft bestraft werden.
"Belästigende Bettelei" mit bis zu sechs Monaten Haft, bei
Einbeziehung Minderjähriger bis zu drei Jahren.

Während der Parlamentsdebatte forderte Salvini Premier Conte auf, den
Migrationspakt der UNO nicht zu unterzeichnen und nicht zu der Tagung
der EU am 10./11. Dezember nach Marokko zu fahren. Conte äußerte
daraufhin lediglich, dass sich "das Parlament dazu äußern soll".

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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ZEITGENOSSEN/016: 1968 in Hanoi - Irene und Gerhard Feldbauer (Hoa Binh)


Hoa Binh Nr. 33 | 2018

Informations-Bulletin der Vereinigung Schweiz-Vietnam

1968 in Hanoi


Gespräch mit Irene und Gerhard Feldbauer, 21. September 2018

geführt von Stefan Kühner, dem stellvertretenden Vorsitzenden

der Freundschaftsgesellschaft Vietnam aus Deutschland



50 Jahre ist es her, dass die Tet-Offensive die USA und die Welt
erschütterte. 50 Jahre liegt auch das Massaker der US-Armee in My Lai
zurück. Und vor 50 Jahren gingen in der Schweiz junge Leute auf die
Strasse, um gegen diesen Krieg, den die Vietnamesen "Amerikanischer
Krieg" nennen, zu protestieren. Viele Zeitzeugen erinnern sich noch
gut an dieses Jahr und manche berichten mit etwas Wehmut über diese
Zeit, in der sie so aktiv waren. An Zeitzeugen über die Bewegung gegen
den Vietnamkrieg mangelt es also nicht. Ganz anders, wenn es um
Zeitzeugen geht, die vor 50 Jahren in Hanoi waren und den Krieg
hautnah miterlebten. Zwei dieser Zeitzeugen sind Gerhard und Irene
Feldbauer. Sie waren von 1967 bis 1970 als Korrespondenten in der DRV,
der Demokratischen Republik Vietnam, wie Nordvietnam hierzulande
genannt wurde. Hoa Binh hatte im September die Gelegenheit, mit
den beiden zu sprechen und sie um ihre Erinnerungen und Erfahrungen zu
bitten.
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Irene und Gerhard Feldbauer als Auslandskorrespondenten der DDR im
Kriegseinsatz in Vietnam

Foto: © Irene und Gerhard Feldbauer



Fulda, 21.09.2018: Ich sitze bei Irene und Gerhard Feldbauer in
Künzell, im Randgebiet von Fulda. Die Namen der beiden sind mir schon
lange bekannt durch ihr Vietnambuch "Sieg in Saigon". Getroffen haben
wir uns noch nie. Die Herzlichkeit, mit der sie mich empfangen, sorgt
von Anfang an für eine ganz freundschaftliche Atmosphäre.

Auf dem Tisch liegen einige Erinnerungsstücke, darunter auch eines aus
Fallschirmseide. Es gehörte zu einem US-Fallschirm, mit welchem ein
US-Bomberpilot über Nordvietnam abspringen musste, nachdem er von der
Flugabwehr der DRV "vom Himmel geholt wurde". Dabei kommen wir noch
auf ein anderes Stück Seidentuch zu sprechen, ein sogenanntes
"Überlebenstuch". Das waren Seidentücher mit dem Aufdruck "I am a
citizen of the United States of America. I do not speak your language.
Misfortune forces me to seek your assistance in obtaining food,
shelter and protection. Please take me to someone who will provide for
my safety and see that I am returned to my people. My government will
reward you." (1)

Dieser Text wurde in den Sprachen Englisch, Burmesisch, Thai,
Laotisch, Kambodschanisch, Vietnamesisch, Indonesisch, Malayisch,
Chinesisch (alt und modern), Französisch und Holländisch sowie Tagalog
(2) und Visayan (3) wiederholt. Solche Tücher trugen die Bomberpiloten
bei sich. Die Tücher sollten ihnen helfen, Leute zu finden, die sie in
die USA zurückbringen würden. Wie lächerlich war doch dieses Ansinnen,
wenn diese 'Luftpiraten', wie sie in Vietnam bezeichnet wurden,
gefangen genommen wurden. Den Kerlen, die ihnen die Bomben auf den
Kopf warfen, helfen? Ja, sie taten dies. Die Bevölkerung Nordvietnams
hatte strikte Anweisung, gefangene Luftpiraten zu den
Sicherheitsbehörden zu bringen.

Einer der abgeschossenen war John McCain, der kürzlich verstorbene
US-Senator der Republikaner. Er stürzte in Hanoi in den
"Truc Bach"-See und brach sich dabei Arm und Bein. Ein junger Leutnant
mit Namen Mai Van On rettete ihm das Leben. Am Ufer half er McCain ein
zweites Mal, denn nach einem eben erlebten schweren Bombenangriff auf
die Hauptstadt war zu befürchten, dass wütende Hanoier gegenüber dem
Amerikaner handgreiflich würden. Van On hielt sie zurück, eine
Krankenschwester half ihm und leistete erste Hilfe. Kurze Zeit später
kamen Soldaten und nahmen McCain in Gewahrsam. (4)

Zwischen 1964 und 1972 wurden Hunderte solcher Piloten in
Gefangenschaft genommen und in ein Gefangenenlager in Hanoi gebracht.
Irene und Gerhard trafen auf solche Piloten, denn sie waren
unmittelbar dabei, als drei dieser "Herren der Donnervögel" zum
Tet-Fest 1968 von der Regierung der DRV freigelassen wurden. Irene
steht auf und holt Bilder aus dem Arbeitszimmer, die sie selbst
gemacht hat. Die Schwarzweiss-Abzüge haben auf der Rückseite jeweils
die Bildregisternummer und eine Bilderklärung für die Redaktionen, die
diese Bilder bekamen. Aufgedruckt per Matrizendruck im klassischen
Matrizenblau.
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Prof. Dr. Howard Zinn und Reverend Daniel Berrigan bei der Übergabe der
US-Piloten

Foto: © Irene Feldbauer



Bild eins zeigt Prof. Dr. Howard Zinn, einen Aktivisten der
amerikanischen Antikriegsbewegung und den Pfarrer Reverend Daniel
Berrigan. Sie waren gekommen, um drei abgeschossene Bomberpiloten
abzuholen und sie in die USA zu bringen. Ein zweites Bild zeigt die
drei Piloten und das dritte den Fliegerleutnant Paul Metheny, einen
jungen Mann von 24 Jahren, der sich im Namen seiner Kameraden für die
grossherzige Tat der Freilassung bedankt.

Ein andermal sprachen sie mit Major Jack Williamson Bomar. Er wurde am
4. Februar 1967 mit einer Flak-Rakete nördlich von Hanoi abgeschossen.
Er flog ein Flugzeug, das das Radarsystem der nordvietnamesischen
Luftabwehr stören sollte. Navigationsoffizier Bomar, so erinnert sich
Gerhard, sagte zunächst, seine Maschine habe keine Bomben abgeworfen
und so sei er nicht für getötete Zivilisten verantwortlich. Doch im
weiteren Gespräch gab er zu, dass es grosse Zerstörungen gibt und "ich
will meine Verantwortung dabei nicht leugnen." Am Ende sagte er: "Ich
hege keinen Hass gegen die Vietnamesen. Ich bin hier den Umständen
entsprechend gut behandelt worden. Ich hoffe und wünsche, dass dieser
Krieg bald zu Ende geht. Was mich betrifft, so möchte ich nur noch
einen Flug machen, den Flug nach Hause."
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Die drei am 16. Februar 1968 aus Anlaß des Tetfestes freigelassenen US-Piloten

Foto: © Irene Feldbauer



Sie kannten solche Piloten allerdings auch aus einer ganz anderen
Perspektive. Als Tiefflieger, die über ihre Köpfe brausten. Sie
berichten von einer ihrer Reisen in den Süden der DRV im April 1968.
Abends, sie hatten gerade ihr Gepäck auf die Jeeps geladen und wollten
weiterfahren, wurde das Dorf angegriffen. "Die Maschinen flogen so
tief, dass wir die Gesichter der Piloten in den Kanzeln sehen
konnten", erzählt Irene. "Zwischen den Hütten explodierten die Bomben.
Wir wollten das Geschehen mit unseren Kameras festhalten. Unsere
vietnamesischen Begleiter zerrten uns in die Fahrzeuge und wir rasten
davon, das Dorf im Bombenhagel hinter uns zurücklassend. Wie so oft
waren unsere Begleiter unsere Lebensretter."

Und dann erzählt Gerhard noch eine weitere solche Situation. "Wir
waren mit Hubert Link von ADN-Zentralbild, der auf Einladung der
"Vietnam News Agency" für zwei Wochen nach Hanoi gekommen war, auf der
Fahrt in den Süden. Es war gegen Mitternacht, als wir an einem Fluss
ankamen und das Ende einer langen Kolonne bildeten. Die Pontonbrücke,
die etwas unter Wasser angelegt war, sollte um Mitternacht geöffnet
werden. Gerhard entdeckte am Anfang eine Reihe Benzintank-LKWs, die
Treibstoff an die Front brachten." Irene schildert das weitere
Geschehen. "Wir beschlossen schleunigst umzukehren. Wir hatten
vielleicht einen Kilometer zurückgelegt, als die Fahrzeugkolonne am
Fluss angegriffen wurde. Wir sahen einen riesigen Feuerschein und uns
war klar, dass da viele Menschen sterben mussten."
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Ein-Personen-Bunker in Hanoi

Foto: © Irene Feldbauer



Die Einschläge von Bomben erlebten sie aber auch in unmittelbarer Nähe
ihrer Wohnung in Hanoi. Diese war nur ein, zwei Strassen vom
Hauptbahnhof entfernt, der zu den bevorzugten Angriffszielen gehörte.
"Wir sahen verbrannte Menschen und zerstörte Häuser", erzählt Irene.
"Wenn die Bomber kamen, suchten wir und unsere drei vietnamesischen
Mitarbeiter zusammengekauert Schutz in einem kleinen Luftschutzbunker
im Garten unseres Hauses".

"Nur, Irene schaffte es oftmals nicht, in den Bunker zu kommen", fügt
Gerhard an. "Wenn sie im Fotolabor war (das war die Toilette in ihrer
Wohnung) und Bilder entwickelte, blieb sie dort". Irene: "Was hätte
ich denn tun sollen? Wenn ich den Entwicklungsprozess unterbrochen
hätte, wären die Bilder kaputt gewesen." Sie hat Tausende Bilder in
ihrer Zeit in Hanoi gemacht. Die Fotos liegen jetzt im digitalen
Bildarchiv der deutschen Bundesregierung in Koblenz. Einige hat sie
noch und sie springt nochmals auf, um sie zu holen.
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Besagtes Foto einer jungen Vietnamesin mit von Kugelbomben verursachten
Rückenverletzungen

Foto: © Irene Feldbauer



Es sind Bilder einer jungen Frau, deren Rücken durch Kugelbomben von
kleinen Wunden übersät ist. Die DDR-Dokumentarfilmer
Heynowski&Scheumann berichteten über diese üble Waffe in ihrem Film
und Buch "Piloten im Pyjama". "Ach ja", ergänzt sie, "hier ist noch
ein Bild. Da sieht man Kinder mit so dicken Strohhüten. Das waren
handgeflochtene 'Schutzhelme' gegen diese Kugelbomben". Auch darüber
berichteten Heynowski&Scheumann. Getroffen haben sich diese nicht mit
den Feldbauers. "Sie kamen erst, als wir schon wieder zuhause waren",
sagt Irene. Gerhard fügt noch hinzu: "Die Vorwarnzeiten bei den
Luftangriffen waren unglaublich kurz. Die Angreifer kamen von den
Flugzeugträgern vor der Küste immer übers Meer und die Warnungen kamen
über einen der Lautsprecher, die in unserem Haus und in den Straßen
installiert waren. Wir hörten dann die Warndurchsagen: noch 100 km
entfernt, noch 50 km, noch 15 km und dann fielen die Bomben auch
schon."
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Kinder aus einer in Hanoi evakuierten Schule mit besonders dick
geflochtenen Strohhüten zum Schutz vor Kugelbomben

Foto: © Irene Feldbauer



Die beiden waren ein noch ziemlich jung verheiratetes Paar, als sie
nach Hanoi flogen, um für den Allgemeinen Nachrichtendienst der DDR
(ADN) und die Zeitung "Neues Deutschland" zu berichten. Gerhard war
studierter Historiker. Bevor er 1965 zum ADN kam, war er Assistent am
Institut für Geschichte der Friedrich-Schiller-Universität in Jena,
Irene war dort leitende medizinisch-technische Assistentin am
Pharmakologischen Institut. Beim ADN war Irene dann als Fotoreporterin
ausgebildet worden. Den Auftrag des ADN nach Hanoi zu gehen,
übernahmen sie gern, denn sie waren überzeugte Internationalisten.
"Wir ahnten schon, was da auf uns zukommen sollte", erzählen sie,
"aber die Wirklichkeit des Krieges war dann halt doch die nackte
Realität. Sehr schnell nach unserer Ankunft wurden wir mit der
Brutalität der Bombenangriffe der USA gegen Hanoi konfrontiert",
ergänzt Gerhard seinen Bericht über die "Feuertaufe" am Roten Fluss.
"Es gab Mitte Oktober 1967 einen furchtbaren Luftangriff auf das
Zentrum von Hanoi. In der Hué-Straße kamen 76 Menschen ums Leben, 151
wurden verwundet. Wir fuhren dorthin und sahen ein völlig verwüstetes
Wohngebiet vor uns. Aus den Trümmern ragte ein Kinderwagen, dazwischen
zerfetzte Schulbücher."

Das Leben war mehr als bescheiden zu jener Zeit. Nicht nur wegen des
Krieges. "Aber wir hatten den Kontakt zu unseren Kollegen aus den
anderen sozialistischen Ländern und vor allem zu unserer Übersetzerin
und anderen vietnamesischen Helfern, die uns immer zur Seite standen.
Unsere Dolmetscherin Anh war Mutter von vier Kindern. Nicht ein
einziges Mal hat sie abgelehnt, uns in die vom Krieg heimgesuchten
Provinzen zu begleiten. Was für eine tapfere Frau. Und so wie sie
lernten wir ein ganzes Volk kennen."
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1968 - internationale Journalisten besichtigen Bombenschäden in Hanoi

Foto: © Irene Feldbauer



Natürlich gibt es auch gute Erinnerungen. Irene und Gerhard erzählen
von einem Besuch bei der Minderheit der Thai im Westen der etwa 150
Kilometer südlich von Hanoi liegenden Provinz Thanh Hoa. Es war das
erste Mal, dass sie Europäern begegneten. Das ganze Dorf kam herbei.
Vor allem die Kinder. "Habt ihr Kinder?, wollten die Erwachsenen
wissen. In Vietnam ist das eine der ersten Fragen, wenn man ins
Gespräch kommen will, aber sich noch nicht kennt", erzählt Irene.
"Nein, antworteten wir - wir sind in der dritten Wartezeit. Alle
fingen an zu klatschen."

Was ist das, die dritte Wartezeit, will ich wissen. "Ja das war im
Krieg ein stehender Begriff für die Vietnamesen", erklärt Gerhard.
"Die Alten gaben den Jungen diesen Rat, bevor sie in den Kampf zogen:
Wenn Du noch keine Freundin hast, warte bis der Krieg vorbei ist. Das
war die erste Wartezeit. Wenn Du eine Freundin hast, heirate nicht.
Warte bis der Krieg vorbei ist. Das war die zweite Wartezeit. Wenn Du
verheiratet bist und noch keine Kinder hast, warte bis der Krieg
vorbei ist. Das war die dritte Wartezeit. Und in der steckten wir
beide." Nochmals steht Irene auf und holt ein kleines gewebtes und
kunstvoll besticktes viereckiges Tuch, das eine der Frauen ihr
geschenkt hat.

Und auch daran wird sich vor allem Irene immer erinnern. Einmal bei
einer Kundgebung in Hanoi, bei der Ho Chi Minh sprach, fotografierte
sie. Ho Chi Minh bat, dass man diese Fotoreporterin doch zu ihm bitten
möge. Auf die Frage, woher sie komme, antwortete sie: "Aus der
Deutschen Demokratischen Republik", und Ho begrüßte sie ganz herzlich
auf Deutsch. Er konnte diese Sprache etwas, da er in jungen Jahren
einige Wochen in Deutschland verbracht hatte. Damals nannte er sich Ai
Quoc. Sie hatten noch zwei weitere Begegnungen mit dem legendären
Führer des nationalen Befreiungskampfes Vietnams. "Es waren
unvergessliche Begegnungen", sagt Irene. "Wenn er mit uns sprach, uns
die Hand drückte, uns freundschaftlich umarmte, sich nach unserem
Befinden erkundigte, spürten wir in einer unvergesslichen Weise die
kaum wiederzugebende Ausstrahlung dieser faszinierenden
Persönlichkeit."


Fußnoten:

(1) Ich spreche Ihre Sprache nicht. Das Unglück zwingt mich, Sie um
Hilfe zu bitten und um Nahrung, Unterkunft und Schutz. Bitte bringen
Sie mich zu jemandem, der für meine Sicherheit sorgt und dafür sorgt,
dass ich zu meinen Leuten zurückgebracht werde. Meine Regierung wird
Sie belohnen.

(2) Die wichtigste Sprache auf den Philippinen

(3) Sprache einer philippinischen Minderheit

(4) McCain konnte nach dem Pariser Friedensabkommen 1973 nach 5 Jahren
Gefangenschaft in die USA zurückkehren. Von Dankbarkeit gegenüber
seinem Lebensretter war lange Zeit nichts zu hören. Vielmehr
beschwerte sich McCain über Folter, weil seine Verletzungen nicht
schnell behandelt wurden. 1985 und auch später besuchte er Hanoi, ohne
einmal nach seinem Lebensretter zu fragen. Erst 1996, er war
inzwischen Senator von Arizona, traf er sich mit Van On und
überreichte ihm eine "Erinnerungsmedaille" des US-Kongresses.

 * 
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/428: Iran-Report Nr. 12 - Dezember 2018


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 12 - Dezember 2018

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Wächterrat lehnt Gesetz gegen Terrorfinanzierung ab

• Innenminister warnt vor Folgen der Unzufriedenheit in der Bevölkerung 

• Lehrer streiken in zahlreichen Städten 

• Neuer Bürgermeister von Teheran gewählt 

• Ungewisses Schicksal der inhaftierten Umweltaktivisten 

• Streik von Zuckerfabrik-Arbeitern weitet sich aus 

• Anwalt Soltani freigelassen 

• Prediger warnt vor Abkehr vom Islam Prediger warnt vor Abkehr vom Islam


WÄCHTERRAT LEHNT GESETZ GEGEN TERRORFINANZIERUNG AB

Laut iranischen Medien hat der Wächterrat, der für die Überprüfung
der vom Parlament verabschiedeten Gesetze verantwortlich ist, das
Gesetz gegen Terrorfinanzierung zurückgewiesen.

Das Parlament hatte nach fast viermonatigen kontroversen Debatten am
7. Oktober mit knapper Mehrheit den Beitritt Irans zum
Anti-Terrorfinanzierungspakt (CFT, Combating the Financing of
Terrorism) beschlossen. Der Sprecher des Wächterrats, Abbasali
Kadchodai, sagte in einem Interview mit der Agentur Fars, der Rat
habe 20 Fehler im Gesetz festgestellt und habe es an das Parlament
zurückgeschickt. Es gehe vor allem um einige Teile des Gesetzes, die
den Grundsätzen des Islam oder der Verfassung der Islamischen
Republik widersprächen. Kadchodai betonte, der Rat habe das Gesetz
nicht grundsätzlich abgelehnt. Sollte das Parlament nicht dazu bereit
sein, die festgestellten Fehler zu korrigieren, müsste das Gesetz zur
endgültigen Entscheidung an den Schlichtungsrat weitergeleitet
werden. Allerdings habe der Schlichtungsrat bereits zuvor ebenfalls
einige Fehler festgestellt und das Gesetz in vorliegender Form
abgelehnt.

Der Beitritt zum CFT gehört zu den Bedingungen, die die Arbeitsgruppe
für finanzielle Maßnahmen gegen Geldwäsche (FATF, Financial Action
Task Force on Money Laundering) von Iran fordert, um das Land aus
ihrer schwarzen Liste zu streichen. Iran stand auf dieser Liste,
wurde aber vorübergehend bis Oktober 2018 herausgenommen. Um nun
endgültig aus der Liste gestrichen zu werden, müsste das Land einige
Bedingungen erfüllen. Andernfalls hätte Iran, unabhängig von
bestehenden Sanktionen, große Schwierigkeiten mit internationalen
Banken und Finanzzentren Geschäfte zu machen.

Das nun vom Wächterrat zurückgewiesene Gesetz ist eines von vier
Gesetzesvorlagen, die die Regierung dem Parlament vorgelegt hat, um
mit deren Verabschiedung die vom CFT gestellten Bedingungen zu
erfüllen.

Gegner des Gesetzes argumentieren, die Islamische Republik würde mit
dem Beitritt ihre Unabhängigkeit verlieren. Die FATF widerspreche in
den Bereichen Außenpolitik, Verteidigung und Wirtschaft den
nationalen Interessen und der Sicherheit des Landes. Zudem werde die
Mitgliedschaft ein Umgehen der Sanktionen und die Zusammenarbeit mit
Personen und Gruppen verhindern, die geheim gehalten werden müssten.
Denn die Mitgliedschaft erlaube der FATF auch den Einblick und die
Einmischung in innere Angelegenheiten des Landes. Schließlich werde
die Mitgliedschaft die Zusammenarbeit mit islamischen
Widerstandsorganisationen wie der libanesischen Hisbollah verhindern,
die die FATF als terroristisch einstuft.


INNENMINISTER WARNT VOR FOLGEN DER UNZUFRIEDENHEIT IN DER
BEVÖLKERUNG

Irans Innenminister Abdolresa Rahmani Fasli warnte am 5. November auf
einer Sitzung der "Organisation der Nationalen Verteidigung" vor den
Folgen der steigenden Unzufriedenheit in der Bevölkerung. "Wenn es
uns nicht gelingt, die Menschen in unserem Land zufrieden zu stellen,
werden wir Probleme haben, die uns allen schaden werden", sagte der
Minister. "Mit der gegenwärtigen Lage ist nicht zu spaßen."

Fasli verwies auf die landesweiten Unruhen in den vergangenen Monaten
und sagte: "Wenn wir die Gefahren, die das Land bedrohen, einstufen,
gehören diese (Unruhen) zu den wichtigsten. Wir dürfen die Ereignisse
nicht auf die leichte Schulter nehmen." Weiter sagte der Minister:
"Wir brauchen Ordnung und Sicherheit. Die Vernunft sagt, dass wir uns
um Sicherheit kümmern müssen, bevor etwas passiert."


LEHRER STREIKEN IN ZAHLREICHEN STÄDTEN

Einem Bericht des Koordinationsrats der Lehrerverbände vom 15.
November zufolge wurden bei landesweiten Streiks von Lehrern am 12.
und 13. November mindestens 12 Personen festgenommen. Die Streikenden
forderten Gehaltserhöhungen und die Freilassung ihrer inhaftierten
Kollegen und Kolleginnen, die bei früheren Streiks festgenommen
worden waren.

Nach Angaben des Koordinationsrats haben Lehrerinnen und Lehrer aus
55 Städten an den landesweiten Streiks teilgenommen, unter anderem in
den Provinzen Fars, Kurdistan, Kermanschah, Isfahan, Yasd, Masanderan
und Bushehr. Die Streiks seien erfolgreich gewesen, nicht zuletzt
wegen der großen Teilnahme von Frauen, hieß es in der Mitteilung.

Es hat in diesem und den vergangenen Jahren sowohl in der Hauptstadt
Teheran als auch in anderen Städten öfter Protestkundgebungen von
Lehrern gegeben. Dieses Mal gelang den Initiatoren jedoch eine
koordinierte Aktion, die im ganzen Land zum Ausfall von Unterricht an
Hunderten von Schulen führte.


NEUER BÜRGERMEISTER VON TEHERAN GEWÄHLT

Der Teheraner Stadtrat hat am 13. November Pirus Hanatschi zum neuen
Bürgermeister der Hauptstadt gewählt. 11 Stadträte stimmten für ihn,
10 für seinen Konkurrenten Abbas Achundi. Achundi war im vergangenen
Monat von seinem Amt als Minister für Straßen- und Städtebau
zurückgetreten, weil er nach eigenen Angaben mit der Politik der
Regierung nicht einverstanden war.

Seitdem der Stadtrat vor zwei Jahren gewählt wurde, ist Hanatschi der
vierte vom Rat gewählte Bürgermeister. Er ist 54 Jahre alt. Zuletzt
war er Vizebürgermeister, zuständig für Architektur und
Stadtentwicklung. Er hat in Teheran Architektur studiert. Sein
Spezialgebiet ist Wiederaufbau und Stadtentwicklung. Politisch zählt
er zu den Reformern.


UNGEWISSES SCHICKSAL DER INHAFTIERTEN UMWELTAKTIVISTEN

Auch nach zehnmonatiger Untersuchungshaft bleibt das Schicksal der
Umweltaktivisten ungewiss. Als im Februar die Nachricht vom Tod des
bekannten Umweltexperten Kawus Seidemami die Öffentlichkeit
erreichte, gab der Sprecher der Justiz bekannt, dass eine Gruppe von
Umweltaktivisten festgenommen worden sei. Seidemami starb unter
merkwürdigen Umständen. Die Justiz behauptete, er habe Selbstmord
begangen. Seine Familie und Freunde bezweifeln diese Behauptung. Sie
gehen vielmehr davon aus, dass Seidemami durch Folter getötet worden
sei. Sie forderten Präsident Rohani auf, Ermittlungen zu veranlassen.
Dieser Aufforderung folgend wurde eine zuständige Gruppe gebildet,
bestehend aus dem Justizminister (nicht zu verwechseln mit dem
Justizchef), dem Innenminister, dem Informationsminister und dem für
juristische Fragen zuständigen Vizepräsident.

Das Ergebnis der Ermittlungen teilte Umweltminister Isa Kalantari
mit. Es gebe keine Belege für die Vorwürfe der Justiz, sagte er. Die
Inhaftierten müssten freigelassen werden. Doch der Justizsprecher
erklärte, die Mittelung sei irrelevant, weil Kalantari und die
Ermittlungsgruppe keinen Zugang zu den Akten gehabt hätten.

Auch den Anwälten der Umweltaktivisten wurde bislang keine
Akteneinsicht erlaubt. Stattdessen stellte die Justiz
Pflichtverteidiger. Schließlich gab die Justiz bekannt, dass den
Gefangenen "Verderben auf Erden" vorgeworfen werde, ein Vorwurf, der
gewöhnlich mit dem Tod geahndet wird.

In den vergangenen Tagen haben mehr als 1100 Umweltschützer in einem
Schreiben an den Justizchef einen gerechten Prozess gegen die
Umweltaktivisten gefordert. Sie bezeichneten die Inhaftierten als
"beste Kenner und Schützer der Umwelt des Landes, die im Rahmen der
Gesetze gehandelt und ihr Leben für die Umwelt eingesetzt haben".


STREIK VON ZUCKERFABRIK-ARBEITERN WEITET SICH AUS

Die Proteste der Arbeiter der Zuckerfabrik "Hafttappeh" in Schusch,
in der südlichen Provinz Chusestan, die Anfang November begonnen
hatten, weiten sich aus. Die Arbeiter, die seit Monaten keinen Lohn
bekommen haben, scheinen entschlossen zu sein, ihren Kampf solange
fortzusetzen, bis ihre Löhne ausgezahlt und ihre Forderungen
akzeptiert werden.

Am 17. November, dem zehnten Tag ihres Streiks, bekamen die
Protestierenden breite Unterstützung von der Bevölkerung, die ihre
Solidarität mit den Streikenden bekundete. Die Menschen versammelten
sich vor dem Amt des Stadtkommandanten. Ordnungskräfte und
Sicherheitsbeamte kontrollierten die Kundgebung. Der
Provinzgouverneur Gholamresa Schariati sagte der Agentur Isna, die
Kundgebung sei friedlich gewesen. Er sei gemeinsam mit den
Verantwortlichen bemüht, den Forderungen der Arbeiter entgegen zu
kommen. Am Tag zuvor waren die streikenden Arbeiter zum Freitagsgebet
gegangen und hatten den Prediger beschimpft: "Lügner, Lügner",
skandierten sie. Sie kehrten ihm den Rücken und riefen: "Vor uns die
Heimat, hinter uns der Feind". Ähnliche Kundgebungen fanden in den
Stadt Ahwas statt.

Ein Arbeiter der Hafttappeh-Fabrik sagte der Agentur Ilna, die
Versprechungen der Verantwortlichen, die Löhne auszuzahlen, seien
nichts als verbale Bekundungen. Die Zuckerfabrik war ursprünglich
staatlich, wurde jedoch später privatisiert. Die neuen Unternehmer
erwiesen sich jedoch als unfähig, das Unternehmen ordentlich zu
führen, den Lohn der Arbeiter rechtzeitig zu zahlen und deren
berechtigte soziale Forderungen durchzusetzen. Daher forderten die
Arbeiter nun, dass ein Rat der Arbeiter die Leitung des Unternehmens
übernimmt. Sollte jedoch das Unternehmen wieder auf den Staat
übertragen werden, müssten alle Angelegenheiten der Fabrik unter die
Kontrolle eines Arbeitergremiums gestellt werden.

Am 19. November forderten die Streikenden die Freilassung ihrer
inhaftierten Kollegen. Am Vortag waren 18 Demonstranten festgenommen
worden, darunter auch eine Journalistin. Gouverneur Schariati sprach
dagegen von mindestens vier Personen, die festgenommen wurden. Bei
der Kundgebung wurden auch Vorwürfe gegen die Regierung laut.


ANWALT SOLTANI FREIGELASSEN

Nach einer siebenjährigen Haft wurde der bekannte Anwalt und
Menschenrechtsaktivist Abolfattah Soltani freigelassen. Er hatte mehr
als die Hälfte seiner Gefängnisstrafe verbüßt. Am 21. November durfte
er unter Zustimmung zu bestimmten Auflagen das Gefängnis verlassen.
Laut seinem Anwalt Said Dehghan hatte sich der Justizminister für die
Freilassung Soltanis eingesetzt.

Soltani war zu 13 Jahren Haft und 20 Jahren Berufsverbot verurteilt
worden. Er war Mitglied des Vereins zur Verteidigung der
Menschenrechte, was mit ein Grund für seine Verurteilung gewesen war.
Zudem wurde er beschuldigt, Propaganda gegen die Islamische Republik
gemacht zu haben. Soltanis Mandanten waren zumeist politisch
Verfolgte. 2009 wurde Soltani mit dem Internationalen Nürnberger
Menschenrechtspreis ausgezeichnet. Er konnte den Preis jedoch nicht
selbst entgegennehmen, da ihm die Ausreise aus Iran nicht erlaubt
wurde.


PREDIGER WARNT VOR ABKEHR VOM ISLAM

Der erzkonservative Prediger Ahmad Chatami sagte am 23. November beim
Freitagsgebet: "In einer Zeitung, die aus dem Staatshauhalt
finanzielle Unterstützung erhält, stand geschrieben, der gepanschte
Wein sei zu einer Plage für die Menschen geworden. Daher solle das
Verbot des Weinverkaufs aufgehoben werden." Er forderte den
Presseaufsichtsrat auf, der Sache nachzugehen und dagegen etwas zu
unternehmen. "Heute verlangt man den freien Verkauf von Wein, morgen
wird man die Aufhebung der Kleidungsvorschriften verlangen und
irgendwann wird man ein Referendum über den Islam fordern. Doch
diesen Wunsch werdet ihr mit ins Grab nehmen."

Die Attacke des Predigers richtete sich gegen einen Artikel, der fünf
Tage zuvor in der Tageszeitung "Iran" erschienen war. Darin hieß es,
innerhalb der vergangenen 45 Tage seien 959 Personen durch
nicht-standardisierten Alkohol vergiftet worden. 92 Prozent unter
ihnen seien Männer gewesen, die meisten zwischen 21 und 30 Jahren. 84
von ihnen seien infolge der Vergiftung gestorben. 27 Personen seien
erblindet. Der Autor zitierte danach einen Theologen, der die Meinung
geäußert hatte, dass trotz Alkoholverbots und drastischer
Strafmaßnahmen weiterhin Alkohol konsumiert werde. "Wir müssen diese
Tatsache akzeptieren und alles tun, um die schlimmen Folgen des
Konsums von nicht-standardisiertem Alkohol zu verhindern."

Die Islamische Republik habe drei Prinzipien, sagte Chatami, der auch
Mitglied des Expertenrats ist: Islam, Republik und den
Revolutionsführer. "Der Islam ist unser Leben, daher werden Kleriker
wie ich bis zum letzten Blutstropfen gegen den Versuch der
De-Islamisierung Widerstand leisten."

 * 


KULTUR

• Filmemacher, Künstler und Schriftsteller gegen US-Sanktionen

• Neue Kleidungsvorschriften in Studentenheimen 

• Nur wenigen Frauen wird Zutritt zum Fußballstadion erlaubt 

• Ausreiseerlaubnis für Journalisten verweigert


FILMEMACHER, KÜNSTLER UND SCHRIFTSTELLER GEGEN
US-SANKTIONEN

Zahlreiche iranische Künstler, Schriftsteller und Filmemacher haben
eine Kampagne gegen die neuen US-Sanktionen gegen Iran gestartet. In
einer am 9. November veröffentlichten Petition unter dem Titel
"Stimmen gegen die Sanktionen" heißt es: "Erneut haben die USA
Sanktionen gegen Iran verhängt. Jeder Iraner wird persönlich den
Preis dafür zahlen. Politiker kommen und gehen, doch die Auswirkungen
ihrer katastrophalen Entscheidungen werden ein Albtraum für die
kommenden Generationen sein." Bis zum 9. November wurde die Petition
von mehr als 5000 Kunstschaffenden unterzeichnet, darunter von
Oscar-Preisträger Asghar Farhadi und dem Grammy-Preisträger Kayhan
Kalhor.


NEUE KLEIDUNGSVORSCHRIFTEN IN STUDENTENHEIMEN

Die Azad Universität (Freie Universität) hat Studentinnen untersagt,
in den Studentenheimen "häuslich bequeme" Kleider zu tragen. Auch den
Studenten wurde verboten, kurzärmlige Hemden zu tragen. Das sind zwei
Vorschriften aus einer langen Liste von Verboten und Geboten, die die
Universitätsleitung zur "Wahrung der kulturellen Würde" am 3.
November veröffentlicht hat. Eine Missachtung dieser Vorschriften
könne zur Exmatrikulation des oder der Betreffenden führen, heißt es.

In dem Schreiben, das an sämtliche Azad Universitäten im ganzen Land
verschickt wurde, wird den Studentinnen empfohlen, in den Heimen
einen Schleier oder ein bis unter das Knie reichendes Obergewand zu
tragen. Den Männern wird verboten, enge Hosen oder Oberhemden zu
tragen. Ihnen wird ebenfalls untersagt, Krawatten und Schmuck zu
tragen, ihr Haar modisch zu frisieren oder ihre Augenbrauen zu
zupfen.

Die Vorschriften beziehen sich nicht nur auf die Kleiderordnung. Den
Studenten wird auch untersagt, "das Internet falsch zu nutzen, so
dass es zu moralischen Verwerfungen führen könnte".

Die Islamische Azad Universität ist mit circa 1,7 Millionen Studenten
und über 30.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die größte
Universität Irans. Die private Universität wurde 1982 von dem
damaligen Staatspräsidenten Haschemi Rafsandschani gegründet. Sie hat
mehr als 400 Abteilungen und Zweigstellen, die sowohl im In- als auch
im Ausland angesiedelt sind. Der zentrale Sitz der Universität
befindet sich in der Hauptstadt Teheran.


NUR WENIGEN FRAUEN WIRD ZUTRITT ZUM FUßBALLSTADION
ERLAUBT

Wieder einmal durften nur bestimmte Frauen einem Männer-Fußballspiel
in Teheran beiwohnen. Die Verantwortlichen haben 850 Frauen erlaubt,
das Finale der asiatischen Champions-League im Teheraner
Asadi-Stadion mitzuerleben. Es handelte sich dabei um das Rückspiel
zwischen Persepolis Teheran und dem japanischen Team Kashima Antlers.
Fast 100.000 Plätze blieben den Männern vorbehalten. Dieselbe
Regelung wurde bereits im Oktober beim Länderspiel zwischen Iran und
Bolivien angewandt. Die ausgesuchten Frauen waren entweder Verwandte
der Spieler, Angestellte des iranischen Fußballverbands, Mitglieder
der Frauen-Nationalmannschaft, Parlamentsabgeordnete oder
Vertreterinnen der Regierung.

Der Streit um das Zutrittsverbot für Frauen dauert bereits seit
Jahrzehnten. Während die Reformer und Gemäßigten das Verbot aufheben
wollen, insistieren die Hardliner und Konservativen auf seine
Beibehaltung. Die vulgären Ausrufe der Männer bei Fußballspielen
verletze die Würde der Frauen, argumentieren sie. Selbst die neue
Regelung, bei Länderspielen eine begrenzte Zahl von Frauen den
Zutritt zu erlauben, stieß bei den Hardlinern auf heftige Kritik. Der
Teheraner Justizchef kritisierte Präsident Rohani, der sich für die
Aufhebung des Verbots eingesetzt hatte, mit den Worten: "Der
Präsident sollte sich nicht mit nebensächlichen Themen wie dem
Stadionverbot für Frauen befassen. Vielmehr sollte er sich um die
wahren Probleme der Menschen kümmern, vor allem um die akute
Finanzkrise und die himmelschreiende Inflation."


AUSREISEERLAUBNIS FÜR JOURNALISTEN VERWEIGERT

Iranische Behörden haben acht Journalisten, die für ein Seminar der
Deutschen Welle in Berlin nach Deutschland reisen wollten, die
Ausreiseerlaubnis verweigert. Wie AFP am 31. Oktober berichtete,
wurde ihnen am 9. Oktober am Teheraner Flughafen die Pässe
abgenommen. Das Seminar, das vom Auswärtigen Amt finanziert wurde,
sollte vom 8. bis 12. Oktober stattfinden.

Vergeblich versuchte das Auswärtige Amt, die Ausreise der
Journalisten doch noch zu ermöglichen. Auch der Versuch der Deutschen
Welle, über die iranische Botschaft in Berlin das Ausreiseverbot
aufzuheben, schlug fehl.

Carsten von Nahmen, Leiter der Akademie zur Medienentwicklung und
journalistischen Fortbildung, erklärte laut AFP, "starke Kräfte
innerhalb der iranischen Regierung hätten kein Interesse am
Menschenrecht auf freie Meinungsäußerung und auf freien Zugang zu
Informationen".

 * 
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NEUE US-SANKTIONEN - MAXIMALER DRUCK

Wenige Tage vor Inkrafttreten der neuen US-Sanktionen versuchte Irans
Präsident Hassan Rohani das Volk auf die neue schwierige Lage
einzustimmen: "Die Lage war in den vergangenen Monaten hart für die
Menschen und sie könnte auch in den nächsten Monaten hart sein",
sagte er am 31. Oktober in einer Kabinettsitzung, die vom Fernsehen
übertragen wurde. Er und seine Regierung würden alles versuchen, um
die Probleme so rasch wie möglich zu lösen.

Am 5. November trat die zweite Runde der Sanktionen in Kraft. Sie
richten sich hauptsächlich gegen die iranische Ölindustrie, Banken
und gegen die Schifffahrtsbranche. Laut Angaben des
Finanzministeriums sei die Liste der Sanktionen gegen Iran drastisch
erweitert worden. Sie richte sich gegen mehr als 700 Personen und
Flug- und Schifffahrtsunternehmen. Der maximale Druck auf Iran soll
Teheran zu neuen Verhandlungen über ein Abkommen zwingen, das eine
Wiederaufnahme des Atomprogramms zum Bau von Nuklearwaffen gänzlich
ausschließt. Zudem sollen sie eine Entwicklung ballistischer Waffen
verhindern und die "zerstörerischen Aktivitäten" Irans in der Region
beenden.

Insgesamt sind es nun mehr als 900 Iraner, die direkt von
US-Sanktionen betroffen sind. Weiterhin sind 50 iranische Banken und
ihre Zweigstellen im In- und Ausland mit Sanktionen belegt worden, im
Bereich der Schifffahrt sind es mehr als 400 Objekte, darunter 200
Schiffe, und im Bereich der Luftfahrt eine Fluggesellschaft und 65
Flugmaschinen. Bei der Fluggesellschaft handelt es sich um die
staatliche Fluggesellschaft Iran Air.

Es seien die härtesten Sanktionen, die die USA je gegen Iran verhängt
haben, sagte Präsident Donald Trump, fügte aber einschränkend hinzu,
sie beträfen aber nicht Medikamente, Nahrungsmittel und
landwirtschaftliche Produkte. Mit den Sanktionen sollen die
Deviseneinnahmen Irans drastisch reduziert werden. Dazu soll vor
allem der iranische Ölexport auf null reduziert und Iran aus dem
internationalen Finanzsystem gänzlich ausgeschlossen werden. "Unser
Ziel ist es, das Regime zu einer klaren Entscheidung zu zwingen:
entweder es gibt sein zerstörerisches Verhalten auf oder es setzt
seinen Pfad zum wirtschaftlichen Desaster fort", sagte Trump.

"Maximaler Druck bedeutet maximaler Druck", sagte Außenminister Mike
Pompeo. Iran müsse sein Verhalten grundlegend ändern. Der Minister
stellte zwölf Forderungen, die Iran erfüllen soll. Teheran soll unter
anderem aufhören, Terrorismus zu unterstützen, seine militärischen
Aktivitäten in Syrien und anderen Staaten der Region einstellen und
die Entwicklung seiner ballistischen Raketen beenden. "Das iranische
Regime hat die Wahl: dreht euch um 180 Grad oder seht zu, wie eure
Wirtschaft zerbröselt", sagte Pompeo. Er drohte Ländern und
Unternehmen, die das Sanktionsregime nicht befolgen: "Ich verspreche:
Mit Iran Geschäfte zu machen und gegen einige unserer Sanktionen zu
verstoßen, ist letztendlich eine schmerzhaftere wirtschaftliche
Entscheidung, als sich aus Iran zurückzuziehen."

Auch US-Sicherheitsberater John Bolton drohte Iran mit scharfen
Worten. Vor einem Gipfel in Singapur sagte er laut AFP vom 13.
November, der Druck gegen Iran werde immer stärker. "Wir werden sie
auspressen, bis es quietscht."


SANKTIONEN TREFFEN AUCH IMPORT VON MEDIKAMENTEN

Die Behauptung der amerikanischen Regierung, der Import von
Medikamenten werde durch die Sanktionen nicht eingeschränkt,
bezeichnete das Iranische Gesundheitsministerium als "große Lüge".
Die Agentur Isna berichtete, die Verantwortlichen für die
Medikamentenversorgung hätten erklärt, die drastischen
Einschränkungen der Bankverbindungen sowie die offiziellen und
inoffiziellen Drohungen der Pharmaunternehmen, die mit Iran Handel
treiben, würden zu großen Engpässen führen, was im besten Fall eine
Verspätung der Versorgung der Bevölkerung mit Medikamenten und
medizinischen Geräten zur Folgen haben würde.

Kianusch Dschahanpur, Sprecher der Organisation für Nahrungs- und
Medikamentenversorgung, sagte in einem Interview mit Isna, es gehe
nicht allein um den Import von "Rohstoffen für Medikamente", es gehe
auch um Geldtransfers. Auch andere Faktoren, wie die Einfuhr von
Maschinen und Nebenprodukten, haben eine "doppelte Funktion" und
werden als solche sanktioniert. All dies schaffe Probleme für die
Medikamentenversorgung. Daher sei es unsinnig, Medikamente von
anderen sanktionierten Gütern zu trennen.


ACHT LÄNDER ERHALTEN AUSNAHMEGENEHMIGUNG

Verwunderlich war, dass Washington trotz der Ankündigung, den
iranischen Ölexport auf null reduzieren zu wollen, einigen Ländern,
eine Ausnahmegenehmigung erteilte. Darunter jene, die zu den größten
Importeuren von iranischem Öl gehören. Demnach dürfen zwei
europäische Staaten, Italien und Griechenland, aber auch China,
Indien, Japan, Südkorea, Taiwan und die Türkei weiterhin Öl aus Iran
importieren. "Beim Öl wollen wir etwas langsamer vorgehen, weil ich
die Öl-Preise nicht weltweit in die Höhe treiben will", sagte Trump
am 5. November. Er sei zwar in der Lage den iranischen Ölexport
"sofort auf null zu treiben", aber das würde am Weltmarkt einen
Schock auslösen. "Ich will den Ölpreis nicht erhöhen."

Allerdings sollen die Ausnahmegenehmigungen erst einmal für die
nächsten sechs Monate gelten. Während dieser Frist sollen die Länder,
die ihren Ölimport aus Iran ohnehin bereits reduziert haben,
schrittweise auf einen Null-Import zusteuern. Unabhängig davon haben
die USA laut AP vom 8. November allen Staaten geraten, beim Umgang
mit iranischen Öltankern größte Vorsicht walten zu lassen. Denn
Versicherungsgesellschaften hätten mit Blick auf die US-Sanktionen
ihre Policen für iranische Tanker gekündigt, warnte das
US-Außenministerium. Als Ersatz gebe es zwar iranische Versicherer.
Doch diese seien nicht in der Lage, für mögliche Schäden aufzukommen.
Von nun an seien iranische Schiffe in der ganzen Region, vom
Suezkanal bis zur Straße von Malaka, eine Belastung. "Länder, Häfen,
Kanalbetreiber sowie private Unternehmen sollen wissen, dass sie
wahrscheinlich für die Kosten eines Unfalls mit einem
selbstversicherten iranischen Tanker verantwortlich sind", hieß es
aus dem Außenministerium.


SWIFT SPERRT IRANISCHEN BANKEN ZUGANG ZUM GLOBALEN
FINANZSYSTEM

Swift, das System über das der internationale Zahlungsverkehr
abgewickelt wird, hat am 5. November, dem gleichen Tag an dem die
neuen US-Sanktionen in Kraft traten, den Zugang von einigen
iranischen Banken zu dem System gekappt. Swift bedauerte den Schritt,
der aber notwendig sei, um die Stabilität und Integrität des
internationalen Finanzsystems zu gewährleisten, hieß es in einer
kurzen Mitteilung. Dass dieser Schritt eine Folge der US-Sanktionen
ist, wurde nicht erwähnt.

Banken, die von Swift ausgeschlossen werden, verlieren die Verbindung
zum globalen Finanzsystem. Das bedeutet, dass sie keine oder keine
großen Auslandsgeschäfte mehr tätigen können. Swift wickelt für mehr
als 11.000 Banken in 200 Ländern Finanztransaktionen ab.

Swift nennt zwar nicht die Namen der Banken, die ausgeschlossen
wurden. Doch das US-Finanzministerium veröffentlichte eine lange
Liste von Banken, die sanktioniert werden. Neben der iranischen
Zentralbank und anderen wichtigen Banken wie der Landwirtschaftsbank,
Melli-Bank, Maskan-Bank, Sanat-Bank, Refah-Bank, Sepah-Bank, sind
auch einige kleinere Banken oder Privatbanken, sogar die afghanische
Bank Arian, auf der Liste vertreten.

Der Direktor der iranischen Zentralbank Abdolnasser Hemmati sagte zu
den Sanktionen, die Zentralbank habe die Maßnahme vorausgesehen und
habe entsprechende Pläne dagegen vorbereitet, durch die noch
drastischere Maßnahmen umgangen werden können.


KURZFRISTIG KEINE UNTERSTÜTZUNG FÜR DEUTSCHE

UNTERNEHMEN

Einem Bericht der Agentur Reuters vom 4. November zufolge ist die
Bundesregierung kurzfristig nicht in der Lage, deutsche Unternehmen,
die mit Iran Handel treiben, zu unterstützen. Die Agentur beruft sich
auf einen Bericht vom "Handelsblatt", in dem es heißt, sowohl das
Blocking Statute, das von der Europäischen Union in Kraft gesetzt
wurde, als auch die von der EU geplante Zweckgesellschaft, die
unabhängig von den USA Geschäfte mit Iran abwickeln soll, würden
nicht in der Lage sein, den Firmen kurzfristig zu helfen.

Das Handelsblatt bezieht sich auf die Antwort der Bundesregierung auf
eine Anfrage der FDP-Bundestagsfraktion. Es sei völlig unklar,
"welche konkreten Dienstleistungen in welchem regionalen Rahmen und
Umfang ein etwaiges Vehikel" angeboten werden könnten. Auch könne die
Frage nach der Akzeptanz des geplanten "Special Purpose Vehicle" auf
dem Markt "nicht belastbar beantwortet werden". Weiter heißt es:
"Auch bei der Nicht-Annahme von Überweisungen von mit deutscher
Banklizenz ausgestatteter iranischer Banken durch deutsche Banken
konnte die Bundesregierung keine konkrete Unterstützung für deutsche
Firmen mit Iran-Geschäften nachweisen."

In einem Telefonat mit Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif am
2. November hatte Bundesaußenminister Heiko Maas laut dem Auswärtigen
Amt zugesagt, "intensive Anstrengungen" zu unternehmen, "damit
Unternehmen, die EU-Recht einhalten, weiter legitimerweise Handel mit
Iran treiben können".

Deutschland habe nach dem Atomabkommen Exporte deutscher Unternehmen
nach Iran mit fast einer Milliarde Euro abgesichert, teilte das
Wirtschaftsministerium auf Anfrage der Deutschen Presseagentur mit.
Dem Bericht der Agentur vom 3. November zufolge, war der Handel
zwischen Deutschland und Iran seit Beginn des Abkommens um 17 Prozent
gestiegen. Doch seit Beginn dieses Jahres ist ein kontinuierlicher
Rückgang zu verzeichnen. Die Euphorie, die nach dem Abkommen sowohl
bei deutschen als auch iranischen Unternehmen zu spüren war, ist
abgeflaut. Der zunehmende Druck der USA auf Iran und die massive
Verstärkung von Sanktionen stellen eine schwere Belastung für die
Wirtschaftsbeziehungen zwischen Deutschland und Iran dar. Das
Wirtschaftsministerium teilte der dpa mit, es könne die konkreten
Auswirkungen auf die deutsche Wirtschaft noch nicht einschätzen. Fest
stehe jedoch, dass deutsche Unternehmen und Finanzinstitute bei
Geschäften mit Iran recht zurückhaltend geworden seien.

Seitens der deutschen Wirtschaft gab es viel Kritik gegen die
US-Sanktionen, die auch als eine Herausforderung Europas betrachtet
werden. Beim Außenhandelsverband BGA wurde laut Reuters vom 5.
November von einem "weiteren Affront der US-Regierung gegenüber
Europa" gesprochen, Grund genug, sich von der US-Außenpolitik zu
emanzipieren. Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK)
erklärte, der rasante Rückgang des Handels zwischen Iran und
Deutschland sei Folge der Sanktionen. "Der Zeiger zur Rettung der
deutsch-iranischen Wirtschaftsbeziehungen steht bereits auf fünf vor
zwölf", sagte DIHK-Präsident Eric Schweizer. Es bestehe die Gefahr,
dass die Geschäfte Deutschlands und Europas mit Iran bis auf null
schrumpften. Die iranische Wirtschaft befinde sich auf dem Sinkflug
und immer mehr deutsche Unternehmen verließen das Land. "Neben der
mangelnden Verfügbarkeit von Banken, die das Geschäft mit Iran
abwickeln und finanzieren, treibt viele Unternehmen auch die Sorge
um, ihr US-Geschäft zu verlieren, wenn sie weiterhin in Iran aktiv
sind", zitierte Reuters den DIHK-Präsidenten.


AUCH ÖSTERREICH LEHNT VERWALTUNG DER IRAN-ZWECKGESELLSCHAFT
AB

Österreich hat den Vorschlag abgelehnt, die Verwaltung der von der EU
geplanten "Zweckgesellschaft", auch Special Purpose Vehicle (SPV)
genannt, zu übernehmen. Ein Sprecher des Außenministeriums in Wien
begründete die Ablehnung mit noch bestehenden Unstimmigkeiten des
Plans und auch mit den damit verbundenen Gefahren. Der Plan sollte
dazu dienen, die US-Sanktionen zu umgehen und den Handel zwischen der
EU und Iran weiter zu ermöglichen.

Wien war als Sitz der Internationalen Atombehörde monatelang
Gastgeberin der hochrangigen Diplomaten aus Iran und den 5+1-Staaten,
die das Atomabkommen ausgehandelt haben. Außerdem waren
österreichische Politiker die ersten aus dem Westen, die nach
Abschluss des Abkommens nach Iran gereist sind, um die
wirtschaftlichen Beziehungen mit dem Land weiter zu entwickeln.

Vor Österreich hatten Frankreich, Luxemburg und Belgien die
Verwaltung des SPV abgelehnt. Die USA hatten sogleich nach
Bekanntgabe den Plan scharf kritisiert und als destruktiv bezeichnet.
EU-Diplomaten hatten erklärt, die Bekanntgabe vor Inkrafttreten der
US-Sanktionen sei erst einmal "symbolisch". Der Plan selbst werde
vermutlich erst im Sommer nächsten Jahres realisiert werden können.

Einigen EU-Diplomaten zufolge ist kein EU-Land bereit, die Verwaltung
des SPV zu übernehmen. Der Plan war von den Außenministern
Deutschlands, Frankreichs, Großbritanniens, Russlands und Chinas
sowie der EU Außenbeauftragten im September am Rande der
UN-Vollversammlung in New York verabschiedet worden.

Irans Vizeaußenminister Abbas Araghtschi sagte kürzlich: "Europas
Aktivitäten schreiten weit langsamer voran, als wir es uns
vorgestellt haben". Am 19. November äußerte er seine Kritik noch
vehementer. "Es kann nicht so weitergehen", sagte er. "Sollten die
Europäer klein beigeben, verlieren sie ihr Ansehen und ihre
Sicherheit. Wenn die Europäer glauben, dass Westasien ohne
Atomabkommen sicherer sein kann, sollen sie es versuchen. Unsere
Region besteht aus einer Sammlung von Problemen. Kann Europa eine
neue Welle von Terrorismus und einen Strom von Flüchtlingen sowie
eine Nuklearkrise hinnehmen? Sicherlich wird der Preis für das
Aufgeben des Atomabkommens für Europa weit höher liegen als für die
USA", sagte Araghtschi. "In Iran wird niemand wegen Sanktionen die
Hände hochheben. Wir werden unseren Weg finden, so wie wir auch in
der Vergangenheit Auswege gefunden haben."

In Bezug auf das SPV warf Araghtschi den Europäern vor, unfähig zu
sein, die Finanzkanäle für Iran offen zu halten. Alle Staaten hätten
die Verwaltung abgelehnt. "Ob Europa mit uns spielen will oder
tatsächlich nicht in der Lage ist, den Plan zu realisieren, das
Ergebnis ist für uns das gleiche. Wir werden solange es im Interesse
unseres Landes liegt, am Atomabkommen festhalten. Wenn nicht, wäre
unser Verbleib nutzlos."

Das Wall Street Journal berichtete am 27. November unter Berufung auf
Diplomaten in Brüssel, deren Namen nicht bekannt gegeben wurde,
Deutschland und Frankreich hätten ihre Bereitschaft erklärt,
gemeinsam die Verwaltung des SPV zu übernehmen. Einen Tag davor hatte
Irans Vizepräsident Ali Akbar Salehi, der auch Chef der Atombehörde
ist, sich in Brüssel bei den Europäern für ihren Einsatz zur Rettung
des Atomabkommens bedankt und zugleich vor einem Scheitern des
Abkommens gewarnt. "Wenn es zusammenbricht, Gott bewahre, wird sich
die Lage ändern und alles wird in Aufruhr sein. (...) Es ist ein
Kampf, den wir gewinnen müssen, weil wir es uns nicht leisten können,
diesen Kampf zu verlieren."

Indes haben die USA alle Unternehmen gewarnt, die mit der von der EU
geplanten "Zweckgesellschaft" zusammenarbeiten wollen. Wer über
diesen Weg versuche, die US-Sanktionen gegen Iran zu umgehen,
riskiere harte Strafen, sagte der Iran-Beauftragte Brian Hook am 15.
November laut Reuters in einer Telefonkonferenz mit Journalisten.
"Europäische Banken und europäische Firmen wissen, dass wir rigorose
Sanktionen gegen dieses brutale und gewalttätige Regime durchsetzen
werden." Daher sei es nicht verwunderlich, dass die geplante
Zweckgesellschaft bereits jetzt ins Schwimmen geraten sei.

Am 20. November twitterte Hook: "Unternehmen, die mit Iran Geschäfte
machen, finanzieren wahrscheinlich den Terrorismus, vielleicht auch
den in ihrem eigenen Land. Ziel der Sanktionen ist, den Export von
Terrorismus zu verhindern."

US-Außenminister Mike Pompeo lobte deutsche Unternehmen, die
ungeachtet der Strategie der Bundesregierung, sich aus dem
Iran-Geschäft zurückgezogen hätten. "Fast jedes deutsche Unternehmen -
 Leute, bei denen richtig Geld auf dem Spiel steht - haben die
entgegengesetzte Entscheidung getroffen", sagte der Minister am 31.
Oktober in einem Interview des Senders Fox News. "Sie sind geflohen.
Sie haben das Land verlassen."

Auch Richard Grenell, US-Botschafter in Berlin, fand lobende Worte
für die deutsche Wirtschaft. "Wir sind sehr zufrieden, dass die
deutschen Unternehmen sich entschieden haben, die US-Sanktionen zu
befolgen", sagte er am 22. November in einem Interview mit dpa. "Wenn
man Geschäfte mit Iran macht, gibt man dem iranischen Regime Geld,
das enorme Mengen Geld für terroristische Aktivitäten ausgibt." Seit
2012 habe Teheran das Regime von Baschar al-Assad in Syrien mit 16
Milliarden Dollar unterstützt. "Das hat so viel Instabilität in
Europa verursacht", sagte der Botschafter.


SCHWEIZ WILL TROTZ SANKTIONEN HUMANITÄRE GÜTER NACH IRAN
SCHICKEN

Einem Bericht der Agentur Reuters vom 5. November zufolge plant die
Schweiz, ungeachtet der amerikanischen Sanktionen gegen Iran, einen
Zahlungskanal zu öffnen, um humanitäre Güter nach Iran schicken zu
können. Diesbezüglich seien US-Behörden kontaktiert worden. Ein
Sprecher des Schweizer Wirtschaftsministeriums erklärte: "Damit will
der Bund dazu beitragen, dass die medizinische Versorgung und die
Versorgung mit Grundnahrungsmitteln auch nach Inkrafttreten der
US-Sanktionen gewährleistet bleiben." Zwar würden die Sanktionen in
der Schweiz nicht direkt angewendet, sie würden aber vermutlich nicht
ohne Auswirkung auf Unternehmen bleiben, die mit Iran Handel treiben.


KEIN TREIBSTOFF FÜR IRANISCHES FLUGZEUG IN ISTANBUL

Türkischen Medien zufolge konnte am 2. November eine
Passagiermaschine der iranischen Fluggesellschaft nicht starten, weil
sie nicht betankt wurde. Die türkische Mineralölgesellschaft Petrol
Ofisi weigerte sich mit Hinweis auf die gegen Iran verhängten
Sanktionen, die Maschine zu betanken. Wenige Stunden zuvor hatte der
türkische Energieminister erklärt, die Türkei habe von den USA eine
Ausnahmegenehmigung für den Handel mit Iran erhalten.


AUßENMINISTER SARIF: GELDWÄSCHE IST IN IRAN WEIT
VERBREITET

Außenminister Mohammad Dschawad Sarif sagte in einem Interview mit
der Nachrichtenwebseite Chabar Online am 12. November mit Blick auf
die Auseinandersetzungen über den Beitritt Irans zum
Anti-Terrorfinanzierungspakt CFT, Geldwäsche sei in Iran weit
verbreitet. Maßgeblich für die negative Stimmung, die gegen den
Beitritt erzeugt wurde, seien einzig wirtschaftliche Interessen. Es
gebe zahlreiche Menschen, die von Geldwäsche profitierten.
Selbstverständlich seien jene, die Milliarden durch Geldwäsche
verdienen, auch in der Lage eine negative Stimmung zu erzeugen.

Tatsächlich versuchen einflussreiche Politiker, religiöse Instanzen,
Freitagsprediger, hohe Militärs und einige Parlamentsabgeordnete den
Beitritt zum CFT zu verhindern.

Sarif betonte, dass er keine Instanz beschuldigen wolle. Jedoch gebe
es Personen, die aus dem Hintergrund agierten und versuchten, die
öffentliche Meinung in die Irre zu führen.

Wie erwartet, lösten die Äußerungen des Außenministers bei den
Hardlinern und Erzkonservativen heftige Reaktionen aus. Justizchef
Sadegh Laridschani bezeichnete die Äußerungen als "einen Dolch ins
Herz der Staatsordnung der Islamischen Republik". "Die
Verantwortlichen sollen ihre unsinnigen und zweideutigen Worte nicht
äußern, Worte, die von Feinden der Islamischen Republik ausgenutzt
werden", sagte er. "Wenn ihr über Geldwäsche im Land Kenntnis habt,
hättet ihr die Justiz darüber informieren müssen. (...) In einer
Lage, in der die USA Europa auffordern nur drei Monate lang ihre
Iran-Politik zu unterstützen, damit die Islamische Republik gestürzt
werden könne, müssen wir alle, unter der Führung des
Revolutionsführers, einen gemeinsamen Weg beschreiten, um die
Probleme des Landes lösen zu können."

Mostafa Sarmadi, Stellvertreter des Außenministers, unterstützte laut
der Agentur Isna die Äußerungen Sarifs und sagte: "Jährlich werden
Waren im Wert von 10 bis 15 Milliarden Dollar ins Land geschmuggelt.
Ein Großteil dieser Summe wandert durch Geldwäsche in das
Finanzsystem des Landes."

Am 27. November reichte eine Gruppe von Abgeordneten einen
Misstrauensantrag gegen Sarif ein. Darin wird dem Außenminister unter
anderem vorgeworfen, mit seiner Behauptung, Geldwäsche sei in Iran
weit verbreitet, das Land beleidigt und ihm Schaden zugefügt zu
haben.


WARNUNG VOR SINKEN DER KAUFKRAFT

Vizepräsident Eshagh Dschahangiri warnte laut Medien am 12. November
vor einem Sinken der Kaufkraft im kommenden Jahr. "Die neue Phase der
US-Sanktionen birgt zwei Gefahren in sich: Sinken der Kaufkraft und
Arbeitslosigkeit", sagte er eine Woche nach dem Beginn der von den
USA gegen Iran verhängten Sanktionen. Die Regierung habe gegen die
früheren Sanktionen, die zum Anstieg der Arbeitslosigkeit und der
Lebenshaltungskosten geführt hatten, wichtige Schritte unternommen.
"Doch wenn wir jetzt nicht auf diese Phänomene achten und nicht klug
planen, werden wir vermutlich im kommenden Jahr mit einem drastischen
Sinken der Kaufkraft konfrontiert werden", sagte Dschahangiri.

Damit widersprach der er Präsident Rohani, der in den Tagen zuvor
zweimal betont hatte, dass die Sanktionen keine negativen
Auswirkungen auf die Wirtschaft des Landes haben würden. "Wir werden
mit Stolz die Sanktionen umgehen", hatte Rohani gesagt. Demgegenüber
hatte Außenminister Sarif in einem Radio-Interview am 10. November
die negative Wirkung der Sanktionen bestätigt und gesagt: "Ich kann
gut nachvollziehen, dass die Menschen (in Iran) kein gutes Gefühl
haben. Auch wir haben kein gutes Gefühl. Ich kenne die Preise. Es ist
kein guter Zustand." Weiter sagte der Minister: "Die Amerikaner
wollen, dass wir in einen Zustand der Unsicherheit und der
Verzweiflung geraten. Wir müssen aufpassen, nicht in ihre Falle zu
tappen." Der beste Weg, die Gefahren zu umgehen, sei "nicht dieser
psychologisch geschaffenen Atmosphäre zu verfallen und das Beste aus
unseren einheimischen Möglichkeiten heraus zu holen". In einem Appell
an das iranische Volk, den Sarif eine Woche zuvor veröffentlicht
hatte, bezeichnete er die US-Sanktionen als "feindlich" und schrieb,
"der amerikanischen Regierung stehen schlimme Tage bevor".


IAEA: IRAN ERFÜLLT WEITERHIN SEINE VERPFLICHTUNGEN

Eine Woche nach Beginn der neuen US-Sanktionen bescheinigte die
Internationale Atomenergiebehörde (IAEA) am 12. November in ihrem
neuesten Quartalsbericht, dass Iran weiterhin seine im Atomabkommen
vereinbarten Verpflichtungen voll und ganz erfülle. Die Anreicherung
des Urans sei unter dem erlaubten Maß geblieben, auch seien keine
unerlaubten Vorräte angelegt worden, hieß es. Es "deutet nichts
darauf hin, dass sich die Kooperation Irans oder seine Haltung"
geändert habe, sagte ein Diplomat laut AFP vom 12. November.


IRAK DARF STROM AUS IRAN IMPORTIEREN

Die USA haben Irak erlaubt, weiterhin Strom aus Iran zu importieren.
Dafür wurde Bagdad eine Ausnahmegenehmigung erteilt. Das teilte laut
AFP der Sonderbeauftragte der USA für Iran, Brian Hook, am 8.
November mit. Dafür solle Irak zu Reduzierung seiner Öl- und
Gasimporte aus Iran einen Zeitplan vorlegen.

Der Import von Strom aus Iran ist für den Irak, dessen Bevölkerung
ständig von Stromausfällen geplagt wird, mehr als notwendig. Das Land
ist auch auf den Gasimport aus Iran angewiesen, um seine Kraftwerke
in Betrieb halten zu können. Der plötzliche Ausfall dieser Importe
würde gravierende Folgen für den Irak haben.

Der Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen und die von Washington
angeordneten Sanktionen gegen Iran haben den Irak in eine schwierige
Lange gebracht. Bagdad hat enge Beziehungen sowohl zu den Vereinigten
Staaten als auch zum Nachbarland Iran. Zwischen Bagdad und Teheran
bestehen enge wirtschaftliche, politische und auch religiöse und
kulturelle Beziehungen. Andererseits ist der Irak in vielen Bereichen
von den USA abhängig.

Bei einem Besuch des irakischen Staatspräsidenten Bahram Salih in
Teheran am 17. November betonten beide Seiten ihren Willen, die
Beziehungen der beiden Staaten intensiver und rascher auszubauen.
"Die bilaterale Zusammenarbeit ist im Interesse der beiden Nationen
und sollte ohne ausländische Einmischung weitergeführt werden", sagte
Irans Präsident Hassan Rohani in einer gemeinsamen Pressekonferenz
mit Salih. Auch Salih hob die Bedeutung der Beziehungen zum
Nachbarland Iran hervor, diese seien "strategisch" und "in der
Geschichte verwurzelt".

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den beiden Staaten sollen
laut Rohani vor allem in den Bereichen Öl, Gas, Strom sowie
Straßen- und Eisenbahnbau intensiviert werden. "Wir haben derzeit ein
Handelsvolumen von 12 Milliarden Dollar, haben aber das Potenzial,
dies auf 20 Milliarden zu erhöhen", sagte er.

Salih wurde auch vom Revolutionsführer Ali Chamenei empfangen. Dabei
forderte Chamenei, die schiitische Milizorganisation "Hschd Schabi",
die im Irak zur Unterstützung irakischer Kräfte im Kampf gegen den
Islamischen Staat (IS) gebildet wurde, solle erhalten bleiben. Zuvor
hatte die US-Botschaft in Bagdad Iran aufgefordert, die Souveränität
des irakischen Staates zu akzeptieren und der irakischen Regierung zu
erlauben, die Milizorganisation aufzulösen.

 * 
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REAKTIONEN IRANS AUF US-SANKTIONEN

Das Teheraner Außenministerium warf den USA vor, einen
"großangelegten psychologischen Krieg" gegen Iran zu führen, um bei
der iranischen Bevölkerung Angst und Unsicherheit zu erzeugen. Doch
das Land sei auf alle Eventualitäten vorbereitet. Die USA seien mit
ihren Sanktionen nicht weit gekommen, sagte Bahram Ghassemi, Sprecher
des Ministeriums am 2. November der Presse. "Ein Großteil ihrer
Maßnahmen dient dem Druck auf Banken, Unternehmen und
Wirtschaftsinstitutionen, um sie an Geschäften mit Iran zu hindern."
Dieser Versuch sei gescheitert. Es gäbe absolut keinen Grund zur
Sorge. Dies sagte Ghassemi, obwohl die wirtschaftlichen Folgen der
Sanktionen bereits vor der zweiten Runde der Strafmaßnahmen der USA
für jeden Iraner zu spüren waren. Ein Indiz für die schwere
Wirtschaftskrise ist der drastische Fall der nationalen Währung um
mehr als 60 Prozent.

Dennoch versucht die iranische Führung, Zuversicht zu verbreiten und
das Volk mit Durchhaltparolen und dem Hinweis auf den Nationalstolz
von etwaigen Unruhen abzuhalten. Revolutionsführer Ali Chamenei
erklärte zwei Tage vor Beginn der neuen Sanktionen: "Amerika befindet
sich auf dem Weg des Abstiegs und Iran auf dem Weg der politischen
und technologischen Unabhängigkeit." Ziel der USA sei es gewesen,
Iran wirtschaftlich rückständig zu halten. Doch dabei hätten sie den
Willen des Volkes gestärkt, wirtschaftlich autark zu sein. Über
Jahrzehnte hätten die Menschen sich daran gewöhnt, alles aus dem
Ausland zu importieren. Doch jetzt seien sie entschlossen, alles
selbst zu produzieren, sagte Chamenei am 3. November in einer vom
Fernsehen übertragenen Rede. "Unsere Jugend im ganzen Land
unterstützt die Unabhängigkeit. Einige mögen nicht so religiös sein,
aber sie sind empfindlich dagegen, dass ihr Land von ausländischen
Mächten beherrscht wird." Das einzige Land in der Welt, in dem die
USA derzeit nichts zu sagen hätten, sei die Islamische Republik. "Das
ist für die USA eine große Niederlage." In einer Kurzmitteilung auf
Twitter schrieb Chamenei am 3. November, Trump habe "Schande über die
Überreste von Amerikas Ansehen und dem der liberalen Demokratie
gebracht." Iran werde, wie in der Vergangenheit, auch aus dem
gegenwärtigen Konflikt "siegreich" hervorgehen.

Der Oberbefehlshaber der Revolutionsgarden, Mohammad Ali Dschafari,
warnte Präsident Trump am 4. November, dem Jahrestag der Geiselnahme
der Angehörigen der amerikanischen Botschaft in Teheran: "Versuche ja
nicht, dem iranischen Volk zu drohen." Wenn damals die Geiselnahme
und die Besetzung der amerikanischen Botschaft nicht stattgefunden
hätten, hätte die Islamische Republik niemals ihr vierzigstes
Gründungsjahr feiern können, sagte der General. Die
Sanktionsstrategie der USA sei zum Scheitern verurteilt, die USA
seien nicht in der Lage, Iran zu schaden.

Neben den konfrontativen Stellungnahmen gab es jedoch auch
versöhnliche Töne. Wenn die USA "sich an die internationalen
Verpflichtungen ihres Landes halten, haben wir mit Gesprächen kein
Problem", sagte Präsident Hassan Rohani laut Irna auf einer Sitzung
im Wirtschaftsministerium, das er als "Speerspitze des Widerstands"
bezeichnete. Zu den Sanktionen sagte er: "Wir sind stolz, diese
Sanktionen zu brechen, denn diese Sanktionen sind illegal und unfair
und widersprechen UN-Resolutionen." Die erteilten
Ausnahmegenehmigungen für den Ölimport aus Iran bezeichnete Rohani
als "einen Sieg Irans" und "einen Rückzieher der USA".

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif sagte in einer
Videobotschaft am 6. November: "Das iranische Volk hat in den letzten
Jahren ähnliche amerikanische Verschwörungen stets neutralisiert und
wird es auch dieses Mal tun und erneut Geschichte schreiben." Er
begrüßte, dass die internationale Gemeinschaft, mit Ausnahme von
Israel und einigen arabischen Staaten, gegen die Sanktionen
protestiert habe. "Die Regierung von Herrn Trump wird bald einsehen,
dass diese feindselige Politik zum Scheitern verurteilt ist."

Doch unabhängig davon habe die iranische Regierung die Pflicht, mit
oder ohne die Unterstützung anderer Staaten, dafür zu sorgen, dass
die Bevölkerung die Folgen der Sanktionen kaum zu spüren bekommt.
Auch Vizepräsident Eshagh Dschahangiri sagte: "Ich kann nicht lügen
und sagen, die Sanktionen haben keine Wirkung. Doch wir werden alles
tun, um diese Wirkung auf ein Mindestmaß zu reduzieren."

Der Parlamentsabgeordnete Ahmad Amirabadi Farahani schieb auf
Twitter, die USA hätten mit den neuen Sanktionen alle Personen
getroffen, die bei der Umgehung von Sanktionen aktiv gewesen waren.
"Woher haben die Feinde diese Informationen bekommen", fragte er. Er
forderte die Geheimdienste auf, die Angelegenheit zu untersuchen.

Auf einer gemeinsamen Sitzung mit Parlamentspräsident Ali Laridschani
und Justizchef Sadegh Laridschani sagte Präsident Rohani am 10.
November, die neuen Sanktionen hätten keine Wirkung auf die
Entwicklung der iranischen Wirtschaft, weil "die "Amerikaner alle
Pfeile, die sie gegen uns abschießen wollten, bereits verschossen
haben". Es gehe jetzt nur noch um einen psychologischen Krieg. "Wir
haben keine Probleme, die Bevölkerung mit Medikamenten und
Nahrungsmitteln zu versorgen, die Produktion befindet sich in einem
relativ guten Zustand und unser Export ist im Vergleich zu der Zeit
von vor sechs, sieben Monaten gestiegen." Die Regierung werde bereits
im laufenden Monat Menschen, die unter finanziellem Druck stehen, mit
Lebensmittelpaketen versorgen und für das kommende Jahr (ab 21. März)
seien Lohn- und Gehaltserhöhungen vorgesehen, damit die Menschen ihre
wirtschaftlichen Probleme soweit wie möglich bewältigen können.


SCHARFE STELLUNGNAHMEN RUSSLANDS UND DER TÜRKEI GEGEN DIE
US-SANKTIONEN

Russlands Außenminister Sergej Lawrow bezeichnete die US-Sanktionen
gegen Iran als "illegitimen Aktion". Der türkische Präsident Recep
Tayyip Erdogan sprach von einer destabilisierenden Maßnahme. "Für uns
sind es Sanktionen, die darauf abzielen, das globale Gleichgewicht
umzustoßen", sagte er laut dpa vom 6. November. Sein Land werde die
Sanktionen nicht befolgen. "Wir wollen nicht in einer vom
Imperialismus beherrschten Welt leben", betonte Erdogan. Bereits
zuvor hatte sein Außenminister Mevlüt Cavusoglu erklärt, die
Isolierung Irans sei gefährlich und die Bestrafung der Iraner
ungerecht. Türkei ist eines der acht Länder, die von den USA eine
Ausnahmegenehmigung für den Handel mit Iran erhalten haben.

Lawrow sagte, die US-Strafmaßnahmen seien resignierend und
inakzeptabel. Russland werde trotzdem Wege finden, um den Handel mit
Iran fortzusetzen. Das Außenministerium in Moskau hatte bereits am 3.
November die Sanktionen als zerstörerisch verurteilt. Durch diese
Strafmaßnahmen versuche man alle Maßnahmen, die international zum
Erhalt des Atomabkommens getroffen wurden, zunichte zu machen. "Wir
lehnen alle einseitigen Sanktionen unter Umgehung des
UN-Sicherheitsrats ab", erklärte das Ministerium. Die Sanktionen
würden nicht allein Iran betreffen, sondern auch andere Länder, die
zum Iran wirtschaftliche Beziehungen hätten. Statt Strafmaßnamen zu
verhängen, sollten die USA mit Iran verhandeln.


BESCHWERDE GEGEN DIE USA BEI DER UNO

Irans Botschafter bei der UNO, Gholamali Choschru, hat die Vereinten
Nationen aufgefordert, gegen die "illegalen und rücksichtslosen"
Sanktionen der USA gegen Iran vorzugehen. In einem Schreiben vom 5.
November an UN-Generalsekretär Antonio Guterres forderte er
Strafmaßnahmen gegen die USA wegen des Ausstiegs aus dem Atomabkommen
und wegen illegalen Sanktionen gegen Iran. Die Sanktionen stellten
zudem eine Einmischung in die Angelegenheiten eines souveränen Landes
und einen Verstoß gegen den freien internationalen Handel dar.


DIPLOMATISCHE KRISE ZWISCHEN TEHERAN UND KOPENHAGEN

Ein mutmaßlich vom iranischen Geheimdienst geplanter Anschlag in
Dänemark erzeugte eine diplomatische Krise zwischen Teheran und
Kopenhagen. Um den Plan zu vereiteln, führte die dänische Polizei am
28. Oktober eine massive Aktion durch, die Teile des Landes für
einige Stunden lahmlegte. Internationale Brücken, Fährverbindungen
und zahlreiche Straßen und Autobahnen wurden gesperrt. Finn Borch
Anderson, Chef des dänischen Inlandsgeheimdienstes PET, erklärte:
"Wir haben hier eine ungewöhnliche und nach unserer Auffassung sehr
ernste Sache. Wir haben mit einem iranischen Geheimdienst zu tun, der
einen Anschlag auf dänischem Boden plant."

Ziel des Anschlags sei ein Attentat auf Habib Dschabar, einen
iranisch-arabischen Aktivisten gewesen, der in Dänemark lebe, sagte
Anderson. Er sei der Anführer der dänischen Sektion, die seit Jahren
für die Unabhängigkeit der südiranischen Provinz Chusistan kämpft.
Die Provinz ist reich an Ölquellen, die Mehrheit der Bevölkerung der
Provinz spricht Arabisch. Die Gruppe "Arab Struggle Movement for the
Liberation of Ahwaz" (ASMLA) hatte die Verantwortung für den
Terroranschlag in der Provinzhauptstadt Ahwas vom 22. September
übernommen, bei dem es 25 Tote und zahlreiche Verletzte gab. Der
Gründer der ASMLA war ein Jahr zuvor in Dänemark getötet worden.
Hinweise auf den Anschlagsplan kamen laut "Jerusalem Post" aus
Israel.

Am 31. Oktober teilte die dänische Polizei der Presse einige Details
zu dem Anschlagsplan mit. Demnach wurde ein Iraner mit norwegischer
Staatsangehörigkeit, der wenige Tage zuvor in Iran gewesen und an dem
Plan beteiligt gewesen sein soll, am 21. Oktober an Dänemark
aufgeliefert. Der Mann bestreitet den Vorwurf.

Die dänische Regierung rief ihren Botschafter aus Teheran zur
Beratung zurück. Ministerpräsident Lars Lokke Rasmussen bezeichnete
die Anschlagspläne als "völlig inakzeptabel". Das Außenministerium in
Teheran wies die Behauptungen der dänischen Polizei energisch zurück.
Es handele sich um eine neue Verschwörung der Feinde Irans, die das
Ziel habe, die Beziehungen zwischen Iran und der Europäischen Union
zu zerstören, sagte Außenamtssprecher Bahram Ghassemi. Das
Außenministerium bestellte den Geschäftsführer der dänischen
Botschaft in Teheran ein, um gegen die Vorwürfe zu protestieren.

Dänemarks Außenminister Anders Samuelsen erklärte am 31. Oktober auf
einer Pressekonferenz, sein Land werde sich für neue EU-Sanktionen
gegen Iran einsetzen. Ministerpräsident Rasmussen sagte im Rahmen des
Treffens des Nordischen Rates in Oslo, seine Regierung werde
gemeinsam mit den Nachbarländern und der EU Wirtschaftssanktionen
gegen Iran prüfen. "Iran muss sehen, dass wir wissen, was passiert
ist und dass wir es nicht akzeptieren." In Brüssel erklärte die
EU-Kommission: "Wir nehmen jede Bedrohung der Sicherheit in der
Europäischen Union und jeden Vorfall extrem ernst. Deshalb stehen wir
in Solidarität an der Seite unseres Mitgliedsstaates Dänemark."
Zugleich betonte der Sprecher der Kommission, dass der Vorfall nicht
zur Schwächung der Position der EU in Bezug auf das Atomabkommen mit
Iran führen dürfe. Das Abkommen habe ein klares Ziel und müsse
erhalten bleiben. Es trage zur Sicherheit der Staaten der EU bei.
Dies bedeute jedoch nicht, dass Brüssel andere Vorkommnisse nicht
ernst nehme.

US-Außenminister Mike Pompeo beglückwünschte per Twitter Dänemark zur
Aufdeckung des Anschlagsplans und schrieb: "Wir rufen unsere
Verbündeten und Partner dazu auf, der gesamten Bandbreite der
Bedrohungen für Frieden und Sicherheit durch Iran ins Auge zu sehen."

Indes bot Iran an, dänische Sicherheitsbeamte bei den Ermittlungen zu
unterstützen. Außenminister Mohammad Dschawad Sarif sagte bei einem
Telefonat vom 3. November mit seinem dänischen Amtskollegen
Samuelsen, Teheran sei an einer lückenlosen Aufklärung der
"Verschwörung" sehr interessiert. "Wir weisen die grundlosen
Unterstellungen erneut zurück und sehen in dem Fall einen klaren
Versuch des zionistischen Regimes, die Beziehungen zwischen Iran und
der EU zu torpedieren." Dänemark solle auch die Mitglieder der
Terrorgruppe, die dort lebten, unter die Lupe nehmen. "Die
Unterstützung der dänischen Regierung für diese Terroristen ist für
Teheran nicht akzeptabel."

Am 7. November gab die dänische Polizei bekannt, drei Mitglieder der
Gruppe ASMLA festgenommen zu haben. "Sie stehen im Verdacht, den
Terroranschlag in Ahwas begrüßt zu haben", hieß es. Das bestreitet
die Gruppe.


STECKT TEHERAN DOCH HINTER GEPLANTEN ANSCHLÄGEN?

Teheran hat bislang jede Beteiligung an den geplanten Anschlägen in
Paris und Kopenhagen vehement bestritten. Doch gewisse Bemerkungen
von iranischen Politikern erlauben Zweifel an den Dementis.

Kamal Charrasi, Vorsitzender des Ausschusses für Nationale Sicherheit
und Außenpolitik, sagte am 15. November in einem Interview mit dem
französischen Sender France 24, es sei durchaus möglich, dass
bestimmte "Elemente" die Absicht haben, die Beziehungen zwischen Iran
und Europa zu zerstören, "sogar solche, die in Inland leben". Das
bedeutet, dass Charrasi, ein Politiker dessen Äußerungen so gewichtig
sind, dass die Inlandspresse es nicht gewagt hat sie zu zensieren,
die Möglichkeit offenlässt, die Attentate könnten doch in Iran
geplant gewesen sein.

Bereits am 2. November hatte die Regierungszeitung "Iran" in einem
Leitartikel geschrieben, sollte es eine Verbindung zwischen dem
geplanten Attentat in Kopenhagen und iranischen Geheimdienstlern
geben, wozu die Verantwortlichen der Regierung absolut keine
Informationen hätten, dann "müsste sofort und ernsthaft dagegen
vorgegangen werden, um die Wurzeln solcher willkürlichen Handlungen
für immer zu vernichten". Die Zeitung forderte Präsident Rohani auf,
"mit aller Entschiedenheit" gegen derlei Handlungen vorzugehen. Sie
betonte: "Die Kettenmorde haben gezeigt, dass willkürliche Handlungen
von Geheimdienstlern der Regierung und dem gesamten Staat Schaden
zufügen."

In den 1990er Jahren wurde in Iran eine Serie von Attentaten gegen
Schriftsteller, Journalisten und Oppositionelle verübt, die als
"Kettenmorde" bezeichnet werden. Offiziell versuchte man zunächst
ausländische Mächte dafür verantwortlich zu machen. Doch der Druck
der Öffentlichkeit war so groß, dass schließlich das
Geheimdienstministerium zugab, die Morde geplant und ausgeführt zu
haben.

Angesichts dieser Vorgeschichte war es nicht erstaunlich, dass die
ultrarechte Tageszeitung Kayhan die Zeitung "Iran" scharf kritisierte
und ihr vorwarf, "die Verbrechen der Europäer gegen unser Land
ignoriert und die Beschuldigungen Europas gegen Iran bestätigt" zu
haben.

Attentate gegen Oppositionelle und Andersdenkende beschränkten sich
in der Vergangenheit nicht auf das Inland. Auch im Ausland wurden in
den 1980er und 1990er Jahren zahlreiche Oppositionelle im Exil
liquidiert. Unter anderem bei dem Attentat im griechischen Lokal
Mykonos in Berlin, bei dem vier iranisch-kurdische Politiker brutal
niedergeschossen wurden. Da gerade dieses Attentat vor allem
außenpolitisch schwere Folgen für das Regime in Teheran hatte, wurden
die Attentate im Ausland zumindest vorläufig eingestellt. Das galt
aber nicht für die Nachbarstaaten. Hier wurden in den zwei
vergangenen Jahrzehnten eine ganze Reihe Attentate verübt, die
mutmaßlich von Teheran in Auftrag gegeben wurden.

Die Frage ist nun, ob die geplanten Anschläge darauf hindeuten, dass
zumindest die Hardliner in Iran die alte Methode wieder aufgenommen
haben, um nun auch in Europa ihre Gegner zu vernichten.


ISRAEL DROHT IRANISCHEN TRUPPEN IN SYRIEN

Der israelische Militärsprecher Jonathan Conricus behauptet, die
iranische Al-Kuds-Truppe, die Abteilung der iranischen
Revolutionsgarden für Auslandseinsätze, habe den Raketenbeschuss auf
Israel Ende Oktober organisiert. "Wir wissen, dass die Anweisungen
und Anreize aus Damaskus gegeben wurden mit einer klaren Beteiligung
der Al-Kuds-Truppe der iranischen Revolutionsgarde", sagte er am 27.
Oktober laut dpa. Dementsprechend werde die Reaktion Israels sich
sowohl gegen Damaskus richten als auch gegen die iranischen Kräfte.
"Unsere Antwort ist geografisch nicht begrenzt." Ob diese Drohung zu
einer neuen Eskalation auf syrischem Boden führen wird, ist noch
unklar.

Indes hat sich die Front, die sich zwischen Israel, Saudi-Arabien und
einigen anderen arabischen Staaten mit Unterstützung der USA gegen
Iran gebildet hat, weiterhin verfestigt. Soweit, dass Israel über den
Mord an dem saudischen Journalisten Khashoggi, über den die ganze
Welt entsetzt war, fast einen Monat lang schwieg und erst am 2.
November beschwichtigend dazu Stellung nahm. "Was im Istanbuler
Konsulat geschehen ist, ist fürchterlich, und damit sollte gebührend
umgegangen werden", sagte Ministerpräsident Benjamin Netanjahu.
Dennoch solle dabei bedacht werden, dass es "für die Stabilität in
der Region und der Welt sehr wichtig (ist), dass Saudi-Arabien stabil
bleibt. Ich denke, es muss ein Weg gefunden werden, um beide Ziele zu
erreichen, weil Iran das größere Problem ist".

Es ist längst kein Geheimnis mehr, dass Israel und Saudi-Arabien
miteinander eng kooperieren, um den gemeinsamen Feind Iran zu
bekämpfen und dabei von den USA unterstützt werden. Kürzlich sagte
der amerikanische Außenminister Mike Pompeo, "Saudi-Arabien ist unser
wichtigster Verbündeter gegen Iran". Es wird nun versucht, auch
andere arabische Staaten zur Zusammenarbeit gegen Iran zu bewegen.
Beispielsweise reiste Netanjahu Ende Oktober überraschend nach Oman.

Am 5. November bedankte sich der inzwischen zurückgetretene
israelische Verteidigungsminister Avigor Lieberman beim
US-Präsidenten Donald Trump für die Wirtschaftssanktionen gegen Iran.
"Präsident Trumps mutige Entscheidung ist der Umbruch, auf den der
Nahe Osten gewartet hat", sagte der Minister. "Mit einem einzigen
Schritt versetzen die Vereinigten Staaten der iranischen Verankerung
in Syrien, dem Libanon, Gaza, dem Irak und Jemen einen entscheidenden
Schlag." Auch Netanjahu pflichtete ihm bei und bezeichnete die
Sanktionen laut seinem Büro am 3. November als eine "historische
Entscheidung gegen ein mörderisches Terrorregime, das die ganze Welt
bedroht".

Indes hat Iran Israel eine Cyberattacke auf seine
Kommunikationsnetzwerke vorgeworfen. Vizekommunikationsminister Hamid
Fattahi berichtete am 5. November über "sporadische Attacken" gegen
Kommunikationsnetzwerke und behauptete, dahinter stecke Israel.
Mohammad Dschawad Asari, Leiter der "Organisation der Nationalen
Verteidigung", bestätigte Fattahis Äußerung und sagte, diese
Attacken, die mit der Cyberwaffe Stuxnet durchgeführt wurden, seien
abgewehrt worden.

Auch Kommunikationsminister Mohammad Dschawad Asari nahm zu dem
Vorfall Stellung. "Dank der Wachsamkeit der technischen Teams sind
sie (die Angreifer) mit leeren Händen abgezogen. Ein Regime, das in
der Vergangenheit Cyberwaffen wie Stuxnet eingesetzt hat, hat dieses
Mal versucht, die Kommunikationsstruktur Irans zu beschädigen", sagte
er. Tatsächlich wurden 2010 Teile des iranischen Atomprogramm mit dem
Virus Stuxnet beschädigt. Das Virus wurde gemeinsam von den USA und
Israel entwickelt. Der Angriff sei von einer israelischen Firma
namens "Golden Light" durchgeführt worden, sagte der Minister. Iran
werde gegen diese Firma klagen.

Bislang hat kein Land die Verantwortung für die Attacken übernommen.
Bemerkenswert ist, dass der Vorfall just an dem Tag bekannt gegeben
wurde, an dem die neuen US-Sanktionen gegen Iran in Kraft traten.
Israel hat bislang zu dem Angriff und den Vorwürfen Irans keine
Stellung genommen.


GESPRÄCHE ÜBER KONFLIKTE MIT EU BEGANNEN

Irans Präsident Hassan Rohani erklärte wenige Tage vor Beginn der
neuen Sanktionen der USA gegen Iran, seine Regierung habe mit der EU
Gespräche über strittige Themen begonnen. In einem Beitrag für die
Financial Times sagte er, die Zusammenarbeit zwischen Teheran und
Brüssel könne die Interessen beider Seiten sowie Frieden und
Stabilität in der Welt sichern. Das Atomabkommen sei ein Beweis
dafür, dass Iran sich dem Dialog und den daraus resultierenden
Vereinbarungen verpflichtet fühle. "Wir haben mit der EU Gespräche
über wichtige Themen, insbesondere über die Krisen im Nahen Osten,
begonnen, um gemeinsame Wege zur Lösung der Probleme zu finden."
Sarif lobte die "Vielseitigkeit" der Außenpolitik europäischer
Staaten und kritisierte die "Einseitigkeit" der Außenpolitik der USA.
"Der Umgang von Präsident Donald Trump mit Handelsbeziehungen,
internationalen Vereinbarungen sowie sein beleidigendes Verhalten
sogar gegenüber befreundeten Staaten zeigt, dass die Außenpolitik der
Vereinigten Staaten die Weltordnung mit neuen Problemen belastet."
Trumps Ausstieg aus den Pariser Klimavereinbarungen sei mit den
politischen und sozialen Grundsätzen europäischer Staaten nicht
vereinbar, sagte Rohani weiter. Auch der Ausstieg aus dem
Atomabkommen mit Iran stelle eine Gefahr für die
europäisch-amerikanischen Beziehungen dar.


BRITISCHER AUßENMINISTER ZU BESUCH IN TEHERAN

Der britische Außenminister Jeremy Hunt traf am 19. November zu einem
Besuch in Teheran ein. Es war der erste offizielle Besuch eines
Außenministers aus dem Westen nach dem Austritt der USA aus dem
Atomabkommen. Hunt hatte zwei Forderungen im Gepäck: die Freilassung
der Gefangenen mit britisch-iranischer Staatsbürgerschaft und Iran
solle alle Aktivitäten unterlassen, die zur Instabilität der Region
führen. Selbstverständlich sollte auch über andere Themen wie die
Lage in der Region, der Krieg in Jemen und die Rolle Großbritanniens
nach dem Austritt der USA aus dem Atomabkommen gesprochen werden.
Zwei Wochen zuvor hatte Hunt in einem Telefongespräch mit Irans
Außenminister Mohammad Dschawad Sarif betont, dass London weiterhin
das Atomabkommen unterstützen werde. Allerdings nur solange Iran
seine Verpflichtungen erfülle und sein Atomprogramm nicht
wiederaufnehme.

Auf seinem Kurzbesuch in Teheran führte Hunt Gespräche mit Sarif und
dem Generalsekretär des Nationalen Sicherheitsrats Ali Schamchani.
Konkrete Ergebnisse des Besuchs wurden nicht mitgeteilt. Sarif
twitterte nach dem Besuch, es sei über "die Erhaltung des
Atomabkommens und Europas Verpflichtung, die Wirtschaftsbeziehungen
mit Iran zu normalisieren", gesprochen worden. Laut Irna sei dabei
auch die von der EU geplante "Zweckgesellschaft" (Special Purpose
Vehicle, SPV) zur Sprache gekommen.

Ein weiteres Thema sei laut Sarif der Krieg in Jemen gewesen und die
Frage, wie dem "humanitären Alptraum" ein Ende gesetzt werden könne.

Ein wichtiges Anliegen von Hunt war die Freilassung von Nazanin
Zaghari-Ratcliffe und anderen Gefangenen mit iranisch-britischer
Staatsbürgerschaft. Die 38-jähige Zaghari-Racliffe, eine
Projektmanagerin der Thomson Reuters Stiftung, war im April 2016 beim
Abflug aus Teheran unter dem Vorwurf der Spionage festgenommen und
später zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt worden.

Hunt sagte nach seiner Rückkehr aus Teheran in einem Interview mit
der BBC, er habe seinen Gesprächspartnern klargemacht, dass Iran
schwere Folgen hinzunehmen habe, "sollte das Land die Doppelstaatler
als politischen Hebel einsetzen". Großbritannien werde es nicht
hinnehmen, dass ein solches Verhalten ungestraft bleibt. "Aus unserer
Sicht kann der gegenwärtige Zustand nicht fortgesetzt werden. Es geht
nicht allein um Nazanin Zaghari. Es gibt auch andere, deren
Angehörige nicht möchten, dass ihre Namen genannt werden. Kein Land
sollte glauben, Bürger eines anderen Staates in Haft nehmen zu
können, um bestimmte Forderungen durchzusetzen. Das ist
inakzeptabel", sagte Hunt.

Auf die Frage eines BBC-Journalisten an Sarif, warum Iran Zaghari
nicht freilässt, um einerseits ein Unrecht zu beenden und
andererseits die Beziehungen zu Großbritannien zu normalisieren,
antwortete dieser: "Ich bin nicht in der Position, um mich über
juristische Fragen zu diesem Fall zu äußern. Die Justiz, die
unabhängig ist, hat ein Urteil gefällt. Wir im Außenministerium haben
humanitäre Hilfe geleistet und werden dies auch in Zukunft tun."

Zwei Tage nach seinem Besuch in Teheran sagte Hunt im britischen
Unterhaus, die Position Irans bezüglich der Akte Zaghari habe sich
nicht geändert. Er werde sich jedoch weiterhin um ihre Freilassung
bemühen.

Indes hat das Teheraner Außenministerium Spekulationen in manchen
britischen Zeitungen und im Internet über einen möglichen Freikauf
von Zaghari entschieden zurückgewiesen. Demnach soll Großbritannien
sich bereit gezeigt haben, Altschulden in Höhe von 400 bis 500
Millionen Pfund, die aus einem Waffengeschäft in den siebziger
Jahren, also aus der Zeit vor der Revolution stammten,
zurückzuzahlen.

Die Spekulationen und Gerüchte basierten entweder auf Unkenntnis der
Lage oder sie seien mit gezielten Absichten verbreitet worden, sagte
Außenamtssprecher Bahram Ghassemi am 25. November. Es gebe zwischen
Iran und Großbritannien verschiedene Themen, über die verhandelt und
diskutiert werde, darunter auch eine Akte über Einkäufe Irans in
Großbritannien aus der Zeit vor der Revolution. Nach der Revolution
habe London die Lieferungen eingestellt und sich geweigert, die
gezahlten Beträge zurückzuerstatten. Die Akte sei noch offen. "Wir
hoffen, dass so bald wie möglich eine Einigung erzielt und die
Schulden in einer zufrieden stellenden Weise beglichen werden", sagte
Ghassemi. All dies habe mit dem Fall Zaghari nichts zu tun.


ROHANI WIRBT FÜR ISLAMISCHE EINHEIT GEGEN USA UND
ISRAEL

Irans Präsident appellierte am 24. November auf einer internationalen
Konferenz zur Islamischen Einheit, die jährlich am Geburtstag des
Propheten Mohammed in Teheran veranstaltet wird, an die islamischen
Staaten, sich zusammenzuschließen. An Saudi-Arabien gerichtet, sagte
er, "wir sind bereit, mit ganzer Kraft die Interessen der Menschen in
diesem Land vor Terrorismus und vor Großmächten zu verteidigen. Wir
werden das Land auch nicht beleidigen." Es sei eines der größten
historischen Fehler gewesen, sich auf fremde Mächte zu stützen. "Ihr
habt 450 Milliarden Dollar geschenkt, damit eure Sicherheit
garantiert wird. Ihr habt für 150 Milliarden Dollar Waffen gekauft,
damit eure Sicherheit gewährleistet wird. Was aber haben jene gesagt,
die das Geld kassiert haben? Sie haben gesagt, ohne unsere
Unterstützung könnt ihr nicht einmal zwei Wochen sicher sein." Damit
nahm Rohani vermutlich auf die Äußerung von US-Präsident Trump Bezug,
der gesagt hatte, ohne die Unterstützung der USA würde Saudi-Arabien
keine zwei Wochen bestehen können.

"Ihr solltet wenigsten von euern Herren Höflichkeit verlangen", sagte
Rohani gerichtet an die saudische Führung. "Duldet nicht die
ständigen Erniedrigungen. Ihr seid nicht auf die Amerikaner
angewiesen. Wer ist euer Feind?" Er verwies auf die Aktivitäten Irans
in Syrien und im Irak und sagte, "wir sind bereit, euch mit ganzer
Kraft beizustehen, verlangen dafür auch keine 450 Milliarden Dollar
und werden euch auch nicht beleidigen. Ihr seid unsere Brüder, wir
betrachten die Menschen in der Region, die Menschen in Mekka und
Medina als unsere Brüder."

Für die USA sei einzig und allein die Sicherheit Israels wichtig.
Daher könne sich Israel alles leisten, insbesondere die schrecklichen
Verbrechen gegen das palästinensische Volk, sagte Rohani. "Eine der
schlimmsten Folgen des Zweiten Weltkriegs war die Gründung eines
illegitimen Regimes namens Israel und damit die Entstehung eines
Krebsgeschwürs im Nahen Osten." Auf diese Äußerung reagierte Israels
Ministerpräsident Benjamin Netanjahu mit den Worten: "Israel kann
sich sehr gut vor dem mörderischen iranischen Regime verteidigen. Die
Hetzreden Rohanis, der zur Zerstörung Israels aufruft, beweisen
einmal mehr, warum die internationale Gemeinschaft sich Sanktionen
gegen das iranische Terrorregime anschließen muss, das auch sie
bedroht."

Auch US-Außenminister Mike Pompeo nahm zu den Äußerungen Sarifs
Stellung. In einer Erklärung, die am 27. Dezember auf der Webseite
des Außenministeriums erschien, heißt es, Irans Präsident isoliere
das islamische Regime sowohl von der internationalen Gemeinschaft als
auch vom eigenen Volk. Er habe abermals die Vernichtung Israels
gefordert und das Land als "Krebsgeschwür" bezeichnet. Solche
kriegstreiberischen Äußerungen entfachten das Feuer in der Region.
Auch habe Rohani zur Einheit der Muslime gegen die USA aufgerufen.
"Das ist ein gefährlicher und unverantwortlicher Schritt, der Iran
noch mehr als bisher isolieren wird."


OMAN WEGEN EMPFANG VON NETANJAHU KRITISIERT

Teheran hat den Herrscher von Oman, Sultan Qabus ibn Said kritisiert,
weil er den israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu
empfangen hat. Auch die palästinensische Organisation Hamas
bezeichnete den Besuch des israelischen Präsidenten als "einen Dolch
in den Rücken der Palästinenser".

Der höchst überraschende Besuch Netanjahus fand im Geheimen statt. Es
war seit 1996 das erste Mal, dass ein israelischen Ministerpräsident
Oman besuchte. Zwischen den beiden Staaten bestehen keine
diplomatischen Beziehungen. Die Öffentlichkeit erfuhr von dem Besuch
erst nach der Rückreise Netanjahus nach Israel. Laut israelischen
Angaben erfolgte der Besuch auf Einladung des Sultans.

Einige politische Beobachter meinen, dass es bei dem Besuch um einen
neuen Friedensplan für den Nahen Osten gegangen sei. Andere sind der
Ansicht, die beiden Staatsmänner hätten über die Rolle Irans in
Syrien gesprochen.

Oman gehört zu jenen Staaten am Persischen Golf, die sowohl zu Iran
als auch zu den USA enge Beziehungen pflegen. Wie später bekannt
wurde, hat Oman im Atomkonflikt mit Iran eine wichtige
Vermittlerrolle zwischen Teheran und Washington gespielt. Vertreter
beider Staaten trafen sich mehrmals in dem Golfstaat. Dadurch wurde
der Weg zu direkten Verhandlungen zwischen Teheran und Washington und
danach zum Atomabkommen geebnet.

Der Sprecher des Teheraner Außenministeriums, Bahram Ghassemi
erklärte, die Staaten in der Region dürften nicht unter dem Druck der
USA dem "zionistischen Staat" die Möglichkeit gewähren mehr
Aktivitäten zu entwickeln und neue Probleme in der Region zu
erzeugen. Seit dem Einzug Präsident Trumps ins Weiße Haus sei die
"Lobby der Zionisten" aktiver und der Druck auf die arabischen
Staaten stärker geworden, um deren Beziehungen zu Israel zu
normalisieren.


FACEBOOK SPERRT 82 GEFÄLSCHTE KONTEN AUS IRAN

Angaben der Internetplattform Facebook zufolge wurden wenige Tage vor
den amerikanischen Midterm-Wahlen 82 gefälschte Konten aus Iran
gesperrt, die versucht hatten in den USA und in Großbritannien durch
Verbreitung falscher Nachrichten die öffentliche Meinung zu
beeinflussen. Auch zahlreiche Konten von Einzelnutzern und Gruppen
seien gesperrt worden, sagte der verantwortliche für Cybersicherheit,
Nathaniel Gleicher am 26. Oktober. Ziel der Kampagne sei gewesen, die
Gesellschaften in den USA und Großbritannien zu spalten. Dabei
standen besonders Themen wie Rassismus und Migration sowie die
Politik von Präsident Donald Trump im Vordergrund. Man könne nicht
mit Sicherheit sagen, wer hinter der Kampagne stehe. Auch eine
Verbindung zu der iranischen Regierung sei nicht nachweisbar, hieß
es.

Die Kampagne habe bereits 2016 begonnen, aber erst im laufenden Jahr
wurde sie verstärkt fortgesetzt, sagte Gleicher. Mit der Kampagne
seien mehr als eine Million Facebook- und Instagram-Nutzer erreicht
worden.


SARIF WEGEN IRANISCHER GEISELN NACH PAKISTAN GEREIST

Außenminister Mohammad Dschawad Sarif ist am 31. Oktober zu
Gesprächen mit der pakistanischen Führung nach Islamabad gereist. Es
gehe um das Schicksal der Iraner, die im vorigen Monat an der Grenze
nach Pakistan bei Mirdschaweh entführt wurden. Auf dem Flughafen von
Islamabad angekommen, sagte Sarif, es sei notwendig, kontinuierlich
mit der pakistanischen Führung Gespräche zu führen, "damit wir
hoffentlich bald Zeuge der Rückkehr unserer Landsleute sein werden".
Die pakistanische Regierung habe zuvor iranischen Delegationen, die
nach Pakistan gereist waren, zugesichert, sich ernsthaft um das
Schicksal der Geiseln zu kümmern und alles einzusetzen, um deren
Befreiung zu erreichen, sagte Sarif.

Bei den Entführten handelt es sich um bewaffnete Mitglieder der
Revolutionsgarden, die an der Grenze zwischen Iran und Pakistan
stationiert waren. Die Garden teilten im vergangenen Monat mit,
"iranische Kräfte" seien "mit Hilfe von Konterrevolutionären und
Verrätern gekidnappt" worden.

Eine Gruppe namens Dscheysch al Adl übernahm die Verantwortung für
die Aktion. Sie fordert die Freilassung der Belutschen, die sich in
iranischer Haft befinden. Iran bezeichnet diese Gruppe als eine
terroristische Organisation, die von den USA und von Saudi-Arabien
unterstützt werde. Die Agentur Fars berichtete, die Garden seien
zunächst "durch Essen vergiftet" und danach nach Pakistan verschleppt
worden.

Dscheysch al Adl hat bereits in der Vergangenheit in der Grenzregion
bewaffnete Aktionen durchgeführt. Nach eigenen Angaben kämpft sie für
die Rechte der Sunniten, insbesondere in der Provinz
Sistan-Belutschistan. Sie bezeichnet sich als "Armee für
Gerechtigkeit und Gleichheit" und rühmt sich, Dutzende iranische
Grenzsoldaten getötet zu haben.

Es gab vor einigen Jahren auch die Gruppe "Dschondollah", die ähnlich
wie Dscheysch al Adl vorging. Sie tötete Grenzsoldaten und flüchtete
nach Pakistan. Doch iranischen Kräften gelang es, den Anführer der
Gruppe, Abdolrauf Rigi, festzunehmen. Er wurde hingerichtet. Der
damalige Informationsminister Mahud Alawi erklärte, iranischen
Sicherheitskräften sei es gelungen, die gesamte Gruppe zu vernichten.

Am 15. November gab General Mohammad Ali Dschafari, Oberbefehlshaber
der Revolutionsgarden, auf einer Pressekonferenz in der Stadt Ghaswin
bekannt, dass fünf Grenzsoldaten, die als Geisel gefangen gehalten
wurden, frei gekommen seien. Ohne die genaue Zahl der Geisel zu
nennen, die sich weiterhin in Haft befinden, sagte er: "Wir sind
bemüht, auch die restlichen Grenzsoldaten frei zu bekommen." Der
General betonte, dass Iran die Forderungen der Geiselnehmer, einige
gefangene Belutschen freizulassen, nicht akzeptiert habe.

Über die Zahl der Geiseln gibt es unterschiedliche Angaben. Die
staatliche Nachrichtenagentur Irna spricht von 12, die Agentur Mehr
von 11 und die Agentur Isna von 25 Geiseln.


HUMAN RIGHTS WATCH PROTESTIERT GEGEN MASSENVERURTEILUNGEN

Die Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch hat am 6. November
gegen die Verurteilung von mindestens 24 Personen protestiert, die
unter dem vagen Vorwurf, "Aktivitäten gegen die nationale Sicherheit"
zu sechs Monaten bis sechs Jahren Gefängnis bestraft wurden. Bei den
Verurteilten handelt es sich um Männer und Frauen, die an den
Protestdemonstrationen in verschiedenen Städten im Sommer dieses
Jahres teilgenommen hatten.

In dem HRW-Bericht unter dem Titel "Verurteilung von Demonstranten
durch ungerechte Gerichte" heißt es: "Die Verurteilten gehören zu den
50 Personen, die am 2. August bei den Protestdemonstrationen in
Teheran festgenommen wurden." Erwähnt wird in dem Bericht auch der
Anwalt Mohammad Nadschafi, der zu drei Jahren Gefängnis verurteilt
wurde, weil er die Öffentlichkeit über den Tod eines Demonstranten im
Gefängnis informiert hatte. Er hatte berichtet, dass der Körper des
Gefangenen Wahid Heydari, der Anfang des Jahres festgenommen worden
war, Spuren von Folter aufweist.

Das Urteil gegen mindestens zwei Personen sei lediglich mit den
Berichten über die Demonstrationen begründet, die die Betreffenden in
den sozialen Netzwerken veröffentlicht hatten. Den Inhaftierten wurde
nicht gestattet, sich durch Anwälte verteidigen zu lassen, heißt es
weiter in dem Bericht. Sie seien unter Druck gesetzt worden, um
Geständnisse abzulegen. Auch bei den Gerichtsverhandlungen seien
keine Anwälte zugelassen worden.

Auch die UN-Menschenrechtsorganisation beklagte am 16. November in
einer Resolution, dass die Lage der Menschenrechte in Iran
"schlimmer" geworden sei. Die Resolution stützt sich auf einen
Bericht der Iran-Sonderbeauftragten der UNO, in dem es heißt, der
Druck auf Kritiker, Journalisten und Nutzer sozialer Netzwerke in
Iran sei seit einem Jahr größer geworden. Der Resolution stimmten 85
Staaten zu. Sie soll im Dezember der UN-Vollversammlung zur
Abstimmung vorgelegt werden.

Die Unterzeichner der Resolution zeigen sich auch besorgt über
Hinrichtungen von Minderjährigen, über Folter in Gefängnissen, über
willkürliche Verhaftungen von Menschenrechtsaktivisten und über
Einschränkungen der freien Meinungsäußerung. Damit missachte Iran
internationale Vereinbarungen, heißt es. Auch die Missachtung der
Rechte von Frauen und Minderheiten wird kritisiert.


STEMPELFREIE EINREISE FÜR TOURISTEN

Teheran will in Zukunft verhindern, dass Touristen, die nach Iran
reisen, beim Besuch der USA oder Israel Probleme bekommen. Daher hat
die Tourismus-Behörde in Teheran beschlossen, Touristen stempelfrei
einreisen zu lassen. "Nach Absprache mit dem Außenministerium können
ab heute ausländische Touristen und Geschäftsleute mit einem
elektronischen Visum unbesorgt nach Iran reisen", twitterte
Vizepräsident und Tourismus-Chef Ali Asghar Munessan am 23. November.

Mit diesem Beschluss hofft die Tourismus-Behörde, Touristen, die aus
Furcht nach einem Iran-Besuch bei der Einreise in die USA oder Israel
Probleme zu bekommen, auf Iran-Reisen verzichteten, doch noch ins
Land zu locken. Ohnehin will Teheran weit mehr als bisher um
Touristen werben, um dem durch US-Sanktionen entstandenen
Devisenmangel entgegenzuwirken.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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MELDUNG/093: Deutsche Wirtschaft spendet über eine Milliarde Euro mehr als bisher angenommen (idw)


Stifterverband - 03.12.2018

Deutsche Wirtschaft spendet über eine Milliarde Euro mehr als bisher
angenommen



Die deutsche Wirtschaft spendet jährlich mindestens 9,5 Milliarden
Euro. Das ist das Ergebnis einer neuen Studie, die Stifterverband und
Bertelsmann Stiftung heute anlässlich des Internationalen Tags des
Ehrenamts am 5. Dezember veröffentlichen. Damit liegen erstmals seit 2012
aktuelle Zahlen zum gesellschaftlichen Engagement der deutschen Wirtschaft
vor. Klar wird: Unternehmen engagieren sich deutlich stärker als bisher
angenommen für das Gemeinwohl.

Berlin/Gütersloh, 3. Dezember 2018. Unternehmen engagieren sich stärker
für die Gesellschaft als bisher gedacht. Das zeigen die neuen Zahlen aus
der Studie "Corporate Citizenship Survey 2018" (CC-Survey 2018) von
Stifterverband und Bertelsmann Stiftung: Vier von fünf Unternehmen spenden
Geld, fast jedes zweite (45 Prozent) tut dies sogar regelmäßig. Insgesamt
gibt die deutsche Wirtschaft 9,5 Milliarden Euro im Jahr für das
Gemeinwohl aus. Das ist über eine Milliarde Euro mehr als bisher
angenommen und übersteigt sogar die Gesamtsumme der privaten Spenden in
Deutschland. Die letzten bekannten Zahlen zum Unternehmensengagement
stammen aus dem ersten Engagementbericht der Bundesregierung von 2012.
"Unsere Studie zeigt, das Engagement für das Gemeinwohl ist
selbstverständlicher Teil unternehmerischen Handelns. Das Bild des
verantwortungsvollen und menschlichen Unternehmers ist aktueller denn je",
folgert Liz Mohn, stellvertretende Vorstandsvorsitzende der Bertelsmann
Stiftung.

Mehr als jedes vierte Unternehmen spendet regelmäßig Zeit und
Material

Spenden beschränkt sich nicht nur auf Geld. Neben der Summe der
Geldspenden beziffert der CC-Survey 2018 die von der deutschen Wirtschaft
aufgebrachten Sach- und Zeitspenden: Mehr als jedes vierte Unternehmen (26
Prozent) stellt regelmäßig Mitarbeiter für soziale Zwecke frei. Das können
zum Beispiel Notsituationen wie das Elbehochwasser oder Aktivitäten wie
die Organisation eines Stadtfestes oder die kostenlose Unterstützung eines
IT-Projekts einer gemeinnützigen Organisation sein. Über ein Drittel der
Firmen (34 Prozent) überlässt regelmäßig Sachen wie Lebensmittel oder
Möbel für gemeinnützige Zwecke. "Engagierte Unternehmen sind Teil einer
starken Zivilgesellschaft", sagt Andreas Schlüter, Generalsekretär des
Stifterverbandes. "Spenden sind ganz und gar nicht altmodisch, sondern
vielmehr soziale Investitionen mit ausgezeichneter Rendite. Viele
Unternehmen wissen das." Dabei sind es keinesfalls nur die großen
Unternehmen, die sich finanziell mit hohen Summen engagieren. Insgesamt
rund die Hälfte (vier bis sechs Milliarden Euro) wird von Firmen
aufgebracht, die weniger als zehn Mitarbeiter beschäftigen.

Je größer das Unternehmen, desto regelmäßiger die Spende

Der CC-Survey 2018 von Bertelsmann Stiftung und Stifterverband zeigt: Je
mehr Mitarbeiter das Unternehmen hat, desto regelmäßiger spendet es Geld,
Zeit oder Sachen. Am häufigsten spenden Finanz- und Versicherungsfirmen
Geld. Bei den Zeitspenden belegt die Gesundheits- und Sozialbranche den
ersten Platz und bei den Sachspenden liegt der Bergbau- und Metallsektor
vorn. Über alle Größenklassen, Branchen und Regionen hinweg ist die
Geldspende die am weitesten verbreitete Form von Unternehmensengagement.

Unternehmensengagement bisher nur selten zielgerichtet

Die Daten des CC-Survey 2018 belegen, dass es meist einzelne Personen
sind, die das gesellschaftliche Engagement eines Unternehmens prägen. Dies
gilt besonders für kleinere Unternehmen. Nur in wenigen Firmen, vor allem
in Großunternehmen, ist das Engagement strategisch verankert. In der
Breite der deutschen Wirtschaft gibt es nur selten eine unternehmerische
Zielsetzung oder eine Evaluation des gesellschaftlichen Engagements.
"Unsere Analysen zeigen: Soziale Investitionen lohnen sich - für die
Gesellschaft und für die Unternehmen selbst", so Anael Labigne, Leiter
Unternehmensengagement bei Zivilgesellschaft in Zahlen (ZiviZ) im
Stifterverband, der die Studie verantwortet. "Damit sich der Einsatz
langfristig auszahlt, sollten Unternehmen den gesellschaftlichen Bedarf
kennen: Was erwarten Kunden, Mitarbeitende und Bürger von unserem
Unternehmen? Was wollen und was können wir mit unserem Engagement
erreichen, und wofür stehen wir als Unternehmen? Nur so kann das
Unternehmen einen sinnvollen Beitrag leisten."

CC-Survey 2018 "Die sozialen Investitionen der deutschen Wirtschaft" und
Grafiken zum Download unter

http://www.stifterverband.de/cc


Zusatzinformationen

Der "Corporate Citizenship Survey 2018" ist die größte bundesweit
repräsentative Befragung zum gesellschaftlichen Engagement von in
Deutschland ansässigen Unternehmen. Die Studie ist ein gemeinsames Projekt
des Stifterverbandes und der Bertelsmann Stiftung. Zwischen September 2017
und Januar 2018 wurden rund 120.000 Unternehmen angeschrieben. 7.368
Fragebögen konnten ausgewertet werden. Die auf diese Weise entstandenen
Daten machen Aussagen über das Unternehmensengagement aufgeschlüsselt nach
Bundesländern, Unternehmensgrößen, Branchen, Engagementbereichen und
-themen möglich.

Bei dieser Veröffentlichung handelt es sich um die zweite Auswertung des
entstandenen Datensatzes: Im Mai 2018 wurden auf Basis der erhobenen Daten
bereits erste Ergebnisse zum gesellschaftlichen Engagement der deutschen
Wirtschaft veröffentlicht.

Weitere Auswertungen zu Themen wie Innovation, Integration und Region
werden folgen.

Für 2019 planen die Projektbeteiligten, den Datensatz des CC-Survey 2018
für wissenschaftliche Zwecke aufzubereiten und zu veröffentlichen.
Forscher können die Daten dann nutzen, um weitere Analysen vorzunehmen.

Mehr Informationen: www.cc-survey.de

Hashtag: #ccsurvey

Über den Stifterverband: Bildung. Wissenschaft. Innovation.

Im Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft haben sich rund 3.000
Unternehmen, Unternehmensverbände, Stiftungen und Privatpersonen
zusammengeschlossen, um Wissenschaft und Bildung gemeinsam voranzubringen.
Mit Förderprogrammen, Analysen und Handlungsempfehlungen sichert der
Stifterverband die Infrastruktur der Innovation. Der Stifterverband ist
darüber hinaus einer der wichtigsten Förderer des Stiftungswesens in
Deutschland. Er setzt sich für eine starke und lebendige Zivilgesellschaft
ein und ermutigt und unterstützt Menschen, die sich für das Gemeinwohl
engagieren wollen.

Weitere Informationen:

www.stifterverband.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 03.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GUTE-NACHT/3654: Im Advent - Zwischen Heu und Stroh (SB)






[image: ]

Als das Stoffschaf Molly erwacht, weiß es nicht, wo es sich befindet.
Eben noch als Kopfkissen benutzt, ist jetzt keiner mehr da, der sich
seiner bemächtigt. Molly mußte tief und fest geschlafen haben, daß es
nicht bemerkt hat, wie der Mann, der sie gestern mitgehen ließ,
verschwunden ist.

"Aber wieso liege ich eingepfercht zwischen Heu und Stroh?", fragt sich Molly,
"hat der Fremde mich hier in dieses Versteck gelegt?" Molly
blickt sich um. Hinter sich eine Bretterwand und vor sich ein fetter
Ballen Heu, rechts und links auch kein Entkommen. Molly blickt nach
oben. Dort ist ein Dach. Das soll dem aufgestapelten Heu und Stroh
sicher Schutz vor Regen und Schnee bieten. Molly erinnert sich an den
gleich in der Nähe stehenden Hasenstall. "Sicher ist das Futter für
die Kaninchen."

Molly weiß nicht recht, was sie nun machen kann. Also wartet sie erst
einmal ab. Ob der Mann in der nächsten Nacht wiederkommen wird, um
noch einmal hier zu nächtigen? Traurig denkt Molly auch an Olga. Doch
das scheint ihr schon so lange her, daß sie gar nicht weiß, ob sie
von Olga vielleicht nur geträumt hat.

"Wird der Mann wiederkommen und mich dann morgen mit sich nehmen?",
grübelt Molly, "oder
soll ich die nächste Zeit hier versauern? Verhungern werde ich ja nicht.
Futter, bestehend aus Heu und Stroh, liegt reichlich vor meiner Nase."
Bei diesen Gedanken lacht Molly in sich hinein. Auch wenn Molly nur ein
Stoffschaf ist und nicht wirklich Futter braucht, ist es doch beruhigend,
zu wissen, versorgt zu sein. Da es für Molly nichts weiter zu tun
und auch nichts zu erspähen gibt, rollt sie sich auf dem Stroh zusammen
und schlummert ein.

Gute Nacht!

zum 5. Dezember 2018
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AKTION/529: Bocholt - Nikolaus besucht den "Bocholter", 6., 7. und 8. Dezember 2018


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Nikolaus besucht den "Bocholter"

Am 6., 7. und 8. Dezember erhalten Bahnreisende süße Überraschung



Bocholt (PID) . Am Donnerstag, 6. Dezember 2018, Freitag, 7. Dezember
2018, und Samstag, 8. Dezember 2018, erhalten die Reisenden im
"Bocholter" himmlischen Besuch. An diesen Tagen verteilt der Nikolaus
in der Regionalbahn "RB32" zwischen Bocholt und Wesel, auch "Der
Bocholter" genannt, Weckmänner an die Zuggäste.

Zum insgesamt 21. Mal steigt der Nikolaus am Donnerstag von 5:33 Uhr
bis 9:25 Uhr und am Freitag von 15:33 Uhr bis 19:25 Uhr in den Zug, um
den Zuggästen eine Überraschung zu bescheren. Auch am Samstag erhalten
Reisende zwischen 9:33 Uhr und 11:33 Uhr einen frisch gebackenen
Weckmann.

Kinder fragen schon nach

"Am Samstag ist es schon fast zur Tradition geworden, dass vor allem
Eltern mit ihren Kindern und Großeltern mit ihren Enkeln schon im
'Bocholter' auf den Nikolaus warten", sagt Bruno Wansing vom
städtischen Presse- und Informationsdienst, der diese Werbeaktion seit
Jahren betreut. Auch im Vorfeld der diesjährigen Aktion habe es schon
einige Anfragen gegeben, wann denn der Nikolaus im Zug anzutreffen
sei.

"In diesem Jahr sind wir bei der ersten Tour wieder ganz früh
unterwegs", erläutert Wansing, "damit wollen wir allen Reisenden,
sowohl denen, die morgens schon die erste Bahn zur Arbeit nehmen, aber
auch denen, die den Zug in den Nachmittags- und Abendstunden nutzen,
die Gelegenheit geben, in den Genuss eines Weckmanns zu kommen."

Zug als Alternative zum Auto

Die Stadt will mit der Aktion fürs Zugfahren werben. Ob für den Weg
zur Arbeit, in den Urlaub, zum Bundesligaspiel oder zur Kegeltour -
der "Bocholter" sei eine gute Alternative zum Auto. Wenn in den
kommenden Jahren die Elektrifizierung des "Bocholters" umgesetzt und
eine Durchbindung bis nach Düsseldorf ermöglicht wird, wird die
Bedeutung der Zugverbindung weiter an Bedeutung gewinnen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Presse- und informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

Internet: http://www.bocholt.de
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LESUNG/1808: Norden - Weihnachtliches Bilderbuchkino in der Stadtbibliothek am 6.12.2018


Stadt Norden

Weihnachtliches Bilderbuchkino in der Stadtbibliothek

"Hör zu - mach mit": "Weihnachten nach Maß" am 6. Dezember



Am Donnerstag, den 6. Dezember um 16 Uhr ist der nächste Termin der
beliebten Vorlesereihe "Hör zu - mach mit!" in der Stadtbibliothek.
Diesmal liest Vorlesepatin Ingrid Landwehr-Töns für Kinder ab vier
Jahren das Bilderbuch "Weihnachten nach Maß".

"Genau richtig!" jubelt der König, als er einen herrlichen, roten
Stoffballen kauft, um daraus einen Umhang für seine geliebte Tochter
schneidern zu lassen. Dass die Stoffreste noch vielen anderen
Bewohnern seines Königreichs ein wunderbares Weihnachtsfest bescheren,
hätte er sich nicht träumen lassen?

Nach dem Vorlesen folgt wie immer eine kleine kreative Aktion.

Der Eintritt ist frei. Um Anmeldung unter der 04931/ 923 - 353 wird
gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel. 04931/923-0

Fax 04931/923-456

http://www.norden.de
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MUSEUM/846: Braunschweig - "Im Museum um Fünf", Geschichten und Lieder am 6., 13. und 20. Dezember


Stadt Braunschweig

"Im Museum um Fünf" - Geschichten und Lieder für Kleine und
Große



Braunschweig. Auch in diesem Jahr laden die Braunschweiger Magni-
Gemeinde und das Städtische Museum Braunschweig zu ihrer Adventsaktion
"Im Museum um Fünf" ein. Geschichten und Lieder sind für kleine und
große Besucherinnen und Besucher jeweils donnerstags, am 6., 13. und
20. Dezember, um 17 Uhr im Städtischen Museum Braunschweig, Haus am
Löwenwall, Steintorwall 14, zu erleben. Der Eintritt ist frei.

Museumspädagoge Martin Baumgart und Magni-Pastor Henning Böger führen
durch die Sammlungen des Städtischen Museums. Neben erklärenden Worten
zu ausgewählten Orten und Exponaten gibt es Lieder und thematisch
passende Geschichten zum Advent. Die spannenden Entdeckungsreisen im
Advent eignen sich gut für Familien mit Kindern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9612: Dresden - Gerhard Kettner. Zeichnungen, Leonhardi-Museum Dresden, bis 3.3.2019


Pressemitteilung von: Leonhardi-Museum Dresden

Gerhard Kettner. Zeichnungen

1. Dezember 2018 - 3. März 2019



Gerhard Kettner (1928 -1993) wäre in diesem Jahr 90 Jahre alt
geworden. Seine letzte Ausstellung in Dresden ist bereits 15 Jahre
her. Beides nehmen wir zum Anlass, dem Zeichner eine Ausstellung zu
widmen - denn seine Werke, darunter Interieurs, Landschaften, Akte und
vor allem Porträts, haben es verdient, von jeder Generation erneut
betrachtet und damit geistig in Besitz genommen zu werden.

Vor allem Personen aus dem Familien- und Freundeskreis zeichnete
Kettner so oft, bis er einen von Indifferenz und Zufällen bereinigten,
gültigen Ausdruck für seine Wahrnehmung gefunden hatte. In
eindrücklichen Selbstbildnissen forschte er den Spuren des Lebens im
eigenen Gesicht nach. Daneben entstanden spielerisch freie Blätter, in
denen er mit dem Stift gleichsam fabulierte. In diesen Zeichnungen
vermittelt sich Kettners Neugier für alle Spielarten menschlichen
Stehens, Gehens und Seins, sein immer wieder aufs Neue wachgerufenes,
echtes Interesse am Gegenüber. Kettner selbst stand über seine Lehrer
Max Schwimmer und vor allem Hans Theo Richter in der Dresdener
Kunsttradition und suchte darüber hinaus Anregung in der gesamten
europäischen Kunstgeschichte.

Das Leonhardi-Museum widmet sich mit der Ausstellung einmal mehr
seiner Spezialstrecke »Zeichenkunst « und knüpft gleichzeitig weiter
am Netz der Dresdner Kunstzusammenhänge: Einige von Kettners Schülern
wie Hanns Schimansky und Holger John sowie Nachfolger auf seiner
Professur an der Hochschule für Bildende Künste in Dresden wie Elke
Hopfe und Wolfram Adalbert Scheffler waren in unserem Haus bereits zu
sehen.

»Unabhängig davon, was sein Schaffen für den Künstler selbst bedeutete
und wie es im zeitlichen Kontext des halben Jahrhunderts von 1943 bis
1992 verstanden wurde, lassen uns Gerhard Kettners Zeichnungen etwas
von der Einmaligkeit des einzelnen Menschen und seiner Wahrnehmung
erfahren. Bis zum Schluss [...] sind es die Körper und Gesichter von
Menschen, die als Zeichenanlass wie zur Betrachtung in doppeltem Sinn
von anhaltendem Interesse sind.«
ANKE FRÖHLICH-SCHAUSEIL

Anke Fröhlich-Schauseil hat zur Ausstellung einen ausführlichen Essay
verfasst und diese sowie den dazugehörigen Katalog gemeinsam mit Bernd
Heise eingerichtet, große Hilfe erhielten sie dabei von Marlies Giebe.
Leihgaben kommen außerdem aus dem Kupferstich-Kabinett Dresden, dem
Brandenburgischen Landesmuseum für moderne Kunst und aus Privatbesitz.
Es werden ca. 65 Zeichnungen aus allen Phasen von Kettners Schaffen
und zudem etliche Skizzen zu sehen sein.

Biographisches

Gerhard Kettner wurde 1928 in Mumsdorf/Thüringen geboren. Nach einer
Lehre als Lithograf, nach Kriegsdienst und Kriegsgefangenschaft
studierte er an der Hochschule für Baukunst und Bildende Künste Weimar
und der HfBK Dresden u.a. bei Hans Grundig, Max Schwimmer und Hans
Theo Richter. Von 1961 bis kurz vor seinem Tod 1993 lehrte er an der
HfBK, deren Rektor er von 1970 bis 1974 sowie von 1979 bis 1981 war.

Zur Ausstellung erscheint ein Katalog.

LEONHARDI-MUSEUM DRESDEN

Galerie für zeitgenössische Kunst + Leonhardi-Atelier

Grundstraße 26 | D-01326 Dresden

Telefon 03 51. 2 68 35 13

dresden@leonhardi-museum.de

www.leonhardi-museum.de

Öffnungszeiten: Di - Fr 14 -18 Uhr | Sa+So 10 -18 Uhr

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9611: Graz - Stuart Middleton "Motivation and Personality", 08.12.2018 - 20.01.2019


Pressemitteilung von: Künstlerhaus-Halle für Kunst & Medien

Stuart Middleton "Motivation and Personality"

Am 7. Dezember um 19 Uhr laden wir sehr herzlich zur
Ausstellungseröffnung von "Stuart Middleton. Motivation and
Personality" in das Künstlerhaus, Halle für Kunst & Medien in Graz
ein. Im Anschluss daran gibt es Drinks und Musik mit der Grrrls DJ
Crew.

Ausstellungsdauer: 08.12.2018 - 20.01.2019



Eröffnung: 07.12.2018, 19:00

KM- on the Decks: Grrrls DJ Crew, Cat Gadget, Top*S, Rosachrom

20:00 CMRK After Party: Kombüse, 22:00

Gratis Shuttle Service CMRK Eröffnungen: www.cmrk.org

Künstlergespräch: 08.12.2018, 14:00

Vortrag: Judith Benz-Schwarzburg (Veterinärmedizinische Universität
Wien)

10.01.2019, 18:00

Vortrag: Anja Ischebeck (Institut für Psychologie, Karl-Franzens-Universität Graz), 16.01.2019, 18:00

KM-Journalbeiträge: https://journal.km-k.at/de/ u.a. mit einem Text der britisch-indischen Schriftstellerin Bhanu
Kapil und einer Kurzgeschichte von Stuart Middleton

Kunstvermittlungsprogramm:

Workshop: Textiles Upcycling mit der Stoffwerkstatt, 12.01.2019, 15:00

Workshop: Spiele Kunst mit Ludovico, 19.01.2019, 15:00

kuratiert von Sandro Droschl

Die Ausstellung "Motivation and Personality" des britischen Künstlers
Stuart Middleton (*1987 Crewe, UK, lebt in Glasgow) präsentiert eine
neu produzierte raumgreifende Installation, welche die formative Kraft
des sozialen Umfelds und das zerstörerische Potential von
zwischenmenschlichen Beziehungen untersucht. Durch eine thematische
Kombination der Grundlagen der Verhaltensforschung bei Tieren,
Technologien der Fleischverarbeitung und Theorien der
Human-Psychologie realisiert Middleton eine skulpturale Arbeit, die an
eine experimentelle Maschinerie erinnert. Seine begehbare Installation
vermag es, das Publikum nicht nur auf intellektueller, sondern auch
auf körperlicher Ebene anzusprechen und soll die Besucher_innen, der
Biologie der Wiederkäuer entsprechend, in sich aufnehmen und
"bearbeiten".

Stuart Middleton arbeitet dabei transdisziplinär und ortsspezifisch.
Seine Interventionen, die zwischen Installation und Skulptur
schwanken, sind immer in Bezug zu anderen Medien, wie Animation,
Zeichnung und Literatur erdacht. Für die Ausstellung im Untergeschoss
des Künstlerhauses wird ein originalgetreuer Nachbau eines "Livestock
Handling Systems" eines Leitsystems zum Management und zur Abfertigung
von Nutztieren errichtet, nach einem Entwurf von Dr. Temple Grandin,
Professorin für Tierwissenschaften an der Colorado State University.
Die Replik wird die Maße eines operativen Schlachthauses aus England
verwenden.

Die Ausstellung im Künstlerhaus, Halle für Kunst & Medien in Graz ist
Stuart Middletons erste institutionelle Einzelausstellung im
deutschsprachigen Raum und zeigt durchgehend neue Produktionen.
Middleton absolvierte die Städelschule in Frankfurt am Main (2016) und
das Camberwell College of Art, London (2009). Anlässlich der
Absolventenausstellung "Croissant" im Museum für Moderne Kunst
(Frankfurt am Main, 2016) erhielt er den Preis des Städelschule
Portikus e.V.. Seine Arbeiten waren zuletzt in Einzelausstellungen am
ICA (London, UK), bei Tramway (Glasgow, UK) und Carlos Ishikawa
(London, UK) sowie Gruppenausstellungen im Camden Arts Centre (London,
UK), Kunsthaus Glarus (CH) und bei Schiefe Zähne (Berlin, DE) zu
sehen.

Stuart Middletons Ausstellung "Motivation and Personality" wird von
einem vielseitigen Veranstaltungs- und Vermittlungsprogramm gerahmt:
Zur feierlichen Eröffnung am 07.12.2018 um 19 Uhr nimmt die "Grrrls DJ
Crew" aus Graz die "Decks" im Künstlerhaus ab 20 Uhr in Beschlag.
Anschließend kommt es gemeinsam mit den zeitgleich eröffnenden
Institutionen Camera Austria, Grazer Kunstverein und 'rotor' zur CMRK
After Party in der benachbarten Lokalität Kombüse.

Im Rahmen eines Künstlergesprächs wird Stuart Middleton am 08.12.2018
um 14 Uhr mit dem Direktor des Künstlerhauses, Halle für Kunst &
Medien, und Kurator der Ausstellung Sandro Droschl durch die
Ausstellung führen und auch über frühere Arbeiten berichten.

Künstlerhaus

Halle für Kunst & Medien

Burgring 2, 8010 Graz, Austria

www.km-k.at

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9610: Soest - Antje Prager-Andresen, "Blickkontakt", 5.12.-4.1.2019


Kreis Soest

Antje Prager-Andresen: "Blickkontakt"

Kunstausstellung vom 5. Dezember bis 4. Januar im Kreishausfoyer



Kreis Soest (kso.2018.11.30.509.apa). "Blickkontakt" - unter diesem
Titel zeigt die Warsteiner Künstlerin Antje Prager-Andresen vom 5.
Dezember 2018 bis 4. Januar 2019 Portraits, Zeichnungen, Malerei,
Collagen und Bilder in Mischtechnik im Kreishausfoyer in Soest. Mit
ihren verschiedenen Ausdrucksformen und Stilmitteln eröffnet sie viele
Perspektiven auf das Menschliche - und allzu Menschliche. Maria
Schulte-Kellinghaus, Dezernentin für Jugend, Schule und Soziales, wird
die Ausstellung am Mittwoch, 5. Dezember, 17 Uhr, eröffnen.

In ihrem Beruf als Psychotherapeutin schaute die Künstlerin in viele
Gesichter und versuchte aus dem momentanen Ausdruck und den Spuren,
die das Leben gezeichnet hat, Persönlichkeiten zu erkennen. Dabei
entstanden in Gedanken "Momentaufnahmen", wie in den Skizzen, die
schon viel vom Wesentlichen eines Menschen erfassen, deutlich wird.
Auch die Wirkung, die Umgebung auf die Persönlichkeit hat, und welche
Erfahrungen sowie Erwartungen, welche Grundhaltungen und
Verhaltensweisen aus diesen Einflüssen erwachsen können, sind Themen
ihrer Kunst.

Malerei in Farbvariationen, Zeichnungen in mehreren Ebenen, aber auch
die Foto-Collagen zeigen solche Wirkungszusammenhänge. Die Bilder
dieser Ausstellung stellen dem Betrachter Fragen: "Was für ein Mensch
ist das", " Was denkt oder fühlt er?", "Wie könnte ich mich zu ihm
stellen?". Es lohnt, sich darauf einzulassen und eigene Antworten zu
finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Kreis Soest, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Hoher Weg 1-3, D-59494 Soest

Telefon +49 (02921) 303200

Fax +49 (02921) 302603

E-Mail pressestelle@kreis-soest.de

Internet: www.kreis-soest.de
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FÜHRUNG/979: Lippstadt - Lichtkunst im Wasserturm, 18.12.2018


Stadt Lippstadt

Lichtkunst im Wasserturm

Öffentliche Führung am 18. Dezember



Lippstadt. Der Wasserturm ist Lippstadts höchstes Gebäude und ein
Wahrzeichen der Stadt. Im Jahr 1901 wurde das Bauwerk in Betrieb
genommen und versorgte Lippstadt mehr als 75 Jahre mit Trinkwasser.
Heute ist der Turm dank der Renovierung und Unterhaltung durch die
Sparkassenstiftung Lippstadt ein Denkmal.

In dem Turm wurde eine Lichtsäule installiert, die oben in einer
gleißenden Illusion, in einer Wolke oder einem Hochnebel endet. Der
Wasserturm wird somit zu einem endlos erscheinenden Wolken-/Sonnen-
/Lichtturm. Zugleich verbindet der Künstler die Lichtsäule mit einer
Klangkulisse.

Die Besichtigung des Wasserturms wird von der Sparkassenstiftung zur
Förderung der Kunst der Sparkasse Lippstadt gesponsert und ist im
Rahmen einer öffentlichen Führung somit für Besucher kostenfrei.

Für die öffentliche Führung am 18. Dezember gibt es noch freie Plätze.
Sie dauert ca. 1 Stunde und startet um 19 Uhr direkt am Wasserturm.

Eine Anmeldung wird erbeten bei der Stadtinformation im Rathaus oder
unter Telefon 02941-58515.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Lippstadt Marketing

Tel. 02941/58515
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GLEICHHEIT/6775: G20-Gipfel - Scharfe Wirtschaftskonflikte und übertünchte Streitfragen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

G20-Gipfel: Scharfe Wirtschaftskonflikte und übertünchte
Streitfragen

Von Nick Beams

4. Dezember 2018



Als sich die Staatschefs der G20-Staaten am Wochenende zum Gipfeltreffen in
Buenos Aires versammelten, konnten sie sich nur auf eine gemeinsame
Abschlusserklärung einigen, weil die US-Delegation unter Präsident Donald
Trump starken Druck ausübte und mit der Sprengung des Treffens drohte.

Zuvor hatten sich Trump und der chinesische Präsident Xi Jinping auf eine
kurzfristige Waffenruhe in dem eskalierenden Handelskrieg zwischen den
beiden größten Wirtschaftsmächten der Welt geeinigt.

Allerdings ist es für die aktuellen Beziehungen zwischen den Großmächten
bezeichnend, dass der Gipfel schon als begrenzter Erfolg gilt, weil man
sich auf eine Wortwahl einigen konnte, mit der ein offener Konflikt, wie
zuletzt beim G7-Gipfel im Juni, vermieden wurde. Letzten Monat endete der
APEC-Gipfel ohne ein Abkommen und ohne Abschlusserklärung.

Laut dem Wall Street Journal rechneten die europäischen
Unterhändler mit einem Scheitern der Gespräche. Ihre Informationen
besagten, dass der amerikanische nationale Sicherheitsberater John Bolton,
eine wichtige Figur der Trump-Regierung, "einen Rückzug aus der
Abschlusserklärung des G20-Gipfels" erwäge.

Die wichtigsten Streitfragen wurden jedenfalls nicht gelöst, nur
übertüncht.

Bei der Ausarbeitung der Erklärung wurde hauptsächlich darauf geachtet,
jeden Hinweis auf die "Ablehnung von Protektionismus" zu vermeiden. Diese
Formel war - wenn auch immer weniger beachtet - fester Bestandteil der
Abschlusserklärungen von G20-Gipfeln gewesen, seitdem die Organisation nach
der globalen Finanzkrise von 2008 zum wichtigsten weltwirtschaftlichen
Forum geworden war.

Die Unterzeichner der Erklärung gelobten, an der "Verbesserung einer
regelbasierten Ordnung zu arbeiten, die in der Lage ist, effektiv auf eine
Welt in rascher Veränderung zu reagieren". Die USA hatten zuvor alle
Hinweise auf "Multilateralismus" streichen lassen.

Die Erklärung "anerkannte" zwar den Beitrag des "multilateralen
Handelssystems" zum globalen Wachstum, fügte aber hinzu: "Das System wird
momentan seinen Zielen nicht gerecht, und es sind Verbesserungen möglich.
Deshalb unterstützen wir die notwendige Reform der WTO
[Welthandelsorganisation], um ihre Funktionsweise zu verbessern."

Die Fortschritte bei der Reform werden nächsten Juni beim G20-Gipfel im
japanischen Osaka überprüft werden.

Die USA bestanden auf der Forderung nach einer "Reform" der WTO. Sie
behaupten, das globale Handelssystem behandle die USA unfair und bevorzuge
China. Washington will die Regeln ändern, um gegen den angeblichen
Diebstahl von geistigem Eigentum oder erzwungenen Technologietransfer
vorzugehen und die "marktverzerrenden" staatlichen Subventionen für die
chinesische Industrie zu bekämpfen.

Weitere wichtige Konfliktpunkte waren der Klimawandel und die Flüchtlinge.
Zwar bezeichnet die Erklärung das Pariser Klimaschutzabkommen als
"unumkehrbar", aber in einem anderen Paragraphen heißt es: "Die USA
bekräftigen ihre Entscheidung, sich daraus zurückzuziehen."

In der Flüchtlingsfrage wurden auf Druck der USA Äußerungen aus der
Erklärung gestrichen, laut denen multilaterale Organisationen eine Rolle
bei der Bewältigung des Problems spielen könnten und die reicheren Länder
für die Linderung der Probleme verantwortlich seien.

In dem Deal, den Trump und Xi zum Ende des Gipfels aushandelten, stimmen
die USA zu, die geplante Erhöhung der Zölle auf chinesische Waren im Wert
von 200 Milliarden Dollar von 10 auf 25 Prozent erst später vorzunehmen.
Ursprünglich sollte sie ab Januar in Kraft treten, nun wird sie aber
weitere drei Monate aufgeschoben.

China hat sich in dem Abkommen dazu bereit erklärt, "beträchtliche" Mengen
von landwirtschaftlichen und Industrieprodukten sowie Energie aus den USA
zu kaufen, um das Handelsdefizit zwischen den beiden Ländern zu verringern.
Der grundsätzliche Konflikt wird damit jedoch nicht beigelegt. China hatte
sich bereits im Mai in Gesprächen zwischen US-Finanzminister Steven Mnuchin
und dem chinesischen Vizepremier und Chefunterhändler Liu He zu solchen
Käufen bereit erklärt. Allerdings wies Trump das Abkommen nur wenige Tage
später als unzureichend zurück.

Das zentrale Thema bleibt der Widerstand der USA gegen Chinas Bestrebungen,
im Rahmen des Wirtschaftsplans "Made in China 2025" seine technologische
und industrielle Basis auszubauen. Auch lehnen die USA die geplanten
Investitionen unter der "Belt and Road"-Initiative ab. Washington
betrachtet diese Vorhaben als Gefahr für seine wirtschaftliche und
militärische Überlegenheit.

Zehn Tage vor dem Treffen zwischen Trump und Xi bereitete das Büro des 
US-Handelsbeauftragten Robert Lightizer einen 53-seitigen Bericht vor, in dem
die Position der USA erneut dargelegt wurde. Der Bericht warf China vor, es
organisiere weiterhin mit staatlicher Unterstützung den Diebstahl von
geistigem Eigentum und Technologie. Er spielte Chinas Versuche herunter,
Einschränkungen für Auslandsinvestitionen zu lockern, und äußerte Bedenken
an der Politik "Made in China 2025".

Diese Fragen werden in den nächsten drei Monaten Thema von Gesprächen sein.
Die USA drohen jedoch mit der Einführung der höheren Zölle, falls sie mit
dem Ergebnis nicht zufrieden sind.

Die Entscheidung der USA, die Zölle erst später zu erhöhen, bedeutet nicht
das Ende des Konflikts. Es ist nur ein taktisches Manöver, um "strukturelle
Veränderungen" in der chinesischen Wirtschaft zu erzwingen.

Offenbar bestand ein Hauptanliegen darin, Zeit zu gewinnen, damit die
Europäische Union, Japan und weitere Länder sich den USA in ihrer Kampagne
gegen die industrielle Entwicklung Chinas anschließen können. In diese
Richtung deuten die handelspolitischen Manöver der Trump-Regierung in den
letzten Monaten.

Das amerikanisch-mexikanisch-kanadische Abkommen (USMCSA), Nachfolger des
Nordamerikanischen Freihandelsabkommen, das auf dem G20-Gipfel
unterzeichnet wurde, zielt zumindest teilweise darauf ab, Nordamerika in
seiner Haltung gegen China zusammenzuschließen. Bezeichnenderweise enthält
das USMCA eine Klausel, laut der Parteien keine Freihandelsabkommen mit
China eingehen sollten - eine beispiellose Einmischung "Dritter" in
Handelsabkommen.

Die USA haben außerdem Abkommen zu bilateralen Diskussionen mit der
Europäischen Union und Japan abgeschlossen. Beide hatten solche
Verhandlungen abgelehnt, dann aber zugestimmt angesichts der Drohung, die
USA würden im Falle eines Scheiterns aus "Gründen der nationalen
Sicherheit" Zölle auf Autos von bis zu 25 Prozent verhängen. Im Vorfeld des
G20-Gipfels gab es Befürchtungen bei EU-Unterhändlern, Trump würde die
Einführung von Autozöllen erneut vorantreiben.

Als die Trump-Regierung ihren Handelskrieg gegen China begann, wurde sie
nicht wegen der anti-chinesischen Maßnahmen selbst kritisiert, sondern weil
ihr Vorgehen potenzielle Verbündete vergraulen würde, die ebenfalls
schlecht auf Peking zu sprechen sind. Der vorübergehende Rückzieher von den
Zöllen ist Teil des Versuchs, mehr Unterstützung zu bekommen. Dies äußert
sich auch in der Forderung nach Diskussionen über eine "Reform" der WTO in
der Abschlusserklärung. Damit werden die USA versuchen, die Unterstützung
der anderen Großmächte für ihren Angriff auf China zu gewinnen.

Auf europäischer Seite hat man sich offenbar dazu entschieden, den
Forderungen der USA auf dem G20-Gipfel nachzukommen, da eine offene
Spaltung die USA zur Einführung der angedrohten Autozölle provozieren
könnte.

Der französische Präsident Emmanuel Macron fasste die Haltung der
europäischen Mächte zusammen und erklärte, Trump habe "keine abweichende
Meinung" geäußert. "Sein Team hat verhandelt, er war anwesend, und wir
werden weitermachen." Mit anderen Worten, sie haben den Bären nicht
gereizt, und der Bär hat sie nicht angeknurrt.

Ein weiterer Faktor bei der Entscheidung Chinas waren Bedenken wegen der
Folgen höherer Zölle für die globalen Finanzmärkte. Trump hatte erstmals
beim G20-Treffen Anfang November die Möglichkeit von Gesprächen mit Xi in
Aussicht gestellt, nachdem es im Oktober zu beträchtlichen Verkäufen an den
Aktienmärkten gekommen war. Seither reagierten die Aktienkurse, vor allem
die von Hightech-Firmen, wegen der Auswirkungen auf die Umsätze und die
weltweiten Lieferketten sehr anfällig auf die Aussicht weiterer
Zollmaßnahmen.

Nach dem Treffen zwischen Trump und Xi stellten beide das Ergebnis auf ihre
Weise als positiv dar.

Ein hoher Regierungsvertreter soll zum Ende des Gipfels in einer geheimen
Besprechung gesagt haben: "Heute ist ein großer Tag für die Vereinigten
Staaten. Es war in jeder Beziehung ein grandioser Erfolg."

In China erschien zu dem Abkommen ein Leitartikel in der staatseigenen
Global Times, die für ihre schärferen Kommentare über die Politik
der USA bekannt ist. Darin wurde dem Statement eine "außerordentliche
Tragweite" zugeschrieben. Die offizielle Nachrichtenagentur Xinhua
erklärte, die Zollerleichterung habe gezeigt, dass beide Seiten
zusammenarbeiten könnten. Doch laut dem Wall Street Journal
berichteten die chinesischen Medien nicht darüber, dass die USA für
Verhandlungen über weitreichende strukturelle Veränderungen der
chinesischen Wirtschaft eine Frist von 90 Tagen gesetzt haben.

Die USA betrachten diese Änderungen, die China zu einer Art Halbkolonie
degradieren sollen, als wichtig für die Wahrung ihrer globalen
wirtschaftlichen Vormachtstellung. Peking jedoch betrachtet jeden
Rückzieher als extrem gefährliche Schwächung des gesamten Regimes. Der
Handels- und Wirtschaftskonflikt zwischen den beiden größten
Wirtschaftsmächten der Welt wurde nicht gelöst, sondern tritt in ein
potenziell noch brisanteres Stadium ein.

 * 
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IMI/909: Deutschlands Aufrüstung - An allen Fronten - Auf allen Ebenen!


IMI-Mitteilung vom 4. Dezember 2018

Deutschlands Aufrüstung: An allen Fronten - Auf allen Ebenen!

Pressemitteilung zum 22. Kongress der IMI von 7.-9. Dezember 2018



Unter dem Titel "Deutschlands Aufrüstung: An allen Fronten - Auf allen
Ebenen!" wird am kommenden Wochenende der 22. Kongress der
Informationsstelle Militarisierung e.V. (IMI) im Schlatterhaus in Tübingen
stattfinden.

Dabei soll es neben dem bereits jetzt drastisch gestiegenen
Rüstungshaushalt Deutschlands auch um konkrete Rüstungsprojekte und den
Umbau der EU zur Militärunion unter deutsch-französischer Führung gehen.
Neben der "Trendwende Personal" - also der Aufstockung des
Personalbestandes der Bundeswehr - soll dabei auch auf eine "Trendwende
Fläche" hingewiesen werden: Nachdem in den letzten Jahrzehnten viele
Bundeswehrstandorte aufgelöst bzw. zusammengelegt wurden, werden nun wieder
zunehmend militärische Liegenschaften reaktiviert und bislang zivile
Flächen militärisch beansprucht - etwa in Haiterbach bei Nagold, wo ein
neues Übungsgelände des Kommandos Spezialkräfte entstehen soll. Gegenstand
eines Vortrages werden außerdem die Bemühungen sein, die zivile deutsche
und europäische Infrastruktur auf Truppentransporte und große Mobilmachung
in Richtung der Grenze mit Russland auszurichten.

"Neben dem militärischen Bereich im engeren Sinne ist der Trend zur
Aufrüstung jedoch auch beispielsweise bei der Polizei und in der
Forschungspolitik zu beobachten", so Jürgen Wagner, geschäftsführender
Vorstand der IMI. In beiden Fällen profitiere wiederum die
Rüstungsindustrie. "In diesem Zusammenhang werden wir auch die im
Koalitionsvertrag vorgesehenen 'Forschungscampi' im Allgemeinen und das
'Cyber Valley' in Tübingen im Besonderen beleuchten", so Wagner weiter.

Die Informationsstelle Militarisierung rechnet wie in den vergangenen
Jahren mit gut 100 Besucher*innen aus dem ganzen Bundesgebiet. Bevor der
eigentliche Kongress am Samstag um 12:00 Uhr im Schlatterhaus
(Österbergstr. 2) beginnt, wird es auch in diesem Jahr eine
Auftaktveranstaltung im lockeren Rahmen am Freitag ab 19:00 Uhr in der
Hausbar des Wohnprojekts Schellingstraße (Hausnummer 6) geben. Hier werden
u.a. Beispiele für gelungene Konversion, d.h. die Überführung militärischer
Liegenschaften in eine zivile Nutzung, vorgestellt.


Das Programm des IMI-Kongresses 2018 findet sich unter:

http://www.imi-online.de/2018/09/07/imi-kongress-2018-deutschland-ruestet-auf/

 * 
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VORWÄRTS/1421: Deponie statt Wald?


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 39/40 vom 29. November 2018

Deponie statt Wald?

von Tarek Idri



Im Zürcher Oberland soll ein Wald einer Deponie für Abfälle aus der
Kehrichtverbrennungsanlage in Hinwil weichen. Die AnwohnerInnen aus
den Gemeinden Gossau und Grüningen haben mehrere Protestaktionen gegen
die Zerstörung ihres Waldes organisiert.


Eine Demonstration mit 400 TeilnehmerInnen, mitten in einem
Wald, umgeben von tief bürgerlichen Gemeinden. Mobilisiert wurden die
AnwohnerInnen des "Tägenauer Holzes" durch das Vorhaben der Zürcher
Kantonsregierung: Ein grosser Teil des Waldes soll gerodet werden für
eine Deponie. Das Gesicht des Waldes dürfte sich dabei stark
verändern. Jakob Bodmer, ein pensionierter Förster, der den Wald für
den Kanton während Jahrzehnten gepflegt hat, drückt es klar aus: Es
drohe die Zerstörung des Tägenauer Holzes. Der betroffene Wald ist das
grösste zusammenhängende Waldstück im Zürcher Oberland. Er ist ein
wichtiges Ökosystem. Es ist kein Zufall, dass hier vor wenigen Jahren
ein Wolf gesichtet wurde. Zehn Hektare Wald müssen gerodet werden, um
Platz für eine neue Deponie zu machen, hundertmal 1000 Meter, 14
Fussballfelder. Vom Wald wird dann nicht mehr viel übrig sein.
Verschwinden wird der Wald nicht über Nacht, sondern Stück für Stück.
Die Bäume werden gerodet, der Boden ausgebaggert und mit Material aus
der Kehrichtverbrennungsanlage Zürcher Oberland (Kezo) in Hinwil
aufgefüllt. Wenn ein Wald nicht nur abgeholzt wird, sondern auch der
Boden abgetragen und somit die Pilznetzwerke zerstört werden, dauert
es Hunderte von Jahren, bis sich der Wald wieder einigermassen erholt
hat.


Kämpferherz zeigen

Das Material, mit dem die Deponie aufgefüllt werden soll, gilt als
unbedenklich und ist auch nicht das Problem aus Sicht der
DeponiegegnerInnen. Es geht ihnen um die Zerstörung eines
Naherholungsgebietes und den zusätzlichen Verkehr, den die Deponie mit
sich bringen wird. Betroffen sind sowohl Gossau als auch Grüningen im
Zürcher Oberland. "Unseren grössten Wald wird es danach schlicht nicht
mehr geben", sagt Grüningens ehemalige Gemeindepräsidentin Susanna
Jenny (parteilos). Er sei für Grüningen auch als Naherholungsgebiet
wichtig. Es sei kaum zu glauben, dass man am einst hoch gehaltenen
Waldschutz zu knabbern anfange. "Man fällt doch keine Bäume für eine
Deponie."

Susanna Jenny war auch eine der InitiatorInnen der Demonstration vom
17. November. "Wir können etwas gegen diese Deponiepläne mitten im
Wald machen", ermunterte Jenny dort die 400 DemonstrantInnen, die im
herbstlichen Wald zusammengekommen waren. In wenigen Monaten stünden
wieder Wahlen an. "Befragen Sie die aktuell zwölf Kantonsräte aus der
Region, wie sie die Situation rund um die Einrichtung einer Deponie
mitten im Wald einschätzen", schlägt die ehemalige Grüninger
Gemeindepräsidentin vor. Sie beschäftigt sich seit vielen Jahren mit
dem kantonalen Vorhaben. Man werde, bekräftigte Jenny nach der
Kundgebungsveranstaltung gegenüber der Zeitung "Züriost", sämtliche
rechtliche Schritte gehen, um eine Deponie mitten im Wald zu
verhindern. Bald schon sei die Festsetzung des Richtplanes durch den
Kanton zu erwarten. Dann gelte es, je nach Entscheid, "Kämpferherz" zu
zeigen.

Einige DemonstrantInnen drückten ihren Protest nicht nur mit ihrer
Präsenz aus. Mia und Fabienne, zwei Schülerinnen aus Grüningen, hatten
Plakate gefertigt. "Wir machen das aus eigener Überzeugung", betonte
die 13-jährige Mia. "Wir wollen nicht, dass dieser Teil des Waldes
abgeholzt wird." Ihre Kollegin Fabienne wünscht sich, auch weiterhin
in diesem Waldabschnitt spazieren gehen zu können. "Es ist einfach
unnötig, so viel Wald für eine Deponie zu zerstören", sagte die
14-jährige.


Alternativlos?

Die Geschichte um die geplante Deponie zieht sich schon seit Jahren
hin: Bereits 2009 wurde das Tägernauer Holz zum Deponiestandort
erkoren. Mittlerweile soll die Deponie nach den Plänen des
Regierungsrats doppelt so gross werden wie ursprünglich vorgesehen:
ein Volumen von 1,5 Millionen Kubikmetern statt 750 000; auf zehn
statt sechs Hektaren. Dies bedarf einer Richtplanänderung, über die
der Kantonsrat befindet.

Der Grund für diese Vergrösserung steht acht Kilometer entfernt auf
dem Areal der Kezo Hinwil: Die Anlage erlaubt es, Metalle wie Kupfer,
Aluminium, Gold oder Silber in der Kehrichtschlacke aufzuspüren.
Bereits heute wird das Material aus dem Zürcher Oberland, der Stadt
Zürich und aus Horgen aufbereitet; künftig soll es die Schlacke aus
dem ganzen Kanton sein. Etwa 16 Prozent Materialien werden
herausgefiltert. Was übrig bleibt, muss deponiert werden - im nahen
Gossau.

Der Kanton erwidert auf die Kritik, dass es nicht viele Alternativen
zu Gossau, gebe. Und die Transportwege dorthin seien deutlich länger.
Die örtlichen BehördenvertreterInnen halten dagegen: Es würden Abfälle
schweizweit hin und her transportiert, da falle der letzte
Streckenabschnitt der Schlacke in der Gesamtbilanz nicht ins Gewicht.
Tatsächlich wird heute Schlacke aus dem Wallis und Solothurn nach
Hinwil geliefert.


Nächste Deponie

Die Demonstration im November war nicht die erste. Bereits im Juli
2018 haben sich rund 150 AnwohnerInnen an die von der Rodung bedrohten
Bäume gefesselt und Holzkreuze aufgestellt, die für den drohenden Tod
des Waldes standen, sollte der Kanton seinen Plan weiter verfolgen.
Zuvor lief der Widerstand über die Gemeindebehörden. Gossau sieht sich
übrigens mit gleich noch einer Deponie konfrontiert, über die der
Kantonsrat 2019 befinden wird. Hier sind 1,3 Millionen Kubikmeter
sowie von 12 Hektaren geplant. Der Gemeinde stehen wohl noch unruhige
Zeiten bevor.
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MELDUNG/957: Neue Ausgabe von "Forschung Frankfurt" - Die Grenzen des Wissens (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 03.12.2018

Die Grenzen des Wissens

Die neueste Ausgabe des Wissenschaftsmagazins Forschung Frankfurt
thematisiert das Spannungsfeld von Wissen und Nichtwissen.



FRANKFURT. Das Streben nach Wissen ist eine der Eigenschaften, die den
Menschen ausmachen. Doch immer wieder stößt er an die Grenzen des Wissens
- auch und gerade in der Wissenschaft. Wie der Mensch damit umgeht, dass
sein Wissen begrenzt ist, dass es immer Bereiche geben wird, die im
Dunkeln liegen, diese Frage steht im Fokus der neuen Ausgabe des
Wissenschaftsmagazins Forschung Frankfurt. Das Schwerpunktthema lautet:
"Was können wir wissen?".

"Und sehe, dass wir nichts wissen können! Das will mir schier das Herz
verbrennen", lässt Goethe seinen Faust im Studierzimmer sagen. Die
Hinwendung zur Schwarzen Magie ist allerdings - zumindest für den modernen
westlichen Menschen - kaum eine gangbare Alternative. Die Wissenschaft
reagiert auf Nichtwissen traditionell mit dem Streben, dieses Nichtwissen
zu reduzieren. Doch, so macht die Soziologin Prof. Claudia Peter in ihrem
Beitrag deutlich: Jedes neue Wissen bringt auch neues Nicht-Wissen hervor.
Peters begleitet zusammen mit dem Mediziner Rolf Schlößer werdende Eltern,
bei deren Kindern eine Fehlbildung diagnostiziert wurde. Die moderne
Medizin erhöht die Chance auf das Überleben dieser Kinder - und
konfrontiert Eltern und Mediziner zugleich mit Fragen, die sich ihnen
bislang nicht gestellt hätten.

Wie gehen Menschen mit Ungewissheit und Nichtwissen um? Das Heft gibt dazu
sehr unterschiedliche Antworten, abhängig von der Disziplin, die das Thema
bearbeitet. Aufgenommen sind Beiträge aus der Mathematik, der Physik, der
Informatik, aber auch aus Politologie, Ethnologie, Philologie,
Archäologie, Ökonomie und Theologie.

Hier einige Highlights aus der aktuellen Ausgabe:

• "Wer Ungewissheit beseitigen will, züchtet nur Sorgen": Unter
diesem Titel erläutert Ulrich Stangier, Professor für Klinische
Psychologie und Psychotherapie, welche Strategien Menschen entwickeln, um
die "Sorgenkrankheit" zu bewältigen. Sorge und Angst gehören zum
menschlichen Leben. Doch wenn das Gedankenkarussell nicht aufhört zu
kreisen und scheinbar grundlose Ängste uns einengen, ist es Zeit zu
handeln. Die Psychotherapie bietet hierzu ein bewährtes Instrumentarium.

• Bakterien haben ein beeindruckendes Repertoire zur Verfügung, um
mit schwierigen und ungewissen Lebenssituationen fertig zu werden. Wie
Jörg Soppa, Professor für Biologie und Genetik von Prokaryonten, in seinem
Beitrag deutlich macht, besteht ihre Strategie aus "Fasten und Feiern".
Innerhalb von Minuten können Bakterien von einem schwelgerischen
Lebensstil zur Askese übergehen - notfalls auch Jahrzehnte auf bessere
Zeiten warten.

• Unvorhersehbar sind die (Neben)Wirkungen, die aus der Anwendung
der Genschere CRISPR/Cas erwachsen können. Einerseits werden in die
Gentherapie große Hoffnungen gesetzt. Andererseits wächst die Angst vor
Missbrauch. Hier ist eine breite ethische und politische Diskussion
gefragt, so das Resümee unseres freien Autors, des
Wissenschaftsjournalisten Joachim Pietzsch. Die aktuelle Debatte um die
angeblich erste Genmanipulation bei menschlichen Embryonen in China gibt
ihm Recht.

• Die moderne Wissenschaft wird oft mit Faktenwissen gleichgesetzt.
Doch ohne das Nachdenken über die Welt, wie es in den
Geisteswissenschaften stattfindet, ist Wissenschaft nicht denkbar. Eine
religionsphilosophische Verortung von Wissen, Meinen und Glauben nimmt
Prof. Thomas M. Schmidt vor - und macht deutlich: Glaube ist alles andere
als "alternative Fakten".

• Immer zuverlässiger sind in den vergangenen Jahren die Vorhersagen
von Klimamodellen geworden. Doch werden wir selbst mit noch
leistungsfähigeren Computern nie in der Lage sein, das Wetter und das
Klima auf einer Nanoskala vorherzusagen, erläutert der Atmosphärenforscher
Prof. Ulrich Achatz in seinem Beitrag. Der verbleibende Grad an
Unsicherheit ist für ihn eine der zentralen wissenschaftlichen
Herausforderungen unserer Zeit.

• Unsicherheit und Ungewissheit auf ganz anderem Gebiet nimmt der
Linguist Dr. Dr. Thomas Strobel in den Fokus. Fast jeder grübelt zuweilen:
Heißt es "er buk" oder "er backte", "den Pilot" oder "den Piloten"? Gerade
wer bewusst mit Sprache umgeht, stößt immer wieder auf solche
grammatikalischen Zweifelsfragen. Kein Grund zum Verzweifeln - sondern ein
Weg zum tieferen Verständnis, wie Sprache funktioniert.

• Dass das Nichtwissen um die Zukunft und um die tatsächlichen
Gefahren der Gegenwart Unsicherheit hervorruft, liegt auf der Hand. Wie
dieses Gefühl instrumentalisiert werden kann, das zeigt aktuell der
derzeitige US-Präsident. Aber auch die Europäische Union und China setzten
in der Vergangenheit immer wieder auf die Erzählung von Unsicherheit und
Ungewissheit, um bestimmte Ziele zu erreichen, wie das Autorenduo der
Professoren Iwo Amelung (Sinologie) und Christoph Cornelißen (Neuere
Geschichte) berichtet.

Welche Perspektiven sich darüber hinaus aus dem Thema Unsicherheit ergeben
haben, können Sie bei einer Entdeckungsreise durch unser Heft ersehen.

Die aktuelle Ausgabe von "Forschung Frankfurt" (2/2018) kann von
Journalisten kostenlos bestellt werden bei: ott@pvw.uni-frankfurt.de. Im
Internet ist sie zu finden unter:

www.forschung-frankfurt.uni-frankfurt.de.

Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in
GOETHE-UNI online (www.aktuelles.uni-frankfurt.de)


Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der drittmittelstärksten und drei
größten Universitäten Deutschlands mit drei Exzellenzclustern in Medizin,
Lebenswissenschaften sowie Geistes- und Sozialwissenschaften. Zusammen mit
der Technischen Universität Darmstadt und der Universität Mainz ist sie
Partner der länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz
Rhein-Main (siehe auch www.uni-frankfurt.de/59086401/rhein-main-allianz).

Internet: www.uni-frankfurt.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 03.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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REPORTAGE/548: WDR - Diesen Kampf werde ich gewinnen! Krebs bei jungen Menschen, 6.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Diesen Kampf werde ich gewinnen! Krebs bei jungen Menschen

Ein Film von Jens Niehuss und Marcel Martschoke

Menschen hautnah 

Donnerstag, 06.12.2018, 22.40 - 23.25 Uhr, WDR Fernsehen



Seit Wochen bangt Lisa: "Ich habe Angst vor der finalen Untersuchung.
Sie wird zeigen, ob die Therapie angeschlagen hat, ob der Tumor
wirklich vernichtet wurde." Mit 24 Jahren, kurz vor ihrem Staatsexamen
zur Grundschullehrerin machte sich der Lymphdrüsenkrebs bemerkbar.
Seit damals steht Lisas Leben Kopf.

In Deutschland erkranken jährlich 15.000 junge Erwachsene an Krebs.
Eine Diagnose, die auf besondere Weise niederschmetternd ist, weil
andere gerade zu studieren beginnen, im Beruf durchstarten oder eine
Familie gründen. Während man in langen Therapien auf Heilung wartet,
setzen Freundinnen und Freunde die ersten Karriereschritte, die ersten
Kinder werden geboren. Bei jungen Krebskranken liegt die Zukunft im
Ungewissen. Vielen fehlt die finanzielle Absicherung und nicht selten
hat der Krebs in jungen Jahren sogar einen besonders aggressiven
Verlauf. Langzeitfolgen und Unfruchtbarkeit belasten die Perspektiven
und im schlimmsten Fall kommt die Krankheit wieder. So wie bei Julian
(26) aus Mainz und Karolina (20) aus Aachen.

Für den Film "Diesen Kampf werde ich gewinnen" begleiten die Autoren
Jens Niehuss und Marcel Martschoke drei junge Erwachsene, die in ihrer
Stärke und Zuversicht beispielhaft sind. Sie meistern auf
ungewöhnliche Weise ihren Alltag und bauen ihr Leben von Therapie zu
Therapie immer wieder neu auf. Jeder der Drei hat einen anderen Weg
gefunden, mit dem Jetzt und mit der ungewissen Zukunft umzugehen.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 3. Dezember 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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UNTERHALTUNG/620: WDR - 1LIVE Krone 2018, 6.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemeldung vom 3. Dezember 2018

1LIVE Krone 2018

Musikalische Show-Highlights von Anne-Marie, Mark Forster, Namika,
LEA, Amanda, Bosse und AnnenMayKantereit

Produktion: 1LIVE

Moderation: Luke Mockridge

06. Dezember ab 20:15 Uhr

Live in 1LIVE und auf 1live.de, Do., 06.12., 20.15 Uhr

Live im WDR Fernsehen, Do., 06.12., 20.15 Uhr

Das Erste, Fr., 07.12., 01.20 Uhr



Sonderpreis für "Jamel rockt den Förster" - Veranstalter Birgit
und Horst Lohmeyer

In drei Tagen steigt die 19. 1LIVE Krone in der Bochumer
Jahrhunderthalle. Den Sonderpreis der Redaktion erhalten in diesem
Rahmen Birgit und Horst Lohmeyer für ihre Zivilcourage und ihren
langjährigen Einsatz für Demokratie und Toleranz.

Das Ehepaar veranstaltet seit 2007 jährlich das Open Air Festival
"Jamel rockt den Förster" - auf ihrem privaten Forsthof in Jamel
(Mecklenburg-Vorpommern). Mit ihrem ehrenamtlich organisierten,
nicht-kommerziellen Festival bieten Birgit und Horst Lohmeyer etwa
2.500 Besuchern pro Jahr ein großes Musikprogramm mit
kulturell-politischem Rahmen im ländlichen Raum.

Unter dem Motto "Rockmusik für Demokratie und Toleranz" gelingt es dem
Paar seit nunmehr zwölf Jahren, den erstarkenden rechten Kräften in
der Region "demokratischen Gegenwind" entgegenzusetzen. Auch als ein
Brandanschlag ihre Scheune im Jahr 2015 komplett zerstörte, reagierten
die Schriftstellerin und der Musiker mit einem mutigen "Jetzt erst
recht!" und veranstalteten wenige Tage später die neunte Ausgabe ihres
Festivals.

Birgit und Horst Lohmeyer erzeugen durch ihren großen
zivilgesellschaftlichen Einsatz bundesweit politische Aufmerksamkeit
sowie positive mediale Resonanz und prangern so die rechtsradikalen
Entwicklungen in ihrer Region scharf an.

Prominente Unterstützung und Solidarität erhalten sie dabei durch
zahlreiche Benefiz-Auftritte musikalischer Schwergewichte. In Jamel
spielten u.a. bereits Die Toten Hosen, Fettes Brot, Die Ärzte,
Kraftklub, Madsen, Beatsteaks, Casper, Marteria, Bosse und Herbert
Grönemeyer. Bela B nannte "Jamel rockt den Förster" bei seinem
Auftritt 2017 "das zur Zeit vielleicht wichtigste Festival
Deutschlands".

Jochen Rausch, Wellenchef von 1LIVE, sagt über die Preisträger: "Die
Lohmeyers erinnern uns daran, dass die Geschichte der Popmusik eng
verbunden ist mit dem Einsatz für Frieden, Toleranz und Freiheit. Ihre
nicht ungefährliche Arbeit und die große Resonanz bei vielen deutschen
Popmusikern ist der Beleg, dass die deutsche Popszene sich nicht als
reine Unterhaltungsindustrie begreift, sondern sich für eine lebendige
Demokratie und eine weltoffene Gesellschaft engagiert."


Liveshow voller musikalischer Highlights

Jubelnde Preisträger, launige Laudationen und hochkarätige
Musik-Performances machen die 1LIVE Krone aus; das Ganze lässig
präsentiert von Comedy-Rakete Luke Mockridge. Der darf am 06. Dezember
u.a. hohen internationalen Besuch ankündigen:

Anne-Marie, globaler Pop-Star aus UK und dafür mit 72
Platin-Auszeichnungen dekoriert, performt ihren Mega-Hit des Jahres
"Friends" und ihre neue Single "Perfect to me". Allzu flapsig sollte
Mockridge bei der ehemaligen Karate-Weltmeisterin wohl besser nicht
werden.

Das Special-Medley des Abends liefern Namika, LEA und Amanda gemeinsam
mit dem letztjährigen Doppel-Gewinner Mark Forster - eine Kombi, wie
es sie nur bei der Krone geben kann.

Ob AnnenMayKantereit auf der Aftershow-Party in den Release-Day ihres
neuen Albums "Schlagschatten" reinfeiern, wird erst der Abend zeigen.
Sicher ist aber, dass sie die Weltpremiere eines unveröffentlichten
Songs und ihre neue Single "Marie" bei der Krone live spielen werden!

Bosse ist gleich zweifach für eine Krone nominiert: als Bester
Künstler sowie für sein #1 Album "Alles ist jetzt". Seine ebenfalls
packende Bühnenpräsenz stellt er am 06. Dezember in Bochum einmal mehr
unter Beweis.

Letzte Chancen auf die begehrten Tickets

Die Hörer-Abstimmung geht nun in die heiße Phase, die letzten Tickets
für die Show werden unter den Voter*innen verlost. Die Aufbauarbeiten
für Deutschlands größten Radio-Award laufen bereits auf Hochtouren.

Für alle, die keine Tickets ergattern konnten, übertragen 1LIVE und
das WDR Fernsehen die Verleihung am 06. Dezember ab 20:15 Uhr live aus
Bochum.


1LIVE Krone 2018

Produktion: 1LIVE

Moderation: Luke Mockridge

Ort: Jahrhunderthalle, An der Jahrhunderthalle 1, 44793 Bochum

Termin:

Donnerstag, 6. Dezember 2018

Live in 1LIVE und auf 1live.de, Do., 06.12., 20.15 Uhr

Live im WDR Fernsehen, Do., 06.12., 20.15 Uhr

Das Erste, Fr., 07.12., 01.20 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemeldung vom 3. Dezember 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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FEATURE/1153: Deutschlandfunk Kultur - Die Geheimnisse um die Flugzeugkatastrophe von Remscheid, 5.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Kopf des Piloten an der Hauswand

Die Geheimnisse um die Flugzeugkatastrophe von Remscheid

Von Dieter Jandt

Zeitfragen. Feature

Mittwoch, 5. Dezember 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Am 8. Dezember 1988 stürzt ein US-amerikanischer Kampfbomber über
Remscheid ab: sieben Tote, 50 Verletzte und viele offene Fragen. Das
amerikanische Militär sperrt das Gebiet ab. Auf der Pressekonferenz
nach dem Unglück antworten die Vertreter der amerikanischen
Streitkräfte ausweichend auf viele Fragen. Die Bevölkerung macht das
misstrauisch. Was hat die abgestürzte Maschine an Bord gehabt? Welche
Schadstoffe? Welche Munition? Uranhaltige? Später erkranken Anwohner
und Rettungskräfte an Krebs. Veronika Wolf, Spezialistin für
Umwelttechnik und Baubiologin, kämpft bis heute um Aufklärung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2773: Deutschlandfunk - Carmela de Feos furioses Musikkabarett, 5.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

La Signora, die RuhrGEBIETERIN

Carmela de Feos furioses Musikkabarett

Von Regina Kusch

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 5. Dezember 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Mit acht erhielt sie ihren ersten Akkordeonunterricht. Zehn Jahre
später gewann sie bereits Wettbewerbe mit dem Eisenheimer
Akkordeonsextett und perfektionierte Tastenvirtuosität und
schauspielerisches Talent mit einem Studium an der Essener Folkwang
Musikhochschule. Carmela de Feo, Oberhausenerin mit italienischen
Wurzeln, hat mit La Signora eine Kabarettfigur mit hohem
Wiedererkennungswert geschaffen: Im Gouvernantenoutfit mit strengem
Knoten unter einem Haarnetz, blickdichten dunklen Kniestrümpfen und
Schönheitsfleck auf der Wange lebt die Schwarze Witwe der
Volksbelustigung gnadenlos ihr Tanz-Tourette-Syndrom aus.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2772: Deutschlandfunk - Der Bariton Gérard Souzay (1918-2004), 6.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Stilsicherer Lyriker

Der Bariton Gérard Souzay (1918-2004)

Von Christoph Vratz

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 6. Dezember 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Gérard Souzay stammte aus Angers, sein Großvater war Elsässer -
vielleicht liegen hier die Wurzeln für Souzays späterer Affinität zum
deutschen Kunstlied. Ausgebildet in Paris, trat er als Operndarsteller
vergleichsweise selten in Erscheinung. Seine sicher beste Rolle war
die des Golaud in Claude Debussys 'Pelléas et Mélisande'. Führend
blieb er bis in die 80er-Jahre als Liedsänger, bevor er sich in
fortgeschrittenem Alter mehr und mehr seiner zweiten Leidenschaft
widmete, der Malerei.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1623: Deutschlandfunk - Mode mit Echtpelz oder Kunstfell. Lässt sich Tierleid vermeiden?, 6.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mode mit Echtpelz oder Kunstfell

Lässt sich Tierleid vermeiden?

Hörertel.: 0 08 00-44 64 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 6. Dezember 2018, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Kleidung mit Pelzelementen ist zurück - Millionen Tiere mit
kuscheligem Fell müssen jedes Jahr ihr Leben dafür lassen. Zwar wollen
viele Menschen bewusst auf Pelzmäntel und Winterstiefel mit
Tierfellfutter verzichten. Aber das ist nicht leicht, denn echtes
Tierhaar wird nicht nur für exklusive Jacken, Mützen und Taschen
verarbeitet, sondern auch für günstige Mode. Pelzartige Kragen und
Stiefelfutter aus Echthaar stammen häufig von Pelztierfarmen in China
und kosten weniger als Kunstfell. Doch die Lebensbedingungen der Tiere
sind katastrophal, sagen Tierschützer.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KINDER/481: Frühe Inhalationstherapie hilft Babys mit Mukoviszidose (idw)


Universitätsklinikum Heidelberg - 30.11.2018

Frühe Inhalationstherapie hilft Babys mit Mukoviszidose



Weltweit erste Studie zur Wirksamkeit einer Präventionstherapie ab den
ersten Lebensmonaten unter Federführung des Zentrums für Kinder- und
Jugendmedizin Heidelberg abgeschlossen: Inhalation von hypertoner
Kochsalzlösung verbessert Atmung und Entwicklung insgesamt / Ergebnisse im
American Journal of Respiratory and Critical Care Medicine erschienen

Babys mit der angeborenen Multiorganerkrankung Mukoviszidose profitieren
von einer sehr früh einsetzenden Inhalationstherapie mit hypertoner
Kochsalzlösung. Ihre Lungenfunktion verbessert sich und sie legen im Lauf
eines Jahres mehr an Gewicht zu als Patienten, die eine isotone Salzlösung
inhalieren. Zu diesem Ergebnis ist eine multizentrische Studie im
Deutschen Zentrum für Lungenforschung (DZL) unter Federführung des
Zentrums für Kinder- und Jugendmedizin Heidelberg gekommen, die kürzlich
im American Journal of Respiratory and Critical Care Medicine
veröffentlich wurde. Dies ist weltweit die erste abgeschlossene
kontrollierte Studie zu einer präventiven Therapie in diesem Alter, da
erst seit kurzem nicht-invasive Methoden zur zuverlässigen Erfassung
früher Lungenschäden zur Verfügung stehen. Angesichts der hervorragenden
Ergebnisse kann die präventive Inhalationstherapie mit hypertoner
Kochsalzlösung nun für Säuglinge und Kleinkinder mit Mukoviszidose
empfohlen werden. Die teilnehmenden Studienzentren haben ihre Behandlung
bereits entsprechend umgestellt.

"Die Studie belegt erstmals den Nutzen einer präventiven Therapie, die
noch vor den ersten Symptomen im Säuglingsalter ansetzt. Darüber hinaus
konnten wir in der Studie auch zeigen, dass sich die angewandten
Untersuchungsverfahren - die Messung der Lungenbelüftung und die
Magnetresonanztomographie - sehr gut eignen, um mit geringer Belastung für
die Kinder Therapieeffekte zu überprüfen", sagt Professor Dr. Marcus Mall,
der die Studie am Universitätsklinikum Heidelberg geleitet und
mittlerweile die Leitung der Klinik für Pädiatrie mit Schwerpunkt
Pneumologie und Immunologie mit Intensivmedizin an der Charité -
Universitätsmedizin Berlin übernommen hat. "Die Arbeit ebnet damit den Weg
für die Entwicklung weiterer präventiver Therapien mit dem Ziel die
Entstehung von schweren Lungenschäden bei Patienten mit Mukoviszidose zu
verhindern oder zumindest deutlich aufzuhalten." Die Studie ist ein
Projekt des Zentrums für Translationale Lungenforschung (TLRC) Heidelberg
sowie des Mukoviszidose-Zentrums am Universitätsklinikum Heidelberg und
wurde im Deutschen Zentrum für Lungenforschung (DZL) vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) und von der Dietmar Hopp Stiftung
gefördert. Die Unterstützung der Dietmar Hopp Stiftung belief sich auf
380.000 Euro. Die Studienlösungen und Inhalationsgeräte wurden von Pari
GmbH zur Verfügung gestellt.

Für die Studie wurden insgesamt 42 Babys in den ersten drei Lebensmonaten
zufällig einer Therapie- und einer Kontrollgruppe zugeteilt, ihre
Lungenbelüftung sowie Wachstum und Gewichtsentwicklung ein Jahr lang
verfolgt. Die Kinder der Therapiegruppe inhalierten zweimal täglich eine
hypertone Kochsalzlösung, deren Salzgehalt über dem des Lungensekrets
liegt und die dazu beiträgt, die Lungenoberfläche und den Schleim in den
Atemwegen besser zu befeuchten, die Babys der Kontrollgruppe eine isotone
- in ihrer Konzentration dem Lungensekret entsprechende - Kochsalzlösung.

Die Lungenfunktion der Kinder wurde mittels Messung der Lungenbelüftung
(Lung Clearance Index, LCI) erfasst. Dabei wird die Anzahl der Atemzüge
ermittelt, die nötig sind, bis die gesamte Luft in der Lunge einmal
ausgetauscht ist. "Diese Messung zeigt sehr empfindlich an, ob sich
Atemluft in der Lunge staut, weil beispielsweise Schleimpfropfen oder
Entzündungen die Luftzirkulation behindern", erklärt Erstautorin Dr.
Mirjam Stahl, Kinder-Lungenspezialistin am Mukoviszidosezentrum und
Zentrum für Translationale Lungenforschung (TLRC) am Universitätsklinikum
Heidelberg. Zäher Schleim in den kleinen Atemwegen erschwert nicht nur die
Atmung, sondern führt im weiteren Verlauf zu Entzündungen und
Veränderungen des Lungegewebes. Zusätzlich wurden bei allen Kindern
MRT-Untersuchungen der Lunge durchgeführt, um eben solche Veränderungen und
Entzündungsherde aufzuspüren.

Nach einem Jahr entwickelte sich die Lungenbelüftung bei den Babys der
Therapiegruppe deutlich besser als bei der Vergleichsgruppe, sie waren
durchschnittlich 500 Gramm schwerer und 1,5 Zentimeter größer. Ursache für
die gute Gewichtsentwicklung sehen die Studienärzte im insgesamt besseren
Gesundheitszustand der Kinder. Im MRT-Befund gab es zu diesem frühen
Zeitpunkt nur leichte Unterschiede zwischen den beiden Gruppen. Das Fazit
von Dr. Stahl: "Diese Inhalationstherapie empfiehlt sich als eine einfache
und gut verträgliche Maßnahme, um frühe Lungenveränderungen bei
Mukoviszidose abzumildern oder hinauszuzögern. Sie verschafft den
betroffenen Kindern deutlich verbesserte Startbedingungen fürs Leben."
Alle Kinder werden im Rahmen der ebenfalls von Heidelberg aus
koordinierten Folgestudie weiter betreut. So wollen die Ärzte klären, wie
sich die präventive Therapie auf den weiteren Krankheitsverlauf auswirkt.

Dr. Ingrid Rupp, Leiterin der Dietmar Hopp Stiftung: "Die Studie zeigt
erneut: Je früher nach Diagnosestellung gehandelt wird, desto besser. Es
freut uns und den Stifter Dietmar Hopp, dass die Studie nachhaltig
betroffenen Kindern mit dieser vergleichsweise einfachen Methode helfen
kann."

Bei der angeborenen und unheilbaren Multiorganerkrankung Mukoviszidose
verstopft zäher Schleim die Atemwege, begünstigt eine chronische Infektion
und Entzündung. Beides zerstört mit der Zeit die Lunge. Kinder mit
Mukoviszidose sind aufgrund der früh einsetzenden Lungenschäden sowie
einer stark eingeschränkten Verdauung in ihrer Entwicklung beeinträchtigt
und können bei unzureichender Therapie in Wachstum und Gewicht hinter
ihren Altersgenossen zurück bleiben. Daher gilt: Je früher die Behandlung
einsetzt und je schneller schon auf leichte Verschlechterungen adäquat
reagiert wird, desto länger lassen sich Lungenschäden und Komplikationen
hinauszögern. Voraussetzung dafür ist das von den Heidelberger
Wissenschaftlern um Professor Mall auf den Weg gebrachte und 2015
deutschlandweit eingeführte Neugeborenen-Screening für Mukoviszidose, das
betroffene Kinder zuverlässig identifiziert. Diese Früherkennung hat
erstmals ein schmales Zeitfenster für präventive Therapieansätze geöffnet.
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Weitere Informationen im Internet:

Pädiatrische Pneumologie, Allergologie und Mukoviszidose Zentrum:

http://www.klinikum.uni-heidelberg.de/Sektion-Paediatrische-Pneumologie-Allergol...
Deutsches Zentrum für Lungenforschung: 

http://www.dzl.de/
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ONKOLOGIE/1943: Krebsgenomanalyse auf dem Weg in die klinische Anwendung (idw)


Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 29.11.2018

NCT/DKTK-MASTER: Krebsgenomanalyse auf dem Weg in die klinische Anwendung



Wissenschaftler können heute Tumorzellen immer detaillierter betrachten
und so besser verstehen, wie sich Krebszellen von gesunden unterscheiden.
Ärzte und Wissenschaftler vom Nationalen Centrum für Tumorerkrankungen
(NCT), dem Institut für Pathologie des Universitätsklinikums Heidelberg
(UKHD) und dem Deutschen Krebskonsortium (DKTK) haben Daten aus
Krebsgenomanalysen in einer prospektiven Studie systematisch überprüft.

Innerhalb von drei Jahren wurden über 200 Patienten mit fortgeschrittenen
oder schwer behandelbaren Tumorerkrankungen untersucht, bei denen im
sogenannten NCT/DKTK-MASTER-Programm eine Krebsgenomanalyse durchgeführt
wurde. In der aus dem Programm hervorgehenden Validierungsstudie zeigen
die Wissenschaftler, wie sich umfängliche Krebsgenomanalysen und deren
Auswertung so optimieren lassen, dass sie klinisch eingesetzt werden
können.

Das NCT Heidelberg ist eine gemeinsame Einrichtung des Deutschen
Krebsforschungszentrums (DKFZ), des Universitätsklinikums Heidelberg
(UKHD) und der Deutschen Krebshilfe.

Bei den meisten Krebserkrankungen sind Defekte im Erbgut die Ursache für
das unkontrollierte Wachstum der Zellen. Das Muster genetischer
Veränderungen kann sich allerdings von Patient zu Patient oder sogar
innerhalb eines Tumors unterscheiden. Um die einzelne Krankheit besser zu
verstehen, ist es daher wichtig, diese Muster zu kennen. Darüber hinaus
eignen sich bestimmte Genveränderungen als Angriffspunkte für
zielgerichtete Therapien. Um auch kleinste genetische Defekte innerhalb
einer Zelle zu entdecken, braucht es präzise Untersuchungsmethoden, die
sowohl das Erbgut nach Fehlern durchsuchen als auch die Eiweißmoleküle
einer Zelle. Zu diesen präzisen Analysemethoden gehören die
Omics-Technologien. Sie sind neuartige Verfahren, mit denen sich in kurzer Zeit
molekulare Profile von Zellen, Geweben und Tumoren erstellen lassen. Eine
besondere Rolle spielen dabei die Technologien zur
Krebsgenomsequenzierung. Sie können genetische Veränderungen umfassend und
gleichzeitig detailliert erfassen.

Mit dem MASTER (Molecularly Aided Stratification for Tumor
Eradication)-Programm hat das NCT Heidelberg zusammen mit seinen Heidelberger Partnern
DKFZ und UKHD Infrastrukturen geschaffen, um umfassende Krebsgenomanalysen
als festen Bestandteil einer molekularen Diagnostik im klinischen Alltag
zu etablieren. Mittlerweile wurde das Programm in Deutschland auf alle
sieben DKTK Partnerstandorte ausgeweitet, u.a. durch den Aufbau und die
Vernetzung der molekularen Tumorboards. NCT und UKHD bieten eine breite
und auf die jeweilige klinische Konstellation abgestimmte molekulare
Analytik für Patienten mit Krebserkrankungen an. Komplementär zu einer
fokussierten Genanalytik, die am Standort Heidelberg bei entsprechender
klinischer Indikation für alle onkologischen Patienten zur Verfügung
steht, zielt das MASTER-Programm darauf ab, bei jungen Patienten mit Krebs
im fortgeschrittenen Stadium und Patienten mit seltenen Tumorerkrankungen
durch den Einsatz einer sehr breiten Krebsgenomanalytik neue, an das
individuelle Tumorprofil angepasste Behandlungsansätze zu identifizieren.

In der vorliegenden Studie analysierten die Forscher im Zeitraum von 2013
bis 2016 mehr als 200 Krebspatienten aller DKTK-Standorte, bei denen im
MASTER-Programm eine umfassende Krebsgenomanalyse durchgeführt wurde. Das
Ziel der Untersuchungen bestand darin, die gefundenen Genveränderungen mit
Hilfe von etablierten Methoden zu überprüfen, die in der Diagnostik von
Krebserkrankungen schon lange eingesetzt werden.

Die detaillierten Auswertungen und Kontrollschritte ermöglichten es den
Wissenschaftlern, die Arbeitsabläufe und Prozesse für die molekulare
Analyse der Krebspatienten zu verbessern und die Verlässlichkeit der
resultierenden klinischen Aussagen zu erhöhen. "Wir wissen nun genauer,
dass die Analysen im MASTER-Programm insgesamt sehr zuverlässig sind,
haben aber auch Schwachpunkte identifiziert und eliminiert. Das gilt
insbesondere beim Nachweis von sogenannten Genfusionen, die häufig bei
Krebs auftreten. Die Ergebnisse sind ein wichtiger Schritt auf dem Weg zum
breiten klinischen Einsatz molekularer Analysen," sagt Professor Stefan
Fröhling, kommissarischer Geschäftsführender Direktor des NCT Heidelberg.

"Die MASTER-Validierungsstudie ist zurzeit die weltweit größte und
systematischste ihrer Art. Auch in Nordamerika gibt es nur ganz wenige
Programme, die einen ähnlichen Ansatz verfolgen", berichtet Professor
Albrecht Stenzinger, Leiter des Molekularpathologischen Zentrums am UKHD.
"Möglich wurde die umfangreiche Studie nur durch die beispielhafte
interdisziplinäre Zusammenarbeit von Ärzten, Molekularbiologen,
Bioinformatikern, Humangenetikern und Pathologen und durch das
Zusammenspiel der verschiedenen Institutionen."

Seit 2016 wurden weitere Patienten über das MASTER-Programm molekular
analysiert. "Mittlerweile haben wir das Tumorgenom von mehr als 1100
Patienten ausgewertet und die Ergebnisse in die weitere Therapieplanung
einbezogen", ergänzt Stefan Fröhling.
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ONKOLOGIE/1942: Hoffnung auf besseren Erfolg bei Stammzelltherapie gegen Leukämie (idw)


Universität Zürich - 28.11.2018

Hoffnung auf besseren Erfolg bei Stammzelltherapie gegen Leukämie



Die Transplantation von Stammzellen ist eine wirksame Therapie gegen
Leukämie. Doch in vielen Fällen greifen die Spenderzellen das Gewebe des
Empfängers an - oft mit tödlichem Ausgang. Forschende der Universität
Zürich haben nun einen Botenstoff identifiziert, der dabei eine
Schlüsselrolle spielt. Die Blockierung dieses Botenstoffs könnte die
Überlebenschancen signifikant verbessern.

Für Menschen, die an Leukämie oder Knochenmarkkrebs erkrankt sind, bietet
eine Stammzelltherapie die Chance auf eine vollständige Genesung. Hierfür
werden die vom Krebs befallenen Zellen zunächst durch Chemotherapie oder
Bestrahlung zerstört und dann durch gesunde Blutstammzellen eines Spenders
ersetzt. Die Spenderzellen produzieren nicht nur neue Blutzellen, sondern
eliminieren auch die restlichen Krebszellen im Körper der Patienten und
verhindern so einen späteren Rückfall.

Eine gefährliche Abstossungsreaktion

Doch eine solche Behandlung ist nicht ohne Risiko: In 30-60% der Fälle
attackieren und zerstören die Spenderzellen das gesunde Gewebe des
Empfängers - betroffen sind vor allem die Leber, der Darm und die Haut.
Bei etwa der Hälfte der Betroffenen führt eine solche
Graft-versus-Host-Reaktion sogar zum Tod. Deshalb versuchen die Ärzte, die Reaktion mit
Medikamenten, die das Immunsystem hemmen, zu unterdrücken. Doch dieses
Vorgehen hat auch einen Nachteil: Es vermindert die Abtötung der
restlichen Krebszellen durch die Spenderzellen. «Es bräuchte dringend eine
Methode, welche die Graft-versus-Host-Reaktion reduziert, aber
gleichzeitig die Wirkung der transplantierten Zellen gegen die Krebszellen
erhält», sagt Professor Burkhard Becher vom Institut für Experimentelle
Immunologie der UZH.

Ein Zytokin löst den Angriff aus

Seinem Team ist nun in Zusammenarbeit mit dem Universitätsspital Zürich
und dem Universitätsklinikum Freiburg (DE) ein wichtiger Schritt in diese
Richtung gelungen. Die Forschenden konnten nachweisen, dass ein Botenstoff
des Immunsystems, das sogenannte Zytokin GM-CSF, ein entscheidender Faktor
für das Auslösen der Graft-versus-Host-Reaktion ist. Dieses Zytokin, das
von einer bestimmten Art von weissen Blutzellen produziert wird, hilft
gesunden Menschen bei der Bekämpfung von Entzündungen.

Die Forscher konnten im Mausmodell zeigen, dass Spenderzellen bei der
Graft-versus-Host-Reaktion grosse Mengen an GM-CSF produzieren. Erhielten
die Mäuse jedoch Spenderzellen, die den Botenstoff nicht herstellen
konnten, so waren sie vor der Abstossungsreaktion geschützt. «Das
Ausschalten dieses Zytokins ist also eine sehr präzise Methode, um die
Gewebeschäden durch die Graft-versus-Host-Reaktion zu unterdrücken», so
Becher.

Der Effekt gegen Krebszellen bleibt erhalten

Allerdings befürchteten die Immunologen zunächst, dass das Ausschalten von
GM-CSF auch die Fähigkeit der Spenderzellen beeinträchtigt, die
Tumorzellen abzutöten. Doch weitere Untersuchungen ergaben, dass dies
nicht der Fall war. «Dies war für uns ein wirklich überraschendes
Ergebnis», sagt Sònia Tugues, eine der Erstautorinnen der Studie, «denn
bis jetzt dachte man, dass diese beiden Reaktionen durch den gleichen
Mechanismus des Immunsystems gesteuert werden.» Die Forscher glauben
deshalb, dass sie auf eine Methode gestossen sind, mit der sich erwünschte
und unerwünschte Aktivitäten der Spenderzellen voneinander entkoppeln
lassen.

Die Ergebnisse von der Maus auf den Menschen übertragen

Als nächstes überprüften die Wissenschaftler, ob GM-CSF im Menschen die
gleiche zentrale Rolle spielt wie in der Maus. Hierfür analysierten sie
Proben von Patienten, die von einer Graft-versus-Host-Reaktion betroffen
waren. Es zeigte sich, dass die Produktion des Zytokins in diesen Proben
ebenfalls erhöht war - je stärker die Patienten unter der
Graft-versus-Host-Reaktion litten, umso höher war der gemessene Wert.

Die Forschenden möchten nun in einer klinischen Studie testen, ob die
Blockade von GM-CSF die Graft-versus-Host-Reaktion nach einer
Stammzell-Transplantation unterdrücken kann. Hierfür stehen sie schon in Kontakt mit
einem Unternehmen, das einen monoklonalen Antikörper gegen GM-CSF
entwickelt hat. «Wenn dabei trotzdem die Anti-Tumor Wirkung erhalten
bleibt, wird die Erfolgsquote der Stammzelltherapien steigen und mit viel
weniger Risiko verbunden sein», so Becher. «Dieser therapeutische Ansatz
ist besonders vielversprechend für die Patienten mit der schlechtesten
Prognose und dem grössten Sterberisiko.»
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ZAHN/275: Erfolgsrate geprüfter Zahnimplantate (idw)


Deutsche Gesellschaft für Implantologie im Zahn-, Mund- und Kieferbereich e. V. - 28.11.2018

Geprüfte Zahnimplantate haben wissenschaftlich belegte, hohe klinische Erfolgsraten



Generell sollten nur Zahnimplantate eingesetzt werden, deren
Langzeiterfolg in klinischen Studien belegt ist, empfiehlt die Deutsche
Gesellschaft für Implantologie anlässlich ihres 32. Kongresses, der vom
29.11. bis 1.12. in Wiesbaden stattfindet.

In Deutschland werden von Zahnärztinnen und Zahnärzten pro Jahr
schätzungsweise 1,3 Millionen Zahnimplantate gesetzt. Entsprechend der
Einteilung von Medizinprodukten in insgesamt vier Risikoklassen werden
Implantate - aus Titan oder Keramik - der Risikoklasse IIb zugeordnet
(hohes Risiko). In dieser Gruppe befinden sich beispielsweise auch
Intraokularlinsen.

Angesichts von mehr als 200 verschiedenen Implantatsystemen, die auch
hierzulande verfügbar sind, empfiehlt die Deutsche Gesellschaft für
Implantologie im Zahn-, Mund- und Kieferbereich als
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft generell den Einsatz von Implantatsystemen,
die wissenschaftlich dokumentiert und deren Langzeiterfolg in klinischen
Studien nachgewiesen wurde. "Diese Studien belegen, dass die Erfolgsraten
einer Implantattherapie nach zehn Jahren zwischen 93 und 98 Prozent
liegen. Wir als Gesellschaft kooperieren darum auch nur mit Herstellern,
die eine qualitäts- und wissenschaftlich orientierte Entwicklungsarbeit
leisten", sagt DGI-Präsident Prof. Dr. Frank Schwarz.

"Wir empfehlen auch Patientinnen und Patienten, im Falle einer geplanten
Implantatbehandlung, ihren Zahnarzt oder ihre Zahnärztin zu fragen, ob für
das jeweils empfohlene System der Langzeiterfolg wissenschaftlich belegt
ist." Auch die Deutsche Stiftung Implantologie, eine Stiftung der
Gesellschaft, setzt sich für eine gute Patienteninformation ein.

Die Gesellschaft begrüßt die neue europäische Verordnung über
Medizinprodukte (MDR), die bis 2020 bisherigen Regelungen ablöst, aber
ihre Wirkungs bereits jetzt schon entfaltet. Prof. Schwarz: "Die
CE-Kennzeichnung ist per se leider kein Beleg für eine klinische
Dokumentation. Durch die neue Medizinprodukteverordnung werden nun die
Anforderungen an eine Zulassung und zukünftige Rezertifizierung deutlich
verschärft. Eine qualitativ hochwertige klinische Dokumentation obliegt
dann nicht mehr nur dem good will des Herstellers."

Das Potenzial der personalisierten Medizin zeigt sich in der Zahnmedizin.
Die Deutsche Gesellschaft für Implantologie im Zahn-, Mund- und
Kieferbereich e.V. hat ihren 32. Kongress diesem Thema gewidmet. Die
Tagung, an der mehr als 1500 Zahnärztinnen und Zahnärzte aus zehn Ländern
teilnehmen, findet vom 29. November bis 1. Dezember 2018 in Wiesbaden
statt.
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FORSCHUNG/3953: Schalter für die Regeneration von Nervenzell-Isolierschicht entdeckt (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 30.11.2018

Schalter für die Regeneration von Nervenzell-Isolierschicht entdeckt



Ein internationales Forscherteam hat einen Mechanismus entdeckt, der die
Regeneration der Isolierschicht von Nervenzellfortsätzen steuert. Diese
Isolierung, auch Myelinscheide genannt, ist entscheidend für eine schnelle
Signalübertragung zwischen den Zellen. Schäden an der Myelinscheide, wie
sie bei Multipler Sklerose vorkommen, können die Funktion des
Nervensystems stark beeinträchtigen. In der Zeitschrift "Glia" beschreibt
das Team um Dr. Annika Ulc, Dr. Simon van Leeuwen und Prof. Dr. Andreas
Faissner von der Ruhr-Universität Bochum, die Ergebnisse gemeinsam mit
Kollegen aus Edinburgh, Münster und Hannover. Der Artikel wurde online am
18. November 2018 veröffentlicht.

"Wir hoffen, einen Ansatzpunkt gefunden zu haben, um die Reparatur des
Myelins pharmakologisch beschleunigen zu können", sagt Andreas Faissner,
Leiter des Bochumer Lehrstuhls für Zellmorphologie und Molekulare
Neurobiologie.

Komplexer Herstellungsmechanismus

Die Myelinscheide wird von bestimmten Zellen des Nervensystems gebildet,
den Oligodendrozyten. "Die Herstellung der Isolierschicht erfordert
komplexe Veränderungen der Zellgestalt und ihrer Fortsätze", erklärt
Faissner. Das Forscherteam beschäftigte sich in der vorliegenden Arbeit
mit molekularen Schaltern, die die Zellgestalt kontrollieren. Die Bochumer
Gruppe kooperierte zu diesem Zweck mit dem Centre for Regenerative
Medicine, University of Edinburgh, dem Institut für Neuropathologie am
Uniklinikum Münster und der Abteilung für Zelluläre Neurophysiologie der
Medizinischen Hochschule Hannover.

Verlangsamte Regeneration ohne Regler Vav3

In ihrer Studie belegten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eine
besondere Rolle des Signalmoleküls Vav3. Dieses regelt die Aktivität von
anderen Molekülen, die wie molekulare Schalter bestimmte Signalprozesse
aktivieren oder deaktivieren. Die Forscher zeigten, dass in
Oligodendrozyten, die den Regler Vav3 nicht besitzen, auch die Aktivität
der molekularen Schalter verändert war. Sie untersuchten außerdem, wie
sich das Fehlen von Vav3 auf die Regeneration der Myelinscheide in
kultivierten Zellen auswirkte, deren Isolierschicht beschädigt worden war.
Das Ergebnis: Ohne Vav3 bildete sich die neue Myelinschicht langsamer
wieder aus als in Zellkulturen mit Vav3. Diese Resultate bestätigten sich
auch in Versuchen mit Mäusen, denen Vav3 fehlte und die ebenfalls eine
verlangsamte Regeneration des Myelins aufwiesen.

Die Signalmechanismen der hier untersuchten molekularen Schalter vom Typ
Rho-A sind relativ gut erforscht. "Zusammen mit dem Wissen um die
Bedeutung des Reglers Vav3 könnte es künftig möglich sein, die molekularen
Schalter gezielt so zu steuern, dass die Regeneration der Myelinscheide
beschleunigt werden kann", so Faissner.

Förderung

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) förderte die Arbeiten im Rahmen
des Sonderforschungsbereichs 642, der bis 2016 an der RUB gefördert wurde
und dessen Sprecher Prof. Dr. Klaus Gerwert war. Weitere Förderung der DFG
kam durch die Projekte FA 159/24-1, ZE 994/2 sowie das Exzellenzcluster
Rebirth (EXC 62/3) und das Schwerpunktprogramm SPP1757. Außerdem wurden
die Arbeiten vom Kompetenznetzwerk Stammzellforschung NRW unterstützt.
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FORSCHUNG/3952: Großhirnrinde lernt schneller als gedacht (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 29.11.2018

Großhirnrinde lernt schneller als gedacht

Tübinger Forscher machen Gedächtnisspuren beim Menschen sichtbar



An der Speicherung von Informationen im Gehirn ist die Großhirnrinde
offenbar deutlich früher und stärker beteiligt als von der Wissenschaft
bislang angenommen. Ein Forschungsteam der Universität Tübingen und des
Tübinger Max-Planck-Instituts für biologische Kybernetik um Svenja Brodt,
Professor Steffen Gais und Dr. Monika Schönauer konnte mit hochauflösenden
bildgebenden Verfahren nachweisen, dass die Großhirnrinde schon früh bei
Lernvorgängen hinzugezogen wird. Damit muss das Modell revidiert werden,
nach dem dieser Bereich des Gehirns nur langsam lernt. Die Studie der
Tübinger Neurowissenschaftlerinnen und Neurowissenschaftler wurde im
Fachjournal Science veröffentlicht.

Seit Jahrhunderten sind Forscher dem Gedächtnis auf der Spur - und dies im
wahrsten Sinne des Wortes. Denn die Prozesse, die bei der Bildung einer
Gedächtnisspur ablaufen, blieben lange Zeit unaufgeklärt. Traditionelle
Modelle gehen davon aus, dass es im Gehirn zwei Gedächtnissysteme gibt:
zum einen den Hippocampus, der große Informationsmengen schnell aufnimmt,
und zum anderen die Großhirnrinde, in der sich Gedächtnisspuren, also
dauerhafte Änderungen durch Speicherung und Festigung neuer Informationen
nur langsam, aber stabil entwickeln.

Untersuchung der physischen Spuren des Lernens

In der neuen Studie stellten die Wissenschaftler ihren Probanden eine
Lernaufgabe, in der sie sich in mehreren Runden Objektpaare und deren
räumliche Anordnung auf einem Bildschirm einprägen mussten, ähnlich wie
bei dem Gesellschaftsspiel "Memory". Während sie diese Aufgabe ausführten,
wurde ihre Gehirnaktivität in einem Magnetresonanztomografen (MRT)
aufgezeichnet. Zusätzlich führten die Wissenschaftler eine spezielle
Messung durch, die die Feinstruktur des Gewebes abbildet. Sie setzten
dabei den sogenannten Diffusions-MRT ein, bei dem die Stärke der Bewegung
von Wassermolekülen im Gehirn quantitativ dargestellt wird. Da die
Wasserbewegungen durch Zellmembranen eingeschränkt werden, erhalten die
Wissenschaftler aus dem Bewegungsbild im Rückschluss detaillierte
Informationen über die Gewebestruktur. Die Messungen wurden zu drei
Zeitpunkten durchgeführt: unmittelbar vor der Lernaufgabe, 90 Minuten und
zwölf Stunden danach. "Durch den Vergleich der Diffusionsaufnahmen vor und
nach dem Lernen mit einer Kontrollbedingung können wir Rückschlüsse auf
kleinste Veränderungen in der Gewebestruktur ziehen, die durch den
Lernvorgang verursacht wurden", erklärt Svenja Brodt, die Erstautorin der
Studie. Dadurch ließen sich Gedächtnisspuren auch später noch im inaktiven
Zustand beobachten, nachdem die Lernaufgabe abgeschlossen ist.

"Wir bewegen uns weg von reinen Momentaufnahmen, die während des
Aufnehmens oder Abrufens von Informationen durch funktionelle
Magnetresonanztomografie gemacht werden können, hin zur Untersuchung der
physischen Spuren, die die Speicherung von Informationen in unserem Gehirn
hinterlässt", so Brodt. Mithilfe der Diffusionsbildgebung konnten die
Forscher bereits 90 Minuten nach dem Lernprozess strukturelle
Veränderungen in der Großhirnrinde messen und zwar in genau jenen
Regionen, die während der Lernaufgabe starke gedächtnisbezogene Aktivität
gezeigt hatten. Die größten Veränderungen zeigte der hintere Teil des
Scheitellappens, der posteriore Parietalkortex. Je stärker diese
Veränderungen waren, desto besser konnten sich die Probanden die
Objektpaare langfristig merken.

Stabile Veränderungen in der Großhirnrinde

"Diese Strukturveränderungen sind kein kurzfristiges Nebenprodukt einer
erhöhten Zellaktivität während des Lernens, da sie über mindestens zwölf
Stunden stabil bleiben", sagt die Studienleiterin Monika Schönauer. Aus
Studien an Tieren wisse man, dass diese Veränderungen mit Prozessen
einhergehen, die direkt mit einer Verstärkung der Schaltstellen zwischen
Nervenzellen zusammenhängen, den sogenannten synaptischen Verbindungen.
"Unsere Ergebnisse bestätigen, dass die Großhirnrinde schon früh im
Lernvorgang hinzugezogen wird, und unmittelbar an der physischen
Speicherung der Informationen beteiligt ist", sagt Schönauer. "Die frühere
Annahme, dass die Großhirnrinde nur langsam lernt, ist nun nicht mehr
haltbar."

Steffen Gais, der Leiter der Arbeitsgruppe, setzt hinzu: "Unsere Befunde
der letzten Jahre haben große Bedeutung für die Weiterentwicklung der
gängigen Theorien zur Gedächtnisbildung." Die neuen Erkenntnisse böten
eine Erklärung dafür, dass es selbst Patienten mit Schädigungen im
Hippocampus teilweise möglich ist, neue Informationen zu lernen und zu
behalten. Die weitere Erforschung der Bedingungen, unter denen
Informationen direkt in der Großhirnrinde gespeichert werden, könne
langfristig zur Entwicklung von neuen Lernstrategien bei bestimmten
Gedächtnisstörungen beitragen.


Originalpublikation:

S. Brodt, S. Gais, J. Beck, M. Erb, K. Scheffler, M. Schönauer: Fast track
to the neocortex: A memory engram in posterior parietal cortex. Science,
30. November 2018.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81
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STATISTIK/110: Mehr jugendliche Komasäufer in Schleswig-Holstein (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 3. Dezember 2018

Mehr jugendliche Komasäufer in Schleswig-Holstein

DAK-Gesundheit: 2017 landeten 681 Kinder und Jugendliche mit einer Alkoholvergiftung im Krankenhaus



Der positive Trend aus dem Vorjahren setzt sich nicht fort: In
Schleswig-Holstein ist die Zahl jugendlicher Komasäufer gestiegen. Im
Jahr 2017 kamen nach aktuellen Informationen der DAK-Gesundheit 681
Kinder und Jugendliche mit einer Alkoholvergiftung ins Krankenhaus.
Nach bislang unveröffentlichten Zahlen des Statistischen Landesamtes
stieg die Zahl der Betroffenen im Vergleich zu 2016 um drei Prozent.

Im vergangenen Jahr landeten 391 Jungen und 290 Mädchen aus
Schleswig-Holstein im Alter zwischen zehn und 20 Jahren nach
Alkoholmissbrauch in der Klinik. Das waren genau 20 mehr als im Jahr
2016. Die Zahl der männlichen Betroffenen stieg im Vergleich zum
Vorjahr um vier Prozent an. Bei Mädchen und jungen Frauen gab es einen
leichten Anstieg von 1,8 Prozent. Den größten prozentualen Anstieg (20
Prozent) gab es bei den zehn bis unter 15-jährigen Jungen. In dieser
Altersgruppe kamen 2017 insgesamt 29 Rauschtrinker in die Klinik -
fünf Kinder mehr als im Vorjahr. Im Langzeitvergleich zum Jahr 2006
stieg die Zahl der jugendlichen Komasäufer um 22 Prozent. Schirmherr
der Aktion in Schleswig-Holstein ist erneut Gesundheitsminister Dr.
Heiner Garg.

Schleswig-Holsteins Gesundheitsminister Heiner Garg betont: "Kinder
und Jugendliche müssen so gestärkt werden, dass sie selbst erkennen,
dass sinnloses Betrinken weder cool noch schlau ist. Dabei haben in
erster Linie Eltern, Freunde und das Umfeld von jungen Menschen eine
Vorbildfunktion. Aber auch durch den Wettbewerb beschäftigen sich
Jugendlichen selbstständig mit dem Thema und lernen voneinander, dass
Rauschtrinken keine Probleme löst, sondern welche schafft".

"Die negative Entwicklung zeigt uns, dass wir den Weg der
Alkoholprävention konsequent fortsetzen müssen" erklärt Cord-Eric
Lubinski, Leiter der DAK-Landesvertretung in Schleswig-Holstein. "Ich
hoffe, dass wir diesem Trend mit unserer vorausschauenden
Präventionsarbeit entgegen wirken können." Um dieses Ziel zu
erreichen, setzt die Krankenkasse gemeinsam mit dem Minister Heiner
Garg auch 2019 die erfolgreiche Aufklärungskampagne "bunt statt blau -
Kunst gegen Komasaufen" fort.

Beim Wettbewerb "bunt statt blau - Kunst gegen Komasaufen" werden im
kommenden Jahr zum zehnten Mal Schüler zwischen zwölf und 17 Jahren
aufgerufen, mit Plakaten kreative Botschaften gegen das Rauschtrinken
zu entwickeln. Die Schulen in Schleswig-Holstein werden zur Teilnahme
eingeladen. An der Kampagne nahmen seit dem Jahr 2010 mehr als 95.000
junge Künstler teil. Weitere Informationen gibt es unter 

www.dak.de/buntstattblau

 * 

Quelle:
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UMWELT/327: Pflanzenschutzmittel können Nerven schädigen (idw)


Universitätsklinikum Essen - 29.11.2018

Pflanzenschutzmittel können Nerven schädigen

Essener Neurowissenschaftler entschlüsseln den Einfluss von Glyphosat auf
Zellen des peripheren Nervensystems



Essen, 29.11.2018 - Inwieweit Glyphosat oder freiverkäufliche
glyphosathaltige Pflanzenschutzmittel Einfluss auf Zellen des peripheren
Nervensystems haben, das haben Neurowissenschaftler der Neurologischen
Klinik des Universitätsklinikums Essen (UK Essen) untersucht. Das
Ergebnis: Glyphosat-basierte Pflanzenschutzmittel können schädigenden
Einfluss auf das sogenannte periphere Nervensystem haben. Dabei spielen
nicht deklarierte und benannte Inhaltsstoffe in diesen
Pflanzenschutzmitteln eine wichtige Rolle. Die Studie wurden nun in der
renommierten Fachzeitschrift Acta Neuropathologica veröffentlicht.

Die Debatte über das Pflanzenschutzmittel Glyphosat wird kontrovers
geführt. So diskutieren Glyphosat-Befürworter und -Gegner über mögliche
Gesundheitsgefahren, die der Einsatz von Glyphosat unter anderem in
Landwirtschaft und Gärten mit sich bringen könnte. Ob Glyphosat
Krebserkrankungen oder Entzündungen verursachen kann, das ist auch 40
Jahre nach Markteinführung bisher nicht wissenschaftlich geklärt. Bisher
wurde der Einfluss von Glyphosat auf das Nervensystem kaum untersucht.
Wissenschaftler der Arbeitsgruppe für klinische und experimentelle
Neuroimmunologie unter der Leitung von PD Dr. Dr. Mark Stettner des UK
Essen haben sich daher Frage gestellt, inwieweit reines Glyphosat und frei
verkäufliche Glyphosat-Präparate wie das Breitbandherbizid "Roundop"
schädigende Effekte auf Zellen des peripheren Nervensystems haben könnten.

"Diese Glyphosat-basierten Pflanzenschutzmittel enthalten nicht eindeutig
deklarierte Hilfsstoffe, die im Verdacht stehen, eine hohe Toxizität
aufzuweisen, also giftig für Mensch und Tier sind", so PD Dr. Dr. Mark
Stettner. Die Wissenschaftler testeten verschiedene Konzentrationen beider
Substanzen, also reines Glyphosat und frei verkäufliche glyphosathaltige
Pflanzenschutzmittel (Roundop), in einem Zellkulturmodell aus Nervenzellen
und sogenannten Schwannzellen, die Nervenfasern mit einer schützenden
Isolierschicht ummanteln und für das Überleben der Nervenzellen relevant
sind. Wie das Team aus Biologen und Ärzten nun im Fachmagazin Acta
Neuropathologica veröffentlichte, zeigten Schwannzellen, die mit dem
glyphosat-haltigen Pflanzenschutzmittel behandelt wurden, einen
spezifischen Abbau der Isolierschicht der Nervenfasern, des sogenannten
Myelins. Das Glyphosat-haltige Herbizid führte nicht nur zum Abbau der
schützenden Nervenhülle, sondern verhinderte auch, dass diese neu gebildet
wird. Das reine Glyphosat hingegen zeigte einen weniger schädigenden
Einfluss. Die Forscher halten eine "Umprogrammierung" der Schwannzelle von
der Myelin-bildenden Zelle zur entzündlich-aktivierten Schwannzelle, die
dann ihre schützende Aufgabe gegenüber den Nervenzellen nicht mehr
wahrnehmen kann, für ursächlich.

"Unsere Daten weisen darauf hin, dass nicht benannte Inhaltsstoffe in
Glyphosat-basierten Pflanzenschutzmitteln dem schädigenden Einfluss auf
das Myelin als Ursache haben. Das Glyphosat selbst spielt möglicherweise
nur eine untergeordnete Rolle", sagt Dr. Fabian Szepanowski, (Biologe in
der Arbeitsgruppe für klinische und experimentelle Neuroimmunologie,
Neurologische Klinik, UK Essen), der an der Studie maßgeblich beteiligt
war. "Die Ergebnisse der Studie können nicht unmittelbar auf den Menschen
übertragen werden. Es besteht aber die Möglichkeit, dass eine dauerhafte
Aussetzung mit glyphosathaltigen Präparaten wie Roundop peripherer
Nervenerkrankungen begünstigen kann", ergänzt PD Dr. Dr. Mark Stettner. Er
weist darauf hin, dass weitere Studien notwendig sind, um festzustellen,
welche Inhaltsstoffe schädlich sind und welche Relevanz die beobachteten
Effekte für Mensch, Natur und Umwelt haben.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution926
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AUSLAND/2511: Nauru - Bericht belegt verheerende psychische Folgen australischer Internierungspolitik (ÄoG)


Ärzte ohne Grenzen - 3. Dezember 2018

Nauru: Bericht belegt verheerende psychische Folgen australischer Internierungspolitik



Canberra/Berlin, 3. Dezember 2018. Die australische
Internierungspolitik verursacht bei den Geflüchteten auf Nauru
exzessive psychische Probleme. Zu diesem Ergebnis kommt der heute von
der Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen in Canberra vorgestellte
Bericht "Indefinite Despair". Demnach hatten 30 Prozent der 208 von
Ärzte ohne Grenzen bis Oktober behandelten Asylsuchenden und
Flüchtlinge versucht, ihrem Leben ein Ende zu setzen. 60 Prozent
hatten Selbstmordgedanken. Bei zwölf Patienten, darunter auch Kinder,
diagnostizierten die Psychologen das seltene "Resignation Syndrome".
Betroffene fallen in einen komaähnlichen Zustand und hören auf zu
essen und zu trinken.

"Australien muss diese Politik beenden und alle Flüchtlinge und
Asylsuchenden umgehend aus Nauru evakuieren", fordert Florian
Westphal, Geschäftsführer von Ärzte ohne Grenzen in Deutschland. "Doch
auch in der EU sehen wir etwa auf Lesbos, welch verheerende
Auswirkungen eine Politik hat, die Schutzsuchende für lange Zeit im
Ungewissen festsetzt. Auch im EU-Hotspot Moria sehen wir, dass selbst
Kinder sich selbst verletzen oder von Suizid sprechen. Die
Erkenntnisse aus Nauru zeigen, wie enorm hoch der humanitäre Preis
ist, dem australischen Abschreckungsmodell zu folgen."

Die medizinischen Daten in dem Bericht zeigen, dass die psychosozialen
Probleme der auf Nauru Internierten zu den schwersten gehören, die
Teams von Ärzte ohne Grenzen weltweit dokumentiert haben, selbst wenn
Projekte für Folterüberlebende einbezogen werden. "Ich war jeden Tag
in Sorge, welcher meiner Patienten versuchen würde, sich das Leben zu
nehmen", beschreibt Christine Rufener, klinische Psychologin bei Ärzte
ohne Grenzen. "Nach fünf Jahren des Wartens hatten die Menschen jede
Hoffnung verloren."

Drei Viertel der Flüchtlinge und Asylsuchenden berichteten von
traumatischen Erlebnissen, wie Inhaftierungen und militärische
Konflikte, schon vor ihrer Ankunft auf Nauru. Doch der Bericht zeigt,
dass ihre psychische Gesundheit vor allem von der Situation auf Nauru
angegriffen wurde. 65 Prozent der Patienten hatten das Gefühl, die
Kontrolle über ihr Leben verloren zu haben. Sie waren deutlich
häufiger suizidgefährdet oder hatten schwere psychiatrische
Erkrankungen. "Es ist die australische Politik der unbegrenzten
Internierung, die ihre mentale Gesundheit und ihre Hoffnung auf eine
Zukunft zerstört hat", sagt Rufener.

Ein Team von Ärzte ohne Grenzen leistete elf Monate psychologische
Hilfe für 285 Patienten, darunter auch Dutzende Bewohner von Nauru.
Anfang Oktober zwang die Regierung von Nauru das Team, die Insel zu
verlassen. Zu diesem Zeitpunkt befanden sich mehr als 200 Patienten in
Behandlung. Ärzte ohne Grenzen ist sehr besorgt um das Wohlbefinden
der Patienten, die das Team zurücklassen musste.


Der Bericht "Indefinite Despair" kann unter diesem Link
heruntergeladen werden: 

https://www.msf.org.au/article/statements-opinion/indefinite-despair-mental-health-consequences-nauru

 * 
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KASSEN/1896: DAK-Gesundheit plant neue Leistung zur HIV-Prophylaxe (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 30. November 2018

DAK-Gesundheit plant neue Leistung zur HIV-Prophylaxe

Deutsche AIDS-Hilfe begrüßt Vorstoß der Kasse für die "PrEP"



Die DAK-Gesundheit beabsichtigt, künftig die Kosten für die sogenannte
PrEP zu übernehmen. Dabei handelt es sich um eine medikamentöse
HIV-Prophylaxe, die eine Infektion verhindern kann. Im Zentrum stehen
Arzneistoffe, die als HIV-Medikamente lang erprobt sind, aber auch
vorbeugend eingesetzt werden können. Der Verwaltungsrat der
Krankenkasse will eine neue Satzungsleistung für die PrEP beschließen.
Die Deutsche AIDS-Hilfe begrüßt den ersten Vorstoß einer großen
gesetzlichen Krankenkasse in dieser Richtung. Die DAK-Gesundheit
übernehme damit eine wichtige Vorreiterrolle in der HIV-Prävention.

"Allen Aufklärungskampagnen zum Trotz wird die Zahl der
HIV-Neuinfektionen in Deutschland nicht wesentlich kleiner. Deshalb
müssen wir neue Schutzmethoden fördern", erklärt Andreas Storm,
Vorstandsvorsitzender der DAK-Gesundheit. In Deutschland haben sich
2017 etwa 2.700 Menschen mit HIV infiziert, die Zahl der
Neuinfektionen ist damit gegenüber 2016 (2.900 Neuinfektionen) nur
leicht gesunken. Das Virus befällt und zerstört vor allem die Zellen
des menschlichen Immunsystems. Das geschwächte Immunsystem ist dann
nicht mehr in der Lage, auf andere Infektionen zu reagieren. Die PrEP
kann bei regelmäßiger Einnahme der verordneten Medikamente das
Ansteckungsrisiko fast vollständig ausschalten. Dabei hemmen die
Wirkstoffe Tenofovir und Emtricitabin ein spezielles Enzym des
HI-Virus und verhindern somit, dass es sich im menschlichen Körper
fortpflanzt. Maßgebliche Studien haben einen Schutzeffekt von 96
Prozent ergeben. "Der Einzelne wird vor einer HIV-Infektion bewahrt
und unsere Versichertengemeinschaft vor den damit verbundenen
Folgekosten", betont der Verwaltungsratsvorsitzende der
DAK-Gesundheit, Dieter Schröder. Pro Jahr koste die medikamentöse
HIV-Prophylaxe 800 Euro, eine HIV-Therapie hingegen meist im Schnitt
20.000 Euro.

"Die 'PrEP' wird das Kondom nicht ersetzen. Das Kondom bleibt für die
meisten Menschen das einfachste Mittel, sich vor HIV zu schützen, und
reduziert das Risiko anderer Geschlechtskrankheiten. Aber manche
Menschen brauchen die medikamentöse Prophylaxe, um sich nicht zu
infizieren", erklärt Silke Klumb, Geschäftsführerin der Deutschen
AIDS-Hilfe. "Wenn jetzt eine große deutsche Kasse hier einen Vorstoß
unternimmt, kommt ihr damit in der HIV-Prävention eine wichtige
Vorreiterrolle zu."

Die Deutsche AIDS-Gesellschaft befürwortet ebenfalls die DAK-Pläne:
"Ein regulärer Zugang bewahrt Menschen davor, die 'PrEP' auf eigene
Faust ohne entsprechendes Monitoring anzuwenden", betont Prof. Dr.
Georg Behrens, Präsident der Deutschen AIDS-Gesellschaft. Die
PrEP-Substanzen können auch unerwünschte Wirkungen auslösen und dürfen
deshalb ohne ärztliche Begleitung und regelmäßige
Kontrolluntersuchungen nicht eingenommen werden. Insbesondere bei
eingeschränkter Nierenfunktion ist Vorsicht geboten.

Informationen zur Arbeit des Verwaltungsrats und seinen Beschlüssen
gibt es im Internet: 

www.dak.de/verwaltungsrat

 * 
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DIABETES/2044: Studie - Regionale Unterschiede bei der Behandlung von Typ-1-Diabetes und Zusammenhang mit Deprivation (idw)


Deutsches Zentrum für Diabetesforschung - 29.11.2018

Regionale Unterschiede bei der Behandlung von Typ-1-Diabetes und Zusammenhang mit Deprivation



Wie die Autoimmunerkrankung Typ-1-Diabetes versorgt wird, hängt auch davon
ab, wo die Patienten in Deutschland wohnen. In sozioökonomisch schwächeren
Regionen werden seltener Insulinpumpen und lang wirkende Insulinanaloga
eingesetzt. Hier haben die Patienten einen höheren Blutzuckerwert (HbA1c)
und entwickeln häufiger Übergewicht. Allerdings treten auch weniger
gefährliche Unterzuckerungen (Hypoglykämien) auf. Das hat eine Studie
eines Forscherteams des Deutschen Zentrums für Diabetesforschung (DZD) in
Düsseldorf, München/Neuherberg und Ulm ergeben. Die Ergebnisse wurden
jetzt in der Zeitschrift "Diabetes Care" veröffentlicht.

Trotz erheblicher Fortschritte beim Management von Typ-1-Diabetes bei
Kindern und Jugendlichen in den vergangenen zwei Jahrzehnten gibt es
regionale Unterschiede bei der Behandlung. Je nach Bundesland
unterschieden sich der Einsatz von Insulinpumpen und schnell oder lang
wirkenden Insulin-Analoga sowie die Blutzuckerwerte (HbA1c), die
Häufigkeit von Übergewicht und die Rate von schweren Unterzuckerungen
(Hypoglykämie). Doch woran liegen diese Unterschiede? Gibt es einen
Zusammenhang zwischen den sozioökonomischen Bedingungen einer Region und
der Art der Versorgung von Kindern und Jugendlichen mit Typ-1-Diabetes?
Und lassen sich daraus Unterschiede bei den Therapieergebnissen ableiten?
Diese Fragen haben Forscherinnen und Forscher des DZD in einer aktuellen
Studie untersucht.

Regionale Unterschiede in Therapie und Therapieergebnissen bei jungen Typ-1-Diabetes-Patienten

Dafür haben sie die Daten der Diabetes-Patienten-Verlaufsdokumentation
(DPV) von 29.284 Patienten unter 20 Jahre ausgewertet. Sie untersuchten
u.a. wie häufig die Pumpentherapie und schnell oder lang wirkenden
Insulin-Analoga eingesetzt werden, und ob die kontinuierlichen
Gewebsglukosemessung (CGMS) genutzt wird. Neben der Art der Therapie
wurden auch Therapieergebnisse untersucht. Hierbei wurden unter anderem
die Güte der Stoffwechseleinstellung (beurteilt anhand des HbA1c-Wertes)
und die Prävalenz von Übergewicht bei jungen Typ-1-Diabetes-Patienten
analysiert. "Die Studie zeigt, dass die regionalen Unterschiede in
Therapie und Therapieergebnissen bei jungen Typ-1-Diabetes-Patienten sogar
auf Kreisebene existieren und dass diese geographischen Unterschiede zum
Teil durch regionale Deprivation, das heißt, durch einen regionalen Mangel
an materiellen und sozialen Ressourcen, gemessen anhand aggregierter
sozioökonomischer Indikatoren, erklärbar sind", erläutert die Erstautorin
und DZD-Wissenschaftlerin Marie Auzanneau vom Institut für Epidemiologie
und Medizinische Biometrie, ZIBMT, an der Universität Ulm.

Patienten in den sozioökonomisch am stärksten benachteiligten Regionen erhalten weniger häufig lang wirksame Insulinanaloga

Für die Studie hat das Forscherteam den "German of Index Multiple
Deprivation 2010" (GIMD 2010) und dessen Unterteilung in Quintile
(Fünftel) genutzt. Dieser Deprivationsindex wurde vom Letztautor und DZD-
Wissenschaftler Werner Maier vom Institut für Gesundheitsökonomie und
Management im Gesundheitswesen, Helmholtz Zentrum München, Neuherberg,
konzipiert. Die Ergebnisse zeigten, dass die Patienten in den
sozioökonomisch am stärksten benachteiligten Regionen weniger häufig lang
wirksame Insulinanaloga erhalten (64,3%) als Patienten in den
sozioökonomisch stärksten Regionen (80,8%). Auch kontinuierliche
Glukoseüberwachungssysteme (CGMS) werden in den sozioökonomisch
schwächsten Regionen seltener eingesetzt (bei 3,4% der Patienten) als in
den sozioökonomisch stärksten Regionen (bei 6,3% der Patienten).
Unterschiede zeigen sich ebenso bei den Therapieergebnissen. Der
durchschnittliche HbA1c-Wert liegt in den sozioökonomisch schwächsten
Regionen bei 8,07% (65 mmol/mol) und in den sozioökonomisch stärksten
Regionen bei 7,84% (62 mmol/mol). Zudem leiden die Patienten in den am
stärksten benachteiligten Regionen häufiger an Übergewicht. Die Prävalenz
liegt hier bei 15,5%, in den sozioökonomisch privilegierten Regionen bei
11,8%. Allerdings sind die Patienten in den sozioökonomisch schwächsten
Gebieten seltener von schweren Unterzuckerungen betroffen. Die Rate der
schweren Hypoglykämien beträgt hier nur 6,9 Ereignisse pro 100
Patientenjahre verglichen mit 12,1 Ereignissen in den sozioökonomisch
stärksten Gebieten.

"Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass sich die Therapieergebnisse von
Patienten in sozioökonomisch benachteiligten Regionen durch einen
häufigeren Einsatz von Pumpentherapie und der kontinuierlichen
Gewebsglukosemessung verbessern könnten", sagt DZD-Wissenschaftlerin
Stefanie Lanzinger vom ZIBMT. "Um zu verstehen, wie die einzelnen
Dimensionen der regionalen Deprivation mit der Therapie und den
Therapieergebnissen in der Diabetesversorgung assoziiert sind, werden noch
weitere Untersuchungen folgen", führt Joachim Rosenbauer vom Deutschen
Diabetes Zentrum in Düsseldorf weiter aus.

An der Studie haben das DZD, das Institut für Epidemiologie und
Medizinische Biometrie, ZIBMT der Universität Ulm, das Institut für
Biometrie und Epidemiologie des Deutschen-Diabetes-Zentrums und das
Institut für Gesundheitsökonomie und Management im Gesundheitswesen des
Helmholtz Zentrum München mitgearbeitet.


Originalpublikation:

Marie Auzanneau et al. (2018): Area Deprivation and Regional Disparities
in Treatment and Outcome Quality of 29,284 Pediatric Patients With Type 1
Diabetes in Germany: A Cross-sectional Multicenter DPV Analysis. Diabetes
Care

DOI https://doi.org/10.2337/dc18-0724
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INFEKTION/1784: Gesundheitsrisiko Brille? (idw)


Hochschule Furtwangen - 29.11.2018

Gesundheitsrisiko Brille?



Kann ich mich an meiner eigenen Brille anstecken? Und wie sollte ich sie
reinigen, um eine Infektionsgefahr gering zu halten? Brillen kommen häufig
mit Händen und Haut in Berührung - doch über die mikrobielle Besiedlung
dieser Alltagsgegenstände ist bislang kaum etwas bekannt. Eine Studie
untersucht nun erstmals umfassend die Mikroflora von Brillen. Der
Studienleiter ist der Mikrobiologe Prof. Dr. Markus Egert von der
Hochschule Furtwangen, der bekannt ist für seine Untersuchungen zur
Keimbelastung von Küchenschwämmen und anderen Gebrauchsgegenständen. Sein
Buch "Ein Keim kommt selten allein" ist im August im Ullstein-Verlag
erschienen.

Im Jahr 2018 gab es in der deutschsprachigen Bevölkerung ab 14 Jahren rund
44,2 Millionen Personen, die ständig oder gelegentlich eine Brille trugen.
Es gibt zwar Untersuchungen über die Keimbelastung von Brillen für
Chirurgen oder für 3D-Brillen, welche in Kinos verliehen werden, doch zu
den ganz regulären Brillen für Alt und Jung fehlten bislang die
wissenschaftlichen Erkenntnisse. Für die Studie wurden insgesamt 31
Brillen an je sieben Stellen (Rahmen, Nasenpolster, Gläser) mit Tupfern
beprobt und nach der Anzucht auf Nährmedien die vorhandenen Bakterien
untersucht. 21 Brillen stammten von Studierenden und Mitarbeitern der
Hochschule Furtwangen, zehn von Bewohnern eines Altenheims. "Alle
untersuchten Brillen waren bakteriell besiedelt", erläutert Prof. Dr.
Markus Egert. "Am stärksten an Stellen mit direktem Hautkontakt wie
Ohrbügel und Nasenpolster. Die geringste Keimdichte fand sich auf den
Gläsern." Gemessener Spitzenwert waren 660.000 Bakterien/cm2 auf einem
Nasenpolster.

Im Mittel über alle Stellen waren die Hochschul-Brillen nicht stärker
besiedelt als die Altenheim-Brillen: 1.400 im Gegensatz zu 2.080
Bakterien/cm². Auf den Gläsern der Altenheim-Brillen wurden aber deutlich
mehr Bakterien als auf den Hochschul-Brillen nachgewiesen (230
Bakterien/cm2 gegenüber 40 Bakterien/cm2). Eine mögliche Erklärung dafür:
Die altersbedingte Sehschwäche der Seniorenheimbewohner fördert die
Verkeimung der Gläser, weil sie diese seltener reinigen, denn
Fingerabdrücke oder ähnliche Verschmutzungen auf den Gläsern fallen ihnen
weniger auf. Auf den Altenheim-Brillen zeigte sich zudem eine höhere
Vielfalt an Bakterien (zehn Gattungen im Gegensatz zu zwei Gattungen auf
den Hochschul-Brillen). Dazu passt: Auch die Hautflora wird mit
zunehmendem Alter vielfältiger.

Identifiziert wurden vor allem typische Haut- und Schleimhautbakterien,
vor allem der Gattung Staphylococcus. Der Anteil an potentiell pathogenen,
also potentiell gesundheitsschädlichen Bakterienarten lag bei rund 60%.
Diese Bakterien können vor allem bei Menschen mit einem geschwächten
Immunsystem Krankheiten auslösen. Es wurden auch Auslöser von
Augenerkrankungen wie Bindehautentzündung oder Endophthalmitis gefunden,
etwa Staphylococcus epidermidis, Staphylococcus hominis und Staphylococcus
aureus. Von diesen Arten sind auch Antibiotika-resistente Varianten
bekannt.

Mit standardisierten Reinigungs-Tests wurde schließlich gezeigt, dass sich
durch Abreiben von Gläsern und kompletten Brillen mit feuchten
Brillen-Reinigungstüchern eine Keimreduktion um 94 - 99% erreichen lässt. Dabei
wurden auch Reinigungstücher mit einer alkoholfreien Reinigungslösung
getestet, die schonender zu Gestellen aus Kunststoff ist. Eine trockene
Reinigung war weniger effektiv beim Entfernen von Keimen und erzielte 85 -
90% Reduktion.

"Die Studie zeigt deutlich, dass Brillen als Keimträger fungieren", wertet
Prof. Dr. Markus Egert. In weiteren Studien soll gezeigt werden, ob
Zusammenhänge zwischen der Brillenflora und wiederkehrenden
Augeninfektionen bestehen können, also ob eine Brille als eine Art
Erreger-Reservoir fungieren kann. Weiterhin soll untersucht werden, ob
Brillen auch Verstecke für Antibiotika-resistente Keime wie MRSA
(Multi-resistenter Staphylococcus aureus) sein können, insbesondere im klinischen
Umfeld.

"Für gesunde Menschen stellt ihre Brille sicher kein besonderes
Infektionsrisiko dar", beruhigt Prof. Dr. Markus Egert. "Bei häufig
wiederkehrenden Augeninfekten oder einer nötigen MRSA-Sanierung sollte
aber auch an eine Desinfektion der Brille gedacht werden."


Veröffentlichung

Titel des Papers: A view to a kill? - Ambient bacterial load of frames and
lenses of spectacles and evaluation of different cleaning methods
Zeitschrift: PLOS One

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0207238 (open access)

Forschungsprojekt: 

Kooperationsprojekt der Hochschule Furtwangen mit der
Carl Zeiss Vision International GmbH (Aalen), der Universitäts-Augenklinik
Tübingen und den Laborärzten Singen im Rahmen des vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung geförderten Projektes CoHMed (Connected Health
in Medical Mountains), mit dem die Kooperation zwischen der Hochschule
Furtwangen und der regionalen Medizintechnik-Industrie gefördert wird.

Originalpublikation:

Zeitschrift: PLOS One, https://doi.org/10.1371/journal.pone.0207238
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KREBS/1200: Spezifische Veränderungen in Metastasen liefern der Metastasierungsforschung wichtige Erkenntnisse (idw)


Universitätsmedizin Mannheim - 30.11.2018

Spezifische Veränderungen in Metastasen liefern der Metastasierungsforschung wichtige Erkenntnisse

Größte systematische Analyse der Genomlandschaft von Primärtumoren und
Metastasen in Nature Communications publiziert



Metastasen sind Tochtergeschwülste eines Tumors. Sie entwickeln sich aus
einzelnen bösartigen Krebszellen, die sich vom Primärtumor gelöst haben
und über Blut- und Lymphbahnen an einen neuen Ort gewandert sind. Oft sind
Metastasen die eigentliche Gefahr bei einer Krebserkrankung. Sie
verbreiten den Krebs im Körper, sind oft aggressiver als der Primärtumor
und reagieren oft nicht auf Therapien, die beim Primärtumor wirksam sind.
Die Mehrheit aller Krebspatienten, die ihre Krankheit nicht überleben,
sterben immer noch an späteren Metastasen.

Die Evolution von Metastasen, die Frage also, ob und wie Metastasen aus
dem Primärtumor hervorgehen oder ob sie sich gar völlig unabhängig von dem
Primärtumor entwickeln, ist Gegenstand lebhafter Diskussionen in der
Fachwelt. Entsprechend stellen die Therapie und vor allem die Verhinderung
des Entstehens von Metastasen nach wie vor eine der größten
Herausforderungen der modernen Krebstherapie dar.

Metastasen verhalten sich nicht nur anders als die Primärtumoren, von
denen sie abstammen, sie unterscheiden sich tatsächlich auch
beispielsweise auf der Ebene der Erbsubstanz, DNA, was die Behandlung
deutlich erschwert.

Eine im Fachjournal Nature Communications aktuell veröffentlichte Arbeit
von Professor Dr. med. Heike Allgayer, PhD, stellvertretende Direktorin
des Centrums für Biomedizin und Medizintechnologie Mannheim (CBTM,
Experimentelle Chirurgie - Tumormetastasierung) an der Medizinischen
Fakultät Mannheim der Universität Heidelberg, und einem von ihr
koordinierten interdisziplinären Team, liefert nun neue Hypothesen zur
Metastasen-Entwicklung. Die Erkenntnisse weisen auf neue Komponenten des
Krankheitsverlaufs hin, die das Potenzial haben, zukünftige
Therapieentscheidungen zu beeinflussen.

Bei der Arbeit handelt es sich um die bisher umfassendste Studie, die
systematisch die Unterschiede der gesamten Genomlandschaft von Tumor- und
metastatischen Läsionen beschreibt. Dazu wurden die gesamten Genome von
Primärtumoren des Dickdarmkrebses, zugehörigen metastatischen Läsionen und
von Normalproben sequenziert. Auf diese Weise konnten die Wissenschaftler
spezifische DNA-Veränderungen von Primärtumoren und Metastasen sowie deren
spezifische Unterschiede ermitteln und zum Teil klinisch relevante
Mutationen und Mutations-Signaturen identifizieren und bewerten.

Die Wissenschaftler zeigen hier erstmals, dass Primärtumor und Metastase
mit größter Wahrscheinlichkeit einen gemeinsamen Ursprungsklon haben, sich
dann jedoch mit jeweils spezifischen Läsionen auf der Genomebene
separieren. Die Genomlandschaften von Metastasen und Tumoren sind ähnlich,
aber nicht identisch: Der Vergleich von Primärtumor und Metastasen
offenbart, dass durchschnittlich 65 Prozent der somatischen Mutationen von
einem gemeinsamen Vorläufer stammen, 15 Prozent der Mutationen sind im
Durchschnitt spezifisch für den Tumor und im Mittel 19 Prozent spezifisch
für die Metastase.

Auch über den letzten Schritt des Metastasierungsprozesses geben die
Untersuchungen Aufschluss: Die Wissenschaftler fanden Hinweise auf
bestimmte Veränderungen auf DNA-Ebene, die bei der sogenannten
Kolonisierung des Zielorgans unterstützen, indem sie organspezifische
Programme aktivieren.

Das als Adenom-Karzinom- oder Vogelstein-Sequenz bezeichnete Modell zur
Tumorentstehung des kolorektalen Karzinoms sowie dessen Progression
bestätigen die Ergebnisse der Studie prinzipiell. Zusätzlich zeigen sie
aber bisher nicht beschriebene Veränderungen des Genoms auf, die zu einem
besseren Verständnis der Evolution von Tumorprogression und Metastasierung
beitragen.

In den letzten Jahren hat sich gerade im Hinblick auf die sogenannte
"Personalisierte Medizin", bei der neue molekulare Therapien gezielt auf
die spezifischen Veränderungen des Primärtumors zugeschnitten werden, viel
bewegt. Je nach Art des Tumors hat sich dadurch die Prognose vieler
Patienten deutlich verbessern, die Entstehung von Metastasen jedoch häufig
nicht verhindern lassen.

Die aktuelle Studie offenbart Veränderungen des metastatischen Klons, die
allein mit der vollständigen Genomsequenzierung des Primärtumors nicht
hätten erkannt werden können und die sowohl für die Erst-Therapie als auch
die Personalisierte Therapie des kolorektalen Karzinoms relevant werden
könnten.


Originalpublikation:

Whole genome sequencing puts forward hypotheses on metastasis evolution
and therapy in colorectal cancer

Naveed Ishaque, Mohammed L. Abba, et al.

Nature Communications volume 9, Article number: 4782 (2018)

DOI:10.1038/s41467-018-07041-z

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment68420
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ARTIKEL/534: Fachtagung - Die Folgen unbehandelter Traumatisierungen bei jungen Menschen (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 11/2018

Traumatisierung

Die Zeit heilt nicht alle Wunden



Fachtagung informierte über Folgen unbehandelter Traumatisierungen
bei jungen Menschen. Zehn Prozent aller Kinder sind traumatisiert.


Eine schwere Traumatisierung kann jedes Kind treffen:
Verkehrsunfall, Mobbing in der Schule, Missbrauch oder Flutkatastrophe
- es gibt tausend Möglichkeiten, die die Seele brechen können. Täglich
werden Kinder und Jugendliche psychisch schwer verletzt. Allein in
Hamburg sind es nach aktuellen Schätzungen jedes Jahr mehrere Tausend.

Seit 2011 gibt es die Ankerland TraumaTage. Nach Einschätzung der
Initiatoren ist dies die größte Informations- und Diskussionsplattform
im Kinder- und Jugendbereich, die sich in Deutschland mit diesem Thema
beschäftigt und sowohl an Profis als auch an Laien adressiert ist.
Rund 500 Zuhörer waren zu den TraumaTagen in das Helmut Schmidt
Auditorium auf dem Campus der Bucerius Law School gekommen. Das Thema
der TraumaTage 2018: "Langzeitfolgen psychischer Traumatisierung
junger Menschen für die Betroffenen, ihre Familien und die
Gesellschaft."

Traumaexperte Dr. Andreas Krüger ist Initiator vom Ankerland e. V. -
Förderverein zur Hilfe schwer traumatisierter Kinder und Jugendlicher.
Er fordert den konsequenten Ausbau eines professionellen
Versorgungsnetzes für betroffene Kinder: "Wie der Körper, braucht auch
die Seele nach schwerer Verletzung eine Behandlung. Aber umfassende
Hilfe steht bislang nur unzureichend zur Verfügung. Aufgrund der
Versorgungslücke bleibt das Trauma der Betroffenen viel zu oft
unerkannt oder wird nur unzureichend therapiert." Bleiben psychische
Traumatisierungen unbehandelt, leiden die Betroffenen häufig ein Leben
lang an psychischen und körperlichen Folgeerkrankungen. Zu den
psychischen Langzeitfolgen gehört unter anderem die Posttraumatische
Belastungsstörung. Studien verweisen auf ein vermehrtes Auftreten
körperlicher Erkrankungen wie Krebs, Herz-Kreislauferkrankungen und
Rheuma. Hinzu kommt ein erhöhtes Suchtrisiko: Erwachsene rauchen etwa
doppelt so häufig oder entwickeln eine Abhängigkeit von sogenannten
harten Drogen.

Prof. Andreas Maercker aus Zürich referierte zum Thema "Psychische
Erkrankungen im Erwachsenenalter als Folge kindlicher Traumatisierung
- langes Leiden an sich selbst und Leid für die soziale Umgebung." Hat
Suchtverhalten etwas mit Trauma zu tun? Hierzu kam ein klares "Ja" von
Prof. Ingo Schäfer, Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie am
UKE. Mehr als die Hälfte der Suchtabhängigen hat ein Trauma in der
Kindheit erlitten und betäubt sein unsichtbares Leiden mit Alkohol,
Tabletten und/oder Drogen.

Prof. Ulrich T. Egle, Facharzt für psychosomatische Medizin aus
Zürich, wies in seinem Vortrag darauf hin, dass anhaltender Stress in
der Kindheit die Lebenserwartung verkürzt. Er hielt ein Plädoyer für
Prävention. Traumata in der Kindheit führen bei manchen Patienten
später zu schweren internistischen Krankheiten wie Diabetes, Krebs
oder Herzkrankheiten. Traumatisierte Kinder mit PTBS haben ein 240
Prozent höheres Risiko, nicht das 65. Lebensjahr zu erreichen.
Prävention sollte schon bei werdenden Mütter anfangen, lautete sein
Appell.

Kunsttherapeutin Nicole Alich aus Berlin schließlich zeigte in
Hamburg, wie Künstler mit belastenden Kindheitserfahrungen ihr Leid
verwandeln und welche Heilungschancen künstlerische Prozesse
ermöglichen.

"Die Erkenntnisse der Experten legen nahe, dass möglichst frühe,
traumaspezifische und nachhaltige Behandlungsmaßnahmen sinnvoll sind",
lautete das Fazit von Dr. Andreas Krüger. Seit 2008 setzt sich
Ankerland für die Schließung einer Versorgungslücke bei
traumatisierten Kindern und Jugendlichen ein. Pro Patient fallen laut
Ankerland im Durchschnitt rund 8.000 Euro Therapiekosten pro Jahr an.
Die durch Fundraising aufgebrachten Mittel sollen langfristig durch
öffentliche Kostenträger mitgetragen werden. Gespräche mit
Krankenkassen und der Fachbehörde haben bislang zu keinen finanziellen
Zusagen geführt. Eine Begründung: Es bestehe kein besonderer
Versorgungsbedarf.

(PM/RED)


Info

Mit den TraumaTagen werden über die Fachwelt hinaus
Hilfsorganisationen, Betroffene, Studenten und alle Interessierten am
Thema angesprochen. So konnten die rund 500 Besucher den Vorträgen der
Referenten auch als Laien folgen und Fragen stellen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts xx/2018
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201811/h18114a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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STATISTIK/353: Gratwanderung - Immer mehr "späte" Mütter (idw)


Institut für Demographie - 29.11.2018

Gratwanderung: Immer mehr "späte" Mütter



Das FWF-Projekt "Die biologisch Uhr tickt" ("Running against the clock" -
RAC) misst "späte" Mutterschaft. Die Autorin der aktuellen Studie, Eva
Beaujouan, ging der Frage nach, ob und wie der Kinderwunsch von Frauen
über 35 Jahren realisiert wird, und wie stark biologische Grenzen von
Mutterschaft eine Rolle spielen.

Die Zahl der Frauen, die im fortgeschrittenen Alter Mütter werden, nahm in
vielen Ländern Europas stark zu. In Österreich hatte im Jahr 2014 jedes
fünfte Neugeborene eine Mutter im Alter 35+, zu Beginn der 1980er Jahre
waren es nur 7%. Dieser Trend ist am stärksten verbreitet unter gebildeten
Frauen und der starke Anstieg von weiblichen Studierenden in den letzten
Jahrzehnten war wesentlich für das Verschieben von Mutterschaft in spätere
Jahre. Auch ein instabiler Arbeitsmarkt, eine immer schlechtere
wirtschaftliche Situation von jungen Erwachsenen in ganz Europa,
Änderungen im Partnerschaftsverhalten und effiziente Verhütungsmittel
führten zu einem Hinausschieben von Elternschaft.

Immer mehr Frauen im Alter 35+ wünschen sich Kinder, vor allem kinderlose
Frauen. Laut Mikrozensus-Befragungen wünschten sich im Jahr 2016 in
Österreich 62% der 35-39-jährigen kinderlosen Frauen ein oder mehrere
Kinder, gegenüber 21% im Jahr 1986. Aber viele dieser Frauen werden wegen
mit dem Alter abnehmender Fruchtbarkeit Probleme haben, ihre Pläne zu
realisieren. Tatsächlich bestätigen für Österreich Daten aus den
"Generations and Gender"-Befragungen 2008 und 2012 einen starken
Zusammenhang zwischen dem Alter von Frauen und der Realisierung ihrer
Kinderwünsche: Im Alter von 30 Jahren konnten zwei Drittel der
österreichischen Frauen innerhalb von vier Jahren ihre Kinderwünsche
realisieren, mit Mitte 30 waren es 40%, Ende 30 nur 20%. Nur weniger als
10% der Frauen im Alter 40+ war es möglich, ihren Kinderwunsch zu
erfüllen.

Können sich Frauen im fortgeschrittenen Alter auf assistierte
Reproduktionsmedizin verlassen? Ihr Einsatz hat vor allem unter Frauen im
Alter 40+ stark zugenommen. Dennoch sind mit diesem Alter die Chancen
niedrig schwanger zu werden, die Schwangerschaft auszutragen und ein Baby
zu bekommen, wenn Frauen ihre eigenen Eizellen verwenden. Die Chancen auf
ein Baby sind viel höher, wenn Eizellen von jüngeren Spenderinnen oder
eigene Eizellen, die in jungen Jahren eingefroren wurden, zum Einsatz
kommen.

Dabei gibt es Argumente für Elternschaft in jungen als auch in späteren
Jahren. Biologische und gesundheitliche Gründe sprechen für Elternschaft
in jungen Jahren. Eine gefestigtere ökonomische Situation, größere
Stabilität in der Partnerschaft und generell mehr Freude und Glück an
Elternschaft in höherem Alter sprechen für späte Elternschaft. Zudem
möchten die meisten Frauen und Männer ihre Ausbildung abschließen, einen
Job und andere Lebensziele erreichen, bevor sie Eltern werden. Generell
ist in Österreich, wie auch in anderen europäischen Ländern, eine stabile
Partnerschaft zentral, um Kinder zu planen.

Das RAC Projekt wurde gefördert vom Fonds zur Förderung der
wissenschaftlichen Forschung (FWF) (P 28071-G22). Es wurde in 2016-2017
unter der Leitung von Isabella Buber-Ennser am Institut für Demographie/Österreichische
Akademie der Wissenschaften (VID/ÖAW) durchgeführt.


Originalpublikation:

Beaujouan, Eva (2018). Late fertility intentions and fertility in Austria.
VID Working Paper 6/2018. Vienna: Vienna Institute of Demography.

https://www.oeaw.ac.at/fileadmin/subsites/Institute/VID/PDF/Publications/Working_Papers/WP2018_06.pdf

Sobotka, T., & Beaujouan, É. (2018). "Late Motherhood in Low-Fertility
Countries: Reproductive Intentions, Trends and Consequences". In D. Stoop
(Ed.), Preventing age related fertility loss, Springer International
Publishing Switzerland, pp. 11-29.

https://www.oeaw.ac.at/fileadmin/subsites/Institute/VID/PDF/Publications/Working_Papers/WP2017_02_HFDRR.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.oeaw.ac.at/vid/research/research-projects/rac-running-against-the-clock/

https://www.oeaw.ac.at/vid/

http://www.wittgensteincentre.org/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2009

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Demographie - 29.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2733: Oldenburg - Werwolf-Projekt von Graham Waterhouse im Komponisten-Colloquium, 7.12.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Stimmungsbilder von Cello und Stimme

Werwolf-Projekt von Graham Waterhouse im Komponisten-Colloquium



Oldenburg. Das Gedicht "Der Werwolf" von Christian Morgenstern steht
am Freitag, 7. Dezember im Mittelpunkt des Komponisten-Colloquiums
"Musik unserer Zeit" der Universität Oldenburg. Ab 18.00 Uhr ist der
Komponist und Cellist Graham Waterhouse in der Aula der Universität
(Campus Haarentor, Gebäude A 11, Ammerländer Heerstraße 69) zu Gast,
um seine drei Vertonungen des Gedichts in deutscher, englischer und
französischer Sprache vorzutragen und zu erläutern. Die Kompositionen
für Cello und Stimme nehmen Rhythmus und Tonfall der Sprache auf,
imitieren und parodieren die Gedichte.

Graham Waterhouse erhielt seine musikalische Ausbildung an der
Cambridge University und an den Musikhochschulen in Essen und Köln, wo
er Cello und Komposition studierte. Seit 1992 lebt er als
freischaffender Cellist und Komponist in München. Er komponiert vor
allem Kammermusik und Werke für Streicher, aber auch literarisch
inspirierte Werke für Cello und Sprechstimme. Veranstalter des
Colloquiums sind die Komponistin und Hochschullehrerin Prof. Violeta
Dinescu und der Musikwissenschaftler Roberto Reale vom Institut für
Musik.

Weblinks

www.komponisten-colloquium.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 403/18 vom 3. Dezember 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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JAZZ/2180: Braunschweig - Britta Rex Quartett gastiert im Roten Saal, 7.12.2018


Stadt Braunschweig

Britta Rex Quartett gastiert im Roten Saal



Braunschweig. Die Sängerin und Komponistin Britta Rex gastiert am
Freitag, 7. Dezember, um 20 Uhr mit ihrem Jazzquartett im Roten Saal
im Schloss, Schlossplatz 1. Im ersten Teil spielt die expressive
Künstlerin modernen Vocal-Jazz. Mit ihrer natürlichen und
mitreißenden Art nimmt sie das Publikum mit auf eine musikalische
Reise. Im zweiten Teil sind die Gesangskolleginnen Lindsay Lewis und
Mel Germain als Gäste mit dabei. Freie Vokalexperimente, sphärische A-
cappella Klangwelten und Loopsongs mit arrangierten Bandstücken
wechseln sich ab. Karten sind an allen Vorverkaufsstellen und an der
Abendkasse erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LIEDER/1812: München - Christmas Classics mit dem BR-Chor und Pavol Breslik, 8.12.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

BR-Chor - Christmas Classics

Das Weihnachtskonzert des BR mit Pavol Breslik

Pavol Breslik, Tenor

Andriy Dragan, Klavier

Münchner Rundfunkorchester

Chor des Bayerischen Rundfunks mit den Solisten Christof Hartkopf,
Bernhard Schneider und Hanne Weber 

Howard Arman, Leitung

Samstag, 8. Dezember um 20.00 Uhr, Münchner Herkulessaal



Wie kann Weihnachten klingen? Eine musikalische Antwort geben mit
Songs und Liedern aus aller Welt der Chor des BR und das Münchner
Rundfunkorchester am Samstag, 8. Dezember um 20.00 Uhr im Münchner
Herkulessaal mit Weihnachtsliedern aus aller Welt. Ausstrahlungen im
Radio, BR Fernsehen, ARD-alpha und 3sat am 23. und 24. Dezember!

Als Gaststar ist der Tenor Pavol Breslik mit dabei, die Leitung hat
Howard Arman. Ein Mitschnitt des Konzerts wird am Sonntag, den 23.
Dezember, im BR Fernsehen und in BR-KLASSIK/Hörfunk ausgestrahlt.
Außerdem ist auf der Basis des Programms in Kooperation mit BR-KLASSIK
die 15-teilige Sendereihe "Rudi bringt's - Musikalische Sack- und
Packgeschichten im Advent" entstanden, die ab Montag, den 3. Dezember,
zu hören ist.

Von traditionell-besinnlich, kindlich-fröhlich bis mitreißend swingend
präsentieren der BR-Chor und das Münchner Rundfunkorchester
Weihnachtslieder aus aller Welt, kultur- und grenzüberschreitend. Die
abwechslungsreichen Arrangements und Neukompositionen stammen aus der
Feder des Künstlerischen Leiters des BR-Chors, Howard Arman, der immer
wieder Stilzitate aus allen Epochen der Musikgeschichte als
"Surprises" gekonnt in den Titeln versteckt. Der als Opernsänger
gefeierte Pavol Breslik betritt dabei als Interpret amerikanischer
Evergreens wie "Winter Wonderland" oder "I saw Mummy kissing Santa
Claus" musikalisch neues Terrain. Das Konzertprogramm speist sich aus
der aktuell erschienenen CD "More Christmas Surprises" sowie
Klassikern der vorherigen CD "Christmas Surprises".

Die Weihnachtsarrangements bilden auch die musikalische Grundlage
einer 15-teiligen Advents-Sendereihe vom 3. bis 12. Dezember jeweils
Montag bis Freitag um 17.40 Uhr in "Leporello" auf BR-KLASSIK: Es geht
um Rudi, den neugierigen Postboten. Er soll klingende Pakete eines
gewissen Howard Arman zustellen, die es "in sich haben". Das
interessiert Rudi, und er fragt nach - bei Howard Arman, der
anschaulich Antwort gibt. Daneben ist Gaby Dohm als Sprecherin zu
hören. Die ganze Geschichte am Stück läuft am Freitag, 21. Dezember,
um 19.05 Uhr im "Musik Feature" auf BR-KLASSIK/Hörfunk. Nachzuhören
sind alle Folgen ab 3. Dezember auch auf br-klassik.de. Exklusiv für
BR-KLASSIK entstandene Karikaturen des preisgekrönten Cartoonisten
BECK komplettieren das tägliche Überraschungspaket auf br-klassik.de.


Christmas Classics - Das Konzertprogramm

Joy to the World

O du fröhliche

O Tannenbaum

Les anges dans nos campagnes

Sogno d'Or

Lieb Nachtigall, wach auf

Nu har vi altsa jul igen

Adorar al nino

On Christmas Night

Rodolfo (Rudolph the red nosed Reindeer)

Happy Lisztmas - Konzertparaphrase für Klavier und Orchester
(Uraufführung)

Saint Joseph meek and mild

Canzona

I'm the happiest Christmas tree

Winter Wonderland (Solo: Pavol Breslik)

Santa Claus is coming to town

Mary had a baby

I saw Mummy kissing St. Claus (Solo: Pavol Breslik)

Santa Claus got stuck in my chimney

White Christmas

Have yourselves a merry little Christmas (Solo: Pavol Breslik)


Ausstrahlungen in Hörfunk und Fernsehen

Spezielle Fernsehfassungen "Joy to the world - Songs und Lieder zur
Weihnachtszeit"

- BR Fernsehen: Sonntag, 23. Dezember 2018, um 10.35 Uhr

- ARD-alpha: Sonntag, 23. Dezember 2018, 20.15 Uhr

- 3sat: Montag, 24. Dezember 2018, 11.25 Uhr

Die filmische Umsetzung stammt von dem bekannten Dokumentarfilmer
Alexander Saran. Er hat das Studio1 des BR-Funkhauses in München
weihnachtlich eingerichtet und das Programm mit einigen Überraschungen
ausgestattet. Durch das Programm führt Dirigent Howard Arman
persönlich und mit britischem Humor.

BR-KLASSIK/Hörfunk: "Surround: Christmas Classics mit dem Münchner
Rundfunkorchester und dem BR-Chor", Sonntag, 23. Dezember 2018, um
19.05 Uhr

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Dezember 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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LIEDER/1811: Hanau - Gemeinsames Weihnachtssingen am 12. Dezember


Stadt Hanau

Gemeinsames Weihnachtssingen am 12. Dezember im Stadtteil Nordwest



Nach dem großen Erfolg im letzten Jahr, lädt die Stadtteilkonferenz
Nordwest am Mittwoch, 12. Dezember 2018, um 16 Uhr wieder zum
gemeinsamen Weihnachtssingen ein. Treffpunkt ist der Weihnachtsbaum
auf der Grünfläche neben der Bruchköbler Landstraße auf Höhe der
Kreuzung mit dem Krebsbachweg. Mit musikalischer Begleitung durch
Andrea Pillmann, Stabsstelle Prävention der Stadt Hanau, werden
bekannte Weihnachtslieder gesungen.

Unterstützt wird die Aktion durch den Ortsbeirat Nordwest. Letzterer
bietet auch eine kleine vorweihnachtliche Wette an: Sollten sich mehr
als 100 Sängerinnen und Sänger unter dem Weihnachtsbaum einfinden, so
wird der Ortsbeirat eine Spende in Höhe von 100 Euro für die Hanauer
Tafel auf den Weg bringen. Vor Ort wird heißer Tee ausgeschenkt. Die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden gebeten, hierfür eine geeignete
Tasse mitzubringen. Für die teilnehmenden Kinder gibt es eine kleine
schokoladige Überraschung, für die ebenfalls der Ortsbeirat
verantwortlich zeichnet.

Die Stadtteilkonferenz Nordwest ist ein Zusammenschluss von
Institutionen, Kirchengemeinden, Verbänden, Vereinen, Organisationen
und Bürgerinnen und Bürgern, die im Stadtteil Hanau Nordwest tätig
sind oder wohnen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AUSLAND/8905: Aus aller Welt - 04.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Außenministerium in Teheran weist Vorwürfe von Pompeo zurück

Der Iran weist die Kritik von US-Außenminister Mike Pompeo an
iranischen Raketentests zurück. Außenamtssprecher Bahram Ghassemi
nannte die Vorwürfe des ehemaligen CIA-Direktors absurd. Es gebe
keine einzige UN-Resolution, die konventionelle Raketentests des
Irans verbiete, sagte Ghassemi auf einen Tweet Pompeos. Darin hatte
der US-Außenminister die Erprobung einer iranischen
Mittelstreckenrakete angeprangert, die in der Lage sei, verschiedene
Sprengköpfe zu tragen. Damit verstoße Teheran gegen die Resolution
2231 des UN-Sicherheitsrates, schrieb Pompeo.

4. Dezember 2018
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JUSTIZ/8905: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neuer Chef der Cosa Nostra in Sizilien festgenommen

Im Rahmen einer Großrazzia in Sizilien hat die Polizei zahlreiche
mutmaßliche Mitglieder der Cosa Nostra festgenommen, darunter auch
das neue Oberhaupt der kriminellen Organisation, Settimino Mineo.
Nach Angaben der Ermittler in Palermo wurden weitere 45 Verdächtige
festgenommen, die der obersten Spitze der Cosa Nostra angehören
sollen. Ihnen werden Erpressung, illegaler Waffenbesitz,
Brandstiftung, Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung sowie
weitere Verbrechen vorgeworfen. Mineo hatte im Mai den Platz des im
vergangenen Jahr im Hochsicherheitsgefängnis in Parma gestorbenen
Toto Riina an der Spitze der sizilianischen Mafia eingenommen.
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MILITÄR/8902: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kiew kündigt Einberufung von Reservisten an

Neun Tage nach dem Vorfall im Schwarzen Meer und der Verhängung des
Kriegsrechts hat die Ukraine nun ihre Reservisten einberufen, um die
Verteidigung des Landes zu stärken. Zudem wurden Schiffe und
Motorboote des ukrainischen Grenzschutzdienstes in Kampfbereitschaft
versetzt. Präsident Petro Poroschenko begründet die Maßnahmen damit,
daß Rußland einen Truppeneinmarsch plane. Kremlsprecher Dimitri
Peskow bezeichnete die Aussagen des ukrainischen Staatschefs als
absurden Versuch, die Spannungen zu schüren.

4. Dezember 2018
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POLITIK/8904: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Grüne fordern Gesetzesänderung für Rüstungsgeschäfte

Die Grünen plädieren für eine Änderung der Vorschriften für
Rüstungsexporte. Wie die abrüstungspolitische Sprecherin der
Grünen-Bundestagsfraktion, Katja Keul, dem Redaktionsnetzwerk
Deutschland mitteilte, nutzen Firmen Gesetzeslücken, um unabhängig
von Genehmigungen der Bundesregierung Kriegswaffen nach Saudi-Arabien
zu exportieren. Die Grünen fordern, die Außenwirtschaftsverordnung so
abzuändern, daß es den von deutschen Rüstungsunternehmen im Ausland
errichteten Tochterfirmen künftig nicht mehr möglich ist, an Länder
zu liefern, in die nach deutschen Exportkontrollrichtlinien nicht
geliefert werden darf.
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SONSTIGES/8903: Tragisches und Kurioses - 04.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Archäologen finden seltene Goldmünzen aus dem 11. Jahrhundert

Israelische Archäologen haben in der antiken Küstenstadt Caesarea
Maritima ein Bronzegefäß ausgegraben, das einen Vorrat an Goldmünzen
und einen goldenen Ohrring enthielt. Nach Informationen der
israelischen Altertumsbehörde handelt es sich bei sechs der insgesamt
24 Münzen um sehr seltene kaiserlich-byzantinische Goldmünzen. Fünf
davon seien mit einer Einbuchtung versehen und gehörten zu der
Herrschaft des byzantinischen Kaisers Michael VII. Dukas (1071-1079).
Die Münzen verweisen nach Angaben der Behörde auf mögliche
Geschäftsbeziehungen zwischen Caesarea und Konstantinopel zu dieser
Zeit.
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WISSENSCHAFT/7988: Aus Forschung und Technik - 04.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sojus-Kapsel mit drei Astronauten erreicht ISS

Sechs Stunden nach dem Start vom Kosmodrom Baikonur dockte das
bemannte Raumschiff Sojus M-11 am Montagabend automatisch an das
Poisk-Modul im russischen Teil der Internationalen Raumstation ISS
an. Bei den neuen Besatzungsmitgliedern handelt es sich um den
russischen Kosmonauten Oleg Kononenko, der NASA-Astronautin Anne
McClain und dem Astronauten der kanadischen Raumfahrtbehörde CSA,
David Saint-Jacques. Sie wurden von Roskosmos-Kosmonaut Sergej
Prokopjew, der NASA-Astronautin Serena Aunon-Kanzlerin und
ESA-Astronaut Alexander Gerst herzlich in Empfang genommen. Während
ihres 194tägigen Aufenthalts auf der Orbitalstation wird die neue
Besatzung Dutzende wissenschaftliche Experimente und verschiedene
Arbeiten im freien Raum durchführen. Die Raumfahrer werden dabei
unter anderem ein zwei Millimeter großes Loch im Rumpf des
angekoppelten Sojus MS-09-Raumschiffes inspizieren. Das Leck war Ende
August in Zusammenhang mit einem Druckabfall auf der Station entdeckt
worden.
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AUSLAND/8001: Aus aller Welt - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Frankreichs Regierung verschiebt Ökosteuer auf Benzin und Diesel

Die französische Regierung setzt die für Januar geplante Ökosteuer
auf Benzin und Diesel für sechs Monate aus. Premier Philippe sagte
dazu am Dienstag in einer Fernsehansprache, keine Steuer rechtfertige
eine Gefährdung der nationalen Einheit. Er reagiert mit dem Entschluß
auf die wochenlangen Krawalle und Massenproteste der sogenannten
Gelbwesten. Er habe deren Wut gehört, sagte Philippe. Es sei die Wut
des hart arbeitenden Frankreichs. Laut Philippe sollen auch die
Gebühren für Strom und Gas während des Winters nicht angehoben
werden.
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GESUNDHEIT/7960: Medizin und Gesundheitswesen - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Impfmüdigkeit sorgt für mehr Masernfälle weltweit

Nicht nur in Deutschland besteht gerade gegen Masern eine große
Impfmüdigkeit. Die Folgen sind fatal. Denn der Rückgang der Impfungen
hat letztes Jahr zu einem deutlichen Anstieg der Masernerkrankungen
geführt. Wie die Zahlen der Weltgesundheitsorganisation WHO laut
Deutschem Ärzteblatt ergaben, stieg insbesondere in Afrika, Venezuela
und Teilen von Europa die Zahl der Erkrankungen an. Dabei hatte die
Weltgesundheitsversammlung (WHA), das höchste Entscheidungsgremium
der WHO, 2010 drei Ziele für die Reduktion der Masern festgelegt. So
sollten bis 2015 in allen Ländern mehr als 90 Prozent aller Kinder
die erste Masernimpfung erhalten, damit die Erkrankungshäufigkeit auf
unter 5 Fälle pro 1 Million Einwohner fällt und die Sterblichkeit um
95 Prozent gesenkt wird. Im "Global Vaccine Action Plan" von 2012
wurde zudem festgelegt, daß die Masern bis 2015 in vier und bis 2020
in fünf der sechs WHO-Regionen eliminiert werden sollen. Doch keines
dieser Ziele wurde erreicht.
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JUSTIZ/7989: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Einseitiger Rücktritt Londons vom Brexit wäre rechtlich zulässig

Der Rechtsgutachter am Europäischen Gerichtshof, Generalanwalt Manuel
Campos Sánchez-Bordona, vertritt die Auffassung, daß Großbritannien
vom Austritt aus der Europäischen Union einseitig zurücktreten kann,
solange das Austrittsabkommen nicht abgeschlossen ist. Voraussetzung
wäre, daß der Rücktritt vom Brexit im Einklang mit der Verfassung
Großbritanniens erfolgt und dem Europäischen Rat förmlich mitgeteilt
wird. Sánchez-Bordona berief sich bei seiner rechtlichen Bewertung
unter anderem auf das Wiener Vertragsrechtabkommen und die
EU-Verträge, wonach ein EU-Mitglied seine Absicht zum Austritt
mitteilen darf. Diese Absicht, so der Generalanwalt, kann sich
ändern.

Die EU-Kommission und der Rat der Mitgliedsländer sind der Auffassung
gewesen, daß das Austrittsverfahren Großbritanniens nur durch
einstimmigen Beschluß des Rats aufgehalten werden könnte.

Das oberste schottische Zivilgericht hatte den Gerichtshof in
Luxemburg um eine entsprechende Bewertung gebeten. Das Gutachten ist
rechtlich nicht bindend. Doch gewöhnlich folgen die Richter am EuGH
den Bewertungen der Gutachter.

In London haben am Dienstag die fünftägigen parlamentarischen
Beratungen zum vorliegenden Brexit-Abkommen begonnen. Die Abstimmung
darüber im Unterhaus soll am 11. Dezember stattfinden. Regulär soll
der Brexit am 29. März 2019 vollzogen werden.

4. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7912: Sprache, Kunst und Medium - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Napoleon von "Gelbwesten" geköpft

Während der inzwischen seit einer Woche anhaltenden Proteste der
sogenannten Gelbwesten in Frankreich hatten sich am Wochenende einige
Aktivisten in Paris Zugang zu den Ausstellungsräumen im Triumphbogen
am Ende der Champs Elysees verschafft und dort erhebliche Schäden
angerichtet.

Wie die Pariser Denkmalbehörde meldete, wurden unter anderem die
Glasvitrinen zertrümmert und deren Inhalte geplündert. Einer marmornen
Napoleon-Büste hat einer der Eindringlinge der Kopf abgeschlagen.
Außerdem wurden die Mauern und Räume mit zahlreichen Grafittis
versehen. Weil die Ausstellungsräume des Pariser Wahrzeichens
restauriert und neu eingerichtet werden müssen, bleibt das kleine
Museum vorerst geschlossen. Das Pariser Rathaus bezifferte die Schäden
mit bis zu einer Million Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7979: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Israelische Armee schließt Tunnel unter der Grenze zum Libanon

Israelisches Militär schließt an der Staatsgrenze zum Libanon Tunnel,
durch die Milizen der Hisbollah nach Israel vordringen wollen, um
israelische Staatsbürger als Geiseln zu nehmen und Galiläa in einem
künftigen Konflikt zu erobern. Bislang wurden die Tunnel im Bereich
der Grenzstadt Metulla nicht genutzt. Zur Anzahl der Tunnel
verlautete nichts. Ein Tunnel war Militärangaben zufolge mindestens
200 Meter lang und verlief über 40 Meter auf israelischem Gebiet. Die
Armee stellte zum Beginn der sogenannten Operation Northern Shield
bei Twitter Videomaterial ins Netz, welches schwere Baumaschinen
zeigt.

Der einmonatige Krieg Israels mit dem Libanon 2006 hatte mit einem
Überfall von Hisbollah-Kämpfern auf israelische Soldaten begonnen. In
dem Krieg waren weit über 1000 Libanesen - meist Zivilisten - sowie
rund 40 israelische Zivilisten getötet worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7993: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Finanzminister auf dem Weg zu einem Haushalt der Eurozone

Die EU-Finanzminister haben sich einer nächtlichen Sitzung in Brüssel
am Dienstag auf eine Reform der Währungsunion verständigt.
Bundesfinanzminister Olaf Scholz meldete am Morgen über Twitter ein
gutes Verhandlungsergebnis. Die Euro-Reform komme entscheidende
Schritte voran. Dabei geht es um ein Sicherungsnetz zur Abwicklung
von Krisenbanken und Anpassungen des Euro-Rettungsfonds ESM, wie der
Eurogruppen-Chef Mario Centeno am Vormittag berichtete. Frankreichs
Ressortchef Bruno Le Maire sprach von einer ersten echten Perspektive
auf einen Haushalt der Eurozone. Am Treffen der Finanzminister nahmen
auch diejenigen teil, die nicht zur Währungsunion gehören. Mit den
Vorschlägen der Minister wird sich der EU-Gipfel am 13. und 14.
Dezember befassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7962: Tragisches und Kurioses - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Duisburg setzt auf neues Schutzsytem gegen Lkw-Attentate

Bereits nach etwa einem Jahr haben die schweren undichten Wassertanks,
die mutmaßliche Attentäter von einer Amokfahrt in der Innenstadt
abhalten sollen, ausgedient. Diese werden gegen ein neues System
ausgetauscht, das einen Lkw im Ernstfall aufhalten würde, wie WDR1
berichtete.

Inzwischen werden die teils fest verankerten und mobilen Metallsperren
mit einem Gewicht von jeweils 800 Kilogramm installiert. Die sehen
zwar nicht sehr stabil aus und können umgefahren werden, sollen sich
dann aber zuverlässig unter einem Fahrzeug verkeilen, so daß eine
Weiterfahrt angeblich nicht möglich ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7990: Arbeit, Soziales und Familie - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Katalanische Separatisten im Hungerstreik

In Katalonien sind die beiden Regionalpolitiker Jordi Sánchez und
Jordi Turull am Samstag in den Hungerstreik getreten. Der frühere
Präsident der katalanischen Unabhängigkeitsinitiative ANC und der
ehemalige Sprecher der katalanischen Regionalregierung sitzen
seit Monaten wegen Beteiligung am katalanischen
Unabhängigkeitsreferendum vom 1. Oktober 2017 bzw. Rebellion,
Ungehorsam und Veruntreuung öffentlicher Mittel in Untersuchungshaft
und wollen die Aufmerksamkeit aller Demokraten auf das
rechtsstaatlich fragwürdige Verfahren lenken. Sánchez und Turull
werfen dem spanischen Verfassungsgericht vor, durch die Annahme
zahlreicher Einsprüche das Verfahren zu verzögern, damit sich die
Angeklagten nicht an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte
wenden können. Die Zeitung El País meldete am Montag, die früheren
katalanischen Minister Joaquim Forn und Josep Rull hätten sich dem
Hungerstreik angeschlossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7971: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundesregierung forciert Kampf gegen Luftverschmutzung

Nicht erst seit dem Dieselskandal kritisieren Umweltschützer die hohe
Luftverschmutzung in vielen deutschen Städten. Jetzt will die
Bundesregierung fast eine Milliarde Euro zusätzlich für den Kampf
gegen Luftverschmutzung zur Verfügung stellen. Wie das Deutsche
Ärzteblatt berichtete, wird das "Sofortprogramm Saubere Luft" zur
Unterstützung der Kommunen von bisher einer Milliarde auf 1,5
Milliarden Euro aufgestockt. Mit weiteren 432 Millionen Euro will die
Bundesregierung die Hardware-Nachrüstung von Kleinlastern in Städten
fördern. Denn inzwischen haben Gerichte Fahrverbote für ältere Diesel
in mehreren Städten angeordnet, die 2019 umgesetzt werden sollen. 65
Städte hielten den Grenzwert von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft im
vergangenen Jahr nicht ein, 15 Städte liegen sogar bei mehr als 50
Mikrogramm.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7978: Märkte und Finanzen - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Aldi stellt Bestseller ins Regal

Der Lebensmitteldiscounter Aldi Süd hat seit Ende November 18
aktuelle und ehemalige Bestseller zum Einheitspreis von 9,99 Euro im
Angebot. Am Donnerstag dieser Woche soll auch Aldi Nord Romane z. B
von Sebastian Fitzek, Joy Fielding oder Nora Roberts verkaufen. An
der Verkaufsaktion sind die Verlage KiWi, Rowohlt und S. Fischer
beteiligt. Wegen der Buchpreisbindung muß Aldi denselben Preis
verlangen wie der Buchhandel. Das Branchenportal Buchreport
berichtete, drei von vier Buchhändlern lehnten die Aktion der
Discounter ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7994: Aus Forschung und Technik - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Kick-Scooter 2019 in Deutschland erlaubt

Nächstes Jahr soll er kommen: der Tretroller mit Elektromotor. Erst 
dann wird das Bundesverkehrsministerium die Erlaubnis fertiggestellt 
haben, damit die kleinen, stromgetriebenen Roller öffentliche Straßen 
und Radwege befahren dürfen. Der Grund: Zu viele politische und 
juristische Stationen hat die geplante Verordnung zu 
Elektrokleinstfahrzeugen noch zu passieren, wie dpa berichtet. Dann 
sollen die auch Kick-Scooter genannten Elektro-Roller mit bis zu 20
Kilometern pro Stunde auf Radwegen und meist auch auf Straßen fahren
dürfen. Außerdem soll vorgeschrieben werden, daß sie eine Lenkstange,
zwei Bremsen, Blinker und eine Versicherungsplakette haben. Der
Fahrer soll mindestens einen Mofa-Führerschein abgelegt haben.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/550: Insektenkunde - Universität & Naturkundemuseum schaffen gemeinsame Professur (idw)


Universität Hohenheim - 03.12.2018

Insektenkunde: Universität & Naturkundemuseum schaffen gemeinsame
Professur



Insektenforscher Prof. Dr. Lars Krogmann leitet künftig sowohl das neue
Hohenheimer Fachgebiet als auch die entomologische Abteilung des
Naturkundemuseums Stuttgart.

Es ist die erste gemeinsame Berufung der Universität Hohenheim und des
Staatlichen Museums für Naturkunde Stuttgart: Am 1. Dezember 2018 nahm der
Insektenkundler Prof. Dr. Lars Krogmann seine Tätigkeit als Professor für
Systematische Entomologie an der Universität Hohenheim in Stuttgart auf.
Die beiden Forschungseinrichtungen kooperieren seit Jahren und wollen
diese Zusammenarbeit nun weiter stärken, beispielsweise auch im Kampf
gegen das Insektensterben und der damit verbundenen Biodiversitätskrise.
Das neue Fachgebiet ist derzeit deutschlandweit die einzige Professur für
Systematische Entomologie und nimmt damit eine Vorreiterrolle ein. Eine
weitere gemeinsame Berufung mit dem Naturkundemuseum im Bereich
Paläontologie ist zurzeit im Gespräch.

Die Insektenforschung an der Universität Hohenheim geht eine starke
Allianz ein: Seit Anfang des Monats leitet Prof. Dr. Lars Krogmann das
Fachgebiet Systematische Entomologie im Rahmen einer gemeinsamen Berufung
durch die Universität und das Naturkundemuseum. "Mein Ziel ist es, die
Kooperation zwischen dem Naturkundemuseum und der Universität Hohenheim
weiter zu stärken und mit exzellenter Forschung und Wissensvermittlung zu
einer modernen Wissensgesellschaft beizutragen, die sich für den Erhalt
der Biodiversität einsetzt", so Prof. Dr. Krogmann.

Die Berufung erfolgte nach dem sogenannten Jülicher Modell. Dabei handelt
es sich um eine zusätzliche Professur mit reduzierter Lehrverpflichtung an
der Universität Hohenheim, die es Prof. Dr. Krogmann künftig ermöglicht,
parallel am Naturkundemuseum die entomologische Abteilung zu leiten.

Beide Partner profitieren von den Synergien, die dadurch im Bereich
Forschung und Lehre entstehen. Prof. Dr. Krogmann sieht sich als
Bindeglied zwischen den beiden Einrichtungen. Er selbst ist auf die
Systematik der Hautflügler spezialisiert. "Am Naturkundemuseum gibt es für
alle artenreichen Ordnungen der Insekten weltweit führende Taxonomen",
erklärt er. Gemeinsam mit den Hohenheimer Insekten-Experten wie etwa Prof.
Dr. Johannes Steidle, Prof. Dr. Martin Hasselmann oder Dr. Peter
Rosenkranz würde jetzt einzigartige Fachkompetenz auf dem Gebiet der
Insektenkunde vereint.

Systematische Entomologie soll Artenkenntnisse verbessern

"Hautflügler spielen als Bestäuber von Blütenpflanzen und als Gegenspieler
anderer Insekten eine zentrale Rolle in unseren Ökosystemen", erläutert
Prof. Dr. Krogmann. "80 Prozent aller Hautflügler-Arten gehören zu
parasitischen Wespen, die auch für den Agrarbereich als Nützlinge im
biologischen Pflanzenschutz interessant sind. Diese Insekten sind für das
natürliche Gleichgewicht in unseren Ökosystemen wichtig. Doch
wahrscheinlich sind sie besonders stark vom Insektensterben betroffen, da
sie auf ausreichend große Bestände ihrer Insektenwirte angewiesen sind."

Doch die Kenntnisse über parasitische Wespen seien dürftig, warnt Prof.
Dr. Krogmann. "Von einem Großteil der 8.000 in Deutschland vorkommenden
Arten wissen wir fast nichts über ihre Verbreitung und ihre ökologischen
Ansprüche, und es gibt zudem auch bei uns noch viele unentdeckte Arten."
Um dem Biodiversitätsverlust entgegenzuwirken, sei es dringend geboten,
sowohl die taxonomische Forschung zu forcieren als auch Artenkenntnisse
und das Verständnis für ökologische Zusammenhänge verstärkt in der Lehre
zu vermitteln.

Das Naturkundemuseum sei das zentrale Institut für
Biodiversitätsforschung, das mit seinen naturkundlichen Sammlungen
einzigartige Archive des Lebens erhält und ausbaut, die nun auch verstärkt
in Kooperationsprojekten mit der Universität Hohenheim erforscht werden
können. "Um naturkundliches Wissen vermitteln und den eigenen
wissenschaftlichen Nachwuchs sichern zu können, muss das Museum auch an
der Ausbildung beteiligt sein", betont Prof. Dr. Krogmann. "Umgekehrt kann
die Hochschule das Portfolio ihres Lehrangebots im Bereich der Systematik
erweitern, indem sie mit den Fachwissenschaftlern des Naturkundemuseums
kooperiert."

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 03.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





THEORIE/078: Die Kraft des Vakuums (idw)


Max-Planck-Institut für Struktur und Dynamik der Materie - 03.12.2018

Die Kraft des Vakuums



Wissenschaftler der Theorie-Abteilung des Max-Planck-Instituts für
Struktur und Dynamik der Materie (MPSD) am Center for Free-Electron Laser
Science in Hamburg haben mit theoretischen Berechnungen und
Computersimulationen gezeigt, dass in atomar dünnen Schichten eines
Supraleiters durch virtuelle Photonen die Kraft zwischen Elektronen und
Gitterverzerrungen kontrollieren lässt. Dies könnte die Entwicklung neuer
Supraleiter für energiesparende Geräte und viele andere technische
Anwendungen ermöglichen.

Das Vakuum ist nicht leer. Was für Laien wie Zauberei klingt, beschäftigt
Physiker seit der Entwicklung der Quantenmechanik. Das scheinbare Nichts
brodelt unablässig und erzeugt selbst am absoluten Temperatur-Nullpunkt
andauernd Lichtfluktuationen. Diese virtuellen Photonen warten
gewissermaßen darauf, gebraucht zu werden. Sie können Kräfte vermitteln
und Eigenschaften von Materie verändern.

Die Vakuum-Kraft ist beispielsweise dafür bekannt, den Casimir-Effekt zu
erzeugen. Bringt man zwei parallele metallische Platten eines Kondensators
sehr nah zusammen, dann kann man eine mikroskopisch kleine Anziehungskraft
zwischen ihnen messen, selbst wenn die Platten nicht elektrisch aufgeladen
sind. Diese Kraft entsteht, indem die beiden Platten virtuelle Photonen
austauschen. Das kann man sich vorstellen wie zwei Eisläufer, die sich
einen Ball hin und her werfen und durch den Rückstoß voneinander
abgestoßen werden. Wenn man den Ball nicht sehen würde, könnte man denken,
dass eine abstoßende Kraft zwischen den Eisläufern wirkt.




[image: Abbildung: © Joerg M. Harms, MPSD]

Die Vakuum-Fluktuationen des Lichts (gelbe Welle) werden in einem
optischen Hohlraum (reflektierende Spiegel oben und unten) verstärkt.
Die Schwingungen des Kristallgitters (rote Atome) an einer
zweidimensionalen Grenzfläche surfen auf dieser starken Lichtwelle.
Die so vermischten Licht-Gitterschwingungswellen koppeln besonders
stark an Elektronen in einem zweidimensionalen atomar dünnen Material
(grüne und gelbe Atome) und verändern so dessen Eigenschaften.

Abbildung: © Joerg M. Harms, MPSD



Das MPSD-Team um Michael Sentef, Michael Ruggenthaler und Angel Rubio hat
nun eine Arbeit in Science Advances veröffentlicht, die die Vakuum-Kraft
mit modernsten Materialien in Verbindung bringt. Speziell beschäftigten
sie sich mit der Frage, was passiert, wenn man den zweidimensionalen
Hochtemperatur-Supraleiter Eisenselenid (FeSe) auf einem Substrat von
SrTiO3 zwischen zwei parallele metallische Platten bringt, zwischen denen
die virtuellen Photonen hin- und herfliegen. Das Resultat der Überlegungen
und Simulationen: Man kann die Kraft des Vakuums nutzen, um die schnellen
Elektronen in der 2D-Ebene stärker an die senkrecht dazu schwingenden
Gittervibrationen des Substrats zu koppeln. Die Kopplung zwischen
supraleitenden Elektronen und den Schwingungen des Kristallgitters
(Phononen) ist ein zentraler Baustein der besonderen Eigenschaften vieler
Materialien.

"Wir sind erst am Anfang unserer Verständnisses dieser Prozesse", sagt
Michael Sentef. "Beispielsweise wissen wir gar nicht so genau, wie stark
der Einfluss des Vakuum-Lichts auf die Schwingungen an der Oberfläche in
der Realität wäre. Wir reden hier von Quasiteilchen aus Licht und Phononen,
den Phonon-Polaritonen." In 3D-Isolatoren wurden Phonon-Polaritonen mit
Lasern schon vor Jahrzehnten gemessen. Für die komplexen
neuen 2D-Quantenmaterialien ist dies jedoch alles Neuland. "Wir hoffen
natürlich, dass wir durch unsere Arbeit die experimentellen Kollegen dazu
anregen, unsere Vorhersagen zu überprüfen", ergänzt Sentef.

MPSD-Theorie-Direktor Angel Rubio ist begeistert von den neuen
Möglichkeiten: "Die Theorien und numerischen Simulationen in unserer
Abteilung sind ein grundlegender Baustein für eine ganz neue Generation an
technischen Entwicklungen. Noch viel wichtiger ist, dass Forscher dadurch
ganz neu über alte Probleme der Wechselwirkung zwischen Licht und Struktur
der Materie nachdenken." Rubio ist sehr optimistisch, was die
Grundlagenforschung in diesem Bereich angeht. "Zusammen mit den
experimentellen Fortschritten, etwa der kontrollierten Herstellung und
präzisen Messung atomarer Strukturen und deren elektronischer
Eigenschaften, können wir auf große Entdeckungen hoffen."

Seiner Meinung nach stünden die Forscher erst am Anfang eines neuen
Zeitalters im atomaren Design von Funktionalitäten in chemischen
Verbindungen, besonders in 2D-Materialien und komplexen Molekülen. Und
Rubio ist überzeugt: "Die Kraft des Vakuums hilft uns dabei."


Originalpublikation:

M. A. Sentef, M. Ruggenthaler and A. Rubio

Cavity quantum-electrodynamical polaritonically enhanced electron-phonon
coupling and its influence on superconductivity

Science Advances, 30 Nov 2018: Vol. 4, no. 11, eaau6969.

DOI: 10.1126/sciadv.aau6969

Weitere Informationen unter:

http://www.mpsd.mpg.de/511194/2018-11-sentef-vacuum

- MPSD Pressemitteilung

https://dx.doi.org/10.1126/sciadv.aau6969

- Originalveröffentlichung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution1902
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Struktur und Dynamik der Materie, 03.12.2018
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





WERKSTOFFE/1085: Damit Offshore-Tragstrukturen sicher in der Nordsee stehen (idw)


Leibniz Universität Hannover - 03.12.2018

Damit Offshore-Tragstrukturen sicher in der Nordsee stehen

Forschungsprojekt zum Tragverhalten von Windenergieanlagen und Plattformen



Auf die Tragstrukturen von Offshore-Windenergieanlagen und Plattformen
wirken kontinuierlich Kräfte von Wind und Wellen ein. Besonders in der
Installationsphase, in der die Tragstruktur mit den in den Meeresboden
gerammten Gründungspfählen verbunden wird, kann starker Seegang zu einem
großen Problem werden. Dies betrifft besonders die sensible Phase, wenn
der Beton aushärtet, mit dem die Gründungspfähle und die darauf
aufgesetzten Tragstrukturen verbunden werden.

Um eine Verbindung zwischen den Pfählen und der Tragstruktur zu erreichen,
wird eine Rohr-in-Rohr-Steckverbindung gewählt. Zwei Rohre mit
unterschiedlichem Durchmesser werden ineinandergesteckt. Der Zwischenraum
wird mit einem feinkörnigen Beton, dem Grout, vergossen. Dieses
Grout-Material benötigt bis zu 24 Stunden, um auszuhärten. In dieser Zeit
bilden sich die Steifigkeits- und Festigkeitseigenschaften des Betons aus.
Durch Wellenbewegungen in dieser Phase kann der Prozess jedoch gestört und
dauerhaft beeinträchtigt werden. Wir stark und mit welchen Auswirkungen
die Eigenschaften des Betons genau durch den Wellenfluss beeinträchtigt
werden, ist noch weitgehend unerforscht.

Das Forschungsprojekt GREAM der Leibniz Universität Hannover befasst sich
in den kommenden drei Jahren mit diesem Thema und erhält dafür eine
Förderung von mehr als 1,5 Millionen Euro vom Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie (BMWi). "Das Verhalten des Betons ist für
Industrie, Zertifizierer und Planungsstellen von großer Bedeutung",
erläutert Dipl.-Ing. Dario Cotardo vom Institut für Baustoffe der LUH
(Leitung: Prof. Dr.-Ing. Ludger Lohaus), das den Antrag gemeinsam mit dem
Institut für Stahlbau (Prof. Dr.-Ing. Peter Schaumann) und dem Testzentrum
Tragstrukturen Hannover gestellt hat. Beteiligt sind zudem Projektpartner
aus der Industrie sowie die Bundesanstalt für Materialforschung und
-prüfung (BAM). Das Vorhaben ist Teil von ForWind, dem Zentrum für
Windenergieforschung der Universitäten Oldenburg, Hannover und Bremen.

Wenn klarer wird, welche Auswirkungen die Wellenbewegungen in dieser
frühen Phase (das so genannte Early-Age-Movement) auf die mechanischen
Eigenschaften des Betons haben, kann der Bau der Gründungsstrukturen
wirtschaftlicher geplant und besser koordiniert werden. "Im Moment fahren
die Installationsschiffe nur bei 'gutem' Wetter hinaus, weil die Stürme
vor allem im Herbst und im Frühjahr zu stark werden", erläutert Dario
Cotardo. Wenn sich herausstellt, dass der Beton in der Aushärtungsphase
auch stärkeren Wellenbewegungen als bislang angenommen trotzen kann,
könnte die Installationsphase gegebenenfalls um einige Wochen bis Monate
verlängert werden. Somit könnten die extrem teuren Spezialschiffe
wesentlich wirtschaftlicher eingesetzt werden. Auch für die Vorhersage
der Lebensdauer der Tragstrukturen ist das Wissen über die Eigenschaften
des Betons von großer Bedeutung.

Um den Einfluss des Early-Age-Movements zu prüfen, haben die
Wissenschaftler Versuchsstände entwickelt, mit denen reale
Seegangsszenarien im Labor simuliert werden können. Diese Apparaturen, die
bis zu 2,5 Meter hoch sind, werden in den kommenden Jahren an den
beteiligten Forschungsstellen errichtet und in Betrieb genommen. Die
generierten Daten werden für die numerische Simulation von
Offshore-Tragstrukturen genutzt, und die gewonnenen Erkenntnisse sollen
in erweiterte Offshore-Richtlinien einfließen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz Universität Hannover - 03.12.2018
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MELDUNG/602: Konzept für Jugendfreiwilligenjahr ausdrücklich begrüßt (Jürgen Dusel)


Beauftragter der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen

Pressemitteilung 17/2018, Berlin, 3. Dezember 2018

Jürgen Dusel begrüßt Konzept für Jugendfreiwilligenjahr (BMFSFJ)

(Internationaler Tag der Menschen mit Behinderungen am 3. Dezember)



Heute hat das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (BMFSFJ) ein neues Konzept zur Ausgestaltung des
Jugendfreiwilligenjahrs vorgestellt. Der Beauftragte der
Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, Jürgen
Dusel, begrüßt dieses Konzept ausdrücklich.

"Insbesondere die inklusive Ausrichtung und die vorgesehene
Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen sehe ich äußerst positiv,"
so der Beauftragte. "Bislang ist ein Engagement in
Freiwilligendiensten für Menschen mit Unterstützungsbedarf meistens
nicht möglich, da die Finanzierung von Assistenzleistungen - wie zum
Beispiel Gebärdendolmetscher - nicht gesichert ist. Jetzt sollen
Unterstützungsleistungen für Freiwillige mit Behinderungen finanziell
dauerhaft über 2019 hinaus abgesichert und vor allem auch auf eine
rechtlich verbindliche Grundlage gestellt werden. Damit wird eines
sehr deutlich: Menschen mit Behinderung sind nicht nur 'Objekte
staatlicher Fürsorge'. Sie wollen und können sich gesellschaftlich
engagieren und einbringen wie andere auch. Das ist ein wichtiger
Schritt in Richtung mehr gesellschaftlicher und auch politischer
Teilhabe."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 8/2018, Berlin, 15. August 2018

Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen

- Interministerieller Arbeitsstab -

Mauerstr. 53, 10117 Berlin

Telefon: +49 (0)30 18 527 - 1797

E-Mail: presse@behindertenbeauftragter.de

Internet: www.behindertenbeauftragter.de
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PROJEKT/749: Tablets für sehbehinderte Menschen (idw)


idw - Pressemitteilung: Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, 03.12.2018

Tablets für sehbehinderte Menschen

Bastian Rapp erhält einen mit 2 Millionen Euro dotierten ERC
Consolidator Grant für die Entwicklung taktiler Displays



Der Ingenieur Prof. Dr. Bastian E. Rapp vom Institut für
Mikrosystemtechnik der Universität Freiburg erhält für seine Forschung
zu taktilen Displays, deren Abbildung sehbehinderte Menschen ertasten
können, einen mit 2 Millionen Euro dotierten Consolidator Grant des
Europäischen Forschungsrats (ERC). Rapp und seine Arbeitsgruppe
entwickeln neue Konzepte, wie solche Displays aufgebaut werden können.
Ziel seines Projekts ist, eine Art Tablet für sehbehinderte Menschen
zu entwickeln. Der ERC Grant, den Rapp während seiner Zeit am
Karlsruher Institut für Technologie (KIT) eingeworben hat, gehört zu
den renommiertesten Preisen für europäische Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler.

Das Bild gewöhnlicher Displays entsteht mithilfe kleiner Lichtpunkte,
den Pixeln. Bei taktilen Displays treten an ihrer Stelle tastbare
Punkte aus der Oberfläche hervor, die so genannten Taxel. Bei ihnen
handelt es sich um kleine Stifte, die mechanisch bewegt werden und
deren oberes Ende als Punkt erscheint.

Jedoch ist diese Technologie viel weniger weit entwickelt und teurer
als die Displays für sehende Menschen. Das liegt vor allem an der
vergleichsweise aufwendigen Herstellung der entsprechenden Systeme. Da
die letzten Jahrzehnte kaum Neuerungen bezüglich ihrer Funktionsweise
gebracht haben, hat die Darstellung der am Markt verfügbaren Systeme
eine schlechte Qualität: Die Auflösung des besten Systems, das knapp
50.000 Euro kostet, entspricht einem Bruchteil der Pixelzahl, die ein
Nintendo Gameboy Anfang der 1990er Jahre hatte.

Mithilfe des ERC Grants wird Rapp Konzepte für Taxel entwickeln, die
weitaus günstiger sind und die Herstellung portabler Systeme
ermöglichen. Dabei arbeitet er mit dem Studienzentrum für
Sehgeschädigte des KIT zusammen, um die Systeme in engem Austausch mit
potenziellen Anwenderinnen und Anwendern zu entwickeln.

Rapp studierte Maschinenbau an der Universität Karlsruhe und wurde
dort im Jahr 2008 über die Entwicklung eines Biosensorsystems für die
biomedizinische Diagnostik promoviert. 2017 schloss er seine
Habilitation mit der Veröffentlichung eines Lehrbuchs über die
Fluidmechanik in mikrofluidischen Systemen ab. Er war zuletzt
Gruppenleiter am Institut für Mikrostrukturtechnik des KIT. Im
November 2018 folgte er dem Ruf auf die Professur für
Prozesstechnologie an das Institut für Mikrosystemtechnik der
Universität Freiburg. Er ist darüber hinaus Mitgründer und
Geschäftsführer der Glassomer GmbH, die hochauflösende
3-D-Drucktechnologien für Glas entwickelt. Für seine Arbeiten wurde er
unter anderem mit dem Edison Award der General Electric (GE)
Foundation, dem GMM-Preis der Gesellschaft für Mikroelektronik,
Mikrosystem- und Feinwerktechnik sowie dem Förderpreis des
Arbeitgeberverbands Südwestmetall ausgezeichnet.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, 03.12.2018
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AUSSEN/2113: Für eine europäische China-Politik


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Dezember 2018

Für eine europäische China-Politik



Anlässlich der morgigen China-Reise von Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Die wichtigste Botschaft für die Chinareise des Bundespräsidenten muss
lauten: Es gibt keine deutsche Chinapolitik, es gibt nur eine
europäische. Und Europa wird alle Versuche, seine Staaten
gegeneinander auszuspielen, zurückweisen. Genauso wie China Anspruch
auf eine Ein-China-Politik erhebt, gilt dies für seine Beziehungen zu
dem einen Europa.

Europa und China haben ein gemeinsames Interesse, dem drohenden
Einbruch der Weltwirtschaft, gefördert durch Trumps Wirtschaftskrieg,
durch Investitionen entgegenzuwirken. Doch dies geht nur auf der
Grundlage von Reziprozität und auf der Basis globaler Standards. Wer
wie Xi Jinping offene Märkte fordert, muss auch seinen eigenen Markt
für Investitionen öffnen. Offene Märkte sind keine Einbahnstraße. Sie
werden auch durch Zensur im Internet und das Verbot, eigenes Know-How
aus China zurück nach Europa zu bringen, in Frage gestellt. Offene
Märkte und ein High-Tech-Überwachungsstaat gehen nicht zusammen.

Europa darf nicht ängstlich auf die "Belt and Road Initiative" (BRI)
Chinas starren. Sie offenbart nur, dass Europa bis heute keine
gemeinsame Strategie hat, dem Infrastruktur-Investitionsbedarf in
Zentralasien, Afrika und in der EU selbst zu begegnen. Umgekehrt muss
China lernen, dass Investitionen nur dann nachhaltig wirken, wenn sie
mit Good Governance verbunden sind. Dies gilt auch beim Klimaschutz.
Im eigenen Land zum Vorreiter für Erneuerbare Energien zu werden und
über die BRI massenhaft Kohlekraftwerke zu exportieren, geht nicht
zusammen.

Wer sich wie China zum Multilateralismus bekennt, muss auch die
universalen Menschenrechte respektieren. Mit ihnen ist ein Vorgehen
wie in Xinjiang, wo Hunderttausende in Umerziehungslagern inhaftiert
wurden, nicht vereinbar. Die Unterdrückung von Zivilgesellschaft und
Nichtregierungsorganisationen in China ist nicht akzeptabel. Hier muss
Frank-Walter Steinmeier Klartext reden.

Europa und China haben in vielen Punkten gemeinsame Interessen und
sind aufeinander angewiesen. Eine stabile Weltwirtschaft ist im
Interesse beider Exportwirtschaften. Deshalb muss alles getan werden
um einen drohenden Wirtschaftskrieg abzuwenden. Eine
Welthandelsorganisation mit funktionierendem Schiedsverfahren ist der
Ort, an dem Handelsstreitigkeiten gelöst werden - nicht durch einen
Krieg der Zölle.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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EUROPA/1750: Eurogruppe - Deutschlands jahrelange Mutlosigkeit führt zu enttäuschenden Ergebnissen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Dezember 2018

Eurogruppe: Deutschlands jahrelange Mutlosigkeit führt zu enttäuschenden Ergebnissen



Zu den Ergebnissen der Eurogruppe erklären Franziska Brantner,
Sprecherin für Europapolitik, und Sven-Christian Kindler, Sprecher für
Haushaltspolitik:

Die Ergebnisse der Eurogruppe sind enttäuschend. Das ist eine Folge
des jahrelangen Zauderns und Zögerns Deutschlands. Das permanente Nein
aus Berlin hat jegliche Dynamik gekillt. Die Bundesregierung gefährdet
so die Zukunft des Euro. Die EU braucht eine echte Stabilisierung der
Eurozone. Dafür fordern wir einen eigenen Haushalt mit ausreichend
Geld, der den Euro stabilisiert und investiert. Anstatt sich wie
bisher im mutlosen Klein-Klein zu verhaken, müssen die Staats- und
Regierungschefs beim Eurogipfel in der kommenden Woche den Knoten
durchschlagen und eine große Lösung für die Zukunft Europas
verhandeln.

Der Backstop, also die Letztsicherung für den Bankenabwicklungsfonds,
wurde für zwei weitere Jahre aufgeschoben. Damit ist die Eurozone
weiterhin nicht gegen eine erneute Bankenkrise effektiv abgesichert.
Die vorsorgliche Kreditlinie ist nutzlos. Die deutschen Verhandler
haben dieses sinnvolle Instrument kaputt gemacht. Die Zugangshürden
und die Überwachung sind viel zu hoch. Kaum ein Land, das
unverschuldet in Not ist, wird diese Kreditlinie nutzen. Der
sogenannte Eurozonenhaushalt hat bisher kein Geld und damit keinerlei
stabilisierende Wirkung. Eine europäische Arbeitslosenrückversicherung
war nicht einmal Thema. Damit haben sich die Finanzminister vor den
wichtigsten Entscheidungen gedrückt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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FINANZEN/1507: Zögern von Olaf Scholz ein Grund für Vertagung einer Digitalkonzernsteuer


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Dezember 2018

Zögern von Olaf Scholz ein Grund für Vertagung einer Digitalkonzernsteuer



Zu Meldungen über eine Vertagung eines Beschlusses auf EU-Ebene zu
einer Digitalkonzernsteuer erklärt Danyal Bayaz, Mitglied im
Finanzausschuss und Startup-Beauftragter:

Die EU-Finanzminister sind inkonsequent und lassen das Steuerdumping
digitaler Großkonzerne weiterlaufen. Anstatt einen klaren Beschluss
für die Einführung einer Digitalkonzernsteuer zu fassen, verkaufen sie
eine wachsweiche Einigung auf einen möglichen Beschluss im März 2019
als Erfolg. Der Vorschlag für eine reine Internet-Werbesteuer dient
bloß dazu, dass alle ohne Gesichtsverlust aus der Sache rauskommen.
Noch ist fraglich, ob selbst diese Maßnahme überhaupt umgesetzt werden
wird.

Die Finanzminister bestärken den fatalen Eindruck, Politik habe die
Dinge nicht in der Hand. Die großen Konzerne nutzen die Märkte der EU
und können offenbar selbst bestimmen, wieviel Steuern sie wo zahlen.
Diese Haltung wird der Politik über kurz oder lang auf die Füße
fallen. Für die Akzeptanz der sozialen Marktwirtschaft ist das
Steuerdumping digitaler Großkonzerne ein gewaltiges Problem.

Olaf Scholz hat durch sein monatelanges Herumlavieren dazu
beigetragen, dass es zu keiner vernünftigen Lösung gekommen ist.
Selbst als er sich ein wenig bewegt hat, hat er offenkundig damit
gerechnet, dass andere EU-Staaten aufgrund der notwendigen
Einstimmigkeit weitergehende Maßnahmen verhindern werden.
Scholz wurde nicht müde, die faire Besteuerung von Internetkonzernen
zu fordern. Es waren offenbar nur hohle Phrasen eines
Ankündigungsministers. So wenig Haltung war selten. Auch für die SPD
ist das fatal.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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FINANZEN/1506: Anton Hofreiter zum deutsch-französischen Vorschlag einer Steuer für Digitalkonzerne


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Dezember 2018

Anton Hofreiter zum deutsch-französischen Vorschlag einer Steuer für Digitalkonzerne



Zum deutsch-französischen Vorschlag einer Steuer für Digitalkonzerne
erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Die ständige Blockadehaltung Deutschlands erweist der Europäischen
Union einen Bärendienst. Bei dem deutsch-französischen Vorschlag
handelt es sich um eine Digitalsteuer light, da nur noch
Online-Werbeerlöse besteuert werden. Die Steuer für Digitalkonzerne
wird zudem faktisch frühestens im Jahr 2021 kommen. Wenn überhaupt.
Damit entgehen der Europäischen Union weitere wichtige Jahre, in denen
sie für mehr Steuergerechtigkeit und Einnahmen für wichtige
Investitionen hätte sorgen können. Olaf Scholz und die Bundesregierung
sollten dafür eintreten, die Steuer für Digitalkonzerne kurzfristig
und umfassend einzuführen. Eine Steuer, die endlich das Problem
anpacken würde, dass Google, Amazon und Co. immer noch viel weniger
Steuern zahlen, als die Buchhändlerin um die Ecke, die mit ihnen im
direkten Wettbewerb steht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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SOZIALES/1925: Verbesserungen für Freiwilligendienste überfällig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Dezember 2018

Verbesserungen für Freiwilligendienste überfällig



Zum Internationalen Tag des Ehrenamtes am 5. Dezember und dem
Vorschlag eines neuen "Jugendfreiwilligenjahres" von
Familienministerin Giffey erklärt Dr. Anna Christmann, Sprecherin für
Bürgerschaftliches Engagement:

Etwa ein Fünftel der Menschen in Deutschland engagiert sich
ehrenamtlich, fast die Hälfte gibt an, zumindest gelegentlich
ehrenamtlich aktiv zu sein. Mit über drei Milliarden Arbeitsstunden
ist die freiwillige Arbeit in Deutschland ein Rückgrat unserer
Gesellschaft und stärkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Viele
Menschen leisten ihren wertvollen sozialen oder ökologischen Beitrag
dabei in Freiwilligendiensten.

Das nun von Familienministerin Giffey vorgestellte Konzept eines
Jugendfreiwilligenjahres umfasst schon lange von uns geforderte,
überfällige Verbesserungen für die Freiwilligendienste. Doch der
Zeitpunkt lässt an einer ernstgemeinten Umsetzung des Vorhabens
zweifeln. Die Haushaltsberatungen sind gerade erst beendet. Dies wäre
der richtige Ort gewesen, um Frau Giffeys Konzept mit den nötigen
Finanzmitteln zu hinterlegen. Doch anstatt die
Freiwilligendienstplätze wie von uns gefordert bedarfsgerecht zu
verdoppeln, wurden die Mittel im Haushalt lediglich um magere neun
Prozent erhöht.

Unklar bleibt beim vorgestellten Konzept auch, worauf sich der
Rechtsanspruch eigentlich beziehen soll: Auf einen Platz im
Freiwilligendienst oder lediglich darauf, dass der Bund einen bereits
zugesicherten Platz fördert?

Zu begrüßen ist die geplante Erhöhung und Angleichung beim Taschengeld
sowie Zuschüsse zu Bahn- oder ÖPNV-Kosten. Wichtig wäre aber, dass das
Taschengeld nicht mehr auf die Bedarfsgemeinschaft bei Familien im
Transferleistungsbezug angerechnet wird. Um mehr Menschen für einen
Freiwilligendienst zu gewinnen, sollte Frau Giffey außerdem prüfen,
inwiefern im Freiwilligenjahr erworbene Kompetenzen zertifiziert und
für Studium oder Ausbildung anerkennt werden könnten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1797: Russland muss Zweifel an Einhaltung des INF-Vertrags ausräumen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Dezember 2018

Russland muss Zweifel an Einhaltung des INF-Vertrags ausräumen

NATO-Außenministerrat tagt - Russische Aggression gegen die Ukraine
klar benennen



Die Außenminister der NATO kommen am heutigen Dienstag in Brüssel
zusammen. Auf der Agenda steht unter anderem die Zukunft des Vertrags
über das Verbot nuklearer Mittelstreckenraketen (INF-Vertrag). Hierzu
erklärt der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Jürgen Hardt:

"Dem Außenministertreffen der NATO kommt so kurz nach dem G20-Gipfel
eine besondere Bedeutung zu. Angesichts der von Russland ausgehenden
militärischen Eskalation im Asowschen Meer muss vom
Außenministertreffen ein Zeichen der Geschlossenheit des Bündnisses
ausgehen. Denn die NATO ist Garant der euro-atlantischen Sicherheit.
Die CDU/CSU-Fraktion erwartet von ihr, dass sie die russische
Aggression gegen die Ukraine im Asowschen Meer mit klaren Worten
verurteilt. Russland ist aufgefordert, den Pfad fortwährender
Eskalation zu verlassen. Präsident Putin muss sich wieder an die
europäische Friedensarchitektur der Charta von Paris halten, zu der
sich Russland selbst verpflichtet hat.

Die NATO-Außenminister werden sich auch mit dem INF-Vertrag
beschäftigen. Seit Jahren bestehen berechtigte Sorgen, dass Russland
den INF-Vertrag nicht einhält, sondern heimlich neue atomar
bestückbare Mittelstreckensysteme entwickelt. Es liegt an Russland,
diese Sorgen durch transparente Maßnahmen zu entkräften. Sollte
Moskau dies nicht tun, wird die NATO entsprechend reagieren müssen.
Denn ihr oberstes Ziel ist es, für die umfassende Sicherheit all
ihrer Mitgliedsstaaten zu sorgen.

Dabei ist wichtig, dass die NATO mit einer Stimme spricht. Wichtige
Abrüstungsverträge wie der INF dürfen trotz berechtigter Zweifel an
der Vertragstreue Russlands nicht vorschnell einseitig aufgekündigt
werden, ohne dass es eine Alternative gäbe. Es ist gut, dass die
US-Administration nun die Abstimmung mit Partnern sucht."
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BILDUNG/1018: Digitalgipfel zentrales Zukunftsforum


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Dezember 2018

Digitalgipfel zentrales Zukunftsforum

Impulse für den Digitalstandort Deutschland



In Nürnberg findet am heutigen Dienstag der Abschlusstag des
Digitalgipfels der Bundesregierung mit dem Schwerpunkt "Künstliche
Intelligenz" statt. Hierzu erklären die stellvertretende Vorsitzende
der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Nadine Schön, und der
digitalpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Tankred Schipanski:

Nadine Schön: "Die Entwicklung von Künstlicher Intelligenz
(KI) hat in den letzten Jahren bedingt durch bessere
Rechenkapazitäten, immer mehr verfügbare Daten und massive
Investitionen in Forschung und Entwicklung rasante Fortschritte
gemacht. Neben diesem technologischen zieht KI aber auch einen
gesellschaftlichen Wandel nach sich. Es stellen sich neue Fragen zur
Souveränität, zur Art des Arbeitens, zu Hierarchien und
Persönlichkeitsrechten, aber auch zu Nachhaltigkeit, Effektivität,
Individualität und Personalität. Um all diese Herausforderungen
meistern zu können, brauchen wir mehr digitale Bildung. Mit der
Verabschiedung der Grundgesetzänderung haben wir im Bundestag den Weg
für den DigitalPakt Schule frei gemacht, mit dem der Bund 5
Milliarden Euro in die digitale Infrastruktur der Länder investieren
will. Jetzt sind die Länder an der Reihe. Hier der Appell: Wir
brauchen endlich mehr digitale Bildung in den Schulen und zwar
schnell. Deswegen muss an dem Ziel festgehalten werden, den
DigitalPakt Schule schnellstmöglich zu ermöglichen."

Tankred Schipanski: "Künstliche Intelligenz ist der Schlüssel
für Wachstum und Wohlstand der Zukunft. Deshalb ist es gut, dass der
Digitalgipfel der Bundesregierung dieses Thema zum Schwerpunktthema
gemacht hat. Denn Deutschland muss, gemeinsam mit unseren
europäischen Partnern, zum KI-Standort Nummer 1 in der Welt werden.
Die KI-Strategie der Bundesregierung liefert hierzu die richtige
Struktur. Sie gilt es nun, engagiert umzusetzen - durch Investitionen
in 100 neue Professuren, durch die aktive Einbindung der Wirtschaft,
um den Transfer in konkrete, kommerzielle Anwendungen zu ermöglichen,
aber auch den weltweit einzigartigen Mittelstand zu stärken und
Gründer und Startups zu unterstützen, sowie durch aktive politische
Gestaltung, damit KI in der ganzen Gesellschaft akzeptiert wird.
Besonders wichtig ist beim zentralen Zukunftsthema Künstliche
Intelligenz, dass die 12 geplanten KI-Kompetenzzentren nicht an einem
Ort gebündelt werden, sondern - wie in der Strategie vorgesehen,
überregional verteilt sind. Hier müssen besonders die Ostdeutschen
Länder berücksichtigt werden."
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BILDUNG/1017: Neue Wege in der Weiterbildung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Dezember 2018

Neue Wege in der Weiterbildung

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag stellt Konzept "MILLA" vor



Die CDU/CSU-Bundestagsfaktion hat ein ausführliches Konzept für eine
Wende in der Weiterbildung mit dem Namen "MILLA" erarbeitet. Hierzu
erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Die Arbeitswelt verändert sich mit zunehmendem Tempo. Weiterbildung
unter den Bedingungen der Digitalisierung ist deshalb von zentraler
Bedeutung. Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion bildet die kluge Reform
der Weiterbildung einen Schwerpunkt der aktuellen Legislaturperiode.
In der Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales der Unionsfraktion wurde ein
Konzept mit dem Namen "MILLA" (Modulares Interaktives
Lebensbegleitendes Lernen für Alle) erarbeitet, das einfach und
attraktiv sein wird. "MILLA" soll deshalb Teil der geplanten
nationalen Weiterbildungsstrategie werden, wofür in der laufenden
Legislaturperiode die rechtlichen Rahmenbedingungen geschaffen werden
sollen.

Ziel von "MILLA" ist es, mit Hilfe von Künstlicher Intelligenz (KI)
die persönlichen Interessen und das Fähigkeitsprofil des jeweiligen
Nutzers umfassend bei der Weiterbildung zu berücksichtigen. Das von
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion erarbeitete Konzept sieht vor, dass
Nutzer für absolvierte Online- und Offline-Kurse Kompetenzpunkte
erhalten, die sie in Prämien umwandeln können. Die Anbieter von
Weiterbildungsangeboten sollen abhängig von der Qualität und der
Relevanz ihrer Lerninhalte bezahlt werden, wobei die Seriosität der
Angebote vorab zu prüfen sein wird. Es ist das Ziel, durch kurzweilig
und flexibel einsetzbares E-Learning eine nachhaltige Motivation für
dauerhaftes Selbststudium zu schaffen. Auf diese Weise sind die
besten Weiterbildungserfolge zu erzielen. Damit soll die Plattform
nicht zuletzt auch einen Beitrag zur Behebung des Fachkräftemangels
leisten."
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EUROPA/937: EU entscheidend für Deutschlands Zukunft


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. Dezember 2018

EU entscheidend für Deutschlands Zukunft

Erste Auslandsreise des Fraktionsvorsitzenden nach Brüssel



Am heutigen Dienstag hat der Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ralph Brinkhaus, Gespräche mit Vertretern
der EVP-Fraktion im Europäischen Parlament und der EU-Kommission
geführt. Dazu können Sie Ralph Brinkhaus wie folgt zitieren:

"Nur in einer starken EU hat Deutschland eine gute Zukunft. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird daher ihre Kontakte zu den
europäischen Institutionen ausbauen.

Deshalb hat mich meine erste Auslandsreise als Fraktionsvorsitzender
auch nach Brüssel geführt. Ich habe mich sehr gefreut, ausführlicher
mit dem Spitzenkandidaten der EVP für Europawahl, Manfred Weber, und
mit dem Vorsitzenden der EVP, Joseph Daul, sprechen zu können. Auch
beim Treffen mit der Deutschen Gruppe in der EVP-Fraktion waren wir
uns einig, dass sich die Abgeordneten von CDU und CSU des Bundestags
und Europaparlament noch enger austauschen sollten.

Wir brauchen intensivere Kontakte zwischen dem Europäischen Parlament
und dem Deutschen Bundestag. Ziel muss sein, die EU wieder näher an
die Menschen rücken. Wir müssen zeigen, wie großartig dieses
Friedensprojekt ist und wie groß auch der ganz praktische Nutzen für
die Bürger. Europa bewegt sich oft langsam. Aber die Ausdauer in den
Verhandlungsprozessen lohnt sich. Dies sieht man gerade aktuell
wieder im Bereich der Weiterentwicklung der Euro-Zone.

Als CDU/CSU-Bundestagsfraktion kommt es uns darauf an, europäische
und nationale Interessen in Einklang zu bringen. Der Bundestag hat
weitgehende Rechte, die europäischen Prozesse mitzugestalten. Er kann
zum Beispiel der Bundesregierung Leitplanken für Verhandlungen im
Europäischen Rat vorgeben. Dieses Instrument haben wir, wie auch die
Subsidiaritätsrüge, in der Vergangenheit zu selten genutzt. Der
Bundestag sollte in Europafragen noch aktiver werden. "

Hintergrund: 

Ralph Brinkhaus trifft heute zu Gesprächen mit Vertretern des
Europäischen Parlaments und der Kommission zusammen, unter anderem
mit dem Kommissionsvizepräsidenten Valdis Dombrovskis und
Haushaltskommissar Günther Oettinger.
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UMWELT/799: Starkes Signal für den globalen Klimaschutz


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Dezember 2018

Starkes Signal für den globalen Klimaschutz

Der Klimawandel macht an keiner Grenze halt



Zur Verdoppelung der deutschen Zusagen für den internationalen
Klimafonds (Green Climate Fund) um weitere 1,5 Milliarden Euro
erklärt der entwicklungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Volkmar Klein:

"Die Verdoppelung der deutschen Zusage für den internationalen
Klimafonds ist ein starkes Signal für den globalen Klimaschutz.
Dieses Signal zum Start der 24. Weltklimakonferenz in Kattowitz ist
auch international von großer Bedeutung. Wir dürfen in unseren
Anstrengungen gegen die Erderwärmung nicht nachlassen. Und wir müssen
die Entwicklungsländer beim Kampf gegen den Klimawandel unterstützen.
Einerseits sind diese Länder häufig besonders hart von den Folgen des
Klimawandels betroffen. Andererseits tragen sie selbst bloß
verhältnismäßig wenig zum Klimawandel bei. Deshalb stehen hier alle
Industriestaaten in der Pflicht.

Mittel, die für den Klimaschutz in Entwicklungsländern investiert
werden, sind zudem gut angelegt. Dort kann mit dem eingesetzten Geld
in der Regel eine wesentlich größere Menge an Treibhausgasen
eingespart werden als in Deutschland. Das nützt auch uns. Ein Blick
auf die Pegelstände des Rheins oder zahlreicher Talsperren macht
deutlich: Der Klimawandel betrifft auch Deutschland.

Damit wird einmal mehr deutlich, dass Forderungen vom
rechtspopulistischen Rand, 'auf ein Ende der bisherigen
Entwicklungshilfe hinzuarbeiten' (Volker Münz, AfD, in der
Haushaltsdebatte am 21. November 2018) völlig verfehlt sind. Der
Klimawandel macht an keiner Grenze halt. Mit einer national verengten
Politik à la AFD würden wir uns letztlich selbst schaden."
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VERKEHR/735: Bessere Arbeitsbedingungen für Lkw-Fahrer


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Dezember 2018

Bessere Arbeitsbedingungen für Lkw-Fahrer



Zu den besseren Arbeitsbedingungen für Lkw-Fahrer erklärt Daniela
Ludwig:

"Endlich ist es geschafft! Die Arbeitsbedingungen für Millionen
Lkw-Fahrer in Europa werden sich erheblich verbessern! Lange wurde
auf diese Einigung hingearbeitet. Insbesondere Deutschland war hier
die treibende Kraft. Wir konnten und wollten das Lohn-Dumping und die
Missstände auf überfüllten Autobahnparkplätzen nicht mehr länger
hinnehmen. Die Beschlüsse des EU-Verkehrsministerrates setzen dem nun
klare Grenzen. Als nächstes muss eine Einigung mit dem EU-Parlament
erzielt werden. Ich bin zuversichtlich, dass dies gelingen wird. Das
Wohl der Fahrerinnen und Fahrer kann niemandem egal sein! Es dient am
Ende auch der Sicherheit auf unseren Straßen."
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ARBEIT/1838: Arbeitszeit umverteilen - Teilhabe für alle sichern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Dezember 2018

Arbeitszeit umverteilen: Teilhabe für alle sichern



"Während die einen immer länger arbeiten und Überstunden anhäufen,
wird anderen Menschen die Teilhabe am Arbeitsleben ganz verwehrt",
kommentiert Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion
DIE LINKE, die aktuelle Studie des Instituts für Arbeitsmarkt und
Berufsforschung (IAB), der zufolge die Zahl der Arbeitsstunden in
Deutschland auf einem Rekordhoch ist. Ferschl weiter:

"Das Arbeitszeitgesetz ist ein Schutzgesetz für Beschäftigte, in das
aber schon jetzt zu große Löcher gerissen wurden. Statt noch mehr
Flexibilisierung, wie es Unternehmensverbände fordern, brauchen wir
mehr Schutz und Regulierung für gute und sichere Arbeitsverhältnisse
sowie eine Umverteilung von Arbeit. Die Bedürfnisse und die Gesundheit
von Menschen müssen Vorrang haben vor den ökonomischen Interessen der
Unternehmen.

DIE LINKE setzt sich für eine Absenkung der wöchentlichen
Höchstarbeitszeit auf 40 Stunden ein. Damit eine Reduzierung der
Wochenarbeitszeit aber nicht im Umkehrschluss zu Arbeitsverdichtung
führt, sind Mitbestimmungsrechte von Betriebs- und Personalräten in
Fragen der Personalbemessung einzuführen. Um Frauen wirksam vor der
'Teilzeitfalle' zu schützen, brauchen wir keine Placebos, sondern ein
echtes Rückkehrrecht von Teilzeit in Vollzeit für alle Beschäftigten.
Kurz und knapp: Selbstbestimmte Arbeitszeiten für alle Beschäftigten
statt flexible Manövriermasse für die Unternehmen!"

 * 
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AUSSEN/1813: Ukraine-Krise - Reden statt Säbelrasseln


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Dezember 2018

Reden statt Säbelrasseln



"Neue Sanktionsandrohungen und weiteres Säbelrasseln - da befinden
sich die NATO, die Ukraine und auch Russland auf einem falschen Weg",
erklärt Stefan Liebich, außenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE, anlässlich des NATO-Außenministertreffens in Brüssel. Liebich
weiter:

"Die Forderung des ukrainischen Präsidenten Poroschenko, die NATO in
den Konflikt zwischen Russland und der Ukraine einzuschalten, und auch
Putins Absage bereits vereinbarter Gespräche sind nicht sinnvoll. Der
INF-Vertrag, aus dem die USA unter Donald Trump aussteigen wollen,
muss bewahrt und der Konflikt um das Asowsche Meer beendet werden. All
das verlangt nach Gesprächen. Ein Militärbündnis wie die NATO wird
dabei nicht helfen. Im Gegenteil."

 * 
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FINANZEN/1533: Eurogruppe beerdigt echte Finanztransaktionssteuer


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Dezember 2018

Eurogruppe beerdigt echte Finanztransaktionssteuer



"Die Entscheidung über ein Euro-Budget wurde vertagt, eine echte
Finanztransaktionssteuer beerdigt und Italien bekommt die rote Karte
für mehr öffentliche Investitionen", kommentiert Fabio De Masi,
stellvertretender Vorsitzender und finanzpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, die vorläufigen Ergebnisse des Eurogruppentreffens
in Brüssel. De Masi weiter:

"Eine virtuelle Betriebsstätte zur Besteuerung von Digitalkonzernen
wäre sinnvoll. Doch davon ist keine Rede mehr. Eine symbolpolitische
Umsatzsteuer von drei Prozent auf Werbeerlöse, wenn sich der
Industrieländerclub OECD nicht bis 2021 einigt, ist unzureichend. Die
Einkünfte durch die Ausgleichssteuer wären minimal und sie stünde wohl
im Konflikt mit Doppelbesteuerungsabkommen. Sinnvoller wäre eine
Koalition williger Staaten, die digitale wie analoge Gewinne
Quellensteuern unterwirft und den Abzug von Betriebsausgaben für
künstliche Zinsen, Lizenz- und Patentgebühren einschränkt.

Die Letztsicherung des Abwicklungsfonds der Bankenunion ist nicht
belastbar und setzt falsche Anreize. Gerade im Krisenfall werden
Banken die Steuergelder für das doppelte Netz nicht zurückzahlen. Ohne
eine Trennung des Investmentbankings vom Kredit- und Einlagengeschäft
bleiben Deutsche Bank & Co eine tickende Zeitbombe.

 * 
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WIRTSCHAFT/2110: Bundesregierung lässt Waffendeals mit Saudi-Arabien zu


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Dezember 2018

Bundesregierung lässt Waffendeals mit Saudi-Arabien zu



"Die Waffenschmiede Rheinmetall trickst den Gesetzgeber aus und
beliefert Kriegstreiber, Menschenrechtsbrecher und Diktatoren mit
Rüstungsgütern. Dank der Bundesregierung kann Rheinmetall auch weiter
an der humanitären Katastrophe in Jemen verdienen", erklärt Sevim
Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE.
Dagdelen weiter:

"Der Genehmigungs- und Ausfuhrstopp der Bundesregierung nach
Saudi-Arabien ist löchrig wie ein Käse. Einen Stopp von
Sammelausfuhren bzw. Komponentenlieferungen über NATO-Partner wie
Großbritannien und Frankreich für den Eurofighter will die
Bundesregierung von ihren Partnern abhängig machen. Und die haben kein
Interesse. Kein Interesse hat auch Rheinmetall an einem solchen
Exportstopp. Die Düsseldorfer Rüstungsschmiede befeuert über ihre
Tochterfirmen im Ausland den Krieg in Jemen. Die Bundesregierung lässt
dies zu.

Bis heute will die Bundesregierung die Gesetzeslücke zum
Know-how-Transfer bei Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern in
andere Staaten nicht schließen. Dabei bräuchte es nur eine kleinere
einfache Gesetzesänderung, um zu verhindern, dass Konzerne wie
Rheinmetall weiter über Tochterfirmen im Ausland unkontrolliert in
Diktaturen und Spannungsgebiete Kriegsgerät liefern. Diese
entsprechende Ergänzung in Paragraph 49 Außenwirtschaftsverordnung
fordert DIE LINKE in einem aktuellen Antrag."

 * 
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BUNDESTAG/7789: Heute im Bundestag Nr. 941 - 04.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 941

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 4. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 09.51 Uhr

1. Akkreditierungsbeauftragter im Presseamt

2. Anis A. zugeordnete Asservate

3. Gesichtserkennungsdatenbank bei Interpol

4. Software-Nutzung in Bundesbehörden

5. Aufenthalt straffälliger Ausländer

6. Zahl der Einbürgerungen



1. Akkreditierungsbeauftragter im Presseamt

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Angaben zum Akkreditierungsbeauftragten des
Bundespresseamtes enthält die Antwort der Bundesregierung (19/5923)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5190).
Danach ist der Akkreditierungsbeauftrage unmittelbar dem
stellvertretenden Chef des Presse- und Informationsamtes der
Bundesregierung unterstellt. Er spiele eine zentrale Rolle als Berater
der Leitung des Bundespresseamtes und entscheide bei Bedarf
selbstständig. "Seine Stellungnahmen und Handlungen haben ein starkes
Gewicht im Bundespresseamt", heisst es in der Antwort weiter. Der
Volljurist sei mehr als 25 Jahre als dessen Justitiar tätig gewesen
und seit Kurzem auch Beauftragter für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit im Bundespresseamt.

Die Akkreditierung ist den Angaben zufolge "ein Verwaltungsakt des
Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, der im Wesentlichen
aus der Registrierung der Bewerber, der Überprüfung der
Journalisteneigenschaft sowie einer Sicherheitsüberprüfung durch das
Bundeskriminalamt beziehungsweise anderen deutschen
Sicherheitsbehörden besteht".

 * 

2. Anis A. zugeordnete Asservate

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Asservate, die im Nachgang des Anschlages auf dem
Breitscheidplatz am 19. Dezember 2016 in Berlin in den Besitz von
Polizei und Sicherheitsbehörden gelangten und dem Attentäter Anis A.
zugeordnet wurden, listet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/5956) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5184)
auf. Danach handelt es sich bei den Asservaten neben einer Geldbörse,
einem analogen Fotoapparat und einem auf "Anis Amir" ausgestellten
Entlassungsschein der JVA Ravensburg vom 1. August 2016 unter anderem
um zwei Mobiltelefone.

Die Auswertung der Anis A. zugeordneten Asservate erfolgte den Angaben
zufolge durch das Bundeskriminalamt (BKA). Mit der Auswertung sei
unmittelbar nach Bekanntwerden beziehungsweise Vorliegen der
Asservate/Daten begonnen worden. Der überwiegende Teil der
Auswertung - vor allem der Mobiltelefone - sei "mit Hochdruck und
zeitnah umgesetzt und in etwa im Juni 2017 abgeschlossen" worden.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, hat das BKA die
vollumfänglichen Datensicherungen der Mobiltelefone in der Zeit vom 2.
bis 10. Januar 2017 dem Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) zur
Verfügung gestellt. Zuvor habe das BKA erste Daten der Mobiltelefone
an das BfV übermittelt. Das BfV habe diese Informationen nach Erhalt
ausgewertet.

 * 

3. Gesichtserkennungsdatenbank bei Interpol

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit Stand vom 12. November haben sich nach Kenntnis
der Bundesregierung in der Gesichtserkennungsdatenbank bei Interpol
54.186 Lichtbilder befunden. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/5954) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/5489) hervor. Danach wird die
Interpol-Gesichtserkennungsdatenbank für die Kriminalitätsphänomene
genutzt, die Grundlage für die Erstellung eines Fahndungsersuchens
sein können. Wie die Bundesregierung weiter ausführt, ist ihr darüber
hinaus keine weitere Funktion zur Gesichtserkennung bei Interpol
bekannt, mit der Lichtbilder oder Videos aus dem offen verfügbaren
Bereich des Internet heruntergeladen werden.

 * 

4. Software-Nutzung in Bundesbehörden

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Maßnahmen zur Informationssicherheit bei der
Software-Nutzung in Bundesbehörden erörtert die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/5988) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/5560). Danach müssen für alle in einer Bundesbehörde betriebenen
Verfahren Informationssicherheitskonzepte auf Grundlage des
IT-Grundschutzes des Bundesamtes für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) "erarbeitet, wirksam umgesetzt und in
angemessenen Abständen aktualisiert werden, um den Schutz der in den
Systemen verarbeiteten Informationen angemessen sicherzustellen". Für
IT-Systeme, die für die Verarbeitung von eingestuften Informationen
vorgesehen sind beziehungsweise eingesetzt werden, seien darüber
hinaus die Regelungen der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum
materiellen Geheimschutz maßgeblich.

Der Einsatz von Software in den Bundesbehörden hat nach den
Grundsätzen der Informationssicherheit zu erfolgen, heißt es in der
Antwort weiter. Hiermit sei jeweils auch eine Risikoanalyse in Bezug
auf die informationstechnische Sicherheit verbunden. Dabei erfolgten
nach den Grundsätzen der BSI-Richtlinien zur Gewährleistung der
Informationssicherheit "gegebenenfalls weitere Maßnahmen, um den
Abfluss von Informationen genau wie die Einhaltung der Schutzziele der
Informationssicherheit (Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Integrität)
zu gewährleisten".

Durch die Einhaltung der genannten Maßnahmen wird laut Bundesregierung
"ein Sicherheitsniveau erreicht, das den Betrieb von Software
(nationaler wie ausländischer Hersteller) in Bundesbehörden erlaubt".
Sollten Anhaltspunkte Zweifel an dem Sicherheitsniveau aufwerfen,
würden weitere Maßnahmen ergriffen.

 * 

5. Aufenthalt straffälliger Ausländer

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Beendigung des Aufenthalts ausländischer
Straftäter geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/5989) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/5331). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, wurden mit dem Gesetz zur
erleichterten Ausweisung von straffälligen Ausländern und zum
erweiterten Ausschluss der Flüchtlingsanerkennung bei straffälligen
Asylbewerbern vom 11. März 2016 "auf Bundesebene umfangreiche
gesetzliche Möglichkeiten geschaffen, rechtskräftig verurteilte
Ausländer auszuweisen". Das Bundesministerium des Innern, für Bau und
Heimat beabsichtige, "zeitnah einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die
Aufenthaltsbeendigung von Personen, die ihr Aufenthaltsrecht dazu
missbrauchen, um Straftaten zu begehen, deutlich erleichtern wird".

 * 

6. Zahl der Einbürgerungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Jahr 2016 sind insgesamt 110.383 Ausländer und im
vergangenen Jahr 112.211 Ausländer eingebürgert worden. Dies geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/5990) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/5497) hervor. Danach wird die Zahl der abgelehnten
Einbürgerungsanträge in der Einbürgerungsstatistik nicht erfasst. Wie
die Bundesregierung weiter ausführt, hat eine Auswertung aus dem
Register der Entscheidungen in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten
(EStA) ergeben, dass für das Jahr 2016 insgesamt 2.622 und für das
Jahr 2017 insgesamt 2.385 abgelehnte Einbürgerungsanträge registriert
sind.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1794: Regierungspressekonferenz vom 3. Dezember 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 3. Dezember 2018

Regierungspressekonferenz vom 3. Dezember 2018

Themen: Personalie, Reise der Bundeskanzlerin zur Trauerfeier des
früheren US-Präsidenten George H. W. Bush, Gipfeltreffen der G20-Staaten in
Buenos Aires, Test einer iranischen Mittelstreckenrakete, Fall Khashoggi,
Konflikt zwischen der Ukraine und Russland, Debatte über § 219a StGB,
Digitalpakt Schule, Treffen der Chefs der großen deutschen Autokonzerne mit
der US-Regierung, Proteste in Frankreich, US-Drohnenangriff in 
Jemen/Jemen-Konflikt, Plakatkampagne für eine freiwillige Rückkehr von Flüchtlingen in
ihre Heimatländer, Plakatkampagne im Rahmen des Bundesprogramms
StarthilfePlus, mögliche Einführung einer Finanztransaktionssteuer,
mögliche Einführung einer CO2-Steuer


Sprecher: StS Seibert, Neuhaus (BMBF), Adebahr (AA), Geißler (BMWi),
Zimmermann (BMJV), Petermann (BMI), Schwamberger (BMF), Fichtner (BMU)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Neuhaus: Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, ich möchte mich heute bei Ihnen als Sprecher des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung verabschieden. Ich werde
innerhalb des Leitungsstabs des Ministeriums im Referat "Politische Planung
und Analyse" eine neue Aufgabe wahrnehmen. Darauf freue ich mich sehr.

Ich möchte mich bei Ihnen für das vertrauensvolle Miteinander bedanken und
wünsche Ihnen jetzt eine schöne Weihnachtszeit. Auch diesen Monat werden
Sie alle schaffen; da bin ich ganz zuversichtlich. Ich danke Ihnen für die
Aufmerksamkeit. Vielen Dank!

Vorsitzender Feldhoff: Vielen Dank, Herr Neuhaus. Wir wünschen Ihnen viel
Glück bei der neuen Aufgabe.

Wir machen mit unserem Tagesgeschäft weiter. Der Regierungssprecher hat
zwei Ankündigungen, einen Termin und etwas zu G20. Bitte, Herr Seibert!

StS Seibert: Meine Damen und Herren, guten Tag! Am Freitag ist der frühere
amerikanische Präsident George Bush Senior gestorben. Die Bundeskanzlerin
hat ihn ja schon in einem Kondolenzschreiben an den Präsidenten Trump
gewürdigt und ebenso vor der Presse beim G20-Gipfel in Buenos Aires. Sie
sprach von ihrer Hochachtung vor seinem langen erfüllten Leben im Dienste
seines Landes und von tiefer Dankbarkeit.

Ich zitiere:

"Dankbarkeit, dass George Bush unsere Sehnsucht nach der Einheit
Deutschlands erkannte und verstand. Dankbarkeit, dass er, als die
friedliche Revolution in der DDR die Mauer zu Fall brachte, uns Deutschen
half, den Weg in die Wiedervereinigung zu gehen. Wir haben in der
Präsidentschaft von George Bush die Kraft und die Verlässlichkeit der
deutsch-amerikanischen Freundschaft erfahren."

Die Trauerfeierlichkeiten für den verstorbenen Präsidenten ändern nun auch
den Terminkalender der Bundeskanzlerin, wie wir Ihnen am Freitag hier
vorgetragen hatten. Sie wird an der Trauerfeier am Mittwoch in Washington
teilnehmen. Ich kann Ihnen noch nicht alle Einzelheiten des Reiseplans
nennen.

Aber klar ist: Die Bundeskanzlerin reist am Dienstag ab und kehrt
unmittelbar nach der Trauerfeier nach Berlin zurück. Es wird am Mittwoch
keine Kabinettssitzung geben.

Bei der Festveranstaltung zum 10-jährigen Bestehen der Deutschlandstiftung
Integration am Mittwochabend wird die Bundeskanzlerin durch ein anderes
Mitglied der Bundesregierung vertreten werden.

Was die Ministerpräsidentenkonferenz am Mittwoch betrifft, so ist die
Bundeskanzlerin mit dem Hamburger Ersten Bürgermeister Tschentscher im
Gespräch gewesen, dem Vertreter der A-Seite. Der Teil der
Ministerpräsidentenkonferenz, der mit der Bundeskanzlerin stattfindet, wird
auf Anfang 2019 verschoben. Die Ministerpräsidenten treffen sich trotzdem.
Ob es dann beim Treffen der Ministerpräsidenten auch zu Begegnungen und
Gesprächen mit Vertretern der Bundesregierung kommt, das wird geklärt und
darüber wird dann später informiert. - So weit dazu.

Dann wollte ich noch einmal einen Blick zurück auf den G20-Gipfel werfen,
der am Samstag in Buenos Aires zu Ende gegangen ist, und für die
Bundesregierung noch einen ganz herzlichen Dank an Argentinien, an den
argentinischen Gastgeber Mauricio Macri, aussprechen. Er hat diesen Gipfel
hervorragend organisiert und hervorragend moderiert. Es sind schwierige
Zeiten für die multilaterale Zusammenarbeit. In diesen Zeiten hat er
Konsens und gute Ergebnisse zu zentralen globalen Herausforderungen
erzielt. Die Bundeskanzlerin ist mit den Ergebnissen - so wie Sie sie der
veröffentlichten Gipfelerklärung entnehmen können - zufrieden. Unser Ziel
war es, auf den Ergebnissen der deutschen G20-Präsidentschaft im Vorjahr
aufzubauen. Tatsächlich benennt das Abschlusskommuniqué zahlreiche Punkte,
die uns wichtig sind.

Ich will einige davon nennen:

Beim Thema Handel bekennt sich die G20 erstmals zur Reform der
Welthandelsorganisation. Das ist ein wichtiges Signal der Unterstützung für
das multilaterale Handelssystem - ein System, das für offene Märkte und
gegen Protektionismus steht.

Beim Thema Klima - Klimapolitik/Klimaschutz - hat die G20 ein starkes
Signal für die heute in Kattowitz beginnende UN-Klimakonferenz COP 24
gesendet. Alle G20-Mitgliedsstaaten, außer den USA, haben sich erneut zur
Unumkehrbarkeit des Paris-Abkommens und zu dessen uneingeschränkter
Umsetzung bekannt. Die G20 erwähnen erstmals das Ziel, die Erderwärmung auf
1,5 Grad zu begrenzen. Die G20 unterstützen ein erfolgreiches Ergebnis der
COP 24-Klimakonferenz. Deutschland hat angekündigt - das hatte auch
Entwicklungsminister Müller hier in der Bundespressekonferenz in der
vergangenen Woche schon getan -, dass der deutsche Beitrag zur
Klimafinanzierung am sogenannten Green Climate Fund bis zu 1,5 Milliarden
Euro verdoppelt wird.

Wichtig ist für uns als Ergebnis dieses G20-Gipfels auch, dass die G20 die
Fortführung der unter dem deutschen Vorsitz ins Leben gerufenen "Compact
with Africa"-Initiative beschlossen hat, einer Initiative zur Förderung von
Investitionen und nachhaltiger Entwicklung.

Wichtig ist für uns, dass einer der Schwerpunkte unserer deutschen 
G20-Präsidentschaft - das Thema Gesundheit - nun in Buenos Aires endgültig auf
der G20-Agenda verankert worden ist. Wir wollen gemeinsam im Kreis der G20
weiterhin Antibiotika-Resistenzen bekämpfen. Wir wollen die
Weltgesundheitssysteme stärken. Wir bekräftigen dabei die zentrale Rolle
der Weltgesundheitsorganisation. Die G20 unterstützen diese
Weltgesundheitsorganisation bei der Entwicklung eines Aktionsplans zur
Umsetzung der gesundheitspolitischen Ziele der UN-Agenda 2030.

Wir begrüßen, dass die G20 sich auch weiterhin mit den Themen Migration und
Flucht beschäftigen werden. Die Einigung auf die Fortführung dieser
Arbeiten ist erst nach langen Verhandlungen erzielt worden.

Die G20 sind weiterhin einig in der Bekämpfung des internationalen
Terrorismus. Es gab dazu in Hamburg 2017 eine eigene Erklärung. Die darin
enthaltenen Beschlüsse werden weiter umgesetzt.

Japan, das im kommenden Jahr die Präsidentschaft übernimmt, wird also viele
Themen weiterführen, die aus Sicht der Bundesregierung besonders wichtig
sind. Dazu zählen die Stärkung von Frauen weltweit sowie - das habe ich
erwähnt - die Themen Afrika, Gesundheit, Migration und Flucht. - So viel
erst einmal dazu.

Adebahr: Meine Damen und Herren, die Bundesregierung verurteilt den
jüngsten Test einer iranischen Mittelstreckenrakete. Derartige Tests sind
mit der geltenden UN-Resolution des Sicherheitsrats 2231 aus dem Jahre 2015
unvereinbar. Diese Tests verschärfen die Spannungen in einer ohnehin
schwierigen regionalen Sicherheitslage. Wir rufen den Iran dazu auf, von
Aktionen Abstand zu nehmen, die bestehendes Misstrauen und Konflikte noch
weiter verstärken.

Frage (zur Reise der Bundeskanzlerin zur Trauerfeier von George H. W. Bush
nach Washington): Herr Seibert, mit welcher Maschine wird die Kanzlerin
fliegen?

StS Seibert: Darüber kann ich Ihnen hier keine Auskunft geben. Ich weiß es
nicht - mit der geeigneten.

Zusatzfrage: Also nicht Linie, sondern schon mit einer Regierungsmaschine?

StS Seibert: Mit einer Maschine aus der Flugbereitschaft. Ja.

Zusatzfrage: Hat sie vielleicht am Rande irgendwelche politischen Gespräche
geplant? Oder fliegt sie wirklich nur zur Trauerfeier dorthin?

StS Seibert: Der Besuch dient dem Besuch der Trauerfeier für den
verstorbenen Präsidenten. Ich habe gesagt, dass es gleich nach der
Trauerfeier wieder zurück nach Deutschland gehen wird. Welche Begegnungen
sich bei dieser Trauerfeier oder unmittelbar davor ergeben, das kann ich
hier nicht sagen. Aber das Ziel des Besuchs ist es, durch den Besuch der
Trauerfeier Deutschlands Anteilnahme am Tod dieses Präsidenten gegenüber
dem amerikanischen Volk auszudrücken.

Frage: Herr Seibert, letzte Woche hieß es aus Regierungskreisen, dass man
den Khashoggi-Mord beim G20-Gipfel ansprechen wird. Gab es mit der
saudischen Seite beziehungsweise mit westlichen Partnern Gespräche zu
diesem Thema?

StS Seibert: Es gab dazu kein Gespräch oder keine Begegnung mit der
saudischen Seite. Unter den - ich sage jetzt einmal - westlichen Partnern
ist die Haltung gegenüber diesem Mord ja bekannt und vielfach ausgedrückt
worden.

Frage: Herr Seibert, mich würde interessieren, ob die Bundesregierung
irgendwelche Notwendigkeiten für eine Reform der G20 sieht. Die Kontinuität
gegenüber Hamburg war ja auch, dass im Kommuniqué zum zweiten Mal der
bekannte Dissens zur Klimapolitik drin stand und ansonsten zum Thema Handel
eher noch vorsichtigere Formulierungen. Also bedarf es einer Reform der
G20?

StS Seibert: Ich habe ja gerade versucht an einigen Beispielen deutlich zu
machen, warum wir der Meinung sind, dass in einer schwierigen Zeit für den
Multilateralismus dieses ein Gipfel mit guten Ergebnissen war.

Sie nennen das Thema Handel. Ich habe gesagt: Wir haben zum ersten Mal ein
Bekenntnis zur Reform der Welthandelsorganisation. Das war aus Sicht der
G20 in diesem Jahr sozusagen das dringlichste Thema. Denn darin ist eben im
Kern die Gestaltung von multilateralen Regeln für offene Märkte, für freien
Handel und auch die Absage an Protektionismus enthalten.

Die Beschlüsse von Hamburg bestehen ja weiter - darin ist ja auch die klare
Sprache gegen Protektionismus -; sie haben weiter ihre Gültigkeit. Aber in
diesem Jahr ist das vielleicht dringlichste Thema: Wie gehen wir mit der
Welthandelsorganisation um? Eine Einigung auf das Prinzip, dass es Reformen
geben soll und sie angestrebt werden, erscheint uns als ein gutes Ergebnis.

Frage: Herr Seibert, das Thema Ukraine, der Konflikt um die Krim und die
umliegenden Gewässer, hat ja eine Rolle gespielt. Herr Putin hat sich da
außerordentlich hartleibig gezeigt, und die Regierung in Kiew als
Kriegspartei bezeichnet. Er hat gesagt, mit dieser Regierung werde es
keinen Frieden geben. Das heißt, er drückt eigentlich den Kriegszustand
aus.

Sehen Sie dennoch Fortschritte? Bestehen sie aus mehr als der Einigung,
dass die Fragen der Gewässernutzung von Experten mehrerer Seiten diskutiert
werden sollen?

StS Seibert: Vielleicht zunächst einmal: Ja, das hat eine Rolle gespielt,
insbesondere auch in dem bilateralen Treffen, das die Bundeskanzlerin mit
Präsident Putin in Buenos Aires hatte, aber genauso in dem Treffen, das sie
beispielsweise mit dem amerikanischen Präsidenten in Buenos Aires hatte.

Zu dieser Äußerung des russischen Präsidenten in Richtung der ukrainischen
Regierung muss ich sagen, dass diese Äußerung von der Bundesregierung mit
Befremden zur Kenntnis genommen wird. Es handelt sich bei der ukrainischen
Regierung um die legitime, demokratisch gewählte Vertretung ihres Landes
und ihres Volkes und damit auch um den legitimen Verhandlungspartner im
Minsk-Prozess. Wir bekennen uns zu diesen Verhandlungen von Minsk, zu
diesen Vereinbarungen von Minsk, wie die Ukraine es auch tut.

Die völkerrechtswidrige Annexion der Krim geht von Russland aus. Die
Unterstützung der Separatisten im Osten der Ukraine geht ebenso von
Russland aus. Also liegt dort die Hauptverantwortung für die Krise und auch
für die Gewalt, die in der Ost-Ukraine schon so viele Todesopfer gefordert
hat.

Es ist intensiv zwischen der Bundeskanzlerin und dem russischen Präsidenten
die Zuspitzung der Lage an der Straße von Kertsch, am Zugang zum Asowschen
Meer, besprochen worden. Unsere Haltung ist und bleibt - die
Bundeskanzlerin hat es ja auch in Buenos Aires noch einmal gesagt -: Der
freie Schiffsverkehr in das Asowsche Meer muss gewährleistet sein und damit
auch der Schiffsverkehr zu den ukrainischen Häfen und zur ukrainischen
Küste. Dazu gibt es eine vertragliche Grundlage von 2003, und diese
Grundlage muss Russland einhalten.

Aus unserer Sicht ist die Einigung gut, dass auf der Ebene der
außenpolitischen Berater im Normandie-Format genau darüber sehr bald
gesprochen werden soll, also über die Verfahren, wie man bei Durchfahrten
an der Straße von Kertsch verfährt, was da zu befolgen ist, aber immer mit
dem Ziel, dass es eine freie Schifffahrt und einen freien Zugang zu den
ukrainischen Häfen geben muss.

Zusatzfrage: Sie sagten, die Hauptverantwortung für Krise und Gewalt liege
bei Russland. Wo es Hauptverantwortung gibt, gibt es da auch
Nebenverantwortung? Liegt sie in Kiew?

StS Seibert: Der Satz steht so, wie er steht. Wir haben die Minsker
Vereinbarungen, die natürlich von beiden Seiten umgesetzt werden müssen.
Aber es ist immer wieder wichtig - vielleicht manchmal auch gerade vor der
Diskussion, die in Deutschland geführt wird - daran zu erinnern, wo der
Konflikt, die Krise und das völkerrechtswidrige Verhalten ihren Ursprung
hatten.

Frage: Das hängt schon mit der Ukraine zusammen. Herr Seibert, hat sich
denn angesichts dieser Zuspitzung um das Asowsche Meer die Position der
Bundesregierung gegenüber Nord Stream 2 geändert?

Zweitens. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit oder hält sie es für
wünschenswert, dass auf europäischer Ebene noch einmal über dieses Projekt
gesprochen wird, möglicherweise über die Reduzierung von
Einspeisemöglichkeiten und Ähnliches?

StS Seibert: Die grundsätzliche Haltung hat sich nicht geändert. Es ist aus
unserer Sicht ein Projekt der Wirtschaft, das aber auch eine politische
Dimension hat. In diesem Punkte sind wir ganz klar. Auch nach 2019 muss die
ukrainische Transitrolle für Gas weitergehen. Das gilt es in Gesprächen zu
erreichen, die ja auch unter Beteiligung der Europäischen Kommission -
Vizepräsident Sefcovic - geführt werden. Das ist uns sehr wichtig, dass die
Ukraine weiterhin eine Rolle als Transitland für russisches Gas spielt. Sie
haben ja gehört: Durch die Beteiligung der Europäischen Kommission an
diesen Gesprächen hat das Ganze auch diese europäische Dimension. Darüber
ist dann natürlich auch in Europa immer wieder zu sprechen.

Frage: Herr Seibert, noch eine Nachfrage. Sie sagten, die grundsätzliche
Haltung habe sich nicht geändert. Dann lässt das ja vielleicht doch den
Raum offen für Änderungen der Haltung der Bundesregierung in bestimmten
Teilaspekten? Können Sie dazu etwas sagen?

StS Seibert: Ich glaube, dass Sie jetzt in meine Benutzung des Wortes
"grundsätzlich" zu viel hineinlesen. Dies ist die Haltung der
Bundesregierung zu dem Projekt Nord Stream 2. Darauf hat
Bundeswirtschaftsminister Altmaier in der vergangenen Woche hingewiesen,
und das ist unsere Haltung. Sie hat diese zwei Seiten: Das ist ein
unternehmerisches Projekt und es hat eine politische Dimension.

Zusatzfrage: Aber wenn jetzt zum Beispiel der russische Präsident sagt -
diesbezüglich haben Sie ja eben selbst eher Befremden zum Ausdruck gebracht
-, er sehe da kein Ende des Krieges und es werde weiter eskaliert:
Irgendwann muss doch die politische Dimension dann auch von solchen
Ereignissen und Äußerungen beeinflusst werden, das heißt, damit wird ja
irgendwann auch das Gesamtprojekt beeinflusst?

StS Seibert: Es geht doch um den Punkt: Wie erreichen wir, dass die
Transitrolle der Ukraine für Gastransporte weiterhin gegeben ist. Das ist
doch die Frage. Da werden bald wieder Gespräche stattfinden, und die müssen
auch stattfinden, weil der Transitvertrag ja im kommenden Jahr ausläuft.
Wir müssen - so wie die Bundeskanzlerin es hier in Berlin bei dem 
deutsch-ukrainischen Wirtschaftsforum in der vergangenen Woche gesagt hat - alles
daransetzen, dass dieser Transitvertrag wieder mit Leben erfüllt wird, und
das ist nicht einfach. Aber das hat unsere ganze Unterstützung und die
Unterstützung der Europäischen Union.

Frage: Herr Seibert, der Spickzettel der Kanzlerin für den australischen
Premierminister hat ja Wellen geschlagen - zumindest in Australien. Mich
würde einmal interessieren: Wie viele Spickzettel hat die Kanzlerin bei so
einem G20-Treffen denn vorbereitet? 19, also für alle anderen, oder nur ein
paar?

StS Seibert: Wir sprechen von Gesprächsunterlagen. Ich sehe bei allen
internationalen Begegnungen, dass alle Partner immer Gesprächsunterlagen
haben. Das ist auch sinnvoll.

Zusatzfrage: Ja, aber hat sie das für jeden der 19 anderen Staatschefs oder
zum Beispiel für Donald Trump nicht?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin geht immer gut vorbereitet in Gespräche.

Zusatzfrage: Das hat trotzdem die Frage jetzt nicht beantwortet.

Vorsitzender Feldhoff: Ich glaube, mehr bekommen wir heute nicht raus.

Frage: An das Außenministerium: Gibt es schon konkrete Pläne für Gespräche
im Normandie-Format?

Adebahr: Der Außenminister wird am Donnerstag beim 
OSZE-Außenministertreffen anwesend sein. Dort wird es keine Gespräche im
Normandie-Format geben, aber es wird ein Gespräch mit dem ukrainischen
Außenminister geben, und auch mit dem russischen Außenminister ist ein
solches Gespräch geplant - eben um auch zu diesem Themenkomplex auch auf
diesem Treffen im Rahmen der OSZE weiter nach einer diplomatischen Lösung
zu suchen und die Deeskalation dort voranzutreiben. Die Kanzlerin hat
Gespräche auf Ebene der politischen Berater angekündigt.

StS Seibert: Genau. Deren Termin kann ich Ihnen jetzt noch nicht nennen,
aber es gibt die Vereinbarung, dass das recht bald sein soll.

Frage: Ich habe eine Frage zu § 219a, die wahrscheinlich vorrangig an das
Justizministerium, aber auch an die anderen beteiligten Ressorts -
Kanzleramt, Gesundheitsministerium - geht: Die SPD-Chefin hat am Wochenende
angekündigt, dass es bis zum 10. Dezember einen Vorschlag geben soll, § 219a
zu ändern. Ist das auch der Zeitplan der Bundesregierung, und ist auch dort
der Plan, § 219a zu ändern? Wie viel können Sie dazu vielleicht schon
inhaltlich sagen?

Zimmermann: Ich kann zu § 219a keinen neuen Stand mitteilen. Die Beratungen
dauern an. Einzelne Äußerungen dazu werde ich als Sprecher des Ministeriums
nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Verstehe ich das richtig: Der Plan, bis nächste Woche einen
konkreten Vorschlag vorzulegen, existiert im Justizministerium nicht?

Zimmermann: Die Beratungen dauern an, und einzelne Äußerungen werde ich
nicht kommentieren.

Vorsitzender Feldhoff: Wollen Sie dazu ergänzen, Herr Seibert?

StS Seibert: Nein, ich habe dazu auch nichts anderes beizutragen.

Frage: Ich habe eine Frage zum Digitalpakt Schule: Am 6. Dezember sollte
dieser ja eigentlich im Rahmen der Kultusministerkonferenz unterzeichnet
werden. Ist dieser Termin schon abgesagt worden? An das Kanzleramt und auch
an das Bildungsministerium: Welche Möglichkeiten sehen Sie,
Kompromisslinien mit den Ländern zu finden, die sich jetzt kritisch dazu
geäußert haben?

Neuhaus: Vielen Dank für Ihre Frage. Ich möchte grundsätzlich sagen, dass
es für die Grundgesetzänderungen im Deutschen Bundestag und auch im
Bundesrat eine Zweidrittelmehrheit braucht. Wir haben als Bundesregierung
am 2. Mai 2018 einen Vorschlag gemacht, einen Kabinettsbeschluss an den
Deutschen Bundestag übermittelt. Es gab jetzt eine Zweidrittelmehrheit im
Deutschen Bundestag. Für die Grundgesetzänderung braucht es jetzt auch eine
Zweidrittelmehrheit im Bundesrat. Dazu findet derzeit ein
Meinungsbildungsprozess bei den Ländern statt, den ich hier nicht
kommentieren möchte.

Zusatzfrage: Können Sie etwas zu meiner Frage sagen, ob der Termin am 6.
Dezember schon abgesagt wurde?

Neuhaus: Dazu liegt mir kein Kenntnisstand vor.

Frage: Herr Neuhaus, für diesen Termin war ja ursprünglich geplant, eine
Art Verwaltungsvereinbarung zu unterschreiben. Sehen Sie denn Möglichkeiten
- man hört ja auch aus den Ländern, die sich gegenüber den
Grundgesetzänderungen durchaus kritisch äußern -, dass diese weitgreifenden
Änderungen gar nicht nötig wären, um diesen Digitalpakt auf den Weg zu
bringen? Können Sie vielleicht ausführen, ob es, wenn das im Bundesrat
scheitern sollte, vielleicht auch andere Wege gibt, das im Januar noch auf
den Weg zu bringen? Kann jetzt überhaupt irgendeine Form der
Verwaltungsvereinbarung unterschrieben werden, wenn das Ganze noch gar
nicht durch den Bundesrat ist?

Neuhaus: Im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD steht klar geschrieben,
dass für den Digitalpakt Schule eine Änderung des Grundgesetzartikels 104c
notwendig ist. Die Bund-Länder-Vereinbarung wurde in der Arbeitsgruppe
zwischen Bund und Ländern auf Grundlage des Artikels 104c ausverhandelt;
daran hat sich bis jetzt auch nichts geändert. Jetzt wird man sehen, wie
der Meinungsbildungsprozess in den Ländern vorangehen wird. Eine
Kommentierung dieses Meinungsbildungsprozesses lehne ich von hier aus ab.

Frage: Herr Seibert, vielleicht können Sie sich doch noch kurz dazu äußern,
weil die Verhandlungen zwischen Bund und Länder ja vermutlich im Kanzleramt
koordiniert werden? Die FDP hat Kanzlerin Merkel aufgefordert,
einzugreifen, um den Digitalpakt zu retten. Wird die Kanzlerin eingreifen
und mit den Ländern das Gespräch suchen?

StS Seibert: Ich will für die Bundesregierung noch einmal ganz
grundsätzlich festhalten: Investitionen in die Bildungsinfrastruktur haben
für uns Priorität, und das gilt insbesondere für die dringend benötigte
digitale Ausstattung der Schulen in Deutschland. Daher wollen wir mit
diesem Digitalpakt Schule in den kommenden fünf Jahren insgesamt 5
Milliarden Euro zur Verfügung stellen. Dafür, dass das erfolgreich auf den
Weg gebracht werden kann, ist die Grundgesetzänderung eine wichtige
Voraussetzung. Das Bundeskabinett hat den entsprechenden Gesetzentwurf ja
schon im Mai, also wenige Wochen nach der Regierungsbildung, auf den Weg
gebracht. Schon daran sehen Sie den hohen Stellenwert dieses Themas für die
Bundesregierung. Donnerstag vergangener Woche hat nun der Bundestag mit
Zweidrittelmehrheit zugestimmt, und nun ist der Bundesrat am Zuge. Ich
werde jetzt ebenso wie der Kollege aus dem Bildungsministerium nicht
Äußerungen aus Parteien oder einzelnen Landesregierungen kommentieren, und
ich werde auch der Entscheidung der Länderkammer nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Aber wird sich Frau Merkel einschalten?

StS Seibert: Dazu haben doch bereits intensive Austausche stattgefunden.
Dabei hat die Bundesregierung ihre Haltung natürlich vielfach bekräftigt.
Die Zuständigkeit für das Schulwesen bleibt ein wichtiger Bestandteil der
Kulturhoheit der Bundesländer und als solche auch unberührt. Es ist nicht
geplant, eine dauerhafte Finanzierung des Bundes für schulische
Infrastrukturen vorzunehmen. Der Digitalpakt Schule ist eine gemeinsame
Kraftanstrengung von Bund und Ländern, und entsprechend der föderalen
Zuständigkeiten ist eine klare Aufgabenverteilung vorgesehen.

Frage: Herr Seibert, Ihre Stellvertreterin hatte am Freitag gesagt, das
Kanzleramt sei informiert über den Termin der Chefs der großen deutschen
Autokonzerne bei der US-Regierung. Ich möchte von Ihnen wissen: Was
erwarten Sie sich eigentlich von einem solchen Gespräch? Halten Sie ein
solches Gespräch von Branchenvertretern der größten, vielleicht wichtigsten
deutschen Branche mit der US-Regierung für hilfreich, oder ist das mit
Blick auf die Außenwirkung und die Kompetenz der EU-Kommission in
Handelsfragen eher kontraproduktiv?

StS Seibert: Genau wie meine Stellvertreterin sage ich Ihnen, dass die
Bundesregierung über dieses geplante Treffen informiert ist. Das sind ja
auch Konzerne, die in den Vereinigten Staaten sehr präsent sind, die dort
große Investitionen haben, die dort viele Menschen beschäftigen; insofern
gibt es natürlich auch Anknüpfungspunkte für solch ein Gespräch mit dem
amerikanischen Handelsminister im Weißen Haus. Gleichzeitig ist da
natürlich eine klare Linie zu beachten. Die Zuständigkeit für
handelspolitische Verhandlungen liegt bei der Europäischen Kommission -
nicht bei den nationalen Regierungen, sondern bei der Europäischen
Kommission -, und natürlich schon gar nicht im Bereich der Autokonzerne.
Wie Sie wissen, laufen aktuell Gespräche zwischen der Europäischen
Kommission und den Vereinigten Staaten darüber, wie die transatlantischen
Handelsbeziehungen verbessert werden können und wie die wirtschaftlichen
Beziehungen insgesamt gestärkt werden können.

Frage: Ich weiß nicht, ob das an das Wirtschaftsministerium richtig
gerichtet ist: Was bedeutet vor diesem Hintergrund die, sagen wir einmal,
Auszeit im Handelskrieg zwischen den USA und China? Kann man daraus
irgendetwas im positiven Sinne ableiten, oder hat man etwas zu befürchten,
wenn die Großen sich einig werden?

Geissler: Alles ist gut, was nicht weiter eskaliert. Insofern waren die
Ergebnisse ja auch insgesamt positiv. Solange es zwischen den USA und China
jetzt nicht zu weiteren Zolleskalationen kommt - im Vorfeld war ja eine im
Raum -, ist das ja nur gut.

Zusatzfrage: Sie befürchten also sozusagen nicht, dass durch die mögliche
Einigung der Großen die deutsche oder die europäische Automobilwirtschaft
zu leiden haben wird?

Geissler: Im Moment befürchte ich nichts. Wir müssen jetzt erst einmal
abwarten, wie die Verhandlungen zwischen der Europäischen Kommission und
den USA weitergehen.

Frage: Herr Seibert, wie bewertet die Kanzlerin die Proteste in Frankreich?
Sieht sie dadurch auch den Reformkurs des französischen Präsidenten
bedroht?

StS Seibert: Das ist eine innenpolitische Angelegenheit bei den
französischen Partnern, die ich jetzt hier als deutscher Regierungssprecher
nicht kommentieren möchte.

Frage: Frau Adebahr, es gab in Jemen letzte Woche mindestens einen 
US-Drohnenangriff gegen angebliche Al-Qaida-Kämpfer. Wie bewertet die
Bundesregierung die amerikanischen Aktivitäten dort? Wissen Sie schon, ob
dieser Angriff über Ramstein lief?

Adebahr: Ich kann Ihnen zu diesem Vorfall von keinen Erkenntnissen seitens
der Bundesregierung berichten. Unsere grundsätzliche Position zu Jemen ist
ganz klar die, dass wir es im Moment sehr begrüßen, dass es vielleicht auch
ganz zeitnah politische Gespräche unter Leitung des Sondergesandten
Griffith geben wird, um diesen Konflikt, unter dem viel zu viele Zivilisten
leiden, endlich einer politischen Lösung zuzuführen.

Zusatzfrage: Meine Frage bezog sich ja auf den amerikanischen Angriff
gegenüber Al-Qaida-Kämpfern; das ist ja quasi noch ein zweiter Spielplatz
neben den Huthi und den Saudis. Wie bewerten Sie die amerikanischen
Aktivitäten durch Drohnenangriffe im Jemen? Fragen Sie, wenn diese
Drohnenangriffe bekannt werden, eigentlich bei den Amerikanern nach, ob das
wieder über Ramstein gelaufen ist?

Adebahr: Wie gesagt, ich habe Ihnen hier von keinen Erkenntnissen der
Bundesregierung zu diesem Angriff zu berichten, insofern kann ich dazu hier
nicht Stellung nehmen.

Frage: Frau Adebahr, die Friedensgespräche zum Jemen - Sie haben sie gerade
angesprochen - sollen diese Woche stattfinden. Was erhoffen Sie sich
konkret von diesen Friedensgesprächen, auch angesichts der verschärften
humanitären Lage in dem Land, nachdem ja auch viele Friedensgespräche
vorher schon gescheitert sind?

Adebahr: Wir erhoffen uns von diesen Friedensgesprächen, dass sie die
involvierten Parteien an einen Tisch bringen und dass es einen ernsthaften
Versuch gibt, den militärischen Konflikt zu beenden und zu einer
politischen Lösung zu kommen - und zwar zu einer politischen Lösung, die
zunächst humanitären Zugang bringt, die humanitäre Erleichterung für die
leidende Zivilbevölkerung bringt und die dann Schritte aufzeigt, wie der
Jemen demokratisch politisch in eine neue Zukunft gehen kann. An diesen
Schritten müssen alle Beteiligten mitwirken, und wir erhoffen uns erste
Impulse von den Gesprächen. Aber wie gesagt, ganz wichtig wären zunächst
einfach einmal Ruhe, Waffenstillstand, humanitärer Zugang und eine
humanitäre Erleichterung für die Not leidende Bevölkerung.

Frage: Zur Frage der Drohnensteuerung über Ramstein: Frau Adebahr, wenn ich
mich recht entsinne, hat die Bundesregierung - ich glaube, vor zwei Jahren -
 einen Fragenkatalog in dieser Causa an die US-Regierung gerichtet. Ist der
inzwischen beantwortet worden?

Adebahr: Dazu habe ich Ihnen heute keinen neuen Stand zu geben.

Zusatzfrage: Der letzte Stand war, dass Sie sagten, es gäbe noch keine
Antworten. Wenn es keinen neuen gibt, heißt das: Es gibt auch mindestens
zwei Jahre nach Stellen dieser Fragen keine Antworten der US-Regierung.
Fragen Sie dann eigentlich noch einmal nach, ob irgendwann mit einer
Antwort zu rechnen ist, oder warten Sie weiter, ob eine kommt oder nicht?

Adebahr: Wir sind natürlich mit den amerikanischen Partnern zu
verschiedensten Themen in Kontakt. Ich kann Ihnen zu dieser konkreten Frage
heute keinen neuen Stand mitteilen. Sollte es einen geben, dann würde ich
den nachreichen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Innenministerium zu der Plakatkampagne
für eine freiwillige Rückkehr von Flüchtlingen in ihre Heimatländer. Aus
Flüchtlingskreisen, aber auch von Deutschen gab es in letzter Zeit
verstärkt Kritik an dieser Kampagne. Können Sie noch einmal klarstellen, an
wen genau sich die Kampagne richtet? Denn das scheint nicht immer ganz
richtig verstanden zu werden. Vielleicht können Sie dann auch noch sagen,
ob Sie vorhaben, diese Kampagne trotz der Kritik weiterzuführen.

Petermann: Die Kampagne ist zeitlich begrenzt - das hatten wir hier schon
mehrfach angeführt - im Rahmen des aktuellen Programms "Dein Land. Deine
Zukunft. Jetzt!", und nur so lange wird es auch diese Plakate geben,
nämlich vom 13. bis zum 30. November. Sie ist jetzt also vorbei.

Sie richtet sich konkret an die Personen, die ohnehin ausreisepflichtig
sind. Wir sind der Auffassung, dass die freiwillige Rückkehr der
zwangsweisen Rückkehr immer vorzuziehen ist. Deswegen möchten wir
freiwillige Rückkehr in welcher Art und Weise auch immer, und sei es mit
solchen Plakataktionen oder sonstigen Ansprachen, fördern. Das ist der
Hintergrund für diese Aktion.

Zusatzfrage: Haben Sie schon auswerten könne, ob diese Kampagne Erfolg
gehabt hat und ob die Sprache die richtige war? Die Plakate waren ja auf
Deutsch. War das vielleicht auch dafür gedacht, auch die deutsche
Bevölkerung anzusprechen, um zu zeigen: "Wir tun etwas, damit die Leute
zurückkehren"?

Petermann: Die Kritik richtete sich ja vor allem darauf, dass die Plakate
eben nicht nur in deutscher Sprache waren. Sie waren in unterschiedlichen
Sprachen abgefasst, um die Zielgruppen auch ganz konkret anzusprechen, um
die es geht, und auch in deutscher Sprache, um zu erklären, was darauf
steht und worum es geht. Ich denke, das war von der Ausgewogenheit der
Sprachen her ganz gut dargestellt. - War noch eine zweite Frage? - Nein.

Frage: Frau Petermann, wie ermittelt das BMI, ob die Zielgruppe erreicht
wurde?

Petermann: Das war der zweite Teil; es war doch noch etwas offen. Vielen
Dank - Diese Aktion wird evaluiert. Das Nächstliegende dafür ist der Erfolg
der Maßnahme, also zu schauen, wie viele einen Antrag gestellt haben. Mir
liegt dazu jetzt keine aktuelle Zahl vor, weil ich die
Evaluierungsergebnisse noch nicht kenne und sie auch noch nicht vorliegen.
Aber das wird das Hauptargument sein, das letztlich für einen Erfolg dieser
Maßnahme spricht oder auch nicht.

Zusatz: Wenn Ihnen keine aktuelle Zahl vorliegt, können Sie vielleicht die
letzte Zahl nennen, die Sie haben.

Petermann: Sie ist hier schon genannt worden. Ich habe sie jetzt nicht
dabei. Das steht in den Protokollen. Die Kampagne war ja schon
verschiedentlich Gegenstand.

Frage: Der Bundesfinanzminister hat in der Vergangenheit verschiedentlich
betont, dass er doch Chancen sieht, die Finanztransaktionssteuer
durchzusetzen. Hat er die Hoffnung und Erwartung, dass heute oder morgen
bei den Sitzungen in Brüssel schon etwas auf breiter Front gelingen kann,
oder ist heute und morgen eher die Zeit, um in Kleinerer Runde
vorzubereiten und abzutesten, ob man in Europa insgesamt zu einer solchen
Steuer kommen kann?

Schwamberger: Wie Sie schon gesagt haben, ist die Finanztransaktionssteuer
mit Blick auf die Besteuerung des Finanzsektors ein sehr wichtiges Anliegen
der Bundesregierung, das diese auch schon seit längerer Zeit verfolgt.
Bereits im Juni in Meseberg haben sich Deutschland und Frankreich gemeinsam
darauf verständigt, erneut das Momentum zu nutzen, um den Abschluss und die
Einführung einer solchen Steuer breiter in der EU anzugehen und
durchzusetzen. Der Minister hat vergangene Woche in seiner Rede in der
Humboldt-Universität deutlich zum Ausdruck gebracht, dass er hierbei jetzt
Fortschritte erreichen will.

Klar ist auch: Damit diese Steuer in einem breiteren Rahmen
durchsetzungsfähig und realisierbar ist, muss sie auf einen breiten Konsens
stoßen. Deshalb finden laufend, gerade auch aktuell auf Einladung der
österreichischen Ratspräsidentschaft Gespräche in Brüssel mit den Ländern
statt, die sich bislang im Rahmen einer verstärkten Zusammenarbeit zur
Einführung einer solchen Steuer bereiterklärt haben, inwieweit man ein
Modell finden kann, das auf breite Zustimmung stößt und eventuell über
diesen Länderkreis hinausgehend Zustimmung findet. Diese Gespräche gilt es
jetzt abzuwarten.

Frage: Können Sie sagen, welche Länder dabei aktuell bremsen?

Schwamberger: Dabei geht es gar nicht um Bremser. Ich müsste nachschauen,
aber ich glaube, es war im Jahre 2013, als sich einige Länder im Rahmen der
verstärkten Zusammenarbeit - Sie kennen das Instrument - zusammengefunden
haben. Man ist darüber im Austausch, auf welches konkrete Modell und welche
konkrete Ausgestaltung man sich vereinbaren könnte, und das läuft.

Es gibt ja verschiedene Möglichkeiten, diese Steuer anzugehen. Deutschland
und Frankreich haben sich - das hat man auch in Meseberg klar gesehen - für
ein Modell nach französischer Ausgestaltung starkgemacht, weil man davon
ausgeht, dass das möglicherweise am breitesten auf Zustimmung stoßen
könnte, und dann dafür Sorge tragen kann, dass diese Steuer breit
eingeführt wird.

Frage: Herr Fichtner, am Wochenende wurde bekannt, dass mehrere Forscher
einen Vorschlag zur Einführung einer CO2-Steuer gemacht haben. Es hieß,
Ministerin Schulze begrüße diesen Vorschlag durchaus und er werde jetzt
geprüft.

Wollen Sie vielleicht aus Sicht des Ministeriums die attraktiven Punkte an
diesem Vorschlag nennen und sagen, was "prüfen" hier heißt? In welcher
Phase ist das Ganze?

Fichtner: Vielen Dank für die Frage. Das gibt mir Gelegenheit, das etwas
zurechtzurücken. - Wir begrüßen die Debatte, die auch die Ministerin mit
ihrer Humboldt-Rede ausgelöst hat. Wir erleben momentan fast jeden Tag
Wissenschaftler, Ökonomen, Klimawissenschaftler, die Vorschläge machen, wie
man CO2 so bepreisen kann, dass es dem Klimaschutz dient, aber dass es auch
sozial ausgewogen ist und nicht zu sozialen Verwerfungen führt. Wir haben
nicht den Vorschlag von Herrn Schmidt und Herrn Edenhofer kommentiert,
sondern gesagt, dass wir diesen Vorschlag so wie alle anderen auch prüfen.
Wir arbeiten gleichzeitig auch an eigenen Vorschlägen und sind gespannt
darauf, wie sich die Debatte weiterentwickelt.

Unser Ziel - ich habe es gerade angeführt - ist eine klimapolitische
Lenkungswirkung. Aber unser Ziel ist vor allem auch, dass keine Gruppen
über die Maßen belastet werden. Wenn man zum Beispiel an Mieter oder
Pendler denkt, dann muss man sich auch Gedanken machen, wie sie mit einem
CO2-Preis umgehen können, ohne zu stark belastet zu werden. Insofern muss
das System sehr breit angelegt sein. Solch ein System gibt es jetzt noch
nicht. Darum sind wir auf die Debatte gespannt.

Zusatzfrage: Ihr Haus hat auch eigene Ideen und Vorschläge. Wann wird sich
das etwas konkretisieren? Gibt es dazu bestimmte Zeitvorstellungen?

Fichtner: Das kann ich Ihnen jetzt noch nicht sagen. Wir stehen ganz am
Anfang dieser Debatte und verfolgen das, was die Wissenschaftler momentan
ins Gespräch bringen. Irgendwann wird es auch im politischen Raum
weitergehen, aber ein genaues Datum kann ich Ihnen jetzt nicht nennen.

Montag, 3. Dezember 2018
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PRESSEKONFERENZ/1793: Regierungspressekonferenz vom 30. November 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 30. November 2018

Regierungspressekonferenz vom 30. November 2018

Themen: technische Probleme an einem Airbus der Flugbereitschaft der
Bundeswehr, Termine der Bundeskanzlerin (Treffen mit Kommunen und
Bundesländern zur Beratung über Maßnahmen zur Verbesserung der
Luftreinhaltung, Empfang der Friedensnobelpreisträgerin Nadia Murad,
Empfang des Friedensnobelpreisträgers Denis Mukwege, Digital-Gipfel in
Nürnberg, Kabinettsitzung, Besprechung mit den Regierungschefinnen und
Regierungschefs der Länder, Festveranstaltung zum zehnjährigen Bestehen der
Deutschlandstiftung Integration, Konferenz zur Annahme des "Globalen Pakts
für sichere, geordnete und reguläre Migration" in Marrakesch),
Rüstungsexporte durch Tochterfirmen deutscher Firmen nach Saudi-Arabien,
Gespräch deutscher Autokonzerne mit der US-Regierung, Konflikt zwischen der
Ukraine und Russland, Luftangriff in der afghanischen Provinz Helmand mit
zivilen Todesopfern, Razzia bei der Deutschen Bank wegen des Verdachts der
Geldwäsche


Sprecher: SRS'in Fietz, Flosdorff (BMVg), Wagner (BMWi), Breul (AA),
Schwamberger (BMF)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Fietz sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Ich würde gern wissen, ob es zu irgendeinem Zeitpunkt eine Gefahr
für die Insassen der Kanzlerin-Maschine durch dieses technische Problem
gegeben hat?

Ich würde zum Zweiten gern vom Verteidigungsministerin wissen - Ministerien
haben doch immer Statistiken und solche Dinge -, wie viele außerplanmäßige
Vorfälle es bei Regierungsmaschinen in den letzten Jahren gab. Wie ist die
Tendenz dabei?

Zum Dritten würde ich gern wissen, ob die Kanzlerin aufgrund der
Verzögerung ihre Gesprächsagenda für die G20 in irgendeiner Weise
zusammenstreichen muss, ob sie zum Beispiel nach wie vor Putin trifft.

SRS'in Fietz: Dann fange ich vielleicht einmal an.

Es bestand zu keiner Zeit Gefahr für Leib und Leben der Passagiere an Bord
der Maschine. Der Abbruch des Fluges ist in einem solchen Fall ein ganz
normaler Vorgang.

Was die Termine der Kanzlerin anbelangt, so wird jetzt vor Ort versucht,
die bilateralen Gespräche nachzuterminieren. Darüber werden wir Sie dann
vor Ort unterrichten.

Die Kanzlerin ist im Grunde genommen der Crew sehr dankbar, dass sie sehr
besonnen und sehr professionell gehandelt hat. Sie hat ja auch gesagt, es
habe sich um einen schwierigen Fehler gehandelt. Das wird sicherlich Herr
Flosdorff gleich im Einzelnen erläutern können. Aber die Kanzlerin hat
ausdrücklich betont, dass die Crew an Bord sehr professionell und umsichtig
gehandelt hat.

Flosdorff: Ich kann gerne etwas ergänzen. Es hat ja eben um 11 Uhr auch
eine Pressekonferenz der Flugbereitschaft in Köln/Bonn gegeben, in der die
Flugbereitschaft Auskunft über den Hergang und die Ursachen gegeben hat.

Man hat mittlerweile herausgefunden: Es handelt sich um ein defektes
Bauteil, um ein Elektronikbauteil, das dafür verantwortlich war. Dieses
wird ausgetauscht. Man ist sehr zuversichtlich, dass auch die zweite
Maschine in wenigen Stunden wieder einsatzbereit ist. Die andere war ja
ohnehin einsatzbereit gewesen. Es stand ja gestern hier in Berlin eine
Ersatzmaschine zur Verfügung.

Dieser Fehler ist erstmals bei einer unserer beiden A340-Maschinen
aufgetreten. Er ist in der Form bei uns noch nicht vorgekommen. Das war
nicht bekannt. Die Maschinen sind gestern beide gewartet worden und waren
einsatzbereit.

Wir haben uns jetzt natürlich auch mit zivilen Fluggesellschaften
ausgetauscht, die Flugmuster ähnlichen Typs betreiben. Bei Airbus gibt es
insgesamt mehr als 370 Maschinen des Typs A340, die ausgeliefert worden
sind. Wir gehen davon aus, dass sich vielleicht auch daraus noch weitere
Erkenntnisse über die Unfallursache ergeben.

Die Flugbereitschaft plant, die Kanzlerin zeitgerecht aus Argentinien
abholen zu können. Die Maschinen werden heute im Laufe des Tages nach
Argentinien fliegen, wenn sich das so wie im Augenblick geplant realisieren
lässt.

Natürlich besteht eine höhere abstrakte Gefahr, wenn Funk ausfällt. Das ist
klar, dass man dann auf Nummer sicher geht, dass man dann den nächsten
sinnvollen Flughafen ansteuert. In dem Fall ist das Köln/Bonn gewesen. Der
Pilot hat sehr umsichtig gehandelt. Er hat die richtigen Abwägungen
getroffen. Es ist oberste Maxime bei uns, dass da kein Sicherheitsrisiko
eingegangen wird.

Zusatzfrage : Können Sie zu Statistiken etwas sagen?

Flosdorff: Von Juni 2016 bis Juni 2018 kam es zu Komplettausfällen bei 16
geplanten Einsätzen. Insgesamt - wenn Sie jetzt den VIP-Transport bei der
Flugbereitschaft sehen - beträgt die Ausfallrate unter zwei Prozent. Wenn
Sie Trainingsflüge und sozusagen reale Flüge einbeziehen, dann reden wir
hier im Zeitraum von Juni 2016 bis Juni 2018 von 5 200 Flügen.

Also es kann manchmal zu Verzögerungen beim Start kommen, dass eine
Maschine einmal eine Stunde, zwei Stunden oder eine halbe Stunde später
losfliegt. Das ist hier nicht gemeint, sondern es geht um richtige
Ausfälle.

SRS'in Fietz: Ich kann vielleicht noch eine Sache ergänzen.

Das Gespräch mit dem russischen Präsidenten Putin findet nach jetzigem
Stand voraussichtlich, wie geplant, morgen früh statt. Alle anderen Termine
werden wir dann noch vor Ort mitteilen.

Frage: Ich habe eigentlich ganz viele Fragen, weil ich ganz vieles daran
nicht verstehe, Herr Flosdorff und Frau Fietz.

Könnten wir vielleicht erst einmal zu diesem Bauteil zurückkommen? Wenn es
also ein bloßes Bauteil war, das diesen ja doch sehr großen Schaden
angerichtet hat, kann so etwas mit gecheckt werden? Vor allem, wie kommt so
ein Fehler zustande? Kann so etwas auch von außen gesteuert werden?

Dann habe ich noch, wenn ich darf, zwei andere Fragen. - Aber vielleicht
erst einmal zu diesem Bauteil.

Flosdorff: Es ist ein Bauteil, das relativ tief im Bereich der Maschine
ist. Solche Bauteile werden auch gewartet. Wie gesagt: So ein Fehler ist
bisher noch nicht aufgetreten.

Sie können sich vorstellen - das kennen Sie ja wahrscheinlich auch; das ist
jetzt ein schräger Vergleich -: Es macht einen Unterschied, ob Ihr Handy,
Ihr Computer oder Ihr Router einen Defekt hat. Dann können unterschiedliche
Geräte - je nachdem, an welcher Stelle das Gerät defekt ist - und eine
andere Technik betroffen sein.

Hier in dem Fall ist das auch so. Hier war der Funk betroffen, aber auch
andere elektronische Systeme an dem Flugzeug. Es liegt aber an diesem
Bauteil.

Sofern Sie jetzt darauf abheben, dass einmal kurz in Rede stand, dass es
vielleicht irgendeinen kriminellen Hintergrund dahinter gibt, würde ich an
der Stelle sagen: Dafür haben wir keine Anhaltspunkte.

Ich würde aber gern die Gelegenheit ergreifen, einmal ganz kurz "unter
drei" zu gehen.

Es folgt ein Teil "unter drei".

Flosdorff: Wir können gern wieder "unter eins" gehen.

Vorsitzender Szent-Iványi: Dann bitte ich jetzt zu beachten, dass wir nicht
auf diese Passage zurückkommen, wenn wir "unter eins" sind.

Zusatzfrage: Herr Flosdorff, Sie haben gesagt, es habe ein Ersatzflugzeug
in Berlin bereitgestanden. Was ist der Grund dafür, dass bei so einem
Vorfall nicht das Procedere greift, dass eine Ersatzmaschine die Kanzlerin
und den Vizekanzler abholt und ans Ziel fliegt?

Flosdorff: Das Procedere ist so - das ist gestern beziehungsweise gerade
eben auch noch einmal bei der Pressekonferenz in Köln erläutert worden -:

Die Spare-Maschine, die dann bereitsteht - die Ersatzmaschine -, wartet ab,
bis die notwendigen Wartungen in der Luft vorgenommen werden. Das ist in
der Regel eine halbe Stunde nach dem Start. Dann gibt die gestartete
Maschine grünes Licht. Das ist in dem Fall hier auch so gewesen. Die
Probleme traten dann im weiteren Flugverlauf auf. Insofern hätte man im
Prinzip zum Flughafen Berlin zurückkehren können, natürlich unter
Inkaufnahme eines Risikos. Aber wenn Sie in so einem dichten Luftraum, wie
wir das hier haben, keine Funkmöglichkeit haben, dann war es eine sehr
verantwortliche und korrekte Entscheidung des Piloten, den Flughafen
Köln/Bonn anzusteuern.

Es hätte vielleicht die Maschine in Berlin starten können, um nach Bonn zu
fliegen, die Delegation aufzunehmen und von da aus weiterzufliegen. Das war
aber aufgrund der langen Direktflugstrecke nach Argentinien nicht möglich.
Dann wären Lenk- und Flugzeiten auch dieser Crews überschritten gewesen.
Das sind gesetzliche Vorgaben, die nicht nur für Militär-Crews gelten,
sondern auch für zivile Crews. Da steht bei uns Sicherheit an erster
Stelle.

Frage: Heißt das, dass sich die mögliche Überschreitung von erlaubten
Flugzeiten auf arbeitsrechtliche Fragen bezieht und nicht auf irgendwelche
Gewerkschaftsvorbehalte, die man beachten muss, sondern dass es
arbeitsrechtliche Vorgaben sind, die insbesondere der Sicherheit dienen,
damit eine Crew nicht zu lange arbeitet?

Nach dem, wie die Schilderung aus dem Flugzeug war, wurde die
Bundeskanzlerin aus einem Hintergrundgespräch geholt und über das
informiert, was vorlag. Dazu eine ganz formale Frage: Wer hat im Flugzeug
eigentlich das letzte Wort, der Kapitän oder die Kanzlerin?

Flosdorff: Um mit Ihrer zweiten Frage anzufangen: Der Kapitän hat das
letzte Wort. Er ist für die Sicherheit aller Passagiere verantwortlich.

Noch einmal: Sicherheit geht hier vor. Wenn wir hier über zulässige
Höchstzeiten der Crews sprechen, dann geht es immer um die Flugsicherheit.
Es geht nicht um Absprachen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, sondern
es geht um die Sicherheit, die allgemein im Flugverkehr gilt. Ebenso wie
bei Lenkzeiten, die wir in anderen Bereichen des Verkehrs kennen, geht es
nicht immer nur um den Arbeitsschutz desjenigen, der das Fahrzeug lenkt,
sondern es geht auch um die abstrakte Gefährdung anderer.

SRS'in Fietz: Man kann grundsätzlich sagen, dass sich die Bundeskanzlerin
grundsätzlich nie in die fliegerischen Entscheidungen des Kapitäns
einmischt.

Frage : Herr Flosdorff, die Flugbereitschaft kommt in den letzten Monaten
immer wieder negativ in der Öffentlichkeit ins Gespräch. Haben Sie in den
letzten Monaten intern bei der Bundeswehr irgendetwas geändert, damit die
Flugbereitschaft besser wird, und, wenn ja, was?

Flosdorff: Wir haben ja eben die Statistik gehabt. Wir haben, was diese
Flüge angeht, eine Ausfallrate von zwei Prozent. Wir haben das Problem
schon häufiger gehabt. Das Thema ist, mit Verlaub, doch älter als Ihre
Präsenz hier in der Bundespressekonferenz. Das wird schon seit vielen,
vielen Jahren immer wieder leidvoll durchdiskutiert. Ich mache es gern auch
noch einmal.

Wir reden hier praktisch über das Phänomen der Kleinen Flotte. Wir haben
exakt zwei Flugzeuge, die für solche Langstrecken geeignet sind, nämlich
unsere beiden A340. Die eine Maschine ist die "Konrad Adenauer", die andere
die "Theodor Heuss". Wenn man dort einen Ausfall hat, dann sind schon 50
Prozent der Flotte ausgefallen. Noch einmal: Gestern waren vor dem Start
beide einsatzbereit und standen dort bereit.

Bei Fluggesellschaften fällt solch ein Ausfall im Prinzip nicht weiter auf,
weil sie - - - Wir hatten jetzt den Fall von Nagern in Asien oder einmal
einen Blitzschlag in Südafrika. Manchmal ist es auch ein Bauteil, wie der
Motor in China. Eine große Fluggesellschaft fliegt mit festgelegten
Flugmustern nach einem bestimmten Flugplan. Das heißt, sie können planen,
dass sie Ersatzteile vorhalten, dass sie Verträge vor Ort haben, sie kennen
die Infrastruktur und können darauf zugreifen. Bei uns steuert die
Flugbereitschaft nach relativ kurzfristig festgelegten Reiseplänen alle
möglichen Kleinen und großen Flugplätze dieser Welt an, wo im Prinzip nie
eine entsprechende Logistik wartet. Es ist auch nicht so, dass wie bei
großen Fluggesellschaften, die vielleicht sogar über mehrere tausend
Flugzeuge verfügen, Maschinen, die in der Region sind, kurzfristig für den
Ersatz eingesetzt werden können. In der Regel ist es auch nicht so, wie
wenn man sich vielleicht in einem Verbund mehrerer Fluggesellschaften
befindet oder wenn eine andere Fluggesellschaft einspringt: Dann ändert
sich einfach die Nummer und die Uniform des Personals, und trotzdem wird
man zeitgerecht von Flughafen a zu Flughafen b transportiert, ohne dass
einem weiter auffällt, dass sich eine solche Panne, wie sie auch bei
zivilen Fluggesellschaften ständig vorkommen, realisiert hat.

Zusatz : Aber die Frage war ja: Haben Sie in den letzten Monaten
irgendetwas intern geändert, irgendwelche Vorgaben?

Flosdorff: Das, was sich bei uns intern geändert hat, ist, dass wir vor
Kurzem eine neue Maschine übernommen haben. Das ist ein Airbus A321, der
umgerüstet worden ist. Er befindet sich im Moment in der Erprobung und wird
in wenigen Wochen zur Verfügung stehen, um auch solche Transporte
vorzunehmen, wobei diese Maschine auch nicht in einem Zug nach Südamerika,
nach Buenos Aires, gekommen wäre, sondern auch eine Zwischenlandung
gebraucht hätte.

Zusatzfrage : Wird das also der Dritte, neben "Konrad Adenauer" und
"Theodor Heuss"?

Flosdorff: Maschinen, die in einem Zug ohne Zwischenlandung hinüberkommen,
sind nach wie vor die beiden A340. Der A321 hat eine höhere Reichweite als
unsere beiden A319, die wir auch haben, aber er ist nicht in der Lage, so
viel Treibstoff aufzunehmen, dass er in einem Zug bis Buenos Aires kommt.

Frage: Es heißt, die Maschine habe vor der Landung Kerosin ablassen müssen,
damit sie nicht zu schwer ist. Stimmt das?

Wie muss man sich das vorstellen? Wird da ein Tankdeckel aufgemacht, und
dann kippen ein paar tausend Liter Benzin aus?

Flosdorff: Ich bitte um Verständnis, dass ich hier eigentlich über
Regierungshandeln informiere und nicht über Flugtechnik und Mechanik.
Offenbar gibt es, wenn man notlanden muss, in der Regel die Möglichkeit,
Kerosin abzulassen. In diesem Fall war dies nicht möglich, weil dieses
elektronische Bauteil auch den Mechanismus gestört hat, über den Kerosin
abgelassen wird. Deswegen ist diese Landung mit doch erheblichem Gewicht
erforderlich geworden, weil man den Treibstoff noch an Bord hatte, der
eigentlich für einen Transatlantikflug nach Südamerika eingeplant war.

Deswegen stand sicherheitshalber auch die Feuerwehr bereit, weil klar war,
dass die Bremsen über das normale Maß in Anspruch genommen werden, wenn man
ohne das Kerosin an Bord leicht landet. Man hat das dann routinemäßig
geprüft. Die Bremsen waren zwar erhitzt, aber sie waren nicht überhitzt.
Insofern ist alles nach den Sicherheitsvorschriften gelaufen.

Frage: Herr Flosdorff, wenn das so völlig ungefährlich war - Frau Fietz hat
gesagt, dass es zu keiner Zeit eine Gefahr für die Kanzlerin, für Herrn
Scholz und die anderen gegeben habe -: Wenn ich Sie richtig verstanden
habe, haben Sie gerade gesagt: Das Flugzeug musste notlanden. - Es war also
eine Notlandung, bei der aber zu keinem Zeitpunkt eine Gefahr bestanden
hat.

Wissen Sie vielleicht, warum die gesamte Delegation nach der Landung 70
Minuten im Flugzeug bleiben musste und nicht aussteigen durfte?

Flosdorff: Ich kann mich auch nur auf das beziehen, was ich eben kurz vor
der Pressekonferenz von dem für die Flugbereitschaft verantwortlichen
Offizier gehört habe. Auch ihm wurde diese Frage gestellt. Ich weiß nicht,
ob Notlandung der richtige Begriff ist. Es war auf jeden Fall eine
außerplanmäßige Landung, die dort stattgefunden hat. Man ist dort aus
Sicherheitsgründen hinuntergegangen.

Natürlich besteht eine abstrakte Gefahr, wenn ein Flugzeug ohne Möglichkeit
zu funken im Luftraum unterwegs ist. Das ist vollkommen in Ordnung. Dann
trifft man die Entscheidung - das macht der Pilot -, wie man seine
Passagiere möglichst sicher und ohne weitere Gefährdungen an den Boden
bringt, und das ist gelungen.

Dass Passagiere nicht sofort aussteigen, bevor die Systeme gecheckt sind -
hier ging es zum Beispiel auch um möglicherweise überhitzte Bremsen -, ist
ein normaler Sicherheitsvorgang. So ist das eben in der Pressekonferenz,
der ich folgen konnte, ausgeführt worden. Das kann ich Ihnen hier
nachrichtlich mitteilen, ohne selbst irgendwie Experte zu sein.

Zusatzfrage: Sehen Sie diesen Vorfall in irgendeinem Zusammenhang mit den
Cyber- und Hackerattacken auf die Bundeswehr, Botschaften und den Bundestag
stehen, von denen wir gestern lesen konnten? Brennt so ein Bauteil durch,
oder kann das von außen gesteuert werden?

Flosdorff: Ich habe heute mehrmals mit der Flugbereitschaft telefoniert,
weil wir natürlich auch viele Anfragen erhalten haben. Die hat gesagt: Sie
hat keinerlei Anhaltspunkte, die in diese Richtung weisen.

Frage : Herr Flosdorff, als flugzeugtechnischer Laie habe ich drei Fragen.
Die erste: Haben Regierungsmaschinen - ich bin ja bass erstaunt - wirklich
nur ein Funksystem und keine Absicherung über ein zweites, völlig
unabhängiges?

Die zweite Frage betrifft die Ausfallrate von 2 Prozent. Das heißt, jeder
50. Flug fällt aus. Ist das im Vergleich zur zivilen Luftfahrt gut oder
schlecht? Ich kann das schlecht einschätzen.

Zur "Konrad Adenauer": Können Sie einfach einmal die Daten nennen? Wann
wurde sie in Dienst gestellt, wie viele Flugstunden hat sie, und wann ist
denn die letzte Wartung gewesen?

Flosdorff: Um hinten anzufangen: Die Flugzeuge werden sehr regelmäßig und
sehr sorgfältig gewartet. Sie dürfen auch davon ausgehen, dass bei uns im
Zweifel höhere Sicherheitsstandards als in anderen, zivilen Kontexten
gelten. Ich kann Ihnen hier keine Statistik dazu nennen, wie das in der
zivilen Luftfahrt ist. Ich kann nur sagen, dass da in der Regel, wie ich
eben ausgeführt habe, sicherlich nicht 40 Journalisten an Bord sind. Das
heißt, es wird dann auch nicht so darüber berichtet. Es ist in der Regel
so, dass dann schnell Ersatz gefunden wird.

Ich bitte auch, was jetzt Fragen zur Indienststellung und zum Alter der
Flugzeuge angeht, sich dafür irgendwie an die Luftwaffe zu wenden. Das
steht wahrscheinlich sogar auf der Homepage der Luftwaffe, auf der Sie
diese Informationen zu der weißen Flotte finden.

Was das Funksystem angeht, damit da kein Missverständnis aufkommt: Dieses
Bauteil betrifft nicht das Funksystem selbst, sondern es betrifft im
Prinzip die Versorgung dieser Funksysteme. Deswegen ist es so, und Sie
haben vollkommen recht: Es gibt redundante Funksysteme, und die sind durch
diesen Defekt beide ausgefallen.

Zusatzfrage : Der Worst Case wäre dann, wenn das Satellitentelefon nicht
funktioniert, oder?

Flosdorff: Ja. Das ist jetzt einfach eine weitere Spekulation. In diesem
Fall ist es so gewesen, dass neben diesen Funksystemen ein
Satellitentelefon zur Verfügung stand und dann mit den Bodenstationen
kommuniziert werden konnte. Es konnte alles eingeleitet werden, und damit
gab es quasi eine Kommunikationsmöglichkeit.

Ich möchte aber - ich bin zwar kein Luftfahrtexperte, aber Sie wissen ja,
dass das Bundesverteidigungsministerium auch für die Alarmrotten zuständig
ist, also für die Eurofighter-Staffeln, die jeweils aufsteigen, wenn der
Funkverkehr gestört ist, und die dies auch häufiger tun, als vielleicht
immer allen bewusst ist - auch noch einmal sagen: Das kommt relativ häufig
vor. Es ist schon mehrere Dutzend Male im Jahr so, dass das vorkommt. Das
geschieht für den Fall, dass es gar keinen Funkverkehr mehr gibt. Das kann
technische Ursachen haben. Das kann einfach auch eine ganz banale
menschliche Ursache wie die haben, dass der falsche Kanal eingestellt
worden ist. Aber das kommt in der zivilen Luftfahrt auch häufig vor. Nur
reden wir dann hier nicht darüber.

Frage: Mich würde interessieren, weil die Reise schnell und spontan
umgeplant wurde - das heißt, die Bundeskanzlerin fliegt jetzt mit Iberia -,
wie es aussieht: Wie wird die Sicherheit gewährleistet? Fliegt sie zum
Beispiel in der Business Class oder der First Class? Müssen die Passagiere
jetzt umgebucht werden, oder wird sie gemeinsam mit anderen Passagieren
fliegen? Wie sieht das aus?

Flosdorff: Sie dürfen davon ausgehen, dass das Verteidigungsministerium
gestern auch ein großes Interesse daran hatte, nach Möglichkeiten dafür zu
suchen, wie die Bundeskanzlerin möglichst schnell zum G20-Gipfel kommt.
Aber ich glaube, das sind jetzt Fragen, die den Kernbereich dessen, wofür
das Verteidigungsministerium zuständig ist, verlassen. Ich weiß nicht, Frau
Fietz, ob Sie mir dabei helfen können, wie die Buchungsvorgänge und die
Vorkehrungen gelaufen sind. Das entzieht sich jetzt meiner Kenntnis, weil
ich nicht dabei war.

SRS'in Fietz: Details kann ich Ihnen jetzt auch nicht nennen. Grundsätzlich
tritt dann in Kraft, dass sich das Protokoll des Auswärtigen Amtes
beziehungsweise auch das Protokoll des Bundeskanzleramtes darum bemühen,
Flüge im Linienverkehr zu buchen.

Frage : Frau Fietz, fliegen Herr Seibert, Frau Merkel und Herr Scholz denn
erste Klasse, oder haben sie nur die Holzklasse bekommen?

SRS'in Fietz: Dazu kann ich Ihnen leider keine Details nennen.

Frage: Ich wollte noch einmal nach dem Personalumfang fragen. Wenn die
Flugbereitschaft theoretisch ein einsatzfähiges Flugzeug in Berlin hat,
aber die Kapazitäten personell nicht bereitstellen kann, weil dann
Flugzeitüberschreitungen usw. gegeben sind, ist das dann für die
Bundesregierung zu knapp bemessen? Müsste man im Prinzip eine dritte Crew
haben? Macht man das nicht, weil man sich nicht dem Vorwurf aussetzen will,
dass die Regierung zu viel Geld für so etwas ausgibt? Ist das zu sehr auf
Kante genäht? Ist das Ihrer Ansicht nach, wenn man jetzt weltpolitisch
vergleicht, wer da überall schnell ein Flugzeug bekommen kann, eher ein
Schaden für das Ansehen, oder sagen Sie "Mein Gott, wir müssen halt
bescheiden sein"?

Flosdorff: Ich glaube, dass man das so pauschal nicht beantworten kann. Ich
kann jetzt auch nicht beurteilen, wie das in anderen Ländern der Fall ist.
Ich kann nur sagen: Wir hatten gestern zwei Flugzeuge. Wir hatten gestern
zwei komplette Crews gehabt. Aber wegen des Transfers vom einem Flughafen
zum anderen und wegen der langen Strecke, was ja wirklich auch ein
Ausnahmefall und ein sehr seltenes Szenario ist - bei diesem Betrieb mit
5200 Flügen ist es ja nicht so, dass man diese 18 Stunden, die man hat, mit
einer Wegstrecke bis zu 17,5 Stunden ausschöpft -, ist es da nicht möglich,
noch einmal einen Transfer zu machen, um aufzunehmen.

Ganz grundsätzlich stehen wir hier natürlich irgendwie vor der Abwägung:
Wie groß muss die Flotte bemessen sein? Wie groß muss der Personalumfang
bemessen sein? - Ich denke, da muss man irgendwie ein vernünftiges Maß
finden. Ein Land wie die USA hat natürlich eine viel, viel größere Zahl an
Maschinen, Ersatzmaschinen und Crews. Die werden auch alle in der Regel in
Anspruch genommen, wie ja auch bei uns die Flugbereitschaft nicht nur von
der Kanzlerin in Anspruch genommen wird, sondern auch von vielen Ministern,
vom Bundespräsidenten, vom Bundesratspräsidenten bis hin zu Militärs und
anderen, die diese Flugbereitschaft nutzen.

Wenn es eine Spare-Maschine gibt, dann gibt es natürlich auch jemanden, der
gerade nicht damit fliegen kann, und wenn es eine Extrabesatzung gibt, die
vielleicht an Bord ist und dann einspringen könnte, dann fehlt die
vielleicht an irgendeiner anderen Stelle. Da muss man einfach anhand von
vernünftigen haushalterischen und Bedarfserwägungen schauen, wie die Anzahl
der Flugzeuge in der Flotte bemessen ist und ob wir damit den Bedarf decken
können. Sie sehen: Wir haben hier mit dem Umbau des A321, der jetzt in
Kürze zur Verfügung stehen wird, auch schon nachgesteuert. Man muss
schauen, wie man verantwortlich damit umgeht, dass man ausreichend Personal
zur Verfügung hat.

Es ist relativ selten, dass es irgendwie am Personal liegt. In diesem Fall
haben wir jetzt aufgrund der besonderen Rahmenbedingungen dieses Fluges so
einen Fall. Das war auch mit ursächlich dafür, dass man mit einer weiteren
Crew - vielleicht mit einigen Stunden Verzögerung - das Ersatzflugzeug nach
Argentinien hätte bringen können. Aber das war jetzt nicht der Fall.

Auch bei Ihnen in der Redaktion stellt sich wahrscheinlich manchmal die
Frage, ob Sie Engpässe haben. Da fallen ein paar Leute aus, und dann können
Sie einen Termin nicht besetzen. Hätten Sie noch fünf Leute mehr in der
Redaktion, dann hätten Sie den Termin besetzen können, der Text wäre
erschienen, und man hätte wahrscheinlich einen Scoop gelandet.

Zusatzfrage: Das interessiert im Vergleich zur Kanzlerin nicht! - Ich habe
aber eine Zusatzfrage: Der Pilot hatte während des Fluges gesagt, in Köln
stehe die einzig verfügbare Ersatzmaschine bereit, und deswegen gehe es
auch nach Köln. Nun stand die in Berlin. Das kann im Eifer des Gefechts ja
auch ein Versehen gewesen sein. Können Sie noch einmal erklären, warum
nicht Amsterdam angeflogen wurde, sondern Köln? Denn Amsterdam war ja viel
näher dran gewesen.

Flosdorff: Das kann ich Ihnen hier nicht sagen. Ich weiß, dass
Sicherheitsgründe bei den Abwägungen eine Rolle gespielt haben. Sie wissen:
Die Heimat der Flugbereitschaft ist im Moment Köln/Bonn. Das ist auch der
Ort, an dem der technische Support zur Verfügung steht.

Zu dieser Erwägung des Flugkapitäns: Sie waren dann in diesem Fall näher
dran und haben gehört, was der Flugkapitän gesagt hat; ich habe das
irgendwie nicht gehört. Ich weiß: Die zweite Maschine stand in Berlin. Ich
weiß auch nicht, ob die während dieser Zeit nach Köln/Bonn überführt worden
ist, nachdem klar war, dass die andere Maschine gestartet ist, nachdem sie
dann nach einer halben Stunde ihr Okay gemeldet und gesagt hat, dass sie in
der Luft war. Das kann ich Ihnen hier leider nicht sagen. Sorry, das ist
jetzt zu nahe am Detail dran. Dazu kann ich Ihnen von dieser Stelle aus
keine Auskunft mehr geben. Aber ich bin sicher, dass die Kollegen von der
Luftwaffe Ihnen sehr gerne weiter mit Details zur Verfügung stehen.

Frage : Herr Flosdorff, Sie haben den Bundespräsidenten angesprochen. Der
wird nun nächste Woche für mehrere Tage nach China fliegen. Ist die
Einsatzbereitschaft der Flugbereitschaft dadurch in Mitleidenschaft gezogen
oder nicht mehr gewährleistet? Ist sein Flug technisch gewährleistet und
sicher?

Flosdorff: Ich habe jetzt keine Information darüber, wie es in der nächsten
Woche aussehen wird. Ich weiß nur, dass sich jetzt eben der zuständige
Leiter der Flugbereitschaft so geäußert hat, dass - Stand von heute Mittag -
 zwei Maschinen, die langstreckentauglich sind - ich gehe davon aus, China
hat etwas mit Langstreckentauglichkeit zu tun -, nach derzeitiger Planung
einsatzfähig sein werden. Eine Maschine wird nach Argentinien fliegen, um
die Kanzlerin planmäßig abzuholen. Für die nächste Woche gehe ich einmal
mit der eben genannten Ausfallrate davon aus, dass - ohne dass dafür
irgendjemand seine Hand ins Feuer legen kann, weil immer etwas passieren
kann, militärisch wie zivil - der Bundespräsident als Nummer 1 in der
Ordnung dessen, wie man auf Flugbereitschaftsmaschinen Zugriff hat, mit
einem angemessenen Flugzeug versorgt werden wird.

Frage: Ich habe eine Nachfrage zu dem, was Sie gerade gesagt haben, Herr
Flosdorff, weil Sie vorhin sagten, beide Maschinen würden jetzt nach
Argentinien fliegen. Jetzt sagten Sie, nur die eine fliege nach
Argentinien, um die Kanzlerin abzuholen.

Flosdorff: Okay. Ich weiß nicht, ob die jetzt auch noch einmal eine 
Spare-Maschine nach Argentinien schicken und wie das technisch ist; ich habe das
nur von der Flugbereitschaft gehört. Geplant ist, die Kanzlerin wie geplant
in Argentinien abzuholen. Ob jetzt beide Maschinen dorthin fliegen werden
oder nur eine, kann ich Ihnen nicht sagen.

Ich weiß auf jeden Fall - so hat sich der Leiter der Flugbereitschaft eben
in der Pressekonferenz geäußert -, dass die eine Maschine - das wird dann
die "Theodor Heuss" sein, die hier in Berlin stand - jetzt auf jeden Fall
um die Mittagszeit herum starten wird und dass die andere dann, wenn das
Bauteil ausgetauscht sein wird, vielleicht hinterherfliegen wird,
vielleicht nicht. Ich bitte, das dann noch einmal genau mit der Luftwaffe
zu klären. An dieser Stelle war die Information in der Pressekonferenz eben
auch nicht so eindeutig.

SRS'in Fietz: Dann teile ich Ihnen jetzt die öffentlichen Termine der
Kanzlerin in der kommenden Woche mit.

Am Montag, den 3. Dezember, wird die Bundeskanzlerin mit Kommunen und
Ländern, die von Stickoxidgrenzwertüberschreitungen betroffen sind, im
Bundeskanzleramt zusammenkommen, um über Maßnahmen zur Verbesserung der
Luftreinhaltung zu beraten. Das Treffen wird um 10 Uhr beginnen und gegen
12.30 Uhr mit einer gemeinsamen Pressekonferenz enden. Für die
Bundesregierung werden nach jetzigem Stand die Bundeskanzlerin,
Bundesverkehrsminister Scheuer, Staatssekretär Flasbarth in Vertretung von
Bundesumweltministerin Schulze sowie Bundesminister Altmaier teilnehmen.

Die Bundeskanzlerin führt bereits zum dritten Mal in diesem Format
Gespräche mit den Kommunen und Ländern im Bundeskanzleramt. Das letzte
Treffen fand am 28. November 2017 statt.

Ziel des anstehenden Spitzentreffens ist es zum einen, Bilanz des beim
letzten Treffen verabschiedeten Sofortprogramms "Saubere Luft 2017-2020" zu
ziehen. Zum anderen soll die Umsetzung der vom Koalitionsausschuss am 1.
Oktober 2018 beschlossenen Maßnahmen aus dem "Konzept für saubere Luft und
die Sicherung der individuellen Mobilität" mit den Kommunen erörtert
werden. Mehrere Kommunen werden außerdem ihre Luftreinhaltungskonzepte mit
geförderten und besonders erfolgreichen Maßnahmen aus dem Sofortprogramm
"Saubere Luft" vorstellen. Es ist Aufgabe der Kommunen, die vor Ort
sinnvollsten Maßnahmen zu identifizieren und umzusetzen. Gemeinsames Ziel
von Bund, Ländern und Kommunen ist es weiterhin, die
Luftqualitätsgrenzwerte möglichst schnell einzuhalten und Fahrverbote zu
vermeiden.

Am Montag um 15 Uhr wird die Bundeskanzlerin die diesjährige
Friedensnobelpreisträgerin Nadia Murad im Kanzleramt empfangen. Nadia Murad
ist eine aus dem Irak stammende Menschenrechtsaktivistin. Sie wird am 10.
Dezember in Oslo für ihren Kampf gegen den "Islamischen Staat" mit dem
Friedensnobelpreis 2018 ausgezeichnet. Nadia Murad kämpft auch als
Sonderbotschafterin der Vereinten Nationen dafür, dass IS-Täter für ihre
Taten zur Verantwortung gezogen werden.

Am selben Tag, dann um 16 Uhr, wird die Bundeskanzlerin den zweiten
diesjährigen Friedensnobelpreisträger Denis Mukwege im Bundeskanzleramt
begrüßen. Der im Kongo tätige Gynäkologe erhält den Preis für seinen
Einsatz für Mädchen und Frauen, die Opfer sexueller Gewalt geworden sind.
Er gilt seit Jahren als weltweit führender Experte für die Behandlung von
massiven Verletzungen, insbesondere durch Gruppenvergewaltigungen. Auch ihm
wird am 10. Dezember in Oslo der Friedensnobelpreis verliehen werden.

Beide Termine sind nicht presseöffentlich.

Dann kommen wir zum Dienstag, den 4. Dezember. Da wird die Bundeskanzlerin
am Digital-Gipfel in Nürnberg teilnehmen, der sich in diesem Jahr
schwerpunktmäßig mit dem Thema der künstlichen Intelligenz befasst. Die
Bundeskanzlerin wird gegen 12.30 Uhr eintreffen. Vorgesehen ist dann ein
kurzer Rundgang, bei dem sie verschiedene Exponate besichtigen wird. Dann
wird es ein Mittagessen mit den Plattform-Co-Vorsitzenden geben. Gegen
14.45 Uhr wird die Bundeskanzlerin eine Rede halten, in der sie auf die
Chancen der künstlichen Intelligenz für Wachstum und Wohlstand in
Deutschland und weitere Aspekte der Digitalpolitik der Bundesregierung
eingehen wird.

Am Mittwoch, 5. Dezember, wird es wie üblich um 9.30 Uhr die
Kabinettsitzung unter der Leitung der Bundeskanzlerin geben.

Um 15 Uhr wird die Kanzlerin an diesem Tag zu ihrer regulären Besprechung
mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder im
Bundeskanzleramt zusammenkommen. Wichtige Themen sind der Pakt für den
Rechtsstaat, die Digitalisierung, die Umsetzung der Energiewende und der
Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union. Ein
weiterer thematischer Schwerpunkt des Treffens wird die Asyl- und
Flüchtlingspolitik sein, insbesondere der Stand der Umsetzung der 
AnKER-Einrichtungen, die Flüchtlingskosten ab 2020 und die
Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen. Im Anschluss an diese Besprechung
wird es eine Pressekonferenz geben.

Am Abend - wir sind immer noch beim Mittwoch - wird die Bundeskanzlerin an
einer Festveranstaltung zum zehnjährigen Bestehen der Deutschlandstiftung
Integration teilnehmen. Bundeskanzlerin Merkel wird zu 19 Uhr erwartet; zu
dieser Zeit wird der Festakt beginnen. Als Schirmherrin der
Deutschlandstiftung Integration wird Angela Merkel die Festrede halten. -
Ich erspare mir jetzt angesichts der Zeit einmal die weiteren Details
hinsichtlich der Stiftung.

Ich teile Ihnen noch mit, dass die Bundeskanzlerin am Montag, den 10.
Dezember, in Marrakesch an der Konferenz zur Annahme des "Globalen Pakts
für sichere, geordnete und reguläre Migration" teilnehmen wird. Wie Sie
wissen, basiert der "Globale Pakt" auf einem Treffen aller UN-Mitglieder
vom September 2016. Dort wurde in der Generalversammlung die "New Yorker
Erklärung für Flüchtlinge und Migranten" verabschiedet. Diese Erklärung
beinhaltet den Auftrag, bis Ende 2018 einen "Globalen Pakt für sichere,
geordnete und reguläre Migration" zu erarbeiten.

In Marrakesch soll nun dieser Pakt von den teilnehmenden Staaten angenommen
werden. Eine Beschlussfassung durch die Generalversammlung der Vereinten
Nationen wird dann voraussichtlich Anfang 2019 erfolgen

Frage: Ich habe eine Frage an die Bundesregierung. Die Bundesregierung hat
einen Exportstopp für Waffen ausgesprochen. Trotzdem liefern deutsche
Firmen weiterhin Bomben nach Saudi-Arabien. Wie stehen Sie dazu? Wie
beurteilen Sie das? Was möchte die Bundesregierung dagegen unternehmen?
Diese Exporte werden über Tochterfirmen deutscher Waffenfirmen im Ausland
getätigt.

SRS'in Fietz: Wenn ich es richtig sehe, sind Sie vorhin mit einer
umfassenden Erklärung zu Ihren Fragen ausgestattet worden. Ich weiß jetzt
nicht, ob ich die hier noch einmal im Einzelnen vortragen muss.

Zuruf : Bitte, ja!

SRS'in Fietz: Grundsätzlich gilt, dass die Bundesregierung eine restriktive
und verantwortungsvolle Rüstungsexportpolitik betreibt. Über die Erteilung
von Genehmigungen für Rüstungsexporte entscheidet die Bundesregierung im
Einzelfall und im Lichte der jeweiligen Situation nach sorgfältiger Prüfung
und unter Einbeziehung außen- und sicherheitspolitischer Erwägungen.
Grundlage hierfür sind verschiedene rechtliche Vorgaben, die politischen
Grundsätze der Bundesregierung aus dem Jahr 2000, der gemeinsame Standpunkt
des Rates der EU vom 8. Dezember 2008 betreffend gemeinsamer Regeln für die
Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgütern sowie der
Vertrag über den Waffenhandel.

Um die Frage zu beantworten, was ausländische Lieferungen aus ausländischen
Staaten heraus betrifft, da kann ich Ihnen sagen: Lieferungen aus anderen
Staaten unterliegen den jeweiligen nationalen Genehmigungsverfahren dieser
Staaten, unabhängig davon, ob es sich dabei um deutsche Tochterunternehmen
handelt.

Frage: Also sind Tochterfirmen damit heraus?

SRS'in Fietz: Ich kann dem, was ich gerade gesagt habe, nichts weiter
hinzufügen.

Wagner: Vielleicht kann ich das noch einmal kurz für das
Bundeswirtschaftsministerium ergänzen, auch zur Klarstellung:

Tochterunternehmen im Ausland unterliegen erst einmal den jeweiligen
Rüstungsexportkontrollen der jeweiligen Länder.

Natürlich ist es aber so, dass jede Technologie und jede Zulieferung -
alles, was aus Deutschland an Know-how und an Blaupausen herausgeht, auch
in ein anderes EU-Land -, wenn es eine Tochtergesellschaft ist, immer
unseren strengen deutschen Rüstungsexportkontrollrichtlinien unterliegt,
die Frau Fietz ja schon ausführlich dargestellt hat.

Insofern müssen auch alle Zulieferungen, die aus Deutschland kommen
könnten, immer mit Hinblick auf das Endempfängerland genau geprüft und
genehmigt werden. Insofern ist es zwar richtig, dass die Tochterunternehmen
im Ausland der jeweiligen nationalen Gesetzgebung und
Rüstungsexportkontrolle unterliegen; aber alles, was aus Deutschland
dorthin geht, was dabei irgendwie eine Rolle spielt, unterliegt unseren
Kontrollen.

Zusatzfrage: Aber was Tochterfirmen im Ausland produzieren, unterliegt
nicht der deutschen Kontrolle, und dagegen kann die Bundesregierung auch
nichts unternehmen?

Wagner: Wenn beispielsweise jetzt Know-how an eine Tochtergesellschaft im
Ausland transferiert wird, damit dort produziert werden kann, unterliegt
das der deutschen Rüstungsexportkontrolle. Aber für ausländische
Unternehmen ist dann das jeweilige Land zuständig, in dem das Unternehmen
sitzt.

Frage : Möchte die Bundesregierung denn an dieser Regelung, an diesem
Zustand, etwas ändern, dass man auch die Exporte von Tochterunternehmen,
die womöglich im Ausland sitzen, überprüfen und notfalls untersagen kann?

Wagner: Also es gilt das strenge Rüstungsexportgenehmigungsrecht der
Bundesregierung, das sehr restriktiv ist und alle Lücken schließt, und zwar
auch, wenn quasi über andere Länder ein Export an Drittländer erfolgen
soll. Das wird, wie gesagt, durch umfassende Fragen des Endverbleibs eines
Rüstungsguts geschlossen.

Wie gesagt: Auch jedes Know-how, jede Technologie, die an ein anderes Land,
an eine Tochtergesellschaft, exportiert wird, unterliegt diesem
Rüstungsexportregime.

Ausländische Unternehmen unterliegen eben den dortigen Rechtsordnungen, und
ihnen können wir natürlich nicht - etwa den anderen europäischen Ländern -
vorschreiben, wie sie ihre Rüstungsexportkontrolle zu machen haben.
Natürlich gilt aber auch in Europa der gemeinsame Standpunkt der
Europäischen Union, an den sich ja auch die anderen europäischen Nationen
orientieren.

Zusatzfrage : Aber sieht die Bundesregierung den Status quo als eine Lücke
an?

Wagner: Wie gesagt, wir sehen hier keine Regelungslücke. Denn auch alles,
was von Deutschland aus an ausländische Tochterunternehmen geht, unterliegt
unseren strengen Rüstungsexportkontrollgrundsätzen.

Frage: Sie sagen, das Know-how sollte auch reglementiert werden. Schließt
das auch deutsche Rüstungsmanager ein?

Wagner: Das schließt jedes Know-how ein, jedes Wissen, das da transferiert
wird. Das beinhaltet auch technische Unterstützung, wenn man also dort vor
Ort beim Aufbau etc. mit dem Wissen weiterhilft, das man hier in
Deutschland hat. Insoweit ist das, wie gesagt, umfassend. Es betrifft aber
jetzt nicht Personen.

Zusatzfrage: Sie trägt aber das Know-how im Kopf.

Wagner: Wie gesagt, das gilt für technische Unterstützung, soweit es das
betrifft. Aber grundsätzlich können Sie nicht beschränken, dass jemand ins
Ausland geht. Natürliche Personen unterliegen nicht der
Rüstungsexportkontrolle.

Frage : Wie bewertet die Bundesregierung den milliardenschweren 
US-Raketenverkauf an Saudi-Arabien vor dem Hintergrund der spannungsgeladenen
Golfregion?

SRS'in Fietz: Kann das Wirtschaftsministerium dazu etwas sagen?

Wagner: Das können wir nicht kommentieren.

Zusatzfrage : Sehen Sie diesen Verkauf als friedensfördernd,
stabilitätsfördernd in der Region?

SRS'in Fietz: Rüstungsexporte anderer Staaten kommentieren wir von dieser
Stelle aus nicht.

Frage : Herr Wagner, noch einmal nachgefragt, weil ich es nicht verstanden
habe. Wenn ein deutscher Rüstungskonzern durch seine südafrikanische
Tochter ein bestimmtes Rüstungsgut, eine Rakete, Bombe etc. herstellen
lässt und sie dann nach Saudi-Arabien verkauft, unterliegt das dem
deutschen Rüstungsexportreglement oder nicht?

Wagner: Also da ist dann grundsätzlich das Reglement des jeweiligen Landes
einschlägig. Also, wie gesagt, das kann dort eben nicht mit einem Know-how
aus Deutschland gefertigt werden, ohne dass es vorher genehmigt wurde. Also
wenn Sie Know-how in eine südafrikanische Tochtergesellschaft
transferieren, dann ist das genehmigungspflichtig.

Frage : Ich wollte das Wirtschaftsministerium, vielleicht auch Sie, Frau
Fietz, fragen:

Einmal. Ist die Bundesregierung inzwischen von den drei deutschen
Autokonzernen informiert, dass es in der kommenden Woche ein Gespräch mit
Vertretern der US-Regierung geben soll? Die Rede ist vom kommenden
Dienstag.

Grundsätzlich gefragt: Wie bewertet die Bundesregierung, wenn es zu solchen
separaten Treffen der Branche-Spitzen aus Deutschland mit der US-Regierung
kommt? Denn eigentlich ist man doch bemüht, immer die europäische Seite,
die Geschlossenheit der europäischen Position im Handel, zu wahren. Ein
solches Separattreffen erweckt ja eher den Eindruck einer partiellen, einer
eigenen deutschen Linie.

Wagner: Mir liegen da keine neuen Erkenntnisse vor. Ich habe auch keinen
neuen Stand zu etwaigen geplanten Treffen.

Grundsätzlich verfolgen wir hier in der EU eine einheitliche Linie und
treten sehr geschlossen auf. Die Kompetenz liegt natürlich bei der
Europäischen Union, die auch mit den amerikanischen Partnern in diesen
Bereichen verhandelt. Die etwaigen Gespräche kann ich hier nicht
kommentieren.

SRS'in Fietz: Natürlich ist dieses Treffen im Kanzleramt bekannt. Aber es
gilt grundsätzlich, dass die Europäische Kommission in dieser Frage das
Verhandlungsmandat hat. Die Bundesregierung unterstützt die Bemühungen der
EU-Kommission in dieser Frage. Sie kennen die Haltung der Bundesregierung
zum Freihandel. Sie hat sich nicht verändert. Freier Handel und offene
Märkte bieten in Europa und der Welt enorme Chancen für Unternehmen, für
Beschäftigte und für Verbraucher. Deshalb unterstützt die Bundesregierung
die EU-Kommission auch weiterhin darin, ihre Politik der offenen Märkte
fortzuführen und dem Trend zur Abschottung entgegenzuwirken.

Zusatzfrage : Nur damit ich das phonetisch richtig verstanden habe: Ihnen
ist dieser Termin bekannt, der am Dienstag stattfindet? Habe ich das
richtig gehört?

SRS'in Fietz: Dem Kanzleramt ist die Idee eines solchen Treffens bekannt.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt und auch an das
Kanzleramt. Die Ukraine hat ja einen kompletten Einreisestopp für russische
Männer zwischen 16 und 60 Jahren veranlasst. Wie kann denn diese Maßnahme
aus Sicht der Bundesregierung dazu beitragen, dass die Situation, die
Spannungen zwischen der Ukraine und Russland, deeskaliert wird?

Eine zweite Frage: Die Ukraine will die Türkei dazu aufrufen, den Bosporus
für russische Schiffe zu sperren. Ist das eine realistische Maßnahme?

Breul: Ich kann gern anfangen.

Wir haben diese Meldung auch zur Kenntnis genommen. Ich habe keine eigenen
Erkenntnisse. Außenminister Maas hat gestern in diversen Pressekonferenzen
und anderen Äußerungen noch einmal unterstrichen, dass jetzt die Stunde der
Diplomatie, die Stunde des Dialogs ist. Wir haben Verständnis für die
Sorgen der Ukrainer. Jetzt brauchen wir aber konkrete Schritte zur
Deeskalation und zu Gesprächen.

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen zu dieser konkreten Maßnahme jetzt noch keine
konkrete Antwort geben. Grundsätzlich gilt natürlich, dass für Deutschland
die Entspannung der aktuellen Lage in der Straße von Kertsch im Vordergrund
steht. Hierzu hat die Bundeskanzlerin unter anderem bereits mit dem
ukrainischen und dem russischen Präsidenten telefoniert. Die
Bundeskanzlerin hat auch gestern noch einmal betont, dass sie auch an die
ukrainische Seite appelliert, nun klug zu handeln.

Ausdrücklich möchte ich an dieser Stelle aber auch noch einmal die
Forderung der Bundesregierung erwähnen, die Herr Seibert hier schon
vorgetragen hat, dass die festgenommenen Seeleute unbedingt freigelassen
und die aufgebrachten Schiffe von Russland zurückgegeben werden müssen.

Zusatzfrage: Heißt das, dass es keine konkrete Stellungnahme zu den beiden
Punkten gibt, die ich hier angesprochen habe?

SRS'in Fietz: Diese Meldungen sind, kurz bevor wir hierhergekommen sind,
bei uns eingegangen. Ich kann Ihnen dazu jetzt noch nichts konkret sagen.
Wir haben sie zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich gilt der Appell an beide
Seiten, besonnen zu handeln. Die grundsätzliche Haltung der Bundeskanzlerin
ist, dass dieser Vorfall nicht militärisch, sondern wirklich im Gespräch
und im Dialog gelöst werden muss.

Breul: Ich kann vielleicht ergänzen. Wir haben ja durchaus gesagt, was uns
jetzt am Herzen liegt. Die Interpretation, ob die Maßnahmen, die Sie
nennen, Dialogangebote sind oder nicht, überlasse ich Ihnen.

Frage : Die UN-Mission in Afghanistan UNAMA hat bestätigt, dass es vor ein
paar Tagen nach einem Nato-Luftangriff 23 tote Zivilisten in der Provinz
Helmand gab. Herr Flosdorff, war die Bundeswehr in irgendeiner Weise daran
beteiligt?

Herr Breul, wie bewerten Sie diesen Angriff, bei dem angeblich Taliban das
Ziel waren, aber mehr als 20 Menschen durch die Amerikaner getötet wurden?

Flosdorff: Sie wissen, dass die Bundeswehr in Afghanistan im Rahmen des
Mandates Resolute Support engagiert ist. Dabei geht es um Ausbildung der
afghanischen Sicherheitskräfte. Es geht nicht um eine aktive Bekämpfung von
Aufständischen durch die Bundeswehr. Insofern liegt relativ nahe, wir zu
diesem Vorfall, der zudem eine Region in Afghanistan betrifft, in der die
Bundeswehr nicht ihre Präsenz hat - Sie wissen, dass sie im Norden
Afghanistans führend ist, nicht in der Provinz Helmand -, keine weitere
Information für Sie haben.

Breul: Ich kann Ihnen nur das sagen, was Sie als unsere Position kennen.
Jedes zivile Opfer ist eines zu viel. Wenn es so vorgefallen ist, wie es
jetzt über die Nachrichtenticker läuft, dann gilt es selbstverständlich,
das aufzuklären und dem nachzugehen. Mir liegen jetzt keine Erkenntnisse
speziell über diesen Fall vor.

Ich möchte allerdings auch betonen, damit das hier nicht etwas einseitig
rüberkommt, dass es auch in den letzten Tagen Anschläge auf die Regierung
gegeben hat. Wir hatten die Afghanistan-Konferenz in Genf, an der auch der
Außenminister teilgenommen hat. Uns ist wichtig: Der Friedensprozess muss
in Gang kommen. Präsident Ghani hat dazu gute Vorschläge gemacht. Jetzt
gibt es Versuche, diese Vorschläge zu unterminieren und diesen Prozess zu
stoppen. Wir sind entschlossen, den Präsidenten auf diesem Weg weiter zu
stützen.

Zusatz : Ich brauche ja nicht nach Ihrer Bewertung von Talibanangriffen zu
fragen. Das sind ja nicht Ihre Alliierten, die Amerikaner aber schon.

Die UN-Mission hat auch bekanntgegeben, dass es im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum dieses Jahr schon 39 Prozent mehr tote Zivilisten durch
Luftangriffe der Amerikaner gab. Herr Breul, wie bewertet die
Bundesregierung den deutlichen Anstieg der Zahl toter Zivilisten in
Afghanistan?

Breul: Mir liegt der Bericht, wie gesagt, jetzt nicht vor. Darum kann ich
ihn auch nicht im Einzelnen kommentieren. Das können wir gern nachholen.

Frage : Ich möchte das Finanzministerium und vielleicht auch Sie, Frau
Fietz, zur Razzia bei der Deutschen Bank fragen.

Wie bewerten Sie es, wenn solche Dinge bei dem führenden deutschen
Kreditinstitut passieren, dass ein Verdacht auf Geldwäsche, die ja eine
schwere Straftat ist, besteht, der zu so ausgedehnten Razzien führt?

Ist das, was bei der Deutschen Bank passiert, Ausdruck dessen, dass
Deutschland liederlich mit dem Thema Geldwäsche umgeht?

Schwamberger: Ich kann und darf die konkreten Ermittlungsarbeiten bei der
Deutschen Bank hier nicht bewerten.

Mit Blick auf den Kampf gegen Geldwäsche möchte ich hier noch einmal
betonen, dass sich die Bundesregierung diesem Thema auch gemeinsam mit den
europäischen Partnern in den letzten Jahren ganz verstärkt gewidmet hat. Es
wurden hierzu bereits viele Maßnahmen umgesetzt. Im letzten Jahr wurde im
Rahmen der 4. Geldwäscherichtlinie - Sie erinnern sich - auch national im
Rahmen der FIU ganz konkret auch institutionell eine wichtige
Ermittlungsstelle geschaffen, und es wurde auch das Transparenzregister
eingerichtet. Weitere Maßnahmen im Hinblick auch auf die Änderung dieser
Richtlinie sind noch im Fluss. Dabei geht es auch ganz konkret um die
Vernetzung der jeweiligen nationalen Transparenzregister und einen
stärkeren Austausch innerhalb der jeweiligen Mitgliedsstaaten.

Geldwäsche ist, wie Sie schon sagten, ein krimineller Akt. Nach wie vor
arbeitet die Bundesregierung auch mit den europäischen Partnern daran, das
Netz engmaschiger zu machen und solche kriminellen Akte zu erschweren.
Konkrete Ermittlungen kann ich hier an dieser Stelle aber nicht bewerten.

Vorsitzender Szent-Iványi: Frau Fietz, haben Sie noch etwas hinzuzufügen?
Denn die Frage ging auch an Sie.

SRS'in Fietz: Nein, das war vollständig beantwortet.

Frage : Frau Schwamberger, die BaFin hat Ende September zum ersten Mal
überhaupt einen dauerhaften Aufpasser in die Deutsche Bank geschickt. Hat
er schon etwas zurückgemeldet?

Schwamberger: Ich würde Sie bitten, dass Sie dazu bei der BaFin nachfragen.
Ich denke, es zeigt, dass alle Stellen, die mit dem Thema Geldwäsche
vertraut sind - das ist die BaFin, aber nicht nur diese -, ganz genau
aufpassen und sehr wachsam sind. Aber konkrete Ergebnisse kann und dürfte
ich Ihnen hier an dieser Stelle auch nicht sagen.

Freitag, 30. November 2018

 * 
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FINANZEN/2199: Brauchen Lösung auf OECD-Ebene statt europaweiter Digitalsteuer


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Dezember 2018

DÜRR: Brauchen Lösung auf OECD-Ebene statt europaweiter
Digitalsteuer 



Zu den Beratungen der EU-Finanzminister über eine Digitalsteuer
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Außer Frage steht, dass alle Unternehmen gleich und fair besteuert
werden müssen. Der Kompromiss für eine europaweite Digitalsteuer wird
dem aber nicht gerecht. Vielmehr muss sich Bundesfinanzminister
Scholz auf eine Lösung auf OECD-Ebene konzentrieren. Denn ein
europäischer Alleingang könnte großen Schaden anrichten und die
Wettbewerbsfähigkeit Europas gefährden. Europa braucht nicht immer
neue Steuern, sondern mehr Impulse zur Stärkung der Innovations- und
Wettbewerbsfähigkeit."

 * 
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SICHERHEIT/746: NATO muss auf Erhalt des INF-Vertrags drängen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Dezember 2018

LAMBSDORFF: NATO muss auf Erhalt des INF-Vertrags drängen



Zum Treffen der NATO-Außenminister erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Angesichts der russischen Verstöße gegen den INF-Vertrag ist es
richtig, dass die NATO den Druck auf Moskau erhöht. Russland muss
wieder vertragstreu handeln und Inspektionen seines landgestützten
Raketensystems 9M729 zulassen. Die NATO-Partner müssen sich dafür so
schnell wie möglich auf eine gemeinsame Linie einigen. Klar ist: Die
NATO muss auf den Erhalt des INF-Vertrags drängen, um eine neue
Aufrüstungsspirale zwischen Moskau und Washington zu verhindern.
Donald Trump muss verstehen, dass die Sicherheit der USA und ihrer
europäischen Verbündeten durch das Aufkündigen von
Rüstungskontrollverträgen geschwächt wird. Die Ächtung nuklearer
Mittelstreckenraketen im INF-Vertrag ist und bleibt tragende Säule
der europäischen Sicherheitsarchitektur. Gleichzeitig wäre denkbar,
den russischen Befürchtungen, das Raketenabwehrsystem MK41 in
Rumänien verstoße gegen den Vertrag, ebenfalls durch Inspektionen zu
begegnen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/3004: Digitalgipfel ist neuer Höhepunkt der Ambitionslosigkeit


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Dezember 2018

HÖFERLIN: Digitalgipfel ist neuer Höhepunkt der Ambitionslosigkeit



Zum Digitalgipfel der Bundesregierung erklärt der digitalpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Manuel Höferlin:

"Der Digitalgipfel der Bundesregierung ist ein neuer Höhepunkt ihrer
Ambitionslosigkeit. Das bewies einmal mehr der Auftritt von
Bundeswirtschaftsminister Altmaier. Seine Äußerungen zu Künstlicher
Intelligenz sind so diffus und schwammig wie die gesamte KI-Strategie
der Großen Koalition. Ein Papier voller Ankündigungen und Absichten,
das jeden konkreten Maßnahmenplan und Zeitrahmen vermissen lässt.
Auch Bundeskanzlerin Merkel blieb in ihrer Rede vage und kam nicht
über das Aufzählen von offenen Baustellen hinaus. Damit macht sich
die Große Koalition unglaubwürdig und zeigt, dass sie überfordert
ist, den digitalen Wandel zu gestalten. Damit die digitale
Transformation doch noch gelingen kann, brauchen wir jetzt dringend
ein eigenständiges Digitalministerium. Nur so kann die gesamte
Digitalisierung einschließlich der Zukunftstechnologien wie
Künstlicher Intelligenz federführend verantwortet und die Umsetzung
konsequent koordiniert werden."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4579: Immobilienverkauf an die Sprinkenhof - Gefahr für Mieter_innen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Dezember 2018

Immobilienverkauf an die Sprinkenhof: Gefahr für Mieter_innen



Der Senat plant die Veräußerung von 62 überwiegend gewerblich
genutzten Immobilien an die im Besitz der Stadt befindliche
Sprinkenhof GmbH (vgl. Drs. 21/14986). Viele der betroffenen
Immobilien werden derzeit von sozialen und kulturellen Einrichtungen
genutzt. Nach Meinung von Norbert Hackbusch, kulturpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,
verheißt das für die Mieter_innen nichts Gutes: "Die Sprinkenhof hat
ausdrücklich den Auftrag, gewinnorientiert zu arbeiten. Die
Nutzer_innen werden kräftiges Know-how aufbauen müssen, um ihre
Ansprüche an die Gebäude auch gegenüber der Sprinkenhof durchzusetzen.
Dafür ist bisher nichts unternommen worden. Ein Ausgleich aus dem
Haushalt für die zu zahlende Miete wird zwar versprochen, wird aber in
den nächsten Jahren immer ein Konflikt sein."

Aus kulturpolitischer Sicht ist der Verkauf für Hackbusch ein fataler
Schritt: "Die Sprinkenhof hat in der Vergangenheit häufig genug
bewiesen, dass sie gegenüber kulturellen Ansprüchen immun ist - wie
zum Beispiel bei den Zinnwerken in Wilhelmsburg."

Nach Angaben des Senats ist vorgesehen, dass die Immobilien innerhalb
einer Frist von 15 Jahren nicht ohne Zustimmung des Senats an Dritte
veräußert werden können. Für Hackbusch ist das wenig beruhigend: "Die
Gefahr einer Privatisierung der Sprinkenhof und damit auch dieser
Gebäude durch einen neuen Senat ist brisant. Es gibt bisher keinen
Schutz dagegen, diese Entscheidung mit einer einfachen Mehrheit
durchzuführen. Wenn der Senat langfristig denken würde, müsste er hier
seinen neuen Grundsatz ausprobieren: mehr Erbbaurecht statt Verkauf.
Nur das Erbbaurecht bietet die Sicherheit, dass die Grundstücke
dauerhaft bei der Stadt bleiben und Spekulation nicht möglich ist."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018
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HAMBURG/4578: Ein Haustier zu Weihnachten? Wenn schon, dann nicht über eBay-Kleinanzeigen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Dezember 2018

Ein Haustier zu Weihnachten? Wenn schon, dann nicht über "eBay Kleinanzeigen"!



Die Tierschutzorganisation "Vier Pfoten" thematisiert in ihrer
Kurzstudie "Zu jung. Krank. Online verramscht" den kriminellen
Tierhandel auf der Online-Plattform "eBay Kleinanzeigen", einem der
größten Online-Marktplätze der Bundesrepublik. Ein ehemaliger
Welpenhändler schätzte "Vier Pfoten" gegenüber, dass 90 Prozent der
Tieranzeigen dort im Zusammenhang mit illegalem Welpenhandel stehen.
Damit einher geht erhebliches Tierleid, da viele dieser Tiere oft an
lebensbedrohlichen Krankheiten leiden und viel zu früh von ihrer
Mutter getrennt und verkauft werden.

"Der kriminelle Welpenhandel ist ein millionenschweres Geschäft",
erklärt Denise Schmidt, Kampagnenleiterin "Vier Pfoten" Deutschland.
"Online-Börsen wie eBay Kleinanzeigen müssen den Zugang für Kriminelle
zu ihren Plattformen durch eine zuverlässige Identitätsprüfung
verhindern und alles dafür tun, dass Betrüger strafrechtlich verfolgt
werden können."

Stephan Jersch, tierschutzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft unterstützt die Forderungen von
"Vier Pfoten": "Gerade in der einsetzenden Vorweihnachtszeit liefert
die Kurzstudie der internationalen Tierschutzorganisation wichtige
Hinweise. Der Kauf von Hundewelpen oder anderen Tieren über eine
Online-Plattform sollte dringend vermieden werden. Wer sich nach
gründlicher Überlegung dafür entscheidet, ein Tier anzuschaffen,
sollte dies lieber über seriöse Züchter_innen tun. Außerdem suchen
jede Menge Tiere im Haus des Hamburger Tierschutzvereins ein neues
Zuhause. Sich für einen dieser Wege beim Tierkauf zu entscheiden
heißt, das über eBay Kleinanzeigen gehandelte Tierleid nicht zu
unterstützen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4577: ESF-Kürzung - Bezirke müssen verstärkt um EU-Mittel kämpfen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Dezember 2018

ESF-Kürzung: Bezirke müssen verstärkt um EU-Mittel kämpfen



Der Sozialausschuss des EU-Parlaments hat gestern Abend zugestimmt,
den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) zu kürzen - mit Auswirkungen
auch auf Hamburg. "Das ist in Anbetracht der Tatsache, dass 118
Millionen Menschen in der EU unter Armut leiden, vollkommen
verantwortungslos. Insbesondere, da im Gegenzug die Ausgaben für
Rüstung, militärische EU-Drohnen sowie für die Abschottungs-Agentur
Frontex massiv erhöht wird", erklärt Martin Dolzer, europapolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.

Hamburg hatte in der letzten EU-Haushaltperiode Geld aus dem ESF unter
anderem für das Integrationskonzept Teilhabe, Interkulturelle Öffnung
und Zusammenhalt, für das Gesamtkonzept der Wohnungslosenhilfe, die
Umsetzung der Leitlinien des Justizvollzuges für die berufsbezogene
Förderung von Strafgefangenen, den Hamburger Beitrag zur Strategie für
die Entwicklung des Ostseeraums, die Strategie für Alphabetisierung
und Grundbildung Erwachsener sowie für die Globalrichtlinie
Sozialräumliche Angebote der Jugend- und Familienhilfe bekommen.

"Zumindest hat der EU-Sozialausschuss beschlossen, die nun wesentlich
geringeren Mittel des ESF+ sinnvoll aufzuteilen", so Dolzer. "Das
ändert allerdings nichts an der Tatsache, dass die Kürzung
insbesondere die finanzschwächeren Regionen und die Ärmsten besonders
hart treffen wird. In Hamburg werden die Projekte, Tätigkeitsbereiche
und Bezirke verstärkt um die geringeren Mittel kämpfen müssen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2362: Dürre im Wald (Li)


Landtag intern 10/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Dürre im Wald



31.10.2018 - Die Dürre in diesem Jahr hat die Bäume geschwächt und
gleichzeitig Borkenkäfern ideale Bedingungen geliefert, um sich zu
vermehren. Bis zu drei Generationen verschiedener Borkenkäfer hätten
so in diesem Jahr die von der Trockenheit geschwächten Fichten
befallen, wie Umweltministerin Ursula Heinen-Esser (CDU) dem
Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz
berichtete. Folge der Käferplage: In NRW müssen laut Ministerin so
viele Bäume gefällt und aus den Wäldern abtransportiert werden, dass
dabei 2,2 Millionen Kubikmeter Holz entstehen -2,1 Millionen
Kubikmeter davon stammen von Fichten. Blieben sie im Wald, vermehrte
sich der Käfer weiter. Viel Holz auf dem Markt und zudem weniger wert
- das bedeute für die Forstbetriebe einen wirtschaftlichen Schaden von
etwa 80 Millionen Euro, erläuterte die Ministerin. Eine finanzielle
Entschädigung für die abgestorbenen Bäume sei nicht geplant,
antwortete sie auf Nachfrage von Abgeordneten. Rund 30 Prozent der
Waldfläche in NRW besteht aus Fichten.

 * 

Quelle:

Landtag intern 10 - 49. Jahrgang, 20.11.2018, S. 14

Herausgeber: Der Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen
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RHEINLAND-PFALZ/4999: Mobilität in der Stadt Landau (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 03.12.2018

GRÜNE Landtagsfraktion in Landau - Fahrrad stand im Mittelpunkt



In ungewöhnlicher Umgebung hat die Landtagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN mit Landauer Bürgerinnen und Bürgern die Mobilität in der Stadt
Landau und der Region diskutiert: Aufgrund des großen Interesses wurde
die Veranstaltung kurzerhand aus dem Café "Ich bin so frey" in das
Foyer des benachbarten Universum-Kinos verlegt.

Dr. Bernhard Braun, Fraktionsvorsitzender:

"Wir haben uns über das rege Interesse der Landauerinnen und Landauer
an unserem Diskussionsangebot sehr gefreut. Die Bürgerinnen und Bürger
haben das Fahrrad in den Mittelpunkt der gemeinsamen Diskussion
gestellt. Mitglieder des ADFC brachten bereits sehr konkrete
Vorstellungen ein.

Einige der Forderungen der Bürgerinnen und Bürger richten sich direkt
an die Landauer Kommunalpolitik, zum Beispiel wenn es um die
Bedürfnisse der vielen Studierenden geht, die in den Rahmenbedingungen
für ÖPNV und Fahrrad bislang nur unzureichend beachtet wurden. Auch
die Forderung nach mehr Tempo 30 auf kommunalen wie auch auf
klassifizierten Straßen muss in der Landauer Stadtpolitik Gehör
finden.

Nachdem wir nun bereits in Mayen, Wittlich und Landau mit den Menschen
über die Mobilität der Zukunft diskutiert haben, erkennen wir aber
auch immer mehr Aspekte, die die Menschen in ganz Rheinland-Pfalz
bewegen, und derer sich die Landespolitik annehmen muss. Wir sammeln
diese Anregungen und werden uns auf Landesebene dafür stark machen."

Jutta Blatzheim-Roegler, verkehrspolitische Sprecherin, ergänzt:

"Mit seinen vielen Studentinnen und Studenten ist Landau für eine
intensive Nutzung des Fahrrads prädestiniert. Dass der Radverkehr bei
unserer Diskussion mit den Landauerinnen und Landauern derart im
Vordergrund stand, hat allerdings sogar uns überrascht. Das zeigt,
welches Potential für Landau im umweltfreundlichsten aller
Verkehrsmittel liegt. Wir wollen mit unserer Politik auf Landesebene
gerne dazu beitragen, dass Landau dieses Potential für sich nutzen
kann. Die zahlreichen Anregungen nehmen wir darum gerne mit nach
Mainz.

Das von uns angestrebte Nahverkehrsgesetz kann eine Gelegenheit sein,
um die Rahmenbedingungen für die kombinierte Nutzung von Rad und ÖPNV
in Rheinland-Pfalz weiter zu verbessern. Wir brauchen aber auch eine
eigenständige Strategie für den Radverkehr, und die Landespolitik muss
Verbesserungen für das Rad mit mehr finanziellem und personellem
Einsatz als bisher umsetzen. Mit der von uns erreichten Aufstockung
der Mittel im Landeshaushalt auf fünf Millionen Euro pro Jahr wollen
wir dafür ein Zeichen setzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2228: Petitionsausschuss - Sprechstunde hinter Gittern (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 03 / September 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Sprechstunde hinter Gittern

Petitionsausschuss besucht JVA Lübeck



Durchgelegene Matratzen, teure Telefongebühren oder ein
mangelhaftes Sportangebot - diese und weitere Probleme beschäftigen
die Häftlinge in der Justizvollzugsanstalt (JVA) Lübeck. Das erfuhren
Mitglieder des Petitionsausschusses Ende August bei einer Sprechstunde
vor Ort. JVA-Mitarbeiter hingegen beschwerten sich über Personalmangel
und eine in ihren Augen schlechte Bezahlung. Acht Insassen und vier
Bedienstete nutzten das Gesprächsangebot, ließen sich beraten oder
kamen mit bereits fertig ausgearbeiteten Petitionen in die
Sprechstunde.


Ein Häftling klagte etwa über zu hohe Kosten für Telefonate
"nach draußen". "Das ist Abzocke. Selbst wenn nur die Mailbox rangeht,
zahle ich 30 Cent", berichtete er. Für Gefangene, die im Monat etwa
100 Euro Taschengeld zur Verfügung hätten, sei das eine Menge Geld.

Das Hauptthema der Mitarbeiter: die hohe Arbeitsbelastung.
Freiwerdende Stellen könnten oft nicht umgehend nachbesetzt werden.
Die Arbeit in Schleswig-Holsteins zweitgrößter Haftanstalt, in der
rund 230 Vollzugsbedienstete für knapp 500 Häftlinge zuständig sind,
schrecke offenbar viele potentielle Bewerber ab. Hinzu komme die nach
Auffassung vieler Bediensteter zu geringe Bezahlung. Ein weiteres
Problem: Die Zahl der Inhaftierten mit psychischen Erkrankungen habe
zuletzt stark zugenommen. "Für diese Menschen ist das Gefängnis nicht
der richtige Ort", mahnte Personalrats mitglied Thomas Volkmann - auch
deshalb, weil JVA-Mitarbeiter in diesem Bereich nicht ausgebildet
seien.

Neben der Sprechstunde standen Gespräche mit dem Personalrat, der
Interessenvertretung der Gefangenen sowie der Anstaltsleitung auf dem
Programm. Hinzu kam ein Rundgang durch den geschlossenen
Männervollzug. Anstaltsleiterin Silke Nagel stellte ein neues
Organisationskonzept vor, mit dem es gelungen sei, die Unterbringung
der Gefangenen nach Tätergruppen neu zu strukturieren und dadurch
Arbeitsabläufe zu vereinfachen. Die Vorsitzende des
Petitionsausschusses, Doris von Sayn-Wittgenstein (AfD), bedankte sich
für den Einblick in die tägliche Arbeit. Angesichts der "schwierigen
personellen Situation, die immer wieder angesprochen wurde", sei das
Engagement der Mitarbeiter beeindruckend, so die Ausschussvorsitzende.


Sowohl Gefangene als auch Mitarbeiter wenden sich an den
Ausschuss

Den Petitionsausschuss erreichen regelmäßig Eingaben von Insassen wie
auch von Mitarbeitern der Justizvollzugsanstalten. Alle Anliegen
werden vertraulich behandelt. Angesichts der zahlreichen Petitionen
aus diesem Bereich hatte der Ausschuss im April beschlossen, sich mit
der Lebenssituation der Gefangenen und dem Arbeitsalltag der
JVA-Mitarbeiter näher zu beschäftigen. Die Abgeordneten wollen in der
laufenden Legislaturperiode alle fünf Justizvollzugsanstalten im Lande
besuchen, um sich vor Ort ein Bild zu machen. Insbesondere geht es
darum, wie das Landesstrafvollzugsgesetz umgesetzt wird und wie es um
die personelle und bauliche Ausstattung bestellt ist. Außerdem nimmt
der Petitionsausschuss die Resozialisierung und die Arbeit der
Insassenvertretungen in den Blick. In der aktuellen Wahlperiode sind
bereits rund 25 Petitionen von Häftlingen aus den Gefängnissen im
Lande beim Ausschuss eingegangen.

Die JVA Lübeck verfügt über 399 Haftplätze für Männer sowie weitere 39
in der Sozial therapie. Sie ist auch zuständig für den Vollzug der
Untersuchungshaft aus dem Landgerichtsbezirk Lübeck. Der JVA
angeschlossen ist der Frauenvollzug für ganz Schleswig-Holstein mit 69
Haftplätzen.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 03 / September 2018, S. 25
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ASYL/1328: Kritik an Sammelabschiebung nach Afghanistan (medico international)


medico international - 4. Dezember 2018

Kritik Sammelabschiebung Afghanistan 

medico: "Ende des Flüchtlingsschutzes"



(Frankfurt/Main) Scharfe Kritik an der heute geplanten Sammelabschiebung
afghanischer Geflüchteter übt die Hilfs- und Menschenrechtsorganisation
medico international, die seit über 15 Jahren in Afghanistan Hilfsprojekte
unterstützt. Nach Informationen des bayerischen Flüchtlingsrates ist für
heute Abend ein Abschiebeflug vom Frankfurter Flughafen aus angesetzt.

"Es ist das Ende des Flüchtlingsschutzes. Wer afghanische Flüchtlinge
abschiebt, kann alle abschieben", kritisiert medico-Asienreferent Dr.
Thomas Seibert. Afghanistan sei jahrzehntelang ein Schlachtfeld globaler
Kriege gewesen, für deren physische und seelische Folgen niemand die
Verantwortung übernehme. Dass so die Gewalt überall im Land stetig zunehme,
könne deshalb nicht verwundern.

Der medico-Partner AHRDO (Afghan Human Rights and Democracy Organisation)
hat gerade mit einer Pilotstudie begonnen, in der die Situation der
Zurückgeschobenen genauer untersucht werden soll. Alle Versprechen der
Bundesregierung, so ihr Direktor Hadi Marifat, dass man sich vor Ort um die
Zurückgeschobenen kümmere, haben sich bei den untersuchten Fällen nicht
bewahrheitet. "Sie schicken die Menschen zurück in die Kriege. Afghanistan
ist nicht sicher. Fast täglich gibt es Anschläge in Kabul", so Marifat. Es
gebe, so der AHRDO-Direktor, bereits mehrere Fälle von Zurückgeschobenen,
die bei Anschlägen verletzt oder getötet wurden.

Die Toten seien unterschiedlicher ethnischer, religiöser und politischer
Herkunft, ihre Hinterlassenschaften zeigen an, dass jede Familie in ihren
Reihen Opfer und Täter birgt. "Die jahrzehntealte Kette der Gewalt ist nie
unterbrochen worden. Schon deshalb gibt es in Afghanistan kein sicheres
Gebiet, nirgends", sagt Seibert.



Das Afghan Refugee Movement und die Gruppe No Border FFM wollen am heutigen
Dienstagabend (4.12.18) am Rhein-Main-Flughafen gegen die Abschiebung nach
Afghanistan demonstrieren. Die Demonstration soll um 18.30 Uhr am Flugsteig
B in Terminal 1 stattfinden.

 * 

Quelle:

medico international - 4. Dezember 2018
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ASYL/1327: Abschiebeflug Nr. 19 nach Kabul ab Frankfurt (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

Abschiebeflug Nr. 19 nach Kabul am Dienstag ab Frankfurt

PRO ASYL: Die Risiken für die Abgeschobenen werden ständig größer

Demonstration gegen Abschiebung am Flughafen um 18:30 Uhr geplant



Am heutigen Dienstag (4.12.18 wird zum neunzehnten Mal seit Beginn der
Charterabschiebungen nach Afghanistan abgeschoben. Insgesamt wurden bei den
bisherigen Flügen 425 Personen abgeschoben - in eine Sicherheitssituation
hinein, die sich kontinuierlich verschlechtert. Heute wird der Charterflug
in Frankfurt starten.

PRO ASYL kritisiert die Weiterführung der Abschiebungen nach Afghanistan
als unverantwortlich und den Ernst der Lage verkennend. Bereits in der
letzten Woche hatte PRO ASYL aus Anlass der Innenministerkonferenz ein
Abschiebungsmoratorium gefordert. Die Innenminister- und Senatoren hatten
sich bei der Frage der Begrenzung des Personenkreises nicht einigen können.
Es ist deshalb davon auszugehen, dass einige Bundesländer weiterhin nur
Straftäter, »Mitwirkungsverweigerer« und Gefährder abschieben werden.
Insbesondere Bayern wird vermutlich weiter eine härtere Linie fahren (und
einige Länder mitziehen.) Dort sind auch in den letzten Wochen wieder Fälle
bekannt geworden, in denen jungen Flüchtlingen die Ausbildungsduldung nicht
erteilt wurde oder Ausbildungen auf Behördenanordnung abgebrochen werden
mussten und die Betroffenen sich davor fürchten, statt ausgebildet
abgeschoben zu werden. Die 3+2-Regelung (Ausbildungsduldung) wird in
manchen Regionen geradezu sabotiert.

Angesichts weiterer großer Anschläge in den letzten Wochen in Kabul und
andernorts, mehrerer Entführungen auf Überlandstraßen, z.B. nach 
Mazar-i-Sharif und immer mehr umkämpften oder von den Taliban, dem IS und Warlords
aller Kategorien kontrollierten Regionen werden die Risiken für
Abgeschobene immer größer.

Die hohen Verlust- und Desertionsraten unter den afghanischen
Sicherheitskräften werfen die Frage auf, wie lange und wo überhaupt der
afghanische Staat seiner Schutzfunktion noch gerecht werden kann.

Gegen die 19. Sammelabschiebung findet heute auf dem Rhein-Main-Flughafen
um 18:30 Uhr am Terminal 1, Abflug B eine Demonstration statt, zu der das
Afghan Refugee Movement und noborder ffm aufrufen.

 * 

Quelle:
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ASYL/1326: IPPNW fordert Schutz und Sicherheit für erkrankte und schwangere Geflüchtete (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

IPPNW fordert Schutz und Sicherheit für erkrankte und schwangere
Geflüchtete

Innenministerkonferenz



Die Ärzteorganisation IPPNW appelliert an die Innenministerkonferenz, die
Abschiebungen von kranken, traumatisierten oder schwangeren Geflüchteten
umgehend zu stoppen. Abschiebungen lebensbedrohlich oder schwerwiegend
erkrankter Geflüchteter sind mit den Menschenrechten nicht vereinbar.
Abschiebungen aus der stationären Behandlung verstoßen aus Sicht des
Deutschen Ärztetages zudem gegen die deutsche Gesetzgebung, da stationär
behandlungsbedürftige Geflüchtete nicht reisefähig sind. Das hat der
Deutsche Ärztetag im Jahr 2017 eindeutig festgestellt.

"Als Ärztinnen und Ärzte sind wir äußerst besorgt über wiederholte
Gesundheitsgefährdungen durch Abschiebemaßnahmen. Allein im letzten
Halbjahr wurden zahlreiche gravierende Fälle in Bayern bekannt", schreibt
IPPNW-Mitglied Dr. Thomas Nowotny in einem Offenen Brief an den bayrischen
Ministerpräsident Markus Söder.

Mitte Mai dieses Jahres sei beispielsweise eine 21-jährige Hochschwangere
aus Sierra Leone wegen angeblicher Fluchtgefahr in Abschiebehaft genommen
worden. Sie lebte mit ihrem Lebensgefährten und dem gemeinsamen
fünfjährigen Sohn in einer Asylunterkunft bei Deggendorf, ihr Sohn wurde
vom Jugendamt in Obhut genommen. Der Lebensgefährte durfte hierbleiben, da
bei ihm die Dublin-Frist verstrichen war. Am 30. Mai und damit zwei Tage
vor Beginn des Mutterschutzes sollte sie zusammen mit ihrem Sohn nach
Italien geflogen werden, wo ihnen die Obdachlosigkeit drohte. Viele
Unterstützende protestierten am Münchner Flughafen dagegen, und die junge
Frau wehrte sich heftig gegen die Abschiebung, die daraufhin abgebrochen
wurde.

Im Juni 2018 sollte eine 24-jährige Lehrerin aus Zentralasien ebenfalls
kurz vor Beginn des Mutterschutzes abgeschoben werden. Wegen ihrer
Risikoschwangerschaft musste sie zuvor mehrfach stationär behandelt werden.
Durch den Polizeieinsatz wurde die zuvor psychisch stabile Frau so schwer
traumatisiert, dass sie die letzten vier Wochen der Schwangerschaft kaum
schlafen konnte und unter massivem Stress stand. Das Baby kam schließlich
mit sehr niedrigem Geburtsgewicht und einer Anpassungsstörung zur Welt.

Auch aus Mainz wurde Mitte Oktober eine gravierende Gesundheitsgefährdung
bekannt. Eine schwangere, zuckerkranke Iranerin, die zur Behandlung in der
Mainzer Uniklinik war, sollte abgeschoben werden. Mit großem
Polizeiaufgebot wurde sie mitten in der Nacht aus dem Krankenbett geholt.
Erst einen Tag zuvor war sie mit insulinpflichtigem Diabetes wegen
hochproblematischer Zuckerwerte in der Frühschwangerschaft stationär
aufgenommen worden. IPPNW-Ärztin Christa Blum konnte mit der Frau sprechen:
Ihr seien beim gewaltsamen Einsteigen ins Flugzeug in Hannover blaue
Flecken zugefügt worden. Als die Abschiebung schließlich abgebrochen wurde,
habe man sie nicht zurück ins Krankenhaus gebracht. Die Iranerin sei im
Pyjama und mit Flipflops am Bahnhof in Hannover abgesetzt worden. Von dort
aus sollte sie eigenständig mit ihrem einjährigen Sohn zurück in die
Flüchtlingsunterkunft nach Rheinland-Pfalz fahren.

 * 

Quelle:
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STANDPUNKT/819: Eigennützige Entwicklungshilfe (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 4. Dezember 2018

german-foreign-policy.com

Eigennützige Entwicklungshilfe



BERLIN (Eigener Bericht) - Die deutsche Entwicklungshilfe fungiert
zunehmend als Subventionsinstrument für deutsche Investoren in den Ländern
des globalen Südens. Dies veranschaulichen Berichte, die die
Menschenrechtsorganisation FIAN vorgelegt hat. Demnach werden in steigendem
Maß Investmentfonds genutzt, um in Unternehmen oder Projekte zu
investieren, denen ein entwicklungspolitischer Charakter zugeschrieben
wird. Scharfe Kritik äußert FIAN unter anderem an dem Africa Agriculture
and Trade Investment Fund (AATIF), den das Bundesentwicklungsministerium
aufgelegt hat und an dem die Kreditanstalt für Wiederaufbau und die
Deutsche Bank beteiligt sind. Der AATIF zahlt nicht nur Millionensummen als
"Erfolgsprämien", Gehälter und Ausschüttzungen an Fondsmanager und
Investoren; er finanziert auch Projekte etwa in Sambia oder in der
Demokratischen Republik Kongo, gegen die schwere Vorwürfe wegen
Landgrabbing und Übergriffen gegen die Bevölkerung erhoben werden. Infolge
von AATIF-finanzierten Aktivitäten sei in manchen Gegenden "Hunger an der
Tagesordnung", konstatiert FIAN.

Milliardenschwere Investmentfonds

Der Einfluss insbesondere der Finanzindustrie auf die deutsche
Entwicklungshilfe ist laut einer aktuellen Analyse von Experten der
Menschenrechtsorganisationen FIAN und Campo Limpo in den vergangenen Jahren
deutlich gewachsen.[1] Die "verstärkte Einbeziehung der Privatwirtschaft in
die Entwicklungsfinanzierung" vollzieht sich demnach mittels sogenannter
Öffentlich-Privater Partnerschaften (Public Private Partnerships, PPP),
durch die Einbeziehung von Banken als "Finanzintermediäre", denen
Entwicklungsgelder zur "weiteren Vergabe" überlassen werden, und durch
sogenannte Blending-Fazilitäten, bei denen private und öffentliche Gelder
"vermischt" (blended) werden, um sie dann in Entwicklungsländern zu
investieren. Dies geschieht oftmals über Investmentfonds, die dann in
Unternehmen oder in Projekte investieren, denen ein entwicklungspolitischer
Charakter zugesprochen wird. Die Weltbank verwaltet mittels ihrer Asset
Management Corporation inzwischen 13 solcher Fonds, die ein Volumen von 9,1
Milliarden US-Dollar haben. Die deutsche Entwicklungsbank Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW) wiederum hält laut der Analyse Beteiligungen an 39
Investmentfonds, die einen Wert von 1,3 Milliarden Euro haben. Eine 2014 in
Auftrag gegebene Studie des Europaparlaments kam zu der Schlussfolgerung,
diese Vermischung von öffentlichen Geldern mit Kapitalmarktmitteln solle
nicht fortgesetzt werden, da keine Klarheit über ihre
entwicklungspolitischen Folgen hergestellt werden könne.

"Blending" in der Entwicklungspolitik

Im Zentrum der aktuellen Kritik von FIAN steht der vom
Bundesentwicklungsministerium (BMZ) in Luxemburg aufgelegte Africa
Agriculture and Trade Investment Fund (AATIF), ein vorgeblich auf
Entwicklungshilfe spezialisierter Investmentfonds, der Anfang November
seinen ersten Jahresbericht vorlegte.[2] An dem AATIF sind neben dem BMZ
die KfW und die Deutsche Bank beteiligt. Der offiziell als PPP aufgelegte
Fonds habe die Charakteristika einer Blending-Fazilität, erklären die
Experten von FIAN und Campo Limpo [3]; als ein "strukturierter offener
Fonds" wäre er in der Bundesrepublik rechtlich gar nicht zugelassen. Der
Fonds weist, ähnlich den Spekulationspapieren aus der Zeit der
Immobilienblasen vor 2008, drei unterschiedliche Risikoklassen auf, wobei
die Gelder des BMZ (64 Millionen Euro) in der höchsten Risikoklasse
versammelt sind, die eventuelle Ausfälle als erste übernehmen muss. In der
mittleren Risikoklasse wurden Mittel der KfW, der Deutschen Bank (jeweils
26 Millionen) und der österreichischen Entwicklungsbank (12 Millionen)
investiert. Am sichersten sind hingegen rund 42 Millionen an privaten und
kirchlichen Investitionen in der niedrigen Risikoklasse A. Das BMZ
übernehme somit "substanzielle finanzielle Risiken" in einem Fonds, der
eigentlich "private Investoren anlocken" solle, heißt es in einem
FIAN-Hintergrundbericht. Dennoch sei das BMZ in der "Governance-Struktur"
des AATIF nicht vertreten, der von der Deutschen Bank verwaltet und durch
einen Aufsichtsrat unter Vorsitz der KfW überwacht werde. Das BMZ solle
lediglich regelmäßig Berichte über die Tätigkeit des Fonds erhalten, wobei
die "externe Evaluierung der entwicklungspolitischen Wirkungen des AATIF"
erst für 2021 vorgesehen sei.

Profite und Verwaltungskosten

Bislang hat der Fonds 140 Millionen US-Dollar gewinnbringend in
"Entwicklungsprojekte" investiert, was zwischen April 2014 und März 2016
Zinseinnahmen von 6,1 Millionen US-Dollar generierte. Dies entspricht einer
Zinsrate von knapp sechs Prozent. Seit der Gründung des Fonds im Jahr 2011
sind sogar Zinsgewinne von rund 33 Millionen US-Dollar aus Afrika nach
Luxemburg geflossen; zu gut zwei Dritteln (21 Millionen Euro) wurden sie
als "Erfolgsprämien" und Gehälter für Fondsmanager sowie als Ausschüttungen
an die Investoren ausgezahlt. Die "größten Batzen" habe sich mit 13
Millionen US-Dollar die Deutsche Bank gesichert, kritisiert FIAN.[4]
Überdies weise der Fonds "erhebliche Verwaltungskosten" auf, die "allein
der Finanzwelt" dienten. Der "Idee einer effektiven Armuts- und
Hungerbekämpfung" widerspreche das eindeutig, hieß es weiter. Die
operativen Ausgaben des AATIF belaufen sich inzwischen auf rund 9,5
Millionen US-Dollar.

Ausbeutung als Entwicklungspolitik

Im Fokus der Kritik stehen zudem Investitionen des AATIF in
Entwicklungsländern, die "menschenrechtliche und entwicklungspolitische
Probleme" hervorrufen. Konkret geht es etwa um knapp 20.000 Hektar Land,
die von einem Agrarinvestor unter Beteiligung des AATIF (10 Millionen
US-Dollar) in Sambia aufgekauft wurden; dies habe, heißt es, zu
Landkonflikten und zu extremer Ausbeutung geführt. Die Investition dient
dem Anbau von Soja, Weizen und Mais in industriellem Stil, die dann an der
Börse in Johannesburg veräußert werden. Rund 80 Prozent der Produktion
werden laut dem Investitionsvertrag exportiert. Von den rund 1.650
Arbeitsplätzen, die bei Beginn der Investition im Jahr 2009 versprochen
wurden, sind - nach jüngsten Entlassungen - nur noch 208 übrig geblieben.
Von einer positiven beschäftigungspolitischen Wirkung dieser Investition
könne somit keine Rede sein, heißt es bei FIAN - zumal die Entlohnung der
Arbeitskräfte extrem niedrig ausfalle. Demnach würde beispielsweise das
Sammeln von 50 Kilo herbizidresistenter Wildnüsse durch die Arbeiter "mit
umgerechnet fünf Cent" entlohnt. Der Vize-Arbeitsminister Sambias hat schon
2014 anlässlich einer Inspektion einer der betroffenen Plantagen den vom
AATIF finanzierten Investor Agrivision aufgefordert, den Arbeitern
wenigstens den staatlichen sambischen Mindestlohn zu zahlen.

Landgrabbing

Während ein Finanzierungsprogramm für kleinbäuerliche Betriebe, das
ursprünglich im Rahmen des AATIF realisiert werden sollte, bislang nicht
über die Planungsphase hinausgekommen ist, befinden sich mehrere
Agrivision-Plantagen überdies in Auseinandersetzungen um Agrarland mit der
ansässigen Bevölkerung. Mitglieder lokaler Gemeinden berichteten gegenüber
NGOs, sie seien im Vorfeld der "entwicklungspolitischen" Investition durch
Agrivision gewaltsam von ihrem Land vertrieben, ihr Eigentum - Häuser, eine
Maismühle - sei entschädigungslos zerstört worden. Forderungen der an die
Agrivision-Plantagen grenzenden Gemeinden, ihre Landrechte offiziell zu
bestätigen, um nicht mehr der Willkür des AATIF-Investors ausgesetzt zu
sein, seien bisher nicht erfüllt worden, heißt es bei FIAN. Einer Gemeinde
ehemaliger Eisenbahnarbeiter, die Land entlang einer an die
Agrivision-Plantagen grenzenden Eisenbahnstrecke bewirtschaftete,
untersagte der Investor gar seit 2016, ihr Land landwirtschaftlich zu
bebauen; ihnen wurde mit der Zerstörung ihrer Häuser und mit Vertreibung
gedroht. Durch den Verlust des Ackerlandes "wurde der Gemeinde eine
grundlegende Möglichkeit genommen, sich zu ernähren", kommentiert FIAN. Das
Vorgehen verletze das "Recht auf Nahrung."

Hunger

Extrem niedrige Entlohnung, keine nennenswerten beschäftigungspolitischen
Impulse und verstärkter Migrationsdruck aufgrund von Landgrabbing und
Vertreibungen - das sind die Ergebnisse der AATIF-Investition. Ähnliche
Konflikte werden im Zusammenhang mit entwicklungspolitischen Investments
der Bundesrepublik aus der Demokratischen Republik Kongo gemeldet, wo die
deutsche Entwicklungsbank DEG Palmölplantagen auf 25.000 Hektar Agrarland
finanziert. Betroffene Gemeinden in der Nachbarschaft des Investors
Plantations et Huileries du Congo (PHC) haben bei der DEG Beschwerde wegen
Landkonflikten eingereicht, nachdem PHC ihnen die Nutzung weiterer 75.000
Hektar Land verboten hatte, auf die die Firma zusätzlich Anspruch erhebt.
Das durch den DEG-Investor erlassene Verbot, die Landflächen im Umkreis der
an die Palmölplantagen grenzenden Dörfer zu nutzen, habe dazu beigetragen,
die Ernährungssituation der Menschen vor Ort erheblich zu verschlechtern.
Hunger sei "an der Tagesordnung", heißt es bei FIAN.[5]

Pilotfunktion

Die Bundesregierung plant dennoch, derartige Investitionsformen im Rahmen
ihres "Marshallplans für Afrika" künftig stärker zu forcieren.[6] Dabei
soll dem AATIF eine Pilotfunktion zukommen: "Der AATIF soll die
Realisierung und die Machbarkeit finanziell nachhaltiger bzw. rentabler und
entwicklungspolitisch sinnvoller Vorhaben demonstrieren."[7]


Anmerkungen: 

[1] Roman Herre, Walter Ulbrich: Investmentfonds übernehmen
Entwicklungspolitik - Der AATIF-Fonds als Entwicklungsfinanzierung für die
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fian.de 21.11.2018.
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fian.de 21.11.2018.
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STANDPUNKT/818: Ukraine - Aktuelle politische Eiertänze und langfristige Strategien (Kai Ehlers)


Ukraine - Aktuelle politische Eiertänze und langfristige Strategien

von Kai Ehlers, 30. November 2018



Was lange zu erwarten war, ist endlich geschehen: Petro Poroschenko,
zurzeit noch Präsident der Ukraine, läuft der westlichen Politik aus
dem Ruder. Mit der von ihm erlassenen Verordnung des Kriegszustandes
wegen angeblicher russischer Bedrohung vergreift er sich nicht nur in
der Dimension, indem er angesichts eines regelbaren Grenzkonfliktes
nach dem Kriegsrecht greift, er entgleitet mit seinen Aufforderungen
an die "westlichen Mächte", ihn militärisch gegen Russland in diesem
Konflikt zu unterstützen, offensichtlich auch den Gleisen westlicher
Politik. Poroschenkos Verordnung wird allseits als durchsichtiges
Manöver erkannt, mit dem er die bevorstehenden Präsidentenwahlen
überstehen will.

Zurückhaltung für beide Seiten wird daher von westlicher Seite
angemahnt, auch wenn im gleichen Atemzug gebetsmühlenartig Wladimir
Putins "Verantwortung" beschworen wird und die Medien in eingeübten
Pawlowschen Reflexen wie eine Meute Hunde wieder über Russland
herfallen.

Doch es ist ganz offensichtlich: SO hatte man sich das Ergebnis der
"ukrainischen Revolution" in den westlichen strategischen Etagen nicht
gedacht. Nicht ohne Grund wurde die Ukraine trotz aller indirekten
Einbeziehung ins westliche Politikfeld in den zurückliegenden Jahren
nicht in die NATO aufgenommen. Es reichte schließlich, sie als
Störfaktor am Bauch Russlands zu halten.

Aber wenn man jetzt nicht bereit ist, die aktuelle Eskalation
anzunehmen, weil sie, "die Welt in Brand setzen könnte", weil sie
"den brüchig gewordenen Zusammenhalt in der EU ins Chaos zu treiben
drohe" (FAZ) - welche Perspektive gibt es dann? Neue Sanktionen gegen
Russland? Sanktionen haben sich inzwischen inflationiert. "Nordstream
2" stoppen, um Russland zu schwächen? Europa, Deutschland würde sich
selber schaden. Oder doch "demokratische Reformen" im Lande fördern,
die den Oligarchen an die Substanz gehen müssten? Speziell
Poroschenko? Da wäre dann wohl ein neuerlicher "Regime change" fällig.


Strategischer Rückblick

Soweit gekommen, macht es Sinn sich zu erinnern, wie die heutige
Situation entstanden ist; ein kleiner Rückblick mag helfen, die langen
Linien des Ukraine-Konfliktes zu erkennen.

Seit dem Zerfall der Sowjetunion steht die Ukraine im Fadenkreuz der
US- und NATO-Strategen. Besonders zu nennen ist das geopolitische
Schachbrett des bekannten, inzwischen verstorbenen, aber desungeachtet
wirkmächtigen Fädenziehers Zbigniew Brzezinski, des ehemaligen
Sicherheitsberaters des US-Präsidenten Jimmy Carter.

Brzezinski betrachtete die Ukraine noch als die Figur, die gebraucht
werde, um das ganze eurasische Feld zu beherrschen. Inzwischen geht es
nicht mehr darum es zu beherrschen, inzwischen geht es darum die
Herrschaft zu erhalten, die den USA und in ihrem Schatten der
Europäischen Union nach dem Ende der Sowjetunion in den 80ern und
90ern des letzten Jahrhunderts zugefallen war.


Nach 1991: USA - "Einzige Weltmacht"

Seine Ausgangsposition formulierte Brzezinski in seinem 1997
erschienenen Buch "The Grand Chessboard" in unverhüllter Offenheit.
Im deutschen Titel treffend die "Die einzige Weltmacht". [1] Bei ihm
erschien die Ukraine nicht nur als "Filetstück" auf dem globalen
Tablett der Ressourcen, sondern darüber hinaus als strategische Figur
des globalen Spiels um die Neuordnung der Welt nach dem Ende des
Kalten Krieges. Mit Rückgriff auf die geopolitischen Strategien aus
der Hochzeit des englischen Imperialismus, wie sie seinerzeit Halford
Mackinder in der Auseinandersetzung des Britischen Commonwealth mit
dem damaligen Russland ausarbeitete, formulierte er als Leitlinie der
US-Geopolitik: Wer die Welt beherrschen wolle, müsse Eurasien
beherrschen. Das hätten alle großen Reichsgründer der Geschichte
gewusst von den Mongolen bis hin zu Hitler. Mit dem Niedergang der
UdSSR sei diese Aufgabe nunmehr den USA zugefallen. Um Eurasien zu
beherrschen, müsse man Russland beherrschen und um Russland
beherrschen zu können, müsse man die Ukraine aus dessen
Einflussbereich herausbrechen. "Die Ukraine", schrieb er, "ein neuer
und wichtiger Raum auf dem eurasischen Schachbrett, ist ein
geopolitischer Dreh- und Angelpunkt, weil ihre bloße Existenz als
unabhängiger Staat zur Umwandlung Russlands beiträgt. Ohne die Ukraine
ist Russland kein eurasisches Reich mehr." [2]


2007: "The second chance"

Rund zehn Jahre später beklagte Brzezinski den schlechten Umgang der
drei US-Präsidenten George H. W. Bush (bei Brzezinski: Bush I), Bill
Clinton, George W. Bush (bei Brzezinski: Bush II) mit dem ihnen
zugefallenen Erbe. Bush I wird als phantasieloser Verwalter
kritisiert, der nichts aus dem Erbe gemacht habe. Clinton erhielt den
Stempel des ideologischen Traumtänzers, der die US-Möglichkeiten
überschätzt, zu viel versprochen und nichts erreicht habe. Bush II
musste sich die globale Diskreditierung des US-Ansehens und des realen
Machtverlustes der US-Politik vorrechnen lassen.

Unter dem Titel "The second chance" forderte Brzezinski die politische
Klasse der USA auf, sich auf ihre Führungsaufgaben zu besinnen. Noch
sei es Zeit, wenn eine Rundum-Erneuerung der Innen- und der
Außenpolitik vorgenommen werde. Aber wie schon zuvor benannt, wurde in
diesem Buch wiederholt: "Für einen Kreml, der unter Statusverlust
leidet, war die härteste Pille, die er schlucken musste, die
Unabhängigkeit von Staaten, die Teil des imperialen Russland waren,
lange vor der Revolution von 1917. Die amerikanische Unterstützung für
die ukrainische Unabhängigkeit war besonders spürbar für Moskau, weil
Russland ohne die Ukraine nicht hoffen kann, sein slawisches Empire
wieder zu errichten." [3]

Die strategische Linie blieb die gleiche wie Anfang der 90er, ergänzt
um den Hinweis, dass die USA die "second chance" nur dann hätten, wenn
sie die Alleingänge der Bush-Ära hinter sich ließen und wenn sie ihre
Bevölkerung für die amerikanische Weltmission zu interessieren und
auszubilden vermöchten. Barack Obama, schon für den bloßen Amtsantritt
als Präsident mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet, war Ausdruck
dieser Option.


2012: "Strategic vision"

In einem dritten Buch schließlich, 2012 unter dem Titel "strategic
vision" veröffentlicht, konstatierte Brzezinski den aus seiner Sicht
unabweisbaren Fakt, dass die USA inzwischen nicht mehr in der Lage
seien, ihre Aufgabe als Weltpolizist alleine wahrzunehmen: "In
Anbetracht des Aufkommens eines neuen dynamischen und zugleich
international komplexen und politisch erwachten Asien, besteht die
neue Realität darin, dass keine Macht länger versuchen kann - in
Mackinder's Worten - Eurasien zu 'beherrschen' und so die Welt zu
'kommandieren'. Amerikas Rolle, besonders nachdem zwanzig Jahre
vergeudet worden sind, muss jetzt subtiler sein und die neuen
Machtrealitäten Asiens mehr berücksichtigen. Herrschaft durch einen
einzigen Staat, wie immer mächtig, ist nicht mehr möglich." Im
Ergebnis sei es notwendig, einen "vitaleren und breiteren Westen zu
bilden", über die nächsten Dekaden allmählich, auf "auf
transformierendem Wege" durch "Einrichtungen wie die EU und die NATO
sowohl Russland als auch die Türkei mit einem Westen zu verbinden, der
bereits jetzt die EU und die Vereinigten Staaten umfasse." [4]

Man durfte erstaunt sein. Vor dem Hintergrund niedergehender
US-Hegemonie war Brzezinski zu der Zeit bereit sogar Russland mit in
ein Bündnis gegen die asiatische Herausforderung einzubeziehen, ebenso
wie die Türkei - wenn nicht Wladimir Putin und die von ihm verfolgte
Vision einer "Slawischen Union" in Eurasien dem entgegen stünde. Ohne
Putin - ja, mit Putin, nein. Und Brzezinski erklärte auch, wie das
'Putin-Problem' zu lösen sei:

"Eine systematisch aufgebaute engere Beziehung zwischen Russland und
dem atlantischen Westen (ökonomisch mit der EU, in Sicherheitsfragen
mit der NATO und den Vereinigten Staaten) könnte voran gebracht werden
durch eine allmähliche russische Akzeptanz gegenüber einer wahrhaft
unabhängigen Ukraine, die dringender als Russland nahe an Europa und
tendenziell sogar ein Mitglied der Europäischen Union sein möchte. ...
Andererseits würde eine Ukraine, die vom Westen isoliert und zunehmend
Russland untergeordnet wäre, Russlands unkluge Wahl zugunsten seiner
imperialen Vergangenheit ermutigen." [5]

Diese strategische Option wurde von US-Außenminister John Kerry auf
der Münchner Sicherheitskonferenz vom Februar 2014, auf der Brzezinski
selbstverständlich auch anwesend war, unter der Forderung nach einer
"Renaissance des atlantischen Bündnisses" als neue politische Linie
der USA vorgestellt und sollte mit der demonstrativen Unterstützung
des "Regime Change" in Kiew festgeklopft werden. Der ehemalige Boxer
Vitali Klitschko wurde dort als Held der kommenden ukrainischen
Revolution aufgebaut. Der deutsche Bundespräsident Joachim Gauck und
die zu der Zeit frisch eingeführte deutsche Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen nahmen den Ball auf, indem sie auf der Konferenz
und auch später öffentlich und programmatisch erklärten, Deutschland
werde in Zukunft "mehr Verantwortung" in globalen Sicherheitsfragen
übernehmen.


Strategie gescheitert?

Beim Rückblick auf diese Absichtserklärungen und auf das Ergebnis der
Intervention stellt sich die Frage: Ist da nicht etwas
danebengegangen? Was hat nicht so geklappt, wie die Strategen der USA
und der Europäischen Union sich das gedacht hatten? Die Antwort ist
relativ einfach und sehr klar: Russland, konkret sein Präsident
Wladimir Putin hat nicht mitgespielt, genauer, Putin hat mit der
Offerte an Wiktor Janukowytsch, die Ukraine mit einer Unterstützung
von 30 Milliarden vor dem Staatsbankrott zu bewahren, darüber hinaus
mit dem Angebot an die Ukraine, der Eurasischen Zollunion und
tendenziell der Eurasischen Union beizutreten die seit 1991 gültige
Spielregel: defensives Russland reagiert auf offensives Vorgehen der
EU/NATO/USA definitiv durchbrochen, indem er die Spielregeln von sich
aus bestimmte.

Mit der Übernahme der Krim in die Russische Föderation setzte Russland
jedem weiteren Vordringen der NATO in den russischen Einflussbereich
ein unmissverständliches NO GO entgegen. Statt dass der ukrainische
Regime-Change des Maidan einen vergleichbaren russischen nach sich
gezogen hätte, der auch Russland "allmählich" in einen willfährigen
Partner des erneuerten westlichen Bündnisses gezogen hätte, hat die
unübersehbare Aggressivität der westlichen, speziell auch der
US-amerikanischen Intervention in der Ukraine Putins Position gestärkt
- und dies nicht nur in der russischen Bevölkerung, sondern weltweit.
Statt Russland als Bündnispartner gegen die "asiatische Gefahr" zu
gewinnen, hat man es mit der Intervention in der Ukraine den Chinesen
und den BRIC-Staaten in die Arme getrieben.

Kein Wunder, dass Russland sich in der Propaganda des atlantischen
Bündnisses unter diesen Umständen im Handumdrehen von einem
erwünschten Juniorpartner in eine aus allen verfügbaren medialen
Rohren beschossene eurasische "Bedrohung für die Zivilisation" [6]
entwickelte, dass man mit allen Mitteln versucht Russland zu
provozieren, seinerseits in das ukrainische Kampffeld zu
intervenieren, um Moskau gegenüber politisch wieder in die Offensive
zu kommen. Russland ist auf diese Provokationen nicht so eingegangen
wie erwünscht - Dieses Mal nicht! könnte man Brzezinski post mortem
zurufen, der sich ja rühmte, Russland schon dreißig Jahre zuvor einmal
in die "Afghanistanfalle" gezogen zu haben, was zum Ausbluten der
Sowjetunion geführt habe.

Es scheint, als habe Russland diese Lektion gelernt. Es hält sich
jedenfalls, abgesehen von der unblutigen Übernahme der Krim in den
Bestand der Russischen Föderation, fern von jeder offenen
Intervention, nicht zuletzt auch deswegen, weil es sich die Funken des
ukrainischen Aufstandes nicht ins eigene Land ziehen wollte. Dafür
riskierte Putin sogar den Vorwurf des Verrats von Seiten der Donezker,
Lugansker und anderer Rebellen, die Russland vergeblich um direkte
militärische Hilfe baten.

Wohin die Entwicklung weiter führt, ist offen. Sicher ist nur eines.
Auch wenn es Poroschenko gelingen sollte, den sich abzeichnenden
neuerlichen Regimechange zu überstehen, ist die ukrainische Krise
nicht beendet. Die Geister, die man rief, und auch jene, die man nicht
rief, sind mit Waffengewalt nicht zu bändigen. Der Knoten aus den drei
Strängen der globalen Transformation - nachsowjetische Suche nach
neuen Lebensmodellen, nachholende zum Nationalismus tendierende
Nationenbildung und Übergang in eine multipolare neue Weltordnung -
ist mit gewaltsamen Interventionsstrategien nach Art des letzten
Jahrhunderts nicht zu lösen. Was die Welt braucht und wofür die Krise
der Ukraine als Signal steht, ist die vernetzte, föderal organisierte
Kooperation selbstbestimmter Staaten, die den Weg in die Wiedergeburt
des Sozialen im gleichberechtigten Dialog miteinander suchen.


Kai Ehlers ist Osteuropa-Experte, Autor und Journalist.

www.kai-ehlers.de
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INTERVIEW/422: Treff für den Frieden - Anti-US-Widerstand in Australien ...    Annette Brownlie im Gespräch (SB)


Interview mit der australischen Friedensaktivistin Annette Brownlie
am 18. November 2018 in Dublin



Auf der "International Conference Against US/NATO Military Bases" in
Dublin leitete am 17. November Annette Brownlie, Vorsitzende des
Independent and Peaceful Australia Network (IPAN), die
Diskussionsrunde mit dem Titel "Asia Pacific / Pivot to Asia /
Okinawa". Unter "Asia Pivot" ist die gegen China gerichtete
Umorientierung der US-Sicherheitspolitik zu verstehen, welche Hillary
Clinton als Barack Obamas Außenministerin 2011 bei der Ausrufung von
"America's Pacific Century" offen verkündete. Eine Schlüsselrolle bei
der geplanten "Eindämmung" der Volksrepublik spielt für die USA der
langjährige Verbündete Australien. Gemeinsam kämpften Amerikaner und
Australier im Zweiten Weltkrieg gegen Japan. Seit 1967 betreibt die
NSA im australischen Pine Gap eine der wichtigsten Spionageanlagen der
Welt. Im Zuge des "Asia Pivot" ist es erstmals zu einer Dauerpräsenz
amerikanischen Militärs auf australischem Boden gekommen. Seit 2013
sind rund 2500 US-Marineinfanteristen - "in Rotation", wie es
euphemistisch heißt - auf zwei Stützpunkten nahe Darwin, Hauptstadt
des Northern Territory, und damit in Reichweite des Südchinesischen
Meers, stationiert. Um über die Auswirkungen der zunehmenden Rivalität
zwischen China und den USA auf die Politik Australiens mehr zu
erfahren, sprach am 18. November der Schattenblick mit Annette
Brownlie.
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Schattenblick: Frau Brownlie, woher rührt Ihr Engagement bei der
australischen Friedensbewegung?

Annette Brownlie: Ich gehöre der Friedensbewegung praktisch mein
ganzes Leben, seit den Tagen des Vietnamkrieges, an dem auch die
australischen Streitkräfte mit mehreren tausend Soldaten beteiligt
gewesen sind, an. Nach meinem moralischen und politischen Verständnis
ist es grundlegend falsch, in die Welt hinauszufahren und fremde
Menschen umzubringen. So richtig aktiv wurde ich aber erst nach den
Flugzeuganschlägen von 11. September 2001 und der Ausrufung des
"Antiterrorkriegs" durch die USA. Damals kamen ich und eine Gruppe von
Freunden bei uns in Queensland zu dem Schluß, daß Australien eine
Friedensorganisation brauche, die für Menschen aller Herkünfte und
politischen Ansichten offen ist und deren Sorgen um die sich
anbahnenden Kriege im Nahen Osten und Zentralasien Rechnung trägt.
Also haben wir 2002 das Independent and Peaceful Australia Network
gegründet.

SB: Am illegalen Einmarsch in den Irak im März 2003 nahmen die
Streitkräfte dreier Nationen teil - der USA, Großbritanniens und
Australiens. In Großbritannien gilt die damalige Entscheidung Tony
Blairs zur Teilnahme der britischen Armee am
Anti-Saddam-Hussein-Feldzug George W. Bushs als schwerster
außenpolitischer Fehler Londons seit der Suez-Krise 1956. Wie ist die
Meinung der meisten Australier dazu? Halten sie die damalige Mission
und die Entscheidung John Howards zur Teilnahme Australiens am
Irakkrieg für richtig oder stehen sie dem Ganzen kritisch gegenüber
wie die große Mehrheit der Briten?

AB: Wie in zahlreichen anderen Staaten war im Vorfeld der Irakinvasion
in Australien die Opposition zum Krieg sowie zur Beteiligung unserer
Soldaten an der US-geführten Aktion nicht zuletzt deshalb massiv, weil
sie ohne Mandat durch die Vereinten Nationen erfolgte und somit
völkerrechtlich illegal war. Danach kehrten die australischen
Soldaten, die an der Irak-Besatzung teilnahmen, nicht als Helden nach
Hause zurück.

Wir hatten in Australien bereits beim Vietnamkrieg dasselbe Problem.
Auch damals hatten unsere heimkehrenden Soldaten das Gefühl, an den
Pranger gestellt zu werden und daß ihr Dienst an der Nation nicht
angemessen gewürdigt wurde. Der Unterschied ist jedoch, daß die
meisten australischen Soldaten, die nach Vietnam in den Krieg
geschickt wurden, Wehrpflichtige waren. Weil die Wehrpflicht 1972
aufgrund allgemeinen Widerstands dagegen abgeschafft werden mußte,
nahmen am Irakkrieg ausschließlich australische Berufssoldaten teil.
Dessen ungeachtet fühlen sich die meisten australischen Teilnehmer am
Irakkrieg mißachtet, ihr lebensgefährlicher Einsatz werde
geringgeschätzt.
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SB: Kann es sein, daß sich die australischen Soldaten von den eigenen
Politikern mißbraucht fühlen? Daß sie beim Eintritt in die
Streitkräfte ihre Aufgabe in der Landesverteidigung sahen und den
Einsatz im Irak an der Seite der Amerikaner als Kniefall Canberras
gegenüber Washington betrachten?

AB: Für einen Teil unserer Soldaten trifft das sicherlich zu, aber
eine genaue Untersuchung der Ansichten der australischen Irakveteranen
zum Einsatz im Zweistromland fehlt. Aber wenn man sich den hohen
Prozentanteil der Soldaten, die seit der Rückkehr aus dem Irak mit
Post-Traumatischer Belastungsstörung diagnostiziert worden sind, und
die ebenfalls hohe Selbstmordrate unter den Veteranen vergegenwärtigt,
ist doch offenkundig, daß diese Leute extrem unfrieden sind mit der
Art, wie sie behandelt und eingesetzt wurden, und unter beträchtlichen
Gewissenskonflikten leiden. Von daher glaube ich schon, daß diese
psychologischen Probleme aus der Teilnahme an einem Krieg, der mit
Landesverteidigung oder Schutz der eigenen Nation vor feindlicher
Aggression nichts zu tun hatte, stammen.

SB: Seit einiger Zeit sorgen Berichte über Greueltaten, die in den
letzten mehr als zehn Jahren von Mitgliedern der australischen
Spezialstreitkräfte in Afghanistan verübt wurden, für Schlagzeilen.
Wie ist der Stand der Ermittlungen?

AB: Es hat mehrere geheime, interne Untersuchungen des australischen
Verteidigungsministeriums gegeben, die erst 2018 bekannt wurden.
Inzwischen ist bereits eine öffentliche Untersuchung derartiger Fälle
angelaufen, und möglicherweise wird es zu strafrechtlichen
Ermittlungen und Anklagen kommen. Aufgrund dieser wirklich unschönen
Entwicklung ist die Ausbildung der australischen Streitkräfte im
allgemeinen, der Mitglieder des Special Air Service (SAS) im
besonderen, zum öffentlichen Thema geworden. Denn die Handlungen der
fraglichen Soldaten zeugen von großer Entmenschlichung. Da sind
Hemmschwellen überschritten worden und Dinge passiert, die in
militärischer Hinsicht durch nichts zu rechtfertigen sind. Finger der
gefallenen Gegner abzuschneiden, um sie als Souvenirs nach Hause
mitzunehmen - das ist einfach abscheulich. Daß die Medien ein großes
Ding daraus machen, finde ich in Ordnung. Der Skandal um die
Greueltaten des SAS in Afghanistan hat eine Debatte um das moralische
Verhalten der Soldaten und die Legitimität der jüngsten
Auslandsmissionen der australischen Streitkräfte ausgelöst, die längst
fällig war.

SB: Seit Hillary Clinton das 21. Jahrhundert zum "pazifischen
Jahrhundert" der USA erklärt hat, kommt Australien eine
Schlüsselstellung in den Plänen des Pentagons zur Umzingelung Chinas
zu. In welchem Ausmaß, wenn überhaupt, ist die Öffentlichkeit in
Australien über die zunehmende Positionierung ihres Landes mitten in
einer Supermachtkonfrontation zwischen den USA und China, mit allen
Risiken, die sie bis hin zum atomaren Schlagabtausch mit sich bringt,
im klaren?

AB: Diese Dreierbeziehung, in der sich Australien mit seinem größten
Handelspartner China auf der einen und seinem langjährigen
Militärverbündeten USA auf der anderen Seite befindet, ist Gegenstand
einer lebhaften öffentlichen Debatte, die bereits seit mehreren Jahren
läuft. Australiens Bevölkerung sowie seine wirtschaftlichen und
politischen Eliten sind gespalten; einerseits will man die
sicherheitspolitischen Verbindungen zu den USA nicht abreißen lassen,
gleichzeitig hängen weite Teile der australischen Ökonomie vom Export
nach China ab, vor allem im Bereich der Rohstoffe. IPAN nimmt an
dieser Debatte auf jede Weise, die uns zur Verfügung steht, wie
Lobbyarbeit, Konferenzen, Artikel auf unserem Blog, Veröffentlichungen
und Kurzmeldungen in den sozialen Medien, teil.
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SB: Seit 2010 hat Australien fünf verschiedene Premierminister gehabt.
Die meisten von ihnen gelangten nicht durch Parlamentswahlen, sondern
durch fraktionsinternen Putsch an die Macht, sei es bei der
sozialdemokratischen Labour Party oder der konservativen Liberal
Party. Canberra wird inzwischen spöttisch als Putschhauptstadt der
westlichen Welt bezeichnet. Bei all diesen Machtwechseln wurde
derselbe Vorwurf erhoben, der amtierende Regierungschef sei gegenüber
China nicht aggressiv genug und komme Peking zu sehr entgegen. Was
sagen Sie dazu?

AB: Ich schätze, Rupert Murdoch hat jedesmal seine Finger im Spiel
gehabt. Praktisch jeder Absetzung oder Abwahl des Premierministers ist
ein Besuch des australo-amerikanischen Medienzars in der alten Heimat
vorausgegangen. Murdoch besucht Sydney, erteilt den Befehl zur
Entfachung einer entsprechenden Kampagne gegen den amtierenden
Regierungschef und wenige Tage oder Wochen später wird diese Person
geschaßt.

SB: Also spielt Murdoch die Rolle des Zuchtmeisters Washingtons in der
australischen Politik, kann man das sagen?

AB: Ich denke, die Bezeichnung beschreibt seine Funktion ziemlich
genau.

SB: Nach dem Sturz als Premierminister im vergangenen August hat
Malcolm Turnbull sein Parlamentsmandat niedergelegt, was zur Nachwahl
in seinem Bezirk Wentworth, einem wohlhabenden Vorort von Sydney,
führte. Die Nachwahl wurde völlig überraschend von der Ärztin Kerryn
Phelps, die aus Verärgerung über die antidemokratischen Machenschaften
in Canberra als parteilose Kandidatin ins Rennen gegangen war,
haushoch gewonnen. Der Erfolg von Phelps deutet auf eine große
Unzufriedenheit bei den australischen Wählern mit den Berufspolitikern
hin. Sehen Sie das auch so?

AB: Absolut. Wegen des Fehlens eines starken linken Flügels bei der
Labor Party hat sich deren Politik in den Bereichen Außen- und
Sicherheit sowie in der Flüchtlingsfrage immer mehr der Linie der
konservativen Liberal Party angepaßt. Das wiederum hat zum Verdruß und
zum Mißtrauen bei den Wählern geführt. Deswegen sind in letzter Zeit
immer mehr parteilose Kandidaten ins Parlament gewählt worden, von
denen Kerryn Phelps das jüngste und spektakulärste Beispiel ist.

SB: Gleichzeitig scheinen die fremdenfeindlichen Populisten wie
Pauline Hansons von der Gruppierung One Nation und Bob Katters mit
seiner Australian Party an Zulauf zu gewinnen. Wenn man bedenkt,
welchen Erfolg John Howard bereits bei den Parlamentswahlen 2001 mit
der erlogenen Behauptung, Bootsflüchtlinge würden damit drohen, ihre
Kinder über Bord zu werfen, um von der Küstenwache die Anlandung in
Australien zu erzwingen, gehabt hat, scheinen diejenigen in Ihrem
Land, die dort der Ausländerfeindlichkeit entgegenzutreten versuchen,
einen schweren Stand zu haben. Oder sehe ich da etwas falsch?

AB: Ich denke, daß sich das, was in Australien in der Migrationsfrage
geschieht, nicht allzu stark von der Entwicklung in den anderen
westlichen Industrienationen wie Deutschland oder Großbritannien
unterscheidet. Die Populisten schüren die Ängste der Menschen und
nutzen den Rassismus, um die Menschen zu spalten und die Gesellschaft
in verfeindete Lager zu polarisieren. Was den rechten Kräften Auftrieb
verleiht ist die Dauerberichterstattung, die ihnen die Massenmedien
zuteil werden lassen. Dadurch gewinnen ihre Argumente große
Verbreitung und bestimmen den gesellschaftlichen Diskurs, auch wenn
die Verfechter solcher rassistischen Ideen eigentlich eine
verschwindend kleine Gruppe bilden.

Vor diesem Hintergrund ist der Sieg von Kerryn Phelps bei der Nachwahl
in Wentworth ein Lichtblick am Horizont, denn diese Frau vertritt eine
ganz andere Position in der Flüchtlingsfrage, weg von der bisher
rigorosen Abschottungspolitik und hin zu einem menschenwürdigen Umgang
mit den Migranten. Hinzu kommt, daß sie die Abkehr Canberras von den
Zielen des Pariser Klimaabkommens von 2015 heftig kritisiert und
verstärkte Bemühungen bei der Bekämpfung der Erderwärmung gefordert
hat. Zu Fragen der australischen Außen- und Sicherheitspolitik hat sie
sich nicht geäußert, vermutlich weil der Bereich ein absolutes
Minenfeld ist. Phelps' Standpunkte sind längst keine
Minderheitenpositionen mehr. GetUp!, die linke Lobbygruppe, die sich
für den Umweltschutz, die Aufnahme von Flüchtlingen,
gleichgeschlechtliche Ehe und andere Dinge einsetzt, hat mehr als eine
Million Mitglieder und nimmt an jeder gesellschaftlichen Debatte aktiv
teil.

Leider befaßt sich GetUp! kaum bis gar nicht mit der Außen- und
Sicherheitspolitik Australiens. Das ist schade, denn die
Entscheidungen in diesem Bereichen schlagen sich in allen anderen
stark nieder. Nehmen wir allein die Flüchtlingsproblematik als
Beispiel. Wir hätten sie in Australien in der heutigen Form nicht,
hätten die USA und ihre Verbündeten nicht in Afghanistan, im Irak und
anderswo eine Reihe schwerer Kriege initiiert und eine ganze Region
zwischen Mittelmeer und indischem Ozean destabilisiert. Die
australischen Behörden behandeln diese armen Bootsflüchtlinge als
seien sie ausländische Invasoren, quasi als Feinde. Das ist doch
erbärmlich. Der amoralische Umgang Australiens mit den
Bootsflüchtlingen, sie samt ihren Kindern auf Jahre hinaus in
irgendwelche Lager auf Papua Neu-Guinea oder der Insel Nauru zu
stecken, hat viele Australiern beschämt und zu einem Nachdenken
geführt. Die Wahl von Kerryn Phelps ist ein Indiz, daß immer mehr
Australier nicht mehr bereit sind, dem bisherigen Kurs Canberras in
der Flüchtlingsfrage zu folgen.

Auch in Sachen Klima sind die einfachen Leute den Politikern voraus.
In Australien zweifeln die Bürger nicht daran, daß die Erderwärmung
stattfindet und daß sie hauptsächlich von Menschenhand verursacht
worden ist, weshalb alle Staaten gemeinsam dagegen etwas unternehmen
müssen. Es sind lediglich die Interessensvertreter der fossilen
Energieindustrien, die dagegen argumentieren und ihr bisheriges
Geschäftsmodell mit Hilfe der konservativen Regierung in Canberra zu
retten versuchen. Alles deutet darauf hin, daß Labor die nächste
Parlamentswahl in Australien gewinnen und eine radikale Umkehr in
Richtung Umweltschutz und Maßnahmen zur Reduzierung der Treibhausgase
einleiten wird. In der Flüchtlingspolitik dürfte es ihr
schwererfallen, eine Veränderung herbeizuführen aus Angst, sie könnte
dadurch Wähler an die rechtsextremen Populisten verlieren. Eigentlich
ist es sehr bedauerlich, daß die Politiker der Labor Party nicht mehr
Mut zeigen und den fremdenfeindlichen Populisten direkt den Kampf
ansagen.
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SB: Seit zwei Jahren tobt in Australien - parallel zur Phantomjagd in
den USA nach Beweisen für eine Zusammenarbeit der Kampagne Donald
Trumps mit Rußland bei der Präsidentenwahl 2016 - eine heftige Debatte
um "fremden Einfluß" in Politik und Wirtschaft. Sie richtet sich in
erster Linie gegen chinesische Geschäftsleute, Akademiker oder
Studenten in Australien, hat jedoch auch zur Folge gehabt, daß einige
Parlamentsabgeordnete in Canberra zurücktreten mußten, weil sie
vergessen hatten anzugeben, daß ihre Großeltern aus Großbritannien
oder Irland stammten und sie dadurch Anspruch auf eine zweite
Staatsbürgerschaft hatten, was Fragen ihrer Loyalität gegenüber
Australien aufkommen ließ. Als Außenstehender neigt man dazu, die
Debatte in Australien um "fremden Einfluß", weswegen im Sommer neue
Sicherheitsgesetze erlassen wurden, als hysterisch zu bezeichnen. Was
meinen Sie dazu?

AB: Ich sehe das genauso. Der Rücktritt besagter
Parlamentsabgeordneten erfolgte auf der Grundlage von Artikel 44 der
australischen Verfassung, demzufolge jeder Volksvertreter gegenüber
den Behörden mögliche relevante Verbindungen zu ausländischen Staaten
offenlegen muß. Die ganze Diskussion um "fremden Einfluß" richtet
sich, wie Sie richtig feststellten, gegen die Volksrepublik China.
Hinter der ganzen Aktion stecken die USA, die sich durch China
politisch, wirtschaftlich und militärisch herausgefordert fühlen und
deshalb Australien, das Land und das Volk, in eine Kampfstellung
gegenüber der Volksrepublik bringen wollen. So gesehen, ist die ganze
Kampagne selbst ein Paradebeispiel für "fremden Einfluß". Mittels
massiven Drucks, transportiert über die Medien, wird in Australien
eine regelrechte Sinophobie geschürt und China zur großen Bedrohung
aufgebauscht. Die Kampagne greift auf alte rassistische Vorurteile
zurück und ist extrem gefährlich, denn es kann nicht nur zu
Übergriffen auf einzelne Chinesen führen, sondern letztlich in einen
gigantischen Krieg münden.

Ein Forum, das bei dieser Kampagne eine wichtige Rolle spielt, ist der
Australian American Leadership Dialogue. Ein junges Mitglied von IPAN
hat seine Doktorarbeit über diese wenig bekannte Organisation gemacht.
Als ich die Studie las, war ich richtig schockiert. Diese private
Lobbygruppe identifiziert junge Nachwuchskräfte bei den politischen
Parteien und in anderen Bereichen Australiens und vermittelt ihnen
Studien in den USA, um sie später für die politische Linie Washingtons
empfänglich zu machen. Die beiden letzten Labor-Premierminister Kevin
Rudd und Julia Gillard waren Absolventen jenes Programms. Ich weiß
nicht, inwieweit Politiker der liberalen und der nationalen Parteien
Australiens davon betroffen sind. Ich gehe davon aus, daß ihre
Nachwuchstalente ebenfalls vom AALD rekrutiert wurden. Über diese Art
der heimlichen Einflußnahme der USA auf die Politik Australiens
schweigen sich die Medien bei uns vollkommen aus, während sie China
bei jeder Gelegenheit zur "gelben Gefahr" erklären.

SB: Verfängt die Dämonisierung Chinas beim australischen Volk
überhaupt? Fühlen sich die Australier durch die Volksrepublik wirklich
bedroht?

AB: In gewissem Sinne schon. Zwar macht sich niemand um eine mögliche
Invasion der Volksarmee ernsthaft Sorgen, aber es herrscht eine
allgemeine Antipathie China gegenüber, die seit einigen Jahren von den
konservativen, amerikafreundlichen Medien systematisch geschürt wurde.
Ich finde das sehr bedauerlich.

SB: Vielen Dank, Annette Brownlie, für dieses Gespräch.




[image: Annette Brownlie lächelt am Ende des SB-Interviews in die Kamera - Foto: © 2018 by Schattenblick]
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ALTER/251: Im Alter ohne Kinder - kein Mangel an Unterstützung (idw)


Deutsches Zentrum für Altersfragen - 03.12.2018

Im Alter ohne Kinder: kein Mangel an Unterstützung



Die Kinderlosigkeit ist seit den 50er Jahren gestiegen. Was bedeutet dies
für die soziale Integration und das Wohlbefinden im Alter? Die Analysen
von Elke Hoffmann und Laura Romeu Gordo vom Deutschen Zentrum für
Altersfragen zeigen: Die Netzwerke kinderloser älterer Personen sind nicht
kleiner als bei Müttern und Vätern gleichen Alters, aber unterschiedlich
in ihrer Struktur. Anstelle der Familie werden deutlich umfangreichere
Netzwerke mit Freundinnen und Freunden, Bekannten und ferneren Verwandten
gepflegt. Und auch notwendige Hilfestrukturen im Alter gehen damit einher.
Ein Mangel an Unterstützung ist für diese Personen größtenteils nicht
sichtbar.

Ab dem Geburtsjahrgang 1950 gibt es in Deutschland einen starken Anstieg
kinderloser Frauen und Männer. Dieser verlief in Ost- und Westdeutschland
zeitversetzt und auf unterschiedlichen Niveaus. Im Westen erreicht die
Kinderlosigkeit unter den 1967 geborenen Frauen den bisher höchsten Anteil
von 22 %, im Osten gab es einen schnellen Anstieg erst seit dem
Geburtsjahrgang 1962 bis auf den bisher höchsten Wert von rund 11 % des
Geburtsjahrganges 1967 (Datenbasis Mikrozensus). Diese Ende der
1960er-Jahre geborenen und zu einem großen Teil kinderlos gebliebenen Frauen
und Männer sind gegenwärtig etwa 50 Jahre alt und damit noch relativ jung.
Die zunehmende Verbreitung von Kinderlosigkeit im Altersruhestand, von der
in etwa 15 Jahren nahezu jede fünfte westdeutsche und jede zehnte
ostdeutsche Person betroffen sein wird, ist also vor allem ein Phänomen der
nächsten Jahrzehnte.

Auswertungen von Daten des Deutschen Alterssurveys geben einen Einblick in
die Lebenssituation kinderloser Personen im Alter. Sie beziehen sich auf
50- bis 75-jährige, in privaten Haushalten lebende Personen. Die Daten
zeigen, dass ältere Frauen und Männer ohne Kinder über gut funktionierende
soziale Netzwerke verfügen.
Sowohl jene mit Kindern als auch jene ohne Kinder pflegen im Durchschnitt
mit etwa vier Personen enge Beziehungen. Unterschiede werden sichtbar,
wenn nach Beziehungen zu Personen gefragt wird, die nicht zum engeren
Familienkreis (Kinder, Enkel, Partner) gehören. Sowohl kinderlose ältere
Frauen (87 %) als auch Männer (76 %) berichteten öfter als Eltern (69 %
der Mütter und 58 % der Väter) über enge oder sehr enge Beziehungen zu
ferneren Verwandten, Freunden, Bekannten und sonstigen Personen. Das
heißt, nicht die Größe, jedoch die Struktur der persönlichen sozialen
Netzwerke ist davon geprägt, ob sich ein Leben mit oder ohne Kinder
ergibt.

Stehen Kinder oder Partner als Ressource bei Kinderlosen nicht zur
Verfügung, wird in sehr viel größerem Umfang als von Müttern und Vätern
intensiver Kontakt mit ferneren Verwandten und Freunden gepflegt. Das ist
zu beobachten, wenn es um Ratschläge für wichtige persönliche
Entscheidungen geht, um emotionale Aufmunterung oder auch um Hilfen bei
Arbeiten im Haushalt. Wenn beispielsweise Trost oder Aufmunterung
gebraucht werden, würden 62 % der kinderlosen Frauen dieses bei Freunden
oder Bekannten suchen, während das nur bei 45 % der Mütter infrage käme.
Bei Hilfe- und Unterstützungsbedarf wegen gesundheitlicher
Beeinträchtigungen würden sich fünf Prozent der Väter, aber 43 Prozent
kinderloser Männer an fernere Verwandte wenden.

"Eine einseitig negative Sicht auf kinderlose Erwachsene als sozial
isoliert und mit einem Mangel an Unterstützung entspricht nicht der
Realität", sagt Elke Hoffmann, eine der Autorinnen der Studie.

Gleiches gilt für das Wohlbefinden im Alter. Kinderlosigkeit führt nicht
zwangsläufig dazu, einsam und unzufrieden zu altern. In der Ausprägung von
Einsamkeit, Depressivität und Lebenszufriedenheit sind bei älteren
Menschen mit und ohne Kindern keine Unterschiede nachweisbar, die sich auf
Kinderlosigkeit zurückführen ließen. Ohnehin berichtet auch nur eine
Minderheit älterer Frauen (8 %) und Männer (10 %), einsam zu sein. Sind
Unterschiede in den emotionalen Ressourcen messbar, dann erklären sie sich
durch spezifische soziodemografische Strukturen dieser beiden Gruppen,
nicht jedoch durch Kinderlosigkeit an sich.

Die Analysen sind detailliert veröffentlicht und mit ausführlichem
Grafikmaterial abrufbar unter:

http://www.bpb.de/nachschlagen/datenreport-2018/familie-lebensformen-und-kinder/277962/im-alter-ohne-kinder

Die Ergebnisse beruhen auf dem Deutschen Alterssurvey (DEAS) aus dem Jahr
2014, einer bundesweit repräsentativen Studie der 40- bis 85-jährigen
Wohnbevölkerung. Der DEAS wird seit 1996 in regelmäßigen Abständen unter
wissenschaftlicher Leitung des Deutschen Zentrums für Altersfragen (DZA)
durchgeführt. Gefördert wird die Studie durch das Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution794

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Altersfragen, 03.12.2018

WWW: http://idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/300: ver.di geht mit Dialogportal "sozialversicherung.watch" online (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. Dezember 2018

ver.di geht mit Dialogportal "sozialversicherung.watch" online - Dank
an Ehrenamt in der sozialen Selbstverwaltung



Berlin - Pünktlich zum Internationalen Tag des Ehrenamts am Mittwoch (5.
Dezember 2018) geht das ver.di-Internetportal
www.sozialversicherung.watch für den Dialog von Versicherten mit den
Selbstverwalterinnen und Selbstverwaltern in der Sozialversicherung
ans Netz. Auf www.sozialversicherung.watch können interessierte
Versicherte Fragen rund um ihre Sozialversicherungsträger - zunächst
Deutsche Rentenversicherung, Barmer, DAK, KKH und TK - stellen, etwa
zu den Leistungen eines Sozialversicherungsträgers, zur Verwendung
der Beiträge oder zu Veränderungen im Geschäftsstellennetz. Bei
anhaltendem Interesse ist mittelfristig eine Erweiterung des Angebots
denkbar.

"Die soziale Selbstverwaltung hat mehr Aufmerksamkeit verdient. Auf
www.sozialversicherung.watch können Bürgerinnen und Bürger ab sofort
direkt Rat und Unterstützung erfahren", sagte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Dagmar König. Gleichzeitig dankt sie
den vielen Ehrenamtlichen, die sich in der Selbstverwaltung der
Sozialversicherungsträger und als Versichertenälteste engagieren,
damit wertvolle Arbeit für ihre Mitbürgerinnen und Mitbürger leisten
und ver.di ein Gesicht geben.

Mit dem Dialogportal setzt ver.di gemeinsam mit den
Selbstverwalterinnen und Selbstverwaltern ein Angebot fort, dass als
Frage-Antwort-Portal bereits im Vorfeld der Sozialwahlen 2017
eingerichtet worden war. Dazu sei eine grundlegende Überarbeitung des
bisherigen Konzepts erforderlich gewesen, so König weiter. So seien
aus Kandidierenden der ver.di-Listen zur Sozialwahl 2017 inzwischen
gewählte Selbstverwalterinnen und Selbstverwalter geworden, die nun
die Tätigkeit der Sozialversicherungsträger zu verantworten hätten.
"Die Versicherten können ihnen dabei aktiv auf die Finger schauen",
sagte König. Damit keine kritischen Fragen unter den Tisch fallen und
größtmögliche Transparenz gewährleistet ist, kooperiert ver.di mit
der Bürgerrechtsplattform "Parlamentwatch e.V.", die das Portal
moderiert und überwacht. König: "Vertrauen ist gut, Selbstverwaltung
ist besser und ein transparenter Dialog am besten."




Weitere Informationen ab Mittwoch, 8 Uhr, unter:

www.sozialversicherung.watch

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.12.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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ARBEIT/2884: Verhalten und Erfolg im Arbeitsmarkt besser verstehen (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 03.12.2018

Verhalten und Erfolg im Arbeitsmarkt besser verstehen

Die Frankfurter Wirtschaftswissenschaftlerin Nicola Fuchs-Schündeln erhält
einen mit 1,6 Mio. Euro dotierten ERC Consolidator Grant.



FRANKFURT. Warum verhalten sich bestimmte Menschengruppen auf dem
Arbeitsmarkt auf jeweils eigene Art und Weise? Wodurch erklärt sich ihr
unterschiedlicher Erfolg auf dem Arbeitsmarkt? Und welchen Einfluss haben
dabei politische Maßnahmen? Diese Fragen stehen im Mittelpunkt eines neuen
Forschungsprojekts der Frankfurter Wirtschaftswissenschaftlerin und
Leibniz-Preisträgerin Nicola Fuchs-Schündeln. Ermöglichen wird dieses
Projekt der Consolidator Grant des European Research Council (ERC), einer
der höchstdotierten Preise zur Wissenschaftsförderung der Europäischen
Union. Gerade wurde bekannt, dass Fuchs-Schündeln, die derzeit im
Forschungssemester in Australien weilt, diesen Preis erhalten wird. Ihr
Projekt trägt den Titel "Macro- and Microeconomic Analyses of
Heterogeneous Labor Market Outcomes".

"Zum zweiten Mal innerhalb kurzer Zeit darf ich Nicola Fuchs-Schündeln zu
einer beachtlichen Auszeichnung gratulieren", kommentiert Uni-Präsidentin
Birgitta Wolff die Nachricht. "Nach dem Leibniz-Preis der Deutschen
Forschungsgemeinschaft hat diese herausragende
Wirtschaftswissenschaftlerin nun noch einen ERC Consolidator Grant nach
Frankfurt geholt, das ist ein enormer Erfolg. Es zeigt die große
Anerkennung, die Fuchs-Schündeln auch international genießt. Wir sind
froh, diese Kollegin mit ihrem innovativen Forschungsansatz bei uns zu
haben. Sie verbindet in ihren Projekten Makro- und Mikroökonomik und lenkt
den Blick auf in der Ökonomie eher ungewöhnliche Fragestellungen - eine
große Bereicherung für die wissenschaftliche Diskussion und für die
Goethe-Universität."

Nicola Fuchs-Schündeln ist seit 2009 Professorin für Makroökonomie und
Entwicklung an der Goethe-Universität. Am Exzellenzcluster "Die
Herausbildung normativer Ordnungen" ist sie als Principal Investigator
beteiligt, ebenso am LOEWE-Zentrum "Sustainable Architecture for Finance
in Europe". 2015/16 war sie für ein Jahr als Gastprofessorin an der
Stanford University in Kalifornien. Promoviert wurde Fuchs-Schündeln an
der Yale University, und war daraufhin bis zu ihrem Wechsel an die
Goethe-Universität an der Harvard University tätig. In Köln hat sie
Lateinamerikastudien und Volkswirtschaftslehre studiert.

Wie in ihren anderen Arbeitsschwerpunkten bleibt Fuchs-Schündeln auch im
ERC-Projekt "Macro- and Microeconomic Analyses of Heterogeneous Labor
Market Outcomes" ihrem Forschungsstil treu, der makro- und
mikroökonomische Methoden verbindet. Die 46-jährige Wissenschaftlerin
plant vier Teilprojekte, drei davon nehmen unterschiedliche
Verhaltensweisen von Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt in den Blick,
das vierte befasst sich mit den Unterschieden zwischen armen und reichen
Ländern. Als Datengrundlage dienen vor allem die Arbeitsmarktdaten des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und des Bundesamts
für Statistik. Aus den anonymisierten Sozialversicherungsdaten von
Arbeitnehmern und Arbeitgebern lassen sich sowohl individuelle
Arbeitsbiographien ablesen als auch die Personalstrategie von Unternehmen.

Eines der Teilprojekte werde der Frage nachgehen, wie sich
familienpolitische Neuerungen wie die Einführung von Erziehungszeit und
-geld auf den Arbeitsmarkterfolg von Frauen ausgewirkt haben, erläutert
Fuchs-Schündeln. Was als familien- und frauenfreundliche Maßnahme gedacht
war, könnte zum Teil auch negative Folgen gehabt haben, weil Arbeitgeber
zurückhaltender wurden bei der Einstellung und Förderung von Frauen.
"Diese möglichen negativen Auswirkungen sind bislang nicht untersucht
worden", so die Forscherin. Doch nicht nur in Deutschland sei man an
solchen Erkenntnissen interessiert, denn familienpolitische Maßnahmen
werden in vielen Ländern diskutiert und implementiert. Ein weiteres
Teilprojekt wird sich mit dem Phänomen befassen, dass ein wachsender
Frauenanteil in einem Berufssegment oft mit einem Absinken des Lohnniveaus
einhergeht. "Dafür gibt es verschiedene Erklärungsansätze: Es könnte an
einem Prestigeverlust des Berufs liegen - aber auch daran, dass Frauen
mehr Wert auf Flexibilität legen und höhere Flexibilität mit einem
geringeren Gehalt verbunden ist", erklärt Fuchs-Schündeln. Als Grundlage
dienen hier unter anderem Daten aus Ostdeutschland, wo Frauen stärker in
technische Berufe vorgedrungen sind.

All dies wird Fuchs-Schündeln nicht allein erforschen. Mehrere
Doktorandinnen und Doktoranden sowie eine Postdoktorandin oder ein
Postdoktorand werden in die Projekte eingebunden sein. "Das ist eine sehr
datenintensive Forschungsagenda", so die Wirtschaftswissenschaftlerin.
Kandidatinnen und Kandidaten hierfür gebe es in Frankfurt, sagt 
Fuchs-Schündeln: "Im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften haben wir eine eigene
Graduiertenschule mit einem strukturierten Doktorandenprogramm, in dem wir
unseren Nachwuchs gemeinsam ausbilden. Das ist eine der großen Stärken der
Goethe-Universität." Das gesamte Projekt wird bis 2024 mit einer Summe von
1,6 Millionen Euro gefördert.

Der ERC Consolidator Grant reiht sich ein in eine Reihe von
Auszeichnungen: Anfang 2018 wurde Fuchs-Schündeln mit dem Leibniz-Preis
geehrt, dem renommiertesten deutschen Forschungspreis. 2016 erhielt 
Fuchs-Schündeln den Gossen-Preis des Vereins für Socialpolitik, den wichtigsten
deutschen Ökonomen-Preis. 2010 hatte sie bereits einen Starting Grant des
European Research Council erhalten.


Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der zehn drittmittelstärksten und
drei größten Universitäten Deutschlands mit drei Exzellenzclustern in
Medizin, Lebenswissenschaften sowie Geistes- und Sozialwissenschaften.
Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der Universität
Mainz ist sie Partner der länderübergreifenden strategischen
Universitätsallianz Rhein-Main.

Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in
GOETHE-UNI online (www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 03.12.2018
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ENERGIE/2349: Monitoringbericht 2018 der Bundesnetzagentur und des Bundeskartellamtes (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 28.11.2018

Monitoringbericht
2018 der Bundesnetzagentur und des Bundeskartellamtes

Präsident Homann: "Installierte Kapazität der erneuerbaren erstmals
höher als die der konventionellen Energieträger"

Präsident Mundt: "Wettbewerb auf den Energiemärkten weiterhin auf
gutem Wege"



Die Bundesnetzagentur und das Bundeskartellamt haben heute ihren
gemeinsamen jährlichen Monitoringbericht über die Entwicklungen auf
den deutschen Elektrizitäts- und Gasmärkten veröffentlicht.

Stromerzeugung und Großhandelsmärkte weiter im Wandel

"Der Ausbau der Erneuerbaren geht weiter. 2017 war erstmals mehr
Erzeugungsleistung aus erneuerbaren als aus konventionellen
Energieträgern installiert. Auch der Anteil der erneuerbaren
Stromerzeugung steigt weiter. Ihr Anteil am Stromverbrauch betrug 36
Prozent im Jahr 2017", sagt Jochen Homann, Präsident der
Bundesnetzagentur.

Insgesamt stieg die in Deutschland installierte Erzeugungskapazität um
5,8 GW auf 217,6 GW an. Hiervon sind 105,1 GW den konventionellen und
112,5 GW den erneuerbaren Energieträgern zuzuordnen.

Die Stromerzeugung lag mit 601,4 TWh auf dem Niveau des Jahres 2016,
wobei die Erzeugung aus nicht erneuerbaren Energieträgern
- insbesondere aus Steinkohlekraftwerken - überproportional sank. Die
Erneuerbaren Energien speisten insgesamt 204,8 TWh ein. Die
Vermarktung der Erneuerbaren findet mit 78 Prozent mittlerweile
weitgehend direkt am Markt statt. Drei Prozent des erneuerbaren Stroms
wurden aufgrund von Netzengpässen abgeregelt.

Der Monitoringbericht stellt ferner eine weiter zunehmende Belebung
des Wettbewerbs bei der Stromerzeugung fest: "Die Marktkonzentration
bei der konventionellen Stromerzeugung hat auch im Jahr 2017 weiter
abgenommen", erklärt Andreas Mundt, Präsident des Bundeskartellamtes.
"Insbesondere hat sich der gemeinsame Marktanteil der größten
Erzeugergegenüber den Vorjahren weiter verringert. Zudem hatte der
Verkauf der Braunkohleaktivitäten von Vattenfall eine dekonzentrative
Wirkung. Mit der Abspaltung des Stromerzeugers Uniper vom E.ON-Konzern
und seiner Übernahme durch das finnische Unternehmen Fortum im Jahr
2018 dürfte sich diese Entwicklung fortsetzen."

Einzelhandelsmärkte und Verbraucher im Fokus

Wie bei der Erzeugung zeigte sich im Jahr 2017 auch auf den
Einzelhandelsmärkten für Strom und Gas eine positive Entwicklung hin
zu mehr Wettbewerb. "Mehr Wettbewerb bedeutet für die Verbraucher mehr
Wahlmöglichkeiten und daraus entstehende Preisvorteile", so Andreas
Mundt. "Der Marktanteil der absatzstärksten Stromanbieter für
Standardlastkunden und für leistungsgemessene Kunden ist gegenüber dem
Vorjahr weiter gesunken und liegt hier wie auch auf den beiden größten
Gaseinzelhandelsmärkten nach wie vor deutlich unter der Schwelle, ab
der eine marktbeherrschende Stellung zu vermuten wäre."

Der durchschnittliche Strompreis für Haushaltskunden ist zum Stichtag
1. April 2018 mit 29,88 ct/kWh stabil (2017: 29,86 ct/kWh). Zur
Stabilisierung tragen gesunkene Netzentgelte und stagnierende Umlagen
bei. "Für Haushaltskunden ist das durchschnittliche Netzentgelt im
Jahr 2018 erstmals seit 2011 wieder gesunken. Es ist fast zwei Prozent
niedriger als im Vorjahr", erläutert Homann. "Der Wettbewerb bleibt
ein wesentliches Element, wie sich Haushalte gegen steigende
Strompreise wappnen können. Wer den Stromanbieter wechselt, kann oft
viel Geld sparen. Es ist insofern unverständlich, dass die
Wechselquote bei den Stromkunden 2017 stagniert. Bei Gasverträgen ging
sie sogar leicht zurück", sagt Homann. Er ergänzt: "Der Anteil der
Haushalte in der Grundversorgung sinkt zwar kontinuierlich, liegt aber
bei Stromkunden noch immer bei rund 28 Prozent."

Als Vertriebsweg im Energiebereich haben mittlerweile
Vergleichsportale, die den Kunden den Vergleich und die Vermittlung
von Strom- und Gastarifen anbieten, eine hohe Bedeutung. "Fast jeder
vierte Energieversorgungsvertrag von Haushaltskunden wird inzwischen
über ein Vergleichsportal vermittelt. Daher ist es wichtig, dass sich
Verbraucher auf die Zuverlässigkeit, Objektivität und Transparenz
dieser Portale verlassen können", betont Andreas Mundt. Vor diesem
Hintergrund hat die beim Bundeskartellamt neu eingerichtete
Beschlussabteilung für Verbraucherschutz im Oktober 2017 eine
Sektoruntersuchung im Bereich "Vergleichsportale" eingeleitet. Die
Untersuchung beschäftigt sich u.a. mit Vergleichsportalen im Bereich
Energie und verfolgt dabei das Ziel, mögliche Verstöße gegen
verbraucherrechtliche Vorschriften aufzuklären und zu konkretisieren.

Zuletzt war die Zahl der von Lieferanten beauftragten Stromsperren um
rund 13.600 Haushalte gestiegen, im Gasbereich blieb die Zahl der
Sperren bei einem leichten Anstieg um rund 200 Haushalte relativ
stabil.


Der aktuelle Bericht sowie weitere Informationen sind unter
www.bundesnetzagentur.de/berichte veröffentlicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28.11.2018

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75
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VERBRAUCHERSCHUTZ/561: Bundesnetzagentur warnt vor gefährlichen Weihnachtsgeschenken (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 29.11.2018

Bundesnetzagentur warnt vor gefährlichen Weihnachtsgeschenken

Präsident Homann: "Viele gefährliche Produkte kommen aus Fernost"



Die Bundesnetzagentur warnt in der Weihnachtszeit vor Produkten,
die Funkstörungen verursachen oder die Gesundheit der Menschen
gefährden, weil sie nicht den europäischen Sicherheitsnormen
entsprechen. Viele dieser Produkte kommen aus Fernost und werden über
das Internet vertrieben.


"Über den Online-Handel gelangen viele unsichere Produkte auf
den deutschen Markt. Auch beim Weihnachtseinkauf lohnt es sich zwei
Mal hinzusehen, wenn Ihnen sehr billige Produkte angeboten werden",
erklärt Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur. Er ergänzt:
"Unsere Marktüberwachung ist ein Beitrag zum Verbraucherschutz, der
auch vorbeugend wirkt."

Die Bundesnetzagentur führt regelmäßig auch anonyme Testkäufe durch,
um Produkte zu prüfen oder geht Verbraucherbeschwerden nach. Folgende
Produkte hat die Behörde aus dem Verkehr gezogen:

Alarmanlage mit mangelhaften Funkkomponenten

Die Funk-Alarmanlage wurde unter anderem ohne CE-Kennzeichnung online
angeboten. Minderwertige Funkkomponenten können Störungen von Smart
Home Anwendungen zur Folge haben oder Fehlalarme durch gestörte
Verbindungen zwischen Alarmanlage und Sensoren auslösen.

Handy mit falschem Netzadapter

Das Handy wurde mit einem falschen Netzadapter und ohne deutsche
Bedienungsanleitung geliefert. Ladegeräte, die nicht den europäischen
Sicherheitsstandards entsprechen, können in Brand geraten oder zu
einem Stromschlag führen.

Miniatur Drohne ohne Schutzvorrichtung

Die günstige Miniatur Drohne, die per Handy App gesteuert wird, wird
ohne CE-Kennzeichnung und deutsche Betriebsanleitung verkauft. Die
Drohne kann aufgrund der fehlenden Schutzvorrichtungen, wie
beispielsweise eine Rotorabdeckung, eine Gefahr für Kinder sein und zu
gefährlichen Schnittverletzungen führen.

Tablet PC erhitzt sich beim Laden

Das Tablet wurde unter anderem ohne CE-Kennzeichnung geliefert. Nach
mehrfacher Benutzung hat sich das Gerät beim Laden immer stärker
erhitzt. Schutzmechanismen, die dies verhindern, wurden eingespart.
Wenn der Akku zu brennen anfängt oder explodiert, lässt sich der Brand
mit Wasser nicht löschen und es besteht die Gefahr eines
Wohnungsbrandes. Von außen lassen sich solche fehlenden
Schutzvorrichtungen nicht erkennen.


Weitere Informationen zur Marktüberwachung der Bundesnetzagentur
finden Sie hier:

www.bundesnetzagentur.de/marktueberwachung


Online-Bestellungen: Tipps für Verbraucher

Wenn Sie Produkte online einkaufen, sollten Sie nur bei seriösen und
bekannten Quellen bestellen. Informieren Sie sich vorher über den
Anbieter, beispielsweise bei der Verbraucherzentrale.

Der Preis sollte im Vergleich zu Mitbewerbern plausibel sein.

Wenn Sie unsicher sind, stellen Sie dem Verkäufer Fragen zum Produkt,
seriöse Verkäufer beantworten Fragen schnell und gerne.

Bei Technikprodukten sollten Sie beim Anschluss an das 230 Volt Netz
auf einen korrekten deutschen Steckertyp achten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29.11.2018

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de
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SCHACH-SPHINX/06766: Sich selbst ein Bein gestellt (SB)


In einer solchen Stellung wie der im heutigen Rätsel der Sphinx mit
Schwarz am Zuge würde selbst ein Laie ohne viel Zaudern und Federlesen
1...Lc6xe4 spielen, denn es heißt ja im Weisheitsbuch der
Schachstrategie, daß der Spieler mit der schlechteren Position seine
Situation durch Abtausch erleichtern soll. Der amerikanische
Großmeister Walter Browne hatte jedoch etwas anderes im Sinn, als er
nunmehr 1...Ta8-d8? zog. Die mögliche Aktivierung seines deplazierten
Läufers mit 2...La7-b8 mag ihn so in Anspruch genommen haben, daß er
für das wirkliche Geschehen auf dem Brett blind wurde. Sein
Kontrahent, der englische Großmeister Tony Miles, war zunächst einmal
so verblüfft, daß er sich in der Tat auf seinem Stuhl zurechtsetzte
und angestrengt in die Stellung hineinsah. Hatte Browne etwa wieder
eine seiner teuflischen Fallen vorbereitet? schoß es dem Engländer
durch den Kopf. Aber nein! beruhigte er sich schließlich guten
Gewissens und lächelte versonnen in sich hinein. Es kommt zwar nicht
alle Tage vor, daß Großmeister klassische Mattdrohungen übersehen,
aber auch sie haben zuweilen mit dem Schleier der Selbsttäuschung zu
kämpfen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06766: Sich selbst ein Bein gestellt (SB)]



Miles - Browne

Luzern 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mit 1...Sf3-d2! kontrollierte der armenische Großmeister Rafael
Waganjan nicht nur das Feld f1, sondern bereitete auch die
entscheidende Hetzjagd auf den weißen König vor: 2.h2-h3 Tf8-f3+ 3.Kg3-
g4 Te2-g2+ und Weiß gab, zwei Züge vor dem Matt, auf - 4.Kg4-h4 g7-g5+
5.Kh4-h5 Tf3xh3#



Erstveröffentlichung am 5. Dezember 2005

4. Dezember 2018
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FORSCHUNG/046: Effektiver lesen, lernen, lehren (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 03.12.2018

Effektiver lesen, lernen, lehren

FAU-Wissenschaftler erforscht studentisches Leseverhalten im digitalen
Zeitalter



Richtig studieren will gelernt sein - gerade dann, wenn Studierende sich
wissenschaftliche Texte erarbeiten. Doch die Art und Weise, im digitalen
Zeitalter zu lesen und damit Texte zu verstehen und Wissen zu generieren,
hat sich verändert. Wie sich Hochschullehre im digitalen Zeitalter
innovativ gestalten lässt, erforschen Wissenschaftler der Carl von
Ossietzky Universität Oldenburg und der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg (FAU). Das Lehrforschungsprojekt, an dessen Ende ein
Coaching-Konzept für Studierende steht, wird vom Stifterverband und der
DATEV-Stiftung Zukunft im Rahmen des Programms "Fellowships für
Innovationen in der Hochschullehre" mit 30.000 Euro gefördert.

Längere Texte sind zentrale Quellen, um Wissen zu erschließen und sich zu
bilden. Das Wichtige eines wissenschaftlichen Textes erkennen,
Zusammenhänge herstellen, Gelesenes und dessen Bedeutung im Rahmen
weiterer Texte einordnen und bewerten sowie Schlussfolgerungen ziehen -
dies ist elementar für die Hochschulbildung. Doch sowohl Hochschuldozenten
als auch Studierende erfahren gegenwärtig eine Diskrepanz zwischen dem im
Alltag erlernten Lesen und den Anforderungen der Hochschullehre, also etwa
hochschulrelevanter Lesekompetenzen und Schlüsselqualifikationen.

"Das Aufwachsen in einer Welt mit vielfältigen digitalen Medien führt zu
einer generell veränderten Mediennutzung und damit auch zu einem
veränderten Leseverhalten", sagt Dr. Axel Kuhn, Buchwissenschaftler und
Leseforscher an der FAU. Jüngere Generationen erlernen beispielsweise
intensiver Leseweisen, welche auf das Suchen von Informationen oder den
schnellen Überblick von Textinhalten ausgelegt sind. Die Informationen,
die so zum Beispiel schnell aus den Tiefen des Internets hervorgeholt
werden können, sind aber nicht identisch mit dem durch Lesen erlernten
Wissen, das zukünftige Akademiker auszeichnet.

Das Lesen neu erlernen

Wie mit dieser Veränderung umzugehen ist, erforscht Dr. Axel Kuhn in
Kooperation mit Dr. Christian Fritz-Hofmann, Experte für
sozialwissenschaftliche Fachdidaktik an der Universität Oldenburg. "In dem
zweisemestrigen Lehrforschungsprojekt wollen wir den Studierenden vor
allem ermöglichen, dass sie ihr Leseverhalten selbst reflektieren", sagt
Kuhn, "denn Studierende müssen das Lesen an der Hochschule oft neu
erlernen."

Entsprechend den heutigen Mediennutzungsgewohnheiten der Studierenden,
Inhalte digital abzurufen und hochzuladen, nutzen die Forscher hierzu -
erstmalig in der Hochschullehre - das digitale Werkzeug "Reader
Analytics". Bislang kam dies nur in der Privatwirtschaft, zum Beispiel in
Verlagshäusern, zum Einsatz.

Mit Hilfe zur Verfügung gestellter mobiler Lesegeräte und entsprechender
Software werden das studentische Leseverhalten und Leseprozesse
detailliert erfasst: Zu welchen Uhrzeiten und an welchen Orten
beziehungsweise in welchen Situationen lesen die Studierenden die Texte
für das Studium? An welchen Stellen unterbrechen sie die Lektüre,
verharren sie besonderes lange oder überspringen Textteile? Wie und was
markieren oder kommentieren sie wann? Und letztlich: Welche Konsequenzen
hat das jeweilige Leseverhalten auf das Textverstehen?

Innovatives Coaching-Konzept

Als weiterer Schritt ist die Konzeption eines Coaching-Konzepts für
Studierende vorgesehen. "Die Studierenden lernen, wie man für die
Hochschule liest, wie man das dortige Lesen plant, mit ihm umgeht, und es
über Reader Analytics evaluiert und kontrolliert", erklärt Kuhn Zum
Konzept gehört unter anderem das Grundlagenwissen über die 
Datenschutz-Grundverordnung und die im Grundgesetz verankerten Persönlichkeitsrechte.

In dem interdisziplinären Projekt "Reader Analytics als lernstrategisches
Werkzeug der kritischen Reflektion des eigenen Leseverhaltens im Studium"
fließt Wissen aus verschiedenen Bereichen ein: Fachdidaktik,
Leseforschung, Hochschuldidaktik und Informatik. "Studierende sollen in
die Lage versetzt werden, ihr Leseverhalten ohne fremde Kontrollmechanismen
selbst besser einschätzen und evaluieren zu können", sagt Kuhn. Des
Weiteren sollen konkrete Werkzeuge für die selbstständige
Lesekompetenzentwicklung vermittelt werden. Nach Projektabschluss soll das
Anwendungsszenario in Wahlpflichtveranstaltungen zu Beginn des
Bachelorstudiums implementiert werden.


Über das Projekt

Das Projekt "Reader Analytics als lernstrategisches Werkzeug der
kritischen Reflektion des eigenen Leseverhaltens im Studium" wird als
Tandem-Fellowship vom Stifterverband und der DATEV-Stiftung Zukunft mit
30.000 Euro gefördert. Unter mehr als 100 eingereichten Ideen wurde es im
Rahmen des Programms "Fellowships für Innovationen in der Hochschullehre"
als eines von 12 beispielgebenden Konzepten ausgezeichnet, um die Qualität
der Hochschullehre weiterzuentwickeln und zu verbessern.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, 03.12.2018
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AMPHIBIEN/144: Feuersalamander in Not (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 03.12.2018

Feuersalamander in Not

Wissenschaftler der Justus-Liebig-Universität Gießen kämpfen gegen
tödlichen Hautpilz - Förderung aus dem Hessischen
Biodiversitäts-Forschungsfonds - Bürgerinnen und Bürger aus Hessen
können helfen



Das waldreiche Hessen mit seinen vielen naturnahen Bachläufen gilt als
eines der Hauptverbreitungsgebiete von Feuersalamandern in
Deutschland. Doch "Lurchi" droht Gefahr: Ein tödlicher Hautpilz, der
vermutlich mit importierten Amphibien aus Asien nach Westeuropa
eingeschleppt wurde, hat in den vergangenen Jahren Großteile der
Feuersalamander-Bestände in den Niederlanden und Belgien vernichtet.
Mittlerweile breitet er sich auch in Nordrhein-Westfalen weiter aus.
Wissenschaftler der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU)
beschäftigen sich mit der Erforschung und dem Schutz der hessischen
Populationen des Feuersalamanders. Mit Mitteln aus dem Hessischen
Biodiversitäts-Forschungsfonds unterstützt das Hessische Landesamt für
Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) das Team aus dem Institut für
Biologiedidaktik und der Klinik für Vögel, Reptilien, Amphibien und
Fische.

Einen entsprechenden Bewilligungsbescheid über 75.000 Euro hat der
HLNUG-Präsident Prof. Dr. Thomas Schmid am Montag an Prof. Dr.
Joybrato Mukherjee, Präsident der Justus-Liebig-Universität Gießen
(JLU), übergeben. Das Projekt läuft über drei Jahre. "Ich freue mich,
dass sich an der JLU ein interdisziplinäres Team zusammengefunden hat,
um den Artenschutz in Hessen voranzutreiben. Unser einzigartiges
Fächerspektrum in den Lebenswissenschaften - von Biologie bis
Veterinärmedizin - ist dafür prädestiniert", sagte der JLU-Präsident.

Prof. Dr. Hans-Peter Ziemek (Institut für Biologiedidaktik) und Prof.
Dr. Michael Lierz (Klinik für Vögel, Reptilien, Amphibien und Fische
der JLU) werden erforschen, ob hessische Feuersalamander von dem Pilz
Batrachochytrium salamandrivorans befallen sind. Ab dem Frühjahr 2019
sollen in Hessen tot aufgefundene sowie krank wirkende Feuersalamander
untersucht werden. Dazu wird den Tieren mit einem Wattetupfer ein
Abstrich von der Haut abgenommen. Der Befall mit dem Pilz führt zu
schweren Hautveränderungen und zu einem raschen Tod der Tiere.

"Es ist sehr erfreulich, dass wir mit diesem Forschungsprojekt die
erfolgreiche Zusammenarbeit des HLNUG und des Instituts für
Biologiedidaktik zum Aufbau eines hessischen Feuersalamander-Meldenetzes 
fortsetzen können", sagte der Präsident des HLNUG. Seit
2015 können Bürgerinnen und Bürger Feuersalamander-Sichtungen an das
HLNUG melden. Mit diesem "Citizen-Science Projekt" wurden die
auffällig gelb-schwarz gefärbten Salamander zu einer zentralen
"Mitmach-Art" im Rahmen der Hessischen Biodiversitätsstrategie. Durch
die Beteiligung der Bevölkerung bei der Erhebung der Vorkommen konnte
das HLNUG bereits viele Erkenntnisse gewinnen. Das Forscherteam möchte
nun auf den Erkenntnissen des Meldenetzes aufbauen und neben den
Probenahmen gezielte Kartierungen von Larven und erwachsenen Tiere
durchführen.

Auch bei dem neuen Artenschutzprojekt setzen die Verantwortlichen auf
die Mithilfe der Hessinnen und Hessen. Der öffentliche Teil des
Projekts soll am 29. Januar 2019 in der Naturschutzakademie Hessen
(NAH) in Wetzlar beginnen. Dort erhalten alle Interessierten Infos zum
Projekt und zum Sachstand der Pilzausbreitung. In ganz Hessen sollen
speziell geschulte Bürgerinnen und Bürger ehrenamtlich die
Probenentnahme durchführen und lokal über die Infektionsgefahren für
Feuersalamander und Molche informieren.

Die wissenschaftlichen Untersuchungen beginnen im Frühjahr 2019. Ein
Schwerpunktgebiet wird der westliche Vogelsberg sein, wo Prof. Lierz
seit einiger Zeit gemeinsam mit dem Biologen Markus Dietz an
Schutzprojekten für Feuersalamander im Raum Laubach arbeitet. Prof.
Lierz und sein Doktorand Johannes Dusek werden die umfangreichen
Laborarbeiten zur Identifikation des Hautpilzes in der Klinik für
Vögel, Amphibien, Reptilien und Fische der JLU durchführen.

Die Koordination des Gesamtprojekts und die begleitenden
wissenschaftlichen Untersuchungen liegen bei Prof. Ziemek und seinem
Team. Neben den Kartierungen gehören dazu auch Befragungen und
Interviews, um Informationen zur Beliebtheit und zum Kenntnisstand der
Bevölkerung über Feuersalamander zu erhalten. Außerdem sollen die
Erkenntnisse in Unterrichtsbeispiele eingebaut und in hessischen
Schulen erprobt werden. Der Abschluss des Projektes ist für den Herbst
2020 mit einer großen Fachtagung in der Hermann-Hoffmann-Akademie der
JLU geplant.

Weitere Informationen

Feuersalamander-Meldenetz

https://www.hlnug.de/?id=10404

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news707200

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen - 03.12.2018
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INITIATIVE/531: Marktplatz der biologischen Vielfalt - Grundstein gelegt (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Gemeinsame Pessemitteilung der Projektträger - 3. Dezember 2018

Gemeinsam für mehr biologische Vielfalt

Auf dem ersten Forum im Biodiversitätsprojekt "Marktplatz der
biologischen Vielfalt" legten die beteiligten Projektgemeinden den
Grundstein für einen langfristigen Einsatz zum Schutz der Arten- und
Lebensraumvielfalt.



Das Modellprojekt "Marktplatz der biologischen Vielfalt - Bayerische
Kommunen setzen auf Biodiversität" versammelte die zehn
Projektgemeinden zum ersten Forum am 30.11.2018 in Tännesberg (Lkr.
Neustadt a.d. Waldnaab, Oberpfalz). Gemeinsam wurden der Zeitplan
abgestimmt, die Netzwerkorganisationen festgelegt und übergeordnete
Ziele definiert.

"Nachhaltige Politik für nachfolgende Generationen"

Alle zehn Gemeinden sind nach Tännesberg gekommen, daneben auch
zahlreiche Vertreter aus den Verbänden der Trägergemeinschaft, von
Unterstützern und Förderern. Zusammen betonten sie, wie wichtig der
verstärkte Einsatz für den Erhalt und die Förderung der Arten- und
Lebensraumvielfalt ist. Schließlich bietet das Modellprojekt
"Marktplatz der biologischen Vielfalt" umfassende Möglichkeiten für
die Kommunen, sich in Sachen Arten- und Biotopschutz zu engagieren.
Max Völkl, Erster Bürgermeister des Marktes Tännesberg: "Kommunen
stehen mit ihren eigenen Flächen und dem unmittelbaren Kontakt zur
Bevölkerung beim Schutz der Biodiversität in besonderer
Verantwortung," so Völkl. "Sich dieser Aufgabe zu stellen, bedeutet
nachhaltige Politik für nachfolgende Generationen zu machen!". Er
dankte den Trägern, Unterstützern und Förderern für die langjährige
Unterstützung und versicherte den Gemeinden, dass man sich auf diese
Gemeinschaft verlassen könne.

Unterstützt und maßgeblich gefördert wird das Projekt "Marktplatz der
biologischen Vielfalt" durch den Bayerischen Naturschutzfond. Georg
Schlapp, Vorstand des Bayerischen Naturschutzfonds und in Vertretung
des Bayerischen Staatsministers für Umwelt und Verbraucherschutz,
Thorsten Glauber, machte die gesamtgesellschaftliche Bedeutung der
Biodiversität deutlich: "Nach der Unterstützung des Marktes Tännesberg
auf seinem Weg zur Biodiversitätsgemeinde, ist das neue Projekt der
folgerichtige Schritt, die Bayerische Biodiversitätsstrategie in
Kommunen über ganz Bayern verteilt umzusetzen. Der Transfer guter
Erfahrungen und die finanzielle Förderung werden wichtige Impulse
geben."

Auf breiter Basis der bayerischen Naturschutzverbände

Auf ein langes Engagement in Tännesberg blicken auch die bayernweit
agierenden Naturschutzverbände der Trägergemeinschaft des Projekts
zurück. Richard Mergner, Erster Vorsitzender BUND Naturschutz in
Bayern e.V., Dr. Norbert Schäffer, Erster Vorsitzender Landesbund für
Vogelschutz in Bayern e.V. und Dr. Wolfgang Schiefer Erster Vorstand
Wildland-Stiftung Bayern, der Naturschutzstiftung des Bayerischen
Jagdverbandes, hoben die überwiegenden Erfolge der vergangenen 30
Jahre für die Biodiversität in Tännesberg hervor. Allerdings, so die
Verbandsvertreter, dürfe man sich darauf nicht ausruhen, denn der
Verlust von Arten und Lebensräumen schreitet voran. Deshalb blieben
sie auch als Träger des Projektes "Marktplatz der biologischen
Vielfalt" gemeinsam aktiv. Die Bündelung der Kompetenzen ist die
Stärke der Initiative, da sind sich alle Träger einig.

Die Erfahrungen anderer nutzen

Die Arbeitsphase des ersten Forums der Projektgemeinden begann mit
einem Impulsreferat von Martin Summer, Bürgermeister der
österreichischen Marktgemeinde Rankweil, Vorarlberg. Er referierte
über den Mehrwert und die Herausforderungen für Gemeinden im Kontext
des Biodiversitätsengagements. Für Rankweil, über die Grenzen
Österreichs als Pilotgemeinde bekannt, zog er ein ausgesprochen
positives Fazit. Es habe sich nicht nur die Artenvielfalt im
Gemeindegebiet deutlich steigern lassen, darüber hinaus stellten sich
auch positive finanzielle Effekte ein. Er motivierte seine bayerischen
Amtskollegen mit ihren Gemeinden zusammen, ebenfalls ein Umdenken
anzustoßen.

Aller Anfang ist nicht leicht

In Workshops wurde am Nachmittag die allgemeine Ausgangssituation der
Gemeinden beim Schutz der biologischen Vielfalt herausgearbeitet.
Daraus ableitend formulierten die Gemeindevertreter ihre Erwartungen
an das zentrale Projektmanagement, die Fachberatung bei der
Strategieerstellung, die gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit und
schließlich an ihre Kommune selbst. Interaktiver Austausch und
gemeinsame Diskussionen lassen erwarten, dass aus dem ersten Forum und
durch zukünftige gemeinsame Veranstaltungen ein belastbares und
aktives Netzwerk an Projektgemeinden am Entstehen ist. Jede einzelne
Kommune versteht sich dabei als Kristallisationspunkt für mehr
Biodiversität in ihrer jeweiligen Region.

Abschließend unterzeichneten die Vertreter der Projektgemeinden und
der Träger des Projektes "Marktplatz der biologischen Vielfalt" eine
gemeinsame Zielvereinbarung, die die Ergebnisse des Tages als
Leitlinien zusammenfasste.


Das Projekt "Marktplatz der biologischen Vielfalt" 

Ziel des "Marktplatzes der biologischen Vielfalt" ist es, den Erhalt
der Biodiversität als kommunale Aufgabe zu verankern und ins
Gemeindeleben zu integrieren. Die Projektgemeinden sollen neben
positiven Entwicklungen im Gemeindegebiet auch multiplizierende
Wirkung für den Schutz der Arten und Lebensräume in bayerischen
Kommunen entfalten. Das Projekt bringt die Bayerische
Biodiversitätsstrategie bzw. das Biodiversitätsprogramm Bayern 2030
auf kommunaler Ebene zur Umsetzung. Hierzu erhalten die Gemeinden
Beratung bei der Erstellung gemeindespezifischer Strategien zum Erhalt
und zur Förderung der biologischen Vielfalt und Unterstützung bei der
praktischen Umsetzung erster Maßnahmen zum Arten- und
Lebensraumschutz. Im ersten Forum werden mit den Gemeindevertretern
die Schwerpunkte des Projekts bis Ende 2021 erarbeitet und der
konkrete Zeitplan festgelegt.

Ermöglicht wird das Projekt durch eine in Bayern einzigartige
Kooperation. Die Trägergemeinschaft setzt sich zusammen aus dem Markt
Tännesberg und den landesweit tätigen Naturschutzverbänden BUND
Naturschutz in Bayern e.V., Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.
und Wildland-Stiftung Bayern. Gefördert wird das Projekt über den
Bayerischen Naturschutzfonds aus Zweckerträgen der GlücksSpirale.
Ferner wird es unterstützt vom Bayerischen Staatsministerium für
Umwelt und Verbraucherschutz sowie dem Bayerischen Gemeindetag. Auch
die ausgewählten Gemeinden haben ihre Bereitschaft erklärt, eigene
Haushaltsmittel für konkrete Maßnahmen bereit zu stellen.

Vorbild für das Modellprojekt ist die Marktgemeinde Tännesberg, die
erste Biodiversitätsgemeinde Deutschlands (Lkr. Neustadt a. d.
Waldnaab, Oberpfalz). Seit über 30 Jahren werden hier
naturschutzfachliche Maßnahmen zum Erhalt und zur Verbesserung der
Biodiversität durchgeführt. Auf Grundlage dieser langjährigen
Erfahrung werden die Projektgemeinden gemäß ihren jeweiligen
Voraussetzungen beraten. Das Projekt trägt die Kosten für die
Entwicklung der gemeindeeigenen Strategien und koordiniert den
Austausch im Netzwerk.

Am Modellprojekt nehmen folgende zehn Gemeinden teil, die Ende Oktober
per Juryentscheid aus 36 Bewerbern ausgewählt wurden (in
alphabetischer Reihenfolge):


	Gemeinde Brennberg (Lkr. Regensburg, Oberpfalz)

	Stadt Ebern (Lkr. Haßberge, Unterfranken)

	Gemeinde Kettershausen (Lkr. Unterallgäu, Schwaben)

	Stadt Lohr am Main (Lkr. Main-Spessart, Unterfranken)

	Markt Nordhalben (Lkr. Kronach, Oberfranken)

	Gemeinde Rohr (Lkr. Roth, Mittelfranken)

	Stadt Rottenburg a. d. Laaber (Lkr. Landshut, Niederbayern)

	Gemeinde Stephanskirchen (Lkr. Rosenheim, Oberbayern)

	Markt Titting (Lkr. Eichstätt, Oberbayern)

	Gemeinde Ursensollen (Lkr. Amberg-Sulzbach, Oberpfalz)



 * 
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EUROPA/224: Neue EU-Energie-Regeln bringen Fortschritte für den Klimaschutz (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 3. Dezember 2018

Neue EU-Energie-Regeln bringen Fortschritte für den Klimaschutz und
mehr Nachhaltigkeit



Heute haben die EU-Mitgliedstaaten im Rat der Europäischen Union ihre
Zustimmung zu neuen Regeln für erneuerbare Energien und
Energieeffizienz und zur Fortschrittskontrolle erteilt. Das
Europäische Parlament hatte dem Regelungspaket schon vor einigen
Wochen zugestimmt, seinem Inkrafttreten steht nun nichts mehr im Wege.
Es umfasst Änderungen der Energieeffizienz- und der
Erneuerbare-Energien-Richtlinie und eine neue Verordnung zur
Fortschrittskontrolle in der Klima- und Energiepolitik.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die Verabschiedung dieser drei
Dossiers ist ein wichtiger Erfolg, der den Klimaschutz in Europa
deutlich voranbringen wird. Die neuen Regelungen zu erneuerbaren
Energien und Energieeffizienz und zur Fortschrittskontrolle bei
Energie und Klima werden uns helfen, das Pariser Klimaschutzabkommen
in Deutschland und in der EU erfolgreich umzusetzen. Unter anderem
haben wir uns darauf verständigt, dass die Klimaschutzmaßnahmen selbst
nachhaltig sein müssen. Denn wenn Regenwälder abgeholzt werden, um
Palmöl für Biosprit zu gewinnen, hat das mit Klima- und Umweltschutz
nichts zu tun."

Das neue Instrument zur Fortschrittskontrolle in der Klima- und
Energiepolitik ("Governance-Verordnung") verpflichtet die
Mitgliedstaaten, bis Ende 2019 nationale Energie- und Klimapläne für
die Zeit bis 2030 vorzulegen sowie Langfriststrategien zum Klimaschutz
zu entwickeln. Deutschland hat mit dem Klimaschutzplan 2050 bereits
eine solche Langfriststrategie für den Klimaschutz beschlossen. Auch
die EU-Kommission wird verpflichtet, eine Strategie vorzulegen, wie
die EU so schnell wie möglich Treibhausgasneutralität erreichen kann.
Hierfür hat die Kommission am 28. November einen Vorschlag vorgelegt.

Die Neufassung der Energieeffizienz-Richtlinie legt für 2030 ein
Energie-Einsparziel von mindestens 32,5 Prozent gegenüber dem Trend
fest. Dies bedeutet eine Erhöhung im Vergleich zum Vorschlag der
Kommission, der 30 Prozent lautete. Für 2020 gilt bereits ein Ziel von
20 Prozent. In der Energieeffizienz liegen noch viele ungenutzte
Potentiale.

Die Neufassung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie legt fest, dass in
der EU bis 2030 mindestens 32 Prozent des Energieverbrauchs (Strom,
Wärme und Verkehr) aus erneuerbaren Energien kommen sollen. Beim
bislang geltenden Ziel von 20 Prozent bis 2020 liegt die EU gut auf
Kurs. Das neue 32-Prozent-Ziel fällt deutlich ambitionierter aus als
die ursprünglich von der Kommission vorgeschlagenen 27 Prozent. Im
Wärmebereich sollen die Mitgliedstaaten den Anteil erneuerbarer
Energien pro Jahr um mindestens 1,1 Prozentpunkte steigern.

Iwernerm Verkehrsbereich soll der Anteil erneuerbarer Energien bis
2030 auf 14 Prozent steigen. 2016 lag er bei rund 7 Prozent.

Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie legt zudem fest, inwieweit
Biokraftstoffe angerechnet werden können. Der Anteil konventioneller
Biokraftstoffe aus Ackerpflanzen am gesamten Energieverbrauch im
Verkehr darf wie bisher maximal bei 7 Prozent liegen. Neu ist, dass
Mitgliedstaaten auch weniger als 7 Prozent Anteil konventioneller
Biokraftstoffe vorschreiben können, ohne das an anderer Stelle
ausgleichen zu müssen. Die Bundesregierung will konventionelle
Biokraftstoffe nach Maßgabe des Status quo nur bis zu einem Anteil von
maximal 5,3 Prozent anrechnen.

Die Anrechnung von Biokraftstoffen aus Energiepflanzen, deren Anbau
zur Abholzung von Regenwäldern beiträgt, wird auf dem Niveau des
Jahres 2019 eingefroren und soll im Zeitraum von 2023 bis 2030
komplett auslaufen. Dies dürfte vor allem Auswirkungen auf den Einsatz
von Palmöl haben. Die Details dazu werden derzeit erarbeitet.

 * 
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POLITIK/652: Deutschland verdoppelt Zusage für internationalen Klimafonds (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung - Berlin, 3. Dezember
2018

Schulze und Müller in Kattowitz: Deutschland verdoppelt Zusage für
internationalen Klimafonds



Zum Start der 24. Weltklimakonferenz in Kattowitz haben
Bundesumweltministerin Svenja Schulze und Bundesentwicklungsminister
Dr. Gerd Müller eine Verdopplung der Zusage für den internationalen
Klimafonds (Green Climate Fund) um weitere 1,5 Milliarden Euro
angekündigt. Damit unterstützt die Bundesregierung die Umsetzung des
Pariser Klimaschutzabkommens und den globalen Zusammenhalt im Einsatz
gegen den Klimawandel.

Zum Start der 24. Weltklimakonferenz in Kattowitz haben
Bundesumweltministerin Svenja Schulze und Bundesentwicklungsminister
Dr. Gerd Müller eine Verdopplung der Zusage für den internationalen
Klimafonds (Green Climate Fund) um weitere 1,5 Milliarden Euro
angekündigt. Damit unterstützt die Bundesregierung die Umsetzung des
Pariser Klimaschutzabkommens und den globalen Zusammenhalt im Einsatz
gegen den Klimawandel.

Bundesentwicklungsminister Müller: "Klimaschutz ist die
Überlebensfrage der Menschheit. Kattowitz muss eine Trendwende sein:
Wir müssen die Vorgaben des Pariser Abkommens konsequent und
verbindlich umsetzen und darüber hinaus in den internationalen
Klimaschutz investieren. Denn von den Folgen des Klimawandels sind am
stärksten die armen Länder betroffen mit den niedrigsten Emissionen.
100 Millionen Menschen in Küsten- und Dürregebieten sind bereits jetzt
durch Hitze und steigende Meeresspiegel gefährdet, ihre
Lebensgrundlage zu verlieren. Deutschland geht voran. Wir verdoppeln
unseren Beitrag für den Green Climate Fund und starten die "Allianz
für Entwicklung und Klima". Eine Initiative um zusätzliche private
Investitionen für Klimaschutzprojekte in Entwicklungs- und
Schwellenländern zu gewinnen."

Bundesumweltministerin Schulze: "Wir treten bei den Klimaverhandlungen
ein für mehr Verbindlichkeit, Mut und Solidarität beim Klimaschutz.
Wir wollen hier in Kattowitz ein verbindliches Regelwerk für die
Umsetzung des Pariser Abkommens beschließen. Am Ende soll jeder genau
wissen, was er zu tun hat, damit wir gemeinsam den Klimawandel
bekämpfen können. Wir brauchen auch den Mut und das Selbstvertrauen,
gemeinsam immer besser zu werden. Und wir brauchen die Solidarität
zwischen den reichen und armen Ländern. Wir werden die
Entwicklungsländer nicht alleine lassen beim Klimaschutz und bei der
Anpassung an den Klimawandel. Mit unserem Beitrag für den
internationalen Klimafonds setzen wir ein starkes Zeichen des
Zusammenhalts. Das ist gut investiertes Geld, denn es wird helfen, auf
der ganzen Welt klimaverträgliche Lösungen voranzubringen. Wir werden
uns dafür einsetzen, dass auch andere Industrieländer vergleichbare
Zusagen machen und sich auch Schwellenländer beteiligen."

Dem Fonds stehen 7,3 Mrd. US-Dollar zur Verfügung. Der Green Climate
Fund fördert bereits 93 Projekte. Zahlreiche weitere Projektanträge
liegen schon vor, allerdings sind aufgrund der knappen Mittel ab Mitte
nächsten Jahres keine Zusagen für neue Projekte mehr möglich. Deswegen
wurde vor Kurzem die Wiederauffüllung des Fonds beschlossen.
Deutschland gehörte 2014 bei der Erstauffüllung des Fonds mit 750 Mio.
Euro zu den größten Gebern. Bei der Wiederauffüllung ist Deutschland
das erste Land, das eine konkrete Summe ankündigt.

Der Green Climate Fund fördert Minderungs- und Anpassungsmaßnahmen in
Entwicklungs- und Schwellenländern, etwa den großflächigen Aufbau
erneuerbarer Energien, die Umsetzung klimafreundlicher
Mobilitätskonzepte, neue Schutzbauten gegen Sturmfluten in Bangladesch
und den Aufbau von Unwetter-Frühwarnsystemen. Besonderer Wert wird
auf die Förderung der am wenigsten entwickelten Länder (LDCs), kleiner
Inselstaaten und der afrikanischen Länder gelegt. Der Green Climate
Fund hat die Aufgabe, transformative Projekte zu fördern, die breit
wirken und Systeme verändern hin zu mehr Klimaverträglichkeit. Die
Bundesregierung erwartet, dass dieser Vorsatz in Zukunft noch
konsequenter umgesetzt wird.

Der Green Climate Fund ist ein Baustein in der internationalen
Klimafinanzierung. Die Bundesregierung investierte im vergangenen Jahr
insgesamt 3,65 Milliarden Euro für internationalen Klimaschutz und
Klimaanpassung. Rund 84 Prozent der Gelder stammen aus dem Haushalt
des Bundesentwicklungsministeriums, 15 Prozent vom
Bundesumweltministerium.



Weitere Informationen zum Grünen Klimafonds finden Sie unter:

http://www.bmz.de/de/service/sonderseiten/cop24/start/index.html
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ENERGIE/126: Rapsöl bleibt in der EU wichtigster Biodieselrohstoff (UFOP)


Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e.V. - 4. Dezember
2018

Rapsöl bleibt in der EU wichtigster Biodieselrohstoff



Berlin, 04. Dezember 2018. Auch in der Biodieselherstellung bestimmen
maßgeblich Verfügbarkeit und Preis der pflanzlichen und tierischen Öle
und Fette den Einsatz. In der Europäischen Union ist Rapsöl nach wie
vor die wichtigste Rohstoffquelle für die Biodieselproduktion.

Mit dem geringeren Angebot und der damit einhergehenden Verteuerung
des Rohstoffes schrumpfte der Anteil jedoch leicht von 48% in 2016 auf
44% in 2017%. Die wachsende Konkurrenz billiger Rohstoffe aus Übersee
bei gleichzeitig knappem und damit teurem Rapsöl drosselte die Chancen
für die heimische Ölsaat. So wuchs der Anteil an Biodiesel und
hydriertem Pflanzenöl (HVO) aus Südostasien an der
EU-Biodieselerzeugung (einschließlich HVO) auf 29%. In Ländern wie
Italien, Spanien und den Niederlanden ist importiertes Palmöl Rohstoff
Nr. 1 zur Biodieselherstellung, in Deutschland und Frankreich ist es
Rapsöl. Die Verwendung von Altspeisefetten hat demgegenüber nur noch
marginal zugenommen, obgleich die Politik dessen Einsatz besonders
fördert. Biokraftstoffe aus Abfall- und Reststoffen werden, mit
Ausnahme von Deutschland, doppelt auf nationale Quotenverpflichtungen
(energetisch) angerechnet, um den für alle Mitgliedsstaaten
verbindlichen Anteil erneuerbarer Energien im Transportsektor bis 2020
auf 10% zu erhöhen.

Vor dem Hintergrund der vom Europäischen Parlament und Rat kürzlich
bestätigten Neufassung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie fordert die
Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen (UFOP), dass in dem
von der EU-Kommission bis zum 1. Februar 2019 vorzulegenden
delegierten Rechtsakt zwingend das Auslaufen der Verwendung von Palmöl
als Rohstoff zu verankern ist. Der Verband erinnert nachdrücklich an
diesen im Rahmen des Trilog-Verfahrens mit dem Europäischen Parlament
erzielten Kompromiss. Das Europäische Parlament hatte im April 2017 in
seiner Entschließung das Verbot beschlossen, das im Trilog nicht
durchsetzbar war. Die UFOP betont die strategische Bedeutung des
Biokraftstoffmarktes für den europäischen Rapsanbau, insbesondere für
eine nachhaltige Fruchtfolgegestaltung. Etwa 6 Mio. t nachhaltig
zertifizierter Biodiesel leisten nicht nur einen spürbaren Beitrag zum
Klimaschutz im Verkehr. Das dabei anfallende gentechnikfreie
Rapsschrot von ca. 9 Mio. t reduziere im gleichen Maße den Import von
GVO-Soja und den hierfür andernfalls erforderlich Flächenbedarf. Diese
Kompensationseffekte werden in der iLUC-Debatte und zur Frage der
Definition von Rohstoffen mit hohem "iLUC-Risiko" unzureichend
anerkannt, kritisiert die UFOP.

Kurzinfo UFOP e. V.:

Die Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e. V. (UFOP)
vertritt die politischen Interessen der an der Produktion,
Verarbeitung und Vermarktung heimischer Öl- und Eiweißpflanzen
beteiligten Unternehmen, Verbände und Institutionen in nationalen und
internationalen Gremien. Die UFOP fördert Untersuchungen zur
Optimierung der landwirtschaftlichen Produktion und zur Entwicklung
neuer Verwertungsmöglichkeiten in den Bereichen Food, Non-Food und
Feed. Die Öffentlichkeitsarbeit der UFOP dient der Förderung des
Absatzes der Endprodukte heimischer Öl- und Eiweißpflanzen.
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EUROPA/424: Lackmustest für Julia Klöckner (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 3. Dezember
2018

Jetzt kommt der Lackmustest für Julia Klöckner: Wie ernst ist es
ihr mit dem Schutz der Bienen?

EU-Ausschuss berät über insektenfreundlichere Pestizid-Zulassung -
drei Neonikotinoide wurden dank neuer Leitlinie bereits verboten



Berlin/Brüssel - Der NABU fordert Bundeslandwirtschaftsministerin
Julia Klöckner auf, sich für eine EU-weit bienenfreundlichere
Zulassungspraxis für Pestizide einzusetzen. Am 12./13. Dezember berät
der Pestizid-Ausschuss der EU-Kommission über die so genannte
"Bee-Guidance". Sie wurde durch die Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit (EFSA) entwickelt und soll Risiken, die durch
den Einsatz von Pestiziden für Honig- und Wildbienen entstehen können,
künftig besser abschätzen. Ihre erstmalige Anwendung führte Anfang
2018 zum Freiland-Verbot dreier Neonikotinoide. Im EU-Ausschuss steht
nun zur Debatte, ob die Leitlinie bei sämtlichen Wieder- und
Neuzulassungen von Pestiziden verpflichtend angewendet werden muss.

"Diese Leitlinie kann ein Meilenstein sein für den Schutz der Bienen.
Sie legt die Schwachstelle der bisherigen Pestizid-Risikobewertung
offen: Es gibt kaum Tests mit Honig- und Wildbienen. Deshalb fehlt ein
reales Bild, wie die Wirkstoffe auf die gesamte Bienenwelt wirken. Das
Ergebnis dieser schlechten Zulassungspraxis sehen wir im rasanten
Insektensterben", so NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

Wie wirkungsvoll die "Bee Guidance" ist, wurde im April 2018 deutlich
als auf ihrer Grundlage EU-weit erstmals ein Freiland-Verbot für die
drei Neonikotinoide Clothianidin, Thiamethoxam und Imidacloprid
ausgesprochen wurde. Die EFSA hatte zuvor deren Schädlichkeit für Wild-
 und Honigbienen bestätigt.

Der NABU fordert daher die Bundesregierung auf, sich für die Anwendung
der "Bee Guidance" bei sämtlichen Wieder- und Neuzulassungen von
Pestiziden auszusprechen. Die Leitlinie erfüllt die Vorgabe der EU,
die Genehmigungspraxis nach dem aktuellen Stand der Wissenschaft
auszurichten. Bislang jedoch sperren sich mehrere EU-Mitgliedstaaten
wie Spanien oder Polen gegen die strengere Zulassungspraxis. Andere
Länder fordern eine schrittweise Einführung der Leitlinie. Dadurch
würden zunächst deutlich weniger Tests durchgeführt, eine
vollumfängliche Anwendung der Leitlinie würde um Jahre hinausgezögert.

Sollten sich die EU-Mitgliedstaaten Mitte Dezember dem Druck der Agrar-
 und Chemielobby beugen und sich nicht auf eine verpflichtende
Anwendung verständigen, drohen die jüngsten Erfolge des
Freiland-Verbots der drei Neonikotinoide zu verpuffen. Denn bereits
jetzt werden diese systemischen Wirkstoffe durch andere, ähnlich
wirkende, ersetzt. Auf den europäischen Markt drängen aktuell etwa
Thiacloprid, Sulfoxaflor und Cyantraniliprol.

"Für Julia Klöckner kommt jetzt ihr Lackmustest: Wie ernst meint sie
es [mit] der Rettung von Wild- und Honigbienen? In ihrer Antrittsrede
verkündete sie noch: 'Was für Bienen schädlich ist, muss weg vom
Markt'. Genau darüber entscheidet sie jetzt: Über die Marktzulassung
von Pestiziden und damit über die Zukunft der Wild- und Honigbienen in
der EU", so Miller. Er forderte die Bundesregierung auf, nicht nur für
die verpflichtende Anwendung zu stimmen sondern auch die blockierenden
Mitgliedstaaten von einer insektenfreundlicheren Pestizidzulassung zu
überzeugen.

Hintergrund:

Die EU-Pestizid-Verordnung regelt die Neu- und Wiederzulassungen von
Pestiziden. Sie schreibt vor, neueste wissenschaftliche Erkenntnisse
in die Genehmigungspraxis aufzunehmen. Die Erkenntnisse zum Schutz von
Wild- und Honigbienen versammelt die von der Europäischen Behörde für
Lebensmittelsicherheit (EFSA) 2013 entwickelte "Bee Guidance". Mit
dieser Leitlinie können potenzielle Risiken, die durch Wirkstoffe
ausgelöst werden können, weitaus umfassender erkannt werden als
bislang. Das neue Modell zur Risikobewertung sieht beispielsweise vor,
auch dauerhafte oder wiederholte Expositionen gegenüber Pestiziden
sowie das Risiko für Larvenstadien der Bienenarten zu berücksichtigen.
Die Tests sollen zudem nicht nur für Honigbienen durchgeführt werden
sondern auch für eine Hummel- sowie zwei Wildbienenarten. Damit werden
deutlich mehr bestäubende Arten untersucht als bislang und die
Auswirkungen der Pestizidanwendung realer abgeschätzt. Erstmals sieht
das Bewertungsmodell auch Feldstudien zur Freiland-Anwendung vor. Die
"Bee Guidance" soll künftig sowohl bei Neu- als auch bei
Wiederzulassungen von Pestiziden angewendet werden.



Mehr Informationen zu den besonders insektenschädlichen
Neonikotinoiden:

www.NABU.de/natur-und-landschaft/landnutzung/landwirtschaft/pestizide/24125.html

Bee Guidance der EFSA:

https://efsa.onlinelibrary.wiley.com/doi/epdf/10.2903/j.efsa.2013.3295
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FORSCHUNG/547: UFZ-Modelle im Kampf gegen die Afrikanische Schweinepest (UFZ)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)

Pressemitteilung, 30. November 2018

UFZ-Modelle im Kampf gegen die Afrikanische Schweinepest

Bewertungen und Empfehlungen fließen in aktuellen EFSA-Report ein



Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit EFSA (European Food
Safety Authority) hat einen neuen wissenschaftlichen Bericht zum
aktuellen Stand der Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest (ASP)
innerhalb der EU veröffentlicht. Der Report beschreibt unter anderem,
welche Managementmaßnahmen die EU-Staaten ergreifen sollten, wenn die
Virusinfektion als sogenannter punktueller Eintrag auftritt, sie also
weit entfernt vom aktuellen Geschehen der Ausbreitung festgestellt
wird. Die wissenschaftliche Basis für diese Empfehlungen kommt von
einem Modellierteam des Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung (UFZ)
in Leipzig.

Die Afrikanische Schweinepest (ASP) hat sich im Vergleich zum Vorjahr
weiter ausgebreitet. Neue Ausbrüche fernab des eigentlichen Zentrums
der Epidemie im Nordosten Europas wurden unter anderem in Rumänien und
Bulgarien festgestellt. Und sogar in Belgien, in einer Entfernung von
nur 60 Kilometern zu Deutschland, wurden zahlreiche tote Wildschweine
gefunden. Es ist offensichtlich, dass das Virus nur durch die
unabsichtliche Einschleppung über den Menschen und nicht durch die
natürliche Verbreitung über Wildschweine und freilaufende Hausschweine
den Weg nach Belgien fand. Deshalb ist die Sorge in der EU groß, dass
die Afrikanische Schweinpest überall unvermittelt auftreten und damit
zu großen wirtschaftlichen Schäden führen kann.

Das UFZ-Modellierteam um Dr. Hans-Hermann Thulke befasste sich deshalb
im Auftrag der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit EFSA
mit drei verschiedenen Ausgangsszenarien und bewertete derzeitige
Managementmaßnahmen für: Erstens ASP-freie Gebiete, die räumlich weit
entfernt vom derzeitigen Zentrum der Epidemie liegen; zweitens noch
ASP-freie Gebiete, die sich in der Nähe zu ASP-Gebieten befinden und
damit einem höheren Risiko unterliegen, dass sich die Seuche auf
natürliche Weise über Wildschweine ausbreitet; und drittens für jene
Gebiete, in denen das Virus fernab des aktuellen ASP-Geschehens
infolge der Ausbreitung über den Menschen plötzlich in Form eines
Punkteintrags auftritt und schnelles Handeln notwendig macht.

Da derzeit insbesondere dieses dritte Szenario, der Punkteintrag der
Afrikanischen Schweinepest, im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses
steht, rückte es auch in den Fokus der UFZ-Modellierungen. "Die
Herausforderung in diesem Fall ist, dass man nicht wissen kann, wann,
wo und in welchem Ausmaß die Schweinepest auftritt", sagt Hans-Hermann
Thulke, der bis Mitte dieses Jahres Vize-Vorsitzender des EFSA-Panels
Tiergesundheit und Tierschutz war. Im Falle des Punkteintrags gliedert
die EFSA die Areale rund um den Ort des Auftretens der ASP in drei
Managementzonen: Die Kernzone ist von einem Schutzzaun begrenzt, der
verhindern soll, dass Wildschweine die innerste Zone verlassen und
Menschen sie betreten. Daran grenzt die Pufferzone, die von einer
Jagdzone umschlossen wird, in der Jäger Wildschweinen intensiv
nachstellen sollen.

Die UFZ-Forscher simulierten nun Szenarien, in denen sie verschiedene
Variablen variierten - etwa die Größe der Managementzonen, die
Jagdintensität, die Häufigkeit des Entfernens der toten Wildschweine,
die Durchlässigkeit des Schutzzauns oder die Wahrscheinlichkeit, mit
der die Kadaver entdeckt werden. Mit den Modellierungsergebnissen
konnten sie bewerten, welche Bekämpfungsmaßnahmen am ehesten die
ASP-Ausbreitung stoppen können.

Dabei zeigte sich unter anderem, wie wichtig es ist, tote Wildschweine
unter Einhaltung strengster Hygienebedingungen schnell zu sammeln und
zu entsorgen. Dies, so Thulke, sei notwendig, weil sich andere, noch
gesunde Wildschweine an den toten Artgenossen infizieren können.
Werden beispielsweise in der Kernzone 20 Prozent der toten Schweine
entfernt, steigt die Wahrscheinlichkeit, den Virus zu stoppen, auf 80
Prozent, wenn parallel in der Jagdzone Wildschweine geschossen werden.
Durch die Einrichtung von Kern- und Pufferzone gewinne man wertvolle
Zeit, um präventiv in der Jagdzone den Schweinebestand zu dezimieren.
Zudem erhöhten sich die Erfolgsaussichten, je schneller die von der
ASP getöteten Wildschweine aus der Kernzone entfernt werden. Gelänge
es zum Beispiel doppelt so viele tote Tiere, also 40 Prozent, zeitnah
zu entfernen, seien die Erfolgschancen gleich hoch - und dies ohne
zusätzliche intensive Bejagung.

Diese Managementüberlegungen zur Bekämpfung der Afrikanischen
Schweinepest machen aber nur bei Punkteinträgen Sinn. "Tritt der Virus
bereits flächig auf und sind lange Grenzen zu schützen, zeigte unsere
Simulation, dass diese Bekämpfungsstrategie nicht mehr weiterhilft",
sagt Thulke. Dies passe zu den praktischen Erfahrungen, dass sich die
Seuche kaum an ihrer Ausbreitung hindern lässt, hat sie sich einmal
festgesetzt. "Insofern sehe ich die konsequente Umsetzung der
Maßnahmen bei einem Punkteintrag als Chance, die es nicht zu
verspielen gilt", sagt Thulke. Er baute für die Analysen auf den
20-jährigen Erfahrungen auf, die das UFZ bei Modellierungen etwa zur
Bekämpfung der Tollwut, der Maul- und Klauenseuche sowie der ASP
sammelte.

Deutschland könnte aus dem EFSA-Wissenschaftsreport nach Meinung des
UFZ-Forschers wichtige Schlussfolgerungen ziehen. "Die Bundesländer
könnten sich basierend auf den Bericht sehr gut für ein mögliches
punktuelles Auftreten der Afrikanischen Schweinepest vorbereiten",
sagt Thulke. Zu welchem Zeitpunkt müssten die Behörden eingreifen?
Welche Art von Zaun ist notwendig für die Kernzone? Wer übernimmt das
Abschießen der Wildschweine? Wo werden die Kadaver entsorgt? Fragen,
für die jedes Bundesland basierend auf dem EFSA-Bericht konkrete
Antworten parat haben sollte. "Die Bundesländer haben damit die
Möglichkeit, vorliegende Notfallpläne zu präzisieren und
ressourcenorientiert zu untersetzen", sagt Thulke.

Die EFSA übernimmt die wissenschaftliche Beratung für die Europäische
Kommission, das Europäische Parlament und die EU-Mitgliedstaaten auf
dem Gebiet der Lebensmittelsicherheit. Jedes Jahr veröffentlicht sie
für die EU-Kommission einen Bericht über die ASP, der nicht nur den
aktuellen Stand der epidemiologischen Situation zur ASP in den 
EU-Staaten wiedergibt, sondern sich auch bestimmten Fragestellungen
widmet.

Publikation:

Epidemiological analyses of African swine fever in the European Union
(November 2017 until November 2018) European Food Safety Authority
(EFSA), Anette Boklund, Brigitte Cay, Klaus Depner, Zsolt Földi,
Vittorio Guberti, Marius Masiulis, Aleksandra Miteva, Simon More,
Edvins Olsevskis, Petr Satran, Mihaela Spiridon, Karl Stahl,
Hans-Hermann Thulke, Arvo Viltrop, Grzegorz Wozniakowski, Alessandro
Broglia, Jose Cortinas Abrahantes, Sofie Dhollander, Andrey Gogin,
Frank Verdonck, Laura Amato, Alexandra Papanikolaou and Christian
Gortazar; 

http://dx.doi.org/10.2903/j.efsa.2018.5494

EFSA-Pressemitteilung vom 29.11.2018:

http://www.efsa.europa.eu/en/press/news/181129
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MASSNAHMEN/292: Untere Havelniederung - weitere 13,6 Millionen Euro für die Renaturierung (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 4. Dezember 2018

Untere Havelniederung: weitere 13,6 Millionen Euro für die
Renaturierung



Das Naturschutzgroßprojekt Untere Havelniederung erhält weitere 13,6
Millionen Euro Bundesmittel. Bundesumweltministerin Svenja Schulze
überreichte heute den Förderbescheid für eines der größten
Fluss-Renaturierungsprojekte an den NABU Deutschland. Mit der
Verlängerung des anspruchsvollen Projekts bis ins Jahr 2025 sollen vor
allem Überflutungsflächen wieder an den Fluss angebunden werden. Dazu
ist beispielsweise der Rückbau von Deichen erforderlich. Die Untere
Havelniederung bildet zusammen mit den angrenzenden Niederungen das
größte zusammenhängende Feuchtgebiet im Binnenland des westlichen
Mitteleuropas. Etwa 1.000 bedrohte und geschützte Arten, zum Beispiel
der Fischotter und der Fischadler, sind in der Region beheimatet.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die Renaturierung von Flüssen
ist eine Generationenaufgabe. An der Havel geht es um vier Jahre
Planungszeit und 16 Jahre Umsetzungszeit. Wir unterstützen dieses
Vorhaben des NABU seit Beginn und mit insgesamt mehr als 28 Millionen
Euro Bundesmitteln bis 2025. Was wir aus diesem wegweisenden Projekt
an der Havel lernen, wird uns auch bei der Renaturierung anderer
Wasserstraßen helfen, wie wir sie beispielsweise mit dem 'Blauen Band
Deutschland' umsetzen werden."

Das Naturschutzgroßprojekt Untere Havelniederung des Naturschutzbund
Deutschland (NABU) wird seit 2005 durch das Bundesumweltministerium im
Programm "chance.natur" gefördert. Erstmals werden dabei in
Deutschland naturschutzfachliche, verkehrliche und
wasserwirtschaftliche Ansprüche bei der Renaturierung einer
Bundeswasserstraße abgestimmt. In dem Projekt werden verschiedene
Renaturierungsmaßnahmen auf 9.000 Hektar Fläche umgesetzt.
Beispielsweise wurden Auengehölze gepflanzt, Altarme und Flutrinnen
wieder an die Havel angebunden und Uferbefestigungen entfernt. Weitere
Maßnahmen wie die Wiederanbindung von Überflutungsflächen durch den
Deichrückbau stehen noch an. Mit der nun bewilligten Aufstockung und
Verlängerung des Projekts bis zum Jahr 2025 kann gewährleistet werden,
dass die Maßnahmen vollständig umgesetzt werden.

Entlang der etwa 90 Kilometer Flusslauf zwischen Pritzerbe und der
Mündung in die Elbe finden sich überwiegend Wiesen und Weiden,
naturnahe Flussufer und Altwasser, aber auch große Schilfröhrichte und
Weidenwälder, die vielfach nicht miteinander verbunden sind. Das
Gebiet der Unteren Havelniederung und die dort siedelnden Arten
benötigen jedoch naturnähere Lebensräume. Noch bedrohen der derzeitige
Ausbauzustand der Havel, die Stauhaltung und die Überdüngung des
Wassers den Artenreichtum. Dies will das Projekt großflächig ändern.

Hintergrund

Mit dem Programm "chance.natur - Bundesförderung Naturschutz" verfolgt
die Bundesregierung das Ziel, herausragende repräsentative
Landschaften Deutschlands zu erhalten und zu sichern. Bislang wurden
80 Projekte mit einer Gesamtfläche von mehr als 3.700
Quadratkilometern gefördert. Derzeit stehen jährlich 14 Millionen Euro
für den Erhalt und die Optimierung bundesweit bedeutender Natur- und
Kulturlandschaften zur Verfügung.



Weitere Informationen:

Bundesprogramm "chance.natur": www.bmu.de/WS4364

Informationen zum Projektträger: www.nabu.de/natur-und-landschaft/fluesse/untere-havel/index.html

Naturgroßschutzprojekte in Deutschland:
www.bfn.de/foerderung/naturschutzgrossprojekt.html

Bundesprogramm Blaues Band: www.blaues-band.bund.de

 * 
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MELDUNG/393: Entwurf zum Thüringer Naturschutzgesetz sichert Natura 2000-Stationen (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 4. Dezember 2018

Kabinett empfiehlt Naturschutzgesetz an den Thüringer Landtag: BUND
Thüringen und NABU Thüringen begrüßen die gesetzliche Verankerung



Erfurt. Das Kabinett hat heute den Gesetzesentwurf zum Thüringer
Naturschutzgesetz beschlossen und an den Landtag überwiesen. Das
Gesetz sieht unter anderem die dauerhafte Sicherung der bundesweit
einmaligen Natura 2000-Stationen vor. Die Umweltverbände BUND
Thüringen und NABU Thüringen begrüßen diese Empfehlung.

"Eine gesetzliche Verankerung der Natura 2000-Stationen schafft
langfristig die Voraussetzung, die Lebensräume und Arten des
europäischen Schutzgebietsnetzes in Thüringen zu sichern und zu
entwickeln" sagte Dr. Burkhard Vogel, Landesgeschäftsführer des BUND
Thüringen. "Als Bindeglied zwischen Naturschutzakteuren und
Landnutzern unterstützen die Natura 2000-Stationen die staatliche
Naturschutzverwaltung."

"Der Erfolg der Stationen zeigt sich nicht nur in den mehr als 20
Projekten, sondern vor allem in einer engen Zusammenarbeit mit
Menschen vor Ort, Kommunen, Verbänden und Behörden für eine
Landnutzung im Einklang mit dem Naturschutz", ergänzt Martin Schmidt,
Vorsitzender des NABU Thüringen. "Die Stationen gesetzlich
abzusichern, würdigt nicht nur die bisher erbrachten Leistungen,
sondern sichert dauerhaft einen kooperativen Naturschutz in
Thüringen", macht Martin Schmidt deutlich.

Die Umweltverbände appellieren an die Abgeordneten des Thüringer
Landtages, den Weg zum Erhalt des Europäischen Naturerbes in Thüringen
weiter zu verfolgen und hierfür zügig die gesetzliche Grundlage zu
schaffen.




Weitere Informationen finden Sie unter:

https://natura2000-thueringen.de
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WALD/716: Wie Lärchen den hohen Norden Sibiriens erobern (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung - 30.11.2018

Wie Lärchen den hohen Norden Sibiriens erobern

Rekonstruktion der Entwicklung riesiger Lärchenwälder Sibiriens:
Verbreitungsgrenzen verschiedener Lärchenarten nicht überwiegend vom
Klima bestimmt



Forschenden des Alfred-Wegener-Institutes, Helmholtz-Zentrum für Polar-
und Meeresforschung ist es erstmals gelungen, die historische
Entwicklung nordsibirischer Lärchenwälder in den zurückliegenden 9000
Jahren zu rekonstruieren. So konnten sie bestimmen, welche Faktoren
die Verbreitungsgrenzen verschiedener Lärchenarten und damit auch die
Kohlendioxid-Aufnahmekapazität der Wälder ausmachen - eine Frage mit
unmittelbarer Relevanz für mögliche zukünftige Verschiebungen der
Verbreitungsgebiete der Lärchen. Demnach entscheidet nicht die
Lufttemperatur allein darüber, welche der drei sibirischen
Lärchenarten in einer Region dominiert. Ausschlaggebender ist der
biologische Wettbewerb zwischen den Arten, sowie die Frage, welche Art
diese Fläche historisch als erste besiedelt hat. Die neue Studie
erscheint heute im Fachmagazin "Scientific Reports".




[image: Foto: © Alfred-Wegener-Institut / Stefan Kruse]

Seen in lichten Lärchenwäldern

Foto: © Alfred-Wegener-Institut / Stefan Kruse



Sibirien ist auf einer Fläche von mehr als 2,6 Millionen
Quadratkilometer von Lärchenwäldern bedeckt, das ist die siebenfache
Fläche Deutschlands. Diese Wälder beeinflussen das Klima der Erde
maßgeblich. Zum einen nehmen die Abermilliarden Bäume große Mengen
Kohlendioxid (CO2) aus der Atmosphäre auf und speichern es. Zum
anderen verringern die Wälder das Rückstrahlvermögen der
Erdoberfläche. Wo Bäume wachsen, wird ein deutlich kleinerer Teil der
Sonneneinstrahlung reflektiert als in der meist schneebedeckten
Tundra.

Eine Antwort auf die Frage, inwieweit die sibirischen Lärchenwälder
den Kohlenstoffkreislauf und das Klima der Erde künftig beeinflussen
werden, hängt demzufolge auch davon ab, ob sie sich im Zuge des
Klimawandels erwartungsgemäß Richtung Norden ausbreiten werden und
welche Lärchenart dann dominieren wird. Die schnellwachsende
Sibirische Lärche (Larix sibirica) zum Beispiel entzieht der
Atmosphäre deutlich effektiver CO2 als die langsam wachsende
Dahurische Lärche (Larix gmelinii).

DNA-Spuren verraten Geschichte der Wälder

"Aussagen zur Zukunft der sibirischen Lärchenwälder scheiterten
bislang daran, dass wir wenig über die historische Ausbreitung der
verschiedenen Lärchenarten wussten, denn mit herkömmlichen
Untersuchungsmethoden ließen sich Pollen oder andere Überreste der
einzelnen Arten nicht voneinander unterscheiden", sagt Erstautorin
Prof. Dr. Laura Epp. In dem Projekt ist es jetzt erstmals gelungen,
die Ausbreitung und Dichte verschiedener Lärchenarten in sibirischen
Wäldern entlang der arktischen Baumgrenze für die zurückliegenden 9000
Jahre zu rekonstruieren. Dazu extrahierten die Forscher mit einer
neuen Methode entsprechend alte Lärchen-DNA aus Bodenproben, welche
sie bei Sedimentkernbohrungen in zwei Seen auf der russischen
Taimyr-Halbinsel gewonnen hatten.

Die genetischen Daten lassen nun Schlussfolgerungen darüber zu, in
welchem Jahrhundert welche Lärchenarten in der näheren Umgebung der
Seen wuchsen, wie dicht diese Wälder waren und in welchem
Konkurrenzverhältnis die Arten zueinander standen - eine Analyse, wie
sie bislang nur in wenigen Forschungslaboren der Welt möglich ist.

Überraschung beim Abgleich mit Klimadaten

Als die Wissenschaftler diesen Verbreitungsdatensatz mit den
Klimadaten jener Zeit verglichen, machten sie eine überraschende
Entdeckung. Entgegen der bisherigen Annahme bestimmte nicht das Klima
die Entwicklung und Artenzusammensetzung der Wälder, sondern viel
entscheidender waren die Historie und der Wettbewerb der Lärchen
untereinander. Diese Erkenntnis stellt die bisherige Vorstellung von
der unmittelbaren Wechselwirkung zwischen Klima und Wald auf den Kopf.

"Unsere Studie zeigt, dass wir im Hinblick auf den zukünftigen
Klimawandel nicht mehr einfach davon ausgehen können, dass eine
Erwärmung sofort dazu führt, dass angestammte Baumarten verschwinden
und sich Arten mit einer Vorliebe für höhere Temperaturen ausbreiten",
sagt Mitautorin Prof. Dr. Ulrike Herzschuh, Paläoökologin am AWI.
"Stattdessen gilt es zu bedenken, welche Arten schon da sind, wie
diese die Ansiedlung neuer Arten behindern und wie sich langfristig
die Konkurrenzverhältnisse verschieben müssen, bevor die vom
Klimawandel bevorteilte Art tatsächlich die Oberhand gewinnen kann."
In der Vergangenheit haben die Lärchenwälder Sibiriens stets mit einer
Zeitverzögerung von mehreren Jahrhunderten oder auch Jahrtausenden auf
Klimaveränderungen reagiert. Eine ähnliche Entwicklung erwarten die
Wissenschaftler der AWI-Forschungsgruppe "Polare Terrestrische
Umweltsysteme" nun auch für die Zukunft.

Bestätigen konnten die Wissenschaftler diese zeitverzögerte Reaktion
durch Simulationen der Waldentwicklung mit einem neuen Modell für
Lärchenpopulationen. Dieses Modell wollen die AWI-Forscher nun
weiterentwickeln, um schon bald detaillierte Aussagen zur künftigen
Ausdehnung und Zusammensetzung der sibirischen Lärchenwälder treffen
zu können. Klima-Prognosen sagen für den hohen Norden Sibiriens
steigende Temperaturen und eine zunehmende Trockenheit voraus. Den
Lärchenwäldern stehen also große Veränderungen bevor.

An der Studie waren neben den AWI-Wissenschaftlern auch Forschende der
Föderalen Universität in Jakutsk (Russland) sowie Kollegen von der
Universität Potsdam beteiligt.

Originalpublikation:

Laura S. Epp, Stefan Kruse, Nadja J. Kath, Kathleen R.
Stoof-Leichsenring, Ralph Tiedemann, Luidmila A. Pestryakova & Ulrike
Herzschuh. Temporal and spatial patterns of mitochondrial haplotype
and species distributions in Siberian larches inferred from ancient
environmental DNA and modeling, Scientific Reports,
DOI:10.1038/s41598-018-35550-w

https://doi.org/10.1038/s41598-018-35550-w

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news707096

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188
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WILDNIS/027: Einigung zu Waldwildnis in Thüringen (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 4. Dezember 2018

Naturschutzorganisationen begrüßen Einigung zu Waldwildnis in
Thüringen



Erfurt. Die Naturschutzorganisationen BUND Thüringen, NABU Thüringen,
WWF Deutschland und Zoologische Gesellschaft Frankfurt begrüßen
gemeinsam mit der Bürgerinitiative "ProKyffhäuserwald" die Einigung
zur Umsetzung des Waldwildnisziels in Thüringen. Die Einrichtung eines
1.000 ha großen Naturwaldes im Possen und der endgültige Verzicht auf
forstliche Nutzung auf fünf Prozent der Waldfläche in Thüringen ist
ein beachtenswerter Beitrag zum Erhalt der Biologischen Vielfalt im
Wald.

"Mit der gemeinsamen Entscheidung des Umweltministeriums und des
Forstministeriums setzt Thüringen auch auf nationaler Ebene Maßstäbe
für den Erhalt unserer Wälder", sagt Ron Hoffmann, Landesvorsitzender
des BUND Thüringen. "Der Naturwald am Possen erreicht mit 1.000 Hektar
eine Fläche, auf der sich die Dynamik natürlicher Waldentwicklung
ungehindert entfalten kann. Damit entsteht eine Referenzfläche, welche
in Zeiten des Klimawandels von unschätzbarem Wert ist."

"Als 'Urwald von morgen' wird sich der Possen zukünftig in eine
Perlenkette von Urwäldern einreihen, welche vom Schwarzatal, über das
Vessertal, den Nationalpark Hainich bis zur Hohen Schrecke reichen",
macht Jochen Schaub vom WWF deutlich. "Von einer ruhenden Motorsäge im
Possenwald profitieren also nicht nur Tiere und Natur, sondern auch
der Tourismus", ergänzt Dirk Trute, Sprecher der Bürgerinitiative
"ProKyffhäuserwald".

"Waldwildnis ist ein entscheidender Baustein zur Erhaltung der
Artenvielfalt im Wald", betont Martin Schmidt, Landesvorsitzender des
NABU Thüringen. "Viele Tiere, Pflanzen und Mikroorganismen sind auf
eine vom Menschen unbeeinflusste, natürliche Waldentwicklung
angewiesen, in der alle Waldstadien repräsentiert sind. So entstehen
wichtige Lebens- und Rückzugsräume. Deshalb ist das jetzt entstehende
Mosaik von genutzten und ungenutzten Waldflächen so wertvoll für
Thüringens Wälder."

Manuel Schweiger, Wildnisreferent der Zoologischen Gesellschaft
Frankfurt macht deutlich, dass die Bedeutung über die Landesgrenzen
hinausgeht: "Wir haben eine internationale Verantwortung für unsere
Buchenwaldökosysteme. Auf fünf Prozent dürfen sich die Wälder in
Thüringen fortan wieder regenerieren und natürlich entwickeln. Das ist
ein wichtiger Beitrag für den Schutz der europäischen Buchenwälder,
deren Verbreitungsschwerpunkt hier bei uns liegt."

 * 
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BUND Landesverband Thüringen / Landesgeschäftsstelle

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel.: 0361/555 03 10, Fax: 0361/555 03 19

Internet: www.bund-thueringen.de
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ATOM/450: US-Saudipakt - Brüder im Geiste ... (SB)








[image: Foto: The White House]

Erdöl- und Waffendealer im einander recht zugewandten Gespräch.

US-Präsident Donald Trump (rechts) empfängt den saudischen
stellvertretenden Kronprinzen Mohammed bin Salman bin Abdulaziz Al
Saud im Oval Office des Weißen Hauses in Washington, D.C.

Foto: The White House



Als größter Waffenhändler der Welt wäre es nur konsequent, wenn die
USA ihrem Verbündeten Saudi-Arabien die Möglichkeit verschaffen, sein
umfangreiches Arsenal um die Kleinigkeit einer Atombombe zu
erweitern. Unter dem Vorwand, seine Energieversorgung diversifizieren
zu wollen, hatte das Königshaus Saud angekündigt, in den nächsten 20
bis 25 Jahren 16 Akws mit einem Finanzvolumen von über 80 Milliarden
Dollar errichten zu wollen. Auch wenn das Vorhaben auf zunächst zwei
Akw geschrumpft wurde, hat die US-Regierung nach dem Wurstzipfel vor
ihrer Nase geschnappt und will ihn, einmal daran festgebissen, nicht
wieder loslassen. Koste es, was es solle.

Am 22. November fragte "New York Times", ob man denn Saudi-Arabien
vertrauen könne, daß es keine Atombombe bauen wird: "Saudis Want a
U.S. Nuclear Deal. Can They Be Trusted Not to Build a Bomb?" Es wirft
ein bezeichnendes Licht auf die Zeitung, daß sie diese Frage daran
festmacht, daß der saudische Kronprinz Mohammed bin Salman den Befehl
gegeben haben dürfte, den Journalisten Jamal Khashoggi in
Saudi-Arabiens Botschaft in Istanbul zu locken und ihn dort zu töten,
nicht aber daran, daß der Kronprinz in seiner Funktion als
Verteidigungsminister einen Krieg gegen den südlichen Nachbarn Jemen
angefangen und das Land in Schutt und Asche gelegt hat.

In Jemen herrscht heute eine gewaltige Hungersnot, mehr als eine
Million Menschen sind an Cholera erkrankt, die Zahl der Todesopfer
liegt, vorsichtigen Schätzungen zufolge, bei über 10.000. Aber das
alles ist der New York Times keinen Vergleich wert, wohl aber der
Wert einer einzigen, im Westen verankerten Person. Damit soll deren
Tod nicht im geringsten heruntergespielt, sondern auf einen
in den Medien verbreiteten Umstand hingewiesen werden, daß der
Angriff einer von Saudi-Arabien angeführten Kriegsallianz gegen Jemen
unter dem Radar der westlichen Regierungen geblieben war und diese
erst dann beispielsweise mit Rüstungsexportstopps gegen Saudi-Arabien
reagiert haben, als die Umstände von Kashoggis Ermordung herauskamen.

Kann man Saudi-Arabien trauen? Diese Frage der "New York Times" ist
leicht zu beantworten. Saudi-Arabien wird genau das machen, was man
von dem Land erwarten kann. Hat nicht erst im März dieses Jahres
Kronprinz Mohammed im Interview mit der CBS-Sendung "60 Minutes"
angekündigt, daß Saudi-Arabien "ohne jeden Zweifel" mit dem
verfeindeten Iran gleichziehen würde, sollte dieser eine Atombombe bauen?
Nun wird dem Iran unter anderem von US-Präsident Donald Trump
unterstellt, er greife weiterhin nach der Atombombe, trotz des
Atomabkommens aus dem Jahr 2015, das dies verhindern soll. Beweise
für diese Behauptung bleibt die US-Regierung bis heute schuldig, doch
das hindert sie nicht im mindesten daran, Sanktionen gegen Iran zu
verhängen und andere Länder dazu zu nötigen, sich anzuschließen.

Außerdem besteht Saudi-Arabien darauf, den Kernbrennstoff nicht aus
dem Ausland zu kaufen, auch wenn dies billiger wäre, sondern ihn
selber herzustellen. Eben dieses Anliegen steht auch im Zentrum der
Vorwürfe gegen Iran. Denn wer die Fähigkeit und technischen
Voraussetzungen besitzt, Uran anzureichern, kann dies bis zu einem
Anreicherungsgrad von rund fünf Prozent machen und damit
Brennelemente für Kernkraftwerke herstellen, oder eben bis zu einem
Anreicherungsgrad von 90 Prozent, wie er für Atombomben geeignet ist.
Nicht zuletzt spricht für Saudi-Arabiens Kernwaffenambitionen, daß es
seine Unterschrift zu einem Zusatzprotokoll des
Atomwaffensperrvertrags verweigert, das umfangreichere Prüfungen der
Nukleareinrichtungen eines Landes durch Mitarbeiter der in Wien
ansässigen Atomenergiebehörde IAEA vorsieht.

Falls Saudi-Arabien zu ungeduldig ist und nicht so lange warten will,
bis daß es eine eigene Nuklearwirtschaft aufgebaut und klammheimlich
eigene Atombomben hergestellt hat, wenn also beim Ringen um regionale
Hegemonie Eile geboten ist, kann es ja auf "seine" pakistanischen
atomwaffenbestückten Trägersysteme zurückgreifen, die ihm, so wird
angenommen, für solche Fälle zur Verfügung stehen. Nicht umsonst
dürfte Saudi-Arabien das Atomwaffenprogramm Pakistans maßgeblich
finanziert haben.

Saudi-Arabien wäre von seinen natürlichen Voraussetzungen her
prädestiniert dafür, seine Energieversorgung mittels Solarenergie zu
diversifizieren. Auch deshalb sind seine nuklearen Träume ein
weiteres Beispiel dafür, daß die militärische und die sogenannte
zivile Kernenergienutzung verschwistert sind.

Wäre es nicht besser, die USA bauten die Akws für Saudi-Arabien,
weil, wenn nicht, China oder Rußland die Aufgabe übernehmen könnten,
und die hätten nicht so strenge Auflagen, argumentierte
Energieminister Rick Perry am 22. März bei einer Anhörung vor dem
Senate Armed Services Committee. Mit einer so bestechenden Logik
ausgestattet, kann kein Deal zu anrüchig sein, als daß er
ausgeschlagen würde. Saudi-Arabien steht mit zehn Ländern als
potentielle Kandidaten für den Bau der ersten beiden Akws in
Verbindung - die USA gelten als am aussichtsreichsten. Das wundert
schon allein deswegen nicht, weil Trump und Mohammed im vergangenen
Jahr Rüstungsverträge im Höhe von 110 Mrd. Dollar abgeschlossen
haben. Trump jubelte und kündigte jede Menge Jobs für die "Make-
America-great"-Wirtschaft an.

Es gäbe eine ziemlich sichere Methode, die Proliferation von
Spaltmaterial zu verhindern. Man müßte weltweit alle Akws abschalten,
den Kernbrennstoff tief im Meer in einer geeigneten Subduktionszone
versenken, so daß er die nächsten paar Millionen Jahre mit der
abtauchenden tektonischen Platte im Erdmantel verschwindet und schon
könnte niemand heimlich Kernbrennstoff für sich abzweigen. Und die
Tausenden von Atomwaffen könnten gleich mit versenkt werden, so daß
das viele Uran wieder an den Ort zurückgebracht würde, wo es
ursprünglich einmal hergekommen war.

Zu einer so pragmatischen Lösung sowohl des Proliferations- als auch
des massiven Verstrahlungsproblems durch die Nutzung der Kernspaltung
wird es in absehbarer Zeit nicht kommen, und so möchte man zynisch
fragen, wer besser dafür geeignet sein könnte, Saudi-Arabien zur
Atomwaffenfähigkeit zu verhelfen (oder, alternativ dazu, bei
passender Gelegenheit das Land bezichtigen zu können, das Vertrauen
mißbraucht und die Verträge gebrochen zu haben ...), als das einzige
Land der Erde, das in einem kriegerischen Akt zwei Atombomben auf ein
anderes Land abgeworfen und dabei Hunderttausende Menschen getötet
hat?

4. Dezember 2018
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TOUR/543: Buche, Biber, Hirsch & Co. - Winter im Nationalpark-Zentrum Eifel


Nationalparkverwaltung Eifel im Landesbetrieb Wald und Holz NRW - 3.
Dezember 2018

Buche, Biber, Hirsch & Co. - Winter im Nationalpark-Zentrum
Eifel

Ausflugstipp für die Winterzeit: Jahreszeitlich ausgerichtete Führung
durch die Erlebnisausstellung "Wildnis(t)räume" im
Nationalpark-Zentrum Eifel



Schleiden-Vogelsang, den 03. Dezember 2018. Folgt auf den trockenen
Sommer ein kalter Winter? Können Bäume frieren? Wie bereitet sich die
Buche auf den Winter vor? Was machen Biber, Hirsche und andere
Wildtiere, wenn es kalt wird? Und wie überwintern Insekten und
Spinnen?

Antworten auf solche "Winterfragen" erhalten Groß und Klein an den
kommenden Wochenenden bei einer speziellen Führung durch die
Erlebnisausstellung "Wildnis(t)räume" im Forum Vogelsang IP. Die
Sonderführung findet samstags und sonntags sowie an den
Weihnachtsfeiertagen um 14 Uhr statt. Dabei können große und kleine
Naturinteressierte viel Spannendes rund um die Natur im Winter
erfahren. Alle, die gerne wissen wollen, ob Bäume Winterschlaf halten,
ob Fische und Frösche unter dem Eis frieren und was der Biber zur
kalten Jahreszeit in seinem Bau macht, sind bei dieser Sonderführung
richtig.

Wer aus dem eigenen "Winterschlaf" erwacht, kann erfahren, ob Tiere
wie Eichhörnchen, Dachs und Braunbär dies ebenfalls tun. Im Anschluss
an die Erkundungstour können kleine Entdecker unter fachkundiger
Anleitung ein winterliches Mitbringsel basteln und mit nach Hause
nehmen.

Gerade bei kaltem und regnerischem Wetter bietet die
Erlebnisausstellung "Wildnis(t)räume" eine gute Gelegenheit für einen
Familienausflug. Mit über 50 Modellen und Tierpräparaten zum Berühren
lädt die barrierefreie und mehrsprachige Ausstellung auf über 2.000
Quadratmetern zum Staunen, Entdecken und Träumen ein.
Die Ausstellung ist für Kinder ab drei Jahren geeignet und mit dem
Kinderwagen befahrbar.

Die Termine im Dezember 2018:

08./09.12.| 15./16.12.| 22./23.12.|25./26.12| 29./30.12.

Beginn: 14:00 Uhr

Dauer: ca. 1,5 Stunden

Preis:10 Euro, ermäßigt 6 Euro,

Kinder unter 7 Jahren haben freien Eintritt

Adresse: Nationalpark-Zentrum Eifel,

Forum Vogelsang IP, Vogelsang 70, 53937 Schleiden

Weitere Informationen unter:

www.nationalparkzentrum-eifel.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.12.2018

Landesbetrieb Wald und Holz NRW

Nationalparkforstamt Eifel

Urftseestraße 34, 53937 Schleiden-Gmünd

Tel.: 02444/9510-0, Fax: 02444/9510-85

E-Mail: info@nationalpark-eifel.de

Internet: www.nationalpark-eifel.de
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TOUR/7379: Leer - Zeitreisen im weihnachtlich geschmückten Schloss, 5., 20., 28.12.2018


Landkreis Leer

Zeitreisen im weihnachtlich geschmückten Schloss

Mamsell Ingrid und der Graf führen die Besucher im Dezember durch das
Schloss



Das Schloss Evenburg bietet im Dezember wieder besondere
Theaterführungen an:

- Zeitreise mit "Mamsell Ingrid"

Das Schloss Evenburg bietet am Mittwoch, 5. Dezember ab 15.30 Uhr und
am Freitag, 28. Dezember ab 15 Uhr eine Theaterführung mit Mamsell
Ingrid an.

Die Mamsell ist untröstlich: Soeben hat sie vom Herrn Grafen ihr
Entlassungsschreiben erhalten. Die Besucher der Führung wissen bald
warum und erfahren nebenbei wie das Leben der adeligen Familie und der
Bediensteten aussah, was es mit dem legendären Skandal von Norderney
auf sich hat und warum ihre berühmte Ananasbowle der Mamsell zum
Verhängnis wurde.

Die Gäste erwartet ein amüsanter wie interessanter Spaziergang durch
das Schloss mit der temperamentvollen Mamsell Ingrid.

 * 

- Zeitreise mit "Graf Carl Georg von Wedel"

Bei der Theaterführung am 20. Dezember ab 15 Uhr dreht sich alles um
den Neubau der Evenburg im 19 Jahrhundert.

Aus der Sicht des Jungen Grafen Carl Georg von Wedel wird erzählt, wie
er es schafft, sein Erbe neu und prunkvoll zu errichten und in 20
Jahren einen florierenden Besitz mit Handelsgärtnerei, Imkerei und
Forstwirtschaft entstehen zu lassen.

Mindestteilnehmerzahl zehn Personen, Anmeldung im Schloss unter
Telefon 0491 99756000 erforderlich. Kosten zehn Euro, Kinder bis 17
Jahre frei.

*

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, D-26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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